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Beginn der Sitzung: 9.01 Uhr. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Namens des Präsidiums begrü-

ße ich Sie heute Morgen sehr herzlich und eröffne 

die 140. Sitzung im 57. Tagungsabschnitt des Nie-

dersächsischen Landtages der 18. Wahlperiode. 

Tagesordnungspunkt 16: 

Mitteilungen der Präsidentin  

Die Reihen sind gut gefüllt. Ich stelle die Be-

schlussfähigkeit des Hauses fest.  

Geburtstag hat heute der Abgeordnete Jens 

Ahrends. Im Namen des Hauses darf ich ihm 

Glückwünsche übermitteln. 

(Beifall) 

Zur Tagesordnung: Wir beginnen die heutige Sit-

zung mit Tagesordnungspunkt 17; das ist die Ak-

tuelle Stunde. Anschließend setzen wir die Bera-

tungen in der Reihenfolge der Tagesordnung fort 

mit der Ausnahme, dass wir, wie gestern be-

schlossen, Tagesordnungspunkt 22 nach Tages-

ordnungspunkt 31 und somit heute als letzten Ta-

gesordnungspunkt behandeln. Die heutige Sitzung 

soll gegen 18.55 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 

Ihnen nunmehr die Schriftführerin Frau Eilers mit. 

Bitte, Frau Kollegin! 

Schriftführerin Hillgriet Eilers:

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für heute lassen sich entschuldigen: von der Lan-

desregierung der Innenminister, Boris Pistorius, 

der Wirtschaftsminister, Dr. Bernd Althusmann, der 

Umweltminister, Olaf Lies, von 11.30 Uhr bis ca. 

15.15 Uhr, die Ministerin für Bundes- und Euro-

paangelegenheiten und Regionale Entwicklung, 

Birgit Honé, von der Fraktion der SPD Axel Bram-

mer, Renate Geuter ab 15 Uhr, Johanne Modder, 

Claudia Schüßler bis zur Mittagspause und Annet-

te Schütze, von der Fraktion der CDU Uwe Doren-

dorf, Laura Hopmann, Clemens Lammerskitten, 

Frank Oesterhelweg und Gudrun Pieper, von der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Imke Byl, von der 

Fraktion der FDP Christian Grascha nach der Mit-

tagspause sowie das fraktionslose Mitglied des 

Hauses Dana Guth. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 17: 

Aktuelle Stunde  

Wie aus der Tagesordnung zu ersehen ist, hat der 

Ältestenrat die Aktuelle Stunde in der Weise aufge-

teilt, dass heute die Anträge der Fraktion der SPD 

und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und mor-

gen dann die Anträge der beiden anderen Fraktio-

nen behandelt werden sollen. 

Die in unserer Geschäftsordnung für den Ablauf 

der Aktuellen Stunde geregelten Bestimmungen 

setze ich als bekannt voraus. 

Ich eröffne die Besprechung zu 

a) Die Krise verschärft sich, Gas wird knapp, 

Energie- und Lebensmittelpreise steigen - 

Bund, Land und Kommunen müssen klug zu-

sammenwirken! - Antrag der Fraktion der SPD - 

Drs. 18/11441

Das Wort erhält Herr Abgeordneter Watermann. 

Bitte, Herr Kollege! 

Ulrich Watermann (SPD): 

Danke schön. - Frau Präsidentin! Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Eigentlich hätte meine 

Fraktionsvorsitzende jetzt sprechen sollen. Ich 

sage ihr von hier aus: Liebe Hanne Modder, alles 

Gute und dass du möglichst schnell wieder gesund 

wirst! 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 

Thema ist klar benannt: Wir sind in einer Situation, 

die für uns, die wir politisch tätig sind, eine gewalti-

ge Herausforderung bedeutet. Dieser wirklich 

menschenverachtende Angriffskrieg der Russen 

gegen die Ukraine hat etwas ausgelöst, was zu-

mindest ich - andere mögen da schlauer sein als 

ich - nicht für möglich gehalten habe. Wir müssen 

uns jetzt damit auseinandersetzen, dass wir viel 

mehr für die äußere, aber auch für die innere Si-

cherheit tun müssen, und damit, dass sich durch 

diese Krise und sicherlich auch durch Corona die 

Preise für Energie gerade gewaltig verteuern.  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11441.pdf
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Dieser Situation können viele Menschen ohne 

unsere Unterstützung nicht Herr werden. Etwa die 

Hälfte der niedersächsischen Bevölkerung verdient 

nicht mehr als 20 000 Euro im Jahr - aus unter-

schiedlichen Gründen, weil sie z. B. Rentner oder 

in prekären Beschäftigungsverhältnissen sind. 

Diese Menschen können eine Verteuerung der 

Energiepreise, wie wir sie gerade erleben, nicht 

tragen. Deshalb sage ich ganz deutlich: Wir müs-

sen uns anstrengen, um diesen Menschen zu hel-

fen. Das bedeutet auch, dass Kommunen, Bund 

und Land zusammenwirken müssen.  

Ich bin schon ein wenig verwundert gewesen, als 

ich neulich gelesen habe, dass der Chef der Unio-

nisten auf Bundesebene insofern von „Wohltaten“ 

gesprochen hat. Meine sehr verehrten Damen und 

Herren, es geht nicht darum, Wohltaten zu vertei-

len, sondern darum, Menschen in ihrer Not zu 

helfen!  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Ich bin mir auch sicher, dass das hier niemand 

anders sehen wird. Viele Menschen wissen nicht 

mehr, wie sie ihre Energierechnung bezahlen sol-

len. Daher müssen wir uns Gedanken darüber 

machen, wie wir es organisieren, diesen Menschen 

vernünftig zu helfen.  

In der gestrigen Kulturdebatte klang das Thema 

Bürokratie an. Wir müssen es einfach machen, 

wir - der Bund, das Land und die kommunale Sei-

te - müssen die Menschen unterstützen! Dabei 

geht es nicht um Bürokratieabbau. Mit dem Büro-

kratieabbau als solchem beschäftigen wir uns 

schon seit 20 Jahren und länger.  

(Zuruf von Christian Grascha [FDP]) 

- Herr Grascha, warum haben wir denn diese Re-

gelungen? - Da sollten wir einmal bei uns selbst 

anfangen. Liegt das Problem nicht ein Stück weit 

darin, dass wir, wenn irgendetwas schiefläuft, im-

mer sofort sagen: „Das geht so nicht! Das hast du 

falsch gemacht!“? - Ich glaube, wir haben ein Ent-

scheiderproblem. Wir trauen den Menschen keine 

Entscheidungen mehr zu.  

Wir sollten uns alle einmal fragen, ob wir nicht 

selbst zu diesem Problem beitragen. Das sollte 

gerade die FDP tun; denn dort sind ja einige stän-

dig unterwegs, nur um zu gucken, ob jemand ei-

nen Fehler gemacht hat. Vielleicht sollten wir alle-

samt einmal darüber nachdenken - davon nehme 

ich keinen aus -, ob viele der Regelungswerke, die 

wir erfunden haben, nicht eher verhindern, dass 

das Geld dorthin kommt, wo es eigentlich hinkom-

men soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Mir ist es enorm wichtig, dass wir jetzt Projekte 

entwickeln, die funktionieren. Dabei sollten wir 

vielleicht auch in Kauf nehmen, dass es, wenn wir 

jetzt schnelle Hilfen organisieren, auch einmal 

passieren kann, dass sie jemand erhält, der sie 

unter Umständen nicht verdient hat.  

Eines will ich noch hinterherschicken: Ich möchte - 

egal wie und mit welchem System -, dass am Ende 

jene, die sich in dieser Krise eine goldene Nase 

verdienen, dazu beitragen, dass wir etwas in den 

Staatssäckel zurückbekommen. Wie, wäre mir 

egal. Auf jeden Fall müssen es vernünftige Hilfen 

sein. 

Punktgenau bin ich jetzt fertig.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Punktgenau, so ist es, Herr Kollege Watermann. 

Vielen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen spricht jetzt Herr Abgeordneter Christian 

Meyer.  

(Unruhe) 

- Ich darf um Aufmerksamkeit für den Kollegen 

bitten, Frau Hamburg, Herr Grascha! - Vielen 

Dank.  

Bitte! 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Bundeswirtschaftsmi-

nister Robert Habeck hat es klar gesagt: Es war 

ein Fehler, jahrzehntelang so einseitig auf fossile 

Energien, insbesondere aus Russland, zu setzen. 

Das hat uns angreifbar gemacht - und Putins Dre-

hen am Gashahn ist ein ökonomischer Angriff auf 

unsere Demokratie und unser Wertesystem.  

Unsere einseitige energiepolitische Abhängigkeit 

von fossilen Energien aus Russland hat uns er-

pressbar gemacht. Deshalb müssen wir jetzt alles 

tun, um uns schnellstmöglich aus dieser Lage zu 

befreien. Wenn es hier heißt: „Bund, Land und 

Kommunen müssen klug zusammenwirken!“, dann 

unterschreiben wir das gern, doch dafür muss 

auch das Land endlich mal ins Machen kommen. 
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Mit dieser Forderung hat der Kollege Watermann 

ja recht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der grüne Bundesminister versucht gerade rund 

um die Uhr, das Unmögliche möglich zu machen: 

Energieverbrauch senken, Gasausstieg beschleu-

nigen, Energielieferungen im Eiltempo diversifizie-

ren, den Ausbau der Erneuerbaren mit Oster- und 

Sommerpaketen vorantreiben, Planungs- und Ge-

nehmigungsverfahren so beschleunigen, wie es 

sich vorher keiner hat vorstellen können. Das alles 

ist notwendig, um die Abhängigkeit von russischem 

Gas schneller zu beenden und das Zeitalter der 

erneuerbaren Energien einzuleiten.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die EU hat gerade gestern das größte Klima-

schutzpaket aller Zeiten beschlossen, inklusive des 

Ausstiegs aus fossilen Verbrennungsmotoren. Ich 

bin sehr dankbar, dass es dazu gestern auch eine 

Einigung in der Ampel gab. Die EU hat auch be-

schlossen, zur Abfederung sozialer Härten einen 

Klimasozialfonds von 59 Milliarden Euro einzurich-

ten. Das allerdings reicht sicherlich noch nicht aus, 

und deshalb kommt es jetzt darauf an, was der 

Bund und die Länder machen.  

Was tut diese Landesregierung denn eigentlich, 

um den Gasausstieg zu beschleunigen? - Ich blei-

be dabei, Herr Minister Lies: Bei den erneuerbaren 

Energien Schneckentempo! Wir können es Ihnen 

nicht oft genug vorhalten, dass Sie nur 1,1 % der 

Landesfläche als Vorranggebiete für Windenergie 

ausgewiesen haben. Heute wollen Sie die Verord-

nung über das Landes-Raumordnungsprogramm 

ändern. Aber die Vorranggebiete für Windenergie 

sollen gerade einmal um 0,3 Prozentpunkte auf 

1,4 % der Landesfläche steigen.  

(Zurufe von der SPD) 

Liebe SPD, in dem Koalitionsvertrag, den Sie mit 

uns und der FDP im Bund unterschrieben haben, 

heißt es, dass wir 2 % der Landesfläche für die 

Windenergie vorsehen. Aber Sie beschließen heu-

te: 1,4 % bis 2030. Das ist zu wenig, und das müs-

sen wir Ihnen vorhalten. Die Wirtschaft und die 

Menschen wollen mehr erneuerbare Energien; 

denn das ist die Alternative zu Putins Gas und Öl.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In diesen Zusammenhang gehört auch, dass Sie 

ein Sondervermögen von 5 Milliarden Euro abge-

lehnt haben, mit dem wir soziale Härten abfedern 

wollten.  

(Widerspruch von der SPD) 

- Das haben Sie hier im Landtag abgelehnt: SPD 

und CDU! 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Das tut Ihnen weh. Mit diesem Sondervermögen 

wollten wir Betrieben helfen, die besonders betrof-

fen sind. Wir wollten Menschen helfen, die beson-

ders betroffen sind. Wir wollten den ÖPNV massiv 

stärken. Wir wollten eine Förderung des Gebäude-

sektors, um Menschen in unteren Einkommens-

gruppen, die auf Öl und Gas gesetzt haben, zu 

helfen, auf erneuerbare Wärme umzusteigen. Alle 

diese Maßnahmen, um Energieeinsparung und 

Energieeffizienz voranzubringen, macht diese Lan-

desregierung aus SPD und CDU aber nicht mit.  

Genauso das Klimagesetz, das Sie gestern be-

schlossen haben. Das ist doch nur ein laues Lüft-

chen, und das wissen Sie selbst ja auch. Alle Wir-

kungen treten erst in den nächsten Legislaturperi-

oden ein, und das ist deutlich zu spät.  

Sie haben natürlich recht damit, dass gerecht ver-

teilt werden muss. Wir teilen die Forderung nach 

einer Übergewinnsteuer, die auch Robert Habeck 

erhoben hat. Es kann nicht sein, dass Ölkonzerne 

von der Krise besonders profitieren.  

(Alptekin Kirci [SPD]: Habeck ist Ihr 

neuer Messias, oder?) 

- Er ist kein Messias. Aber er handelt und tut alles 

das, von dem Sie seit Jahren sagen, das geht 

nicht. Althusmann sagt: Nein, wir können keine 

Verkehrsverbünde machen, wir können keinen 

Zusammenschluss machen.  

(Christian Grascha [FDP]: Das hat 

aber der Bundesverkehrsminister un-

ter sich!) 

Diese Bundesregierung handelt, während wir in 

Niedersachsen eine Regierung der Trägheit und 

des Stillstands haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ihre Antwort auf die Gaskrise kann doch nicht 

Nichtstun und Nichthandeln sein!  

Herr Watermann hat auch die Lebensmittelpreise 

angesprochen. Auch insofern kommt das, was 

man aus der Landesregierung hört, eher einer 

Kakophonie gleich. Unser Bundeslandwirtschafts-

minister Cem Özdemir hat z. B. gefordert, die 

Mehrwertsteuer auf Obst und Gemüse zu senken. 

Das fordern auch die Sozialverbände, und das 
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wäre ja auch eine gute und schnelle Hilfe. Schließ-

lich ist Niedersachsen mit dem Alten Land das 

Obstanbauland Nummer eins. Aber als die Grünen 

das eingefordert haben, hat die Agrarministerin 

Otte-Kinast das auf der Verbraucherministerkonfe-

renz wortreich abgelehnt. Aber ich erinnere mich 

auch daran, dass Herr Althusmann hier im Plenum 

die Senkung der Mehrwertsteuersätze für alle Le-

bensmittel gefordert hat. Herr Hilbers hat dann 

komisch geguckt und im Fernsehen dann gesagt, 

das sei nicht finanzierbar.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Herr 

Althusmann ist halt im Wahlkampf!) 

Sie als CDU müssen sich schon mal einigen, wo 

Sie angreifen. Wir halten es jedenfalls für richtig, 

dort eine Entlastung vorzunehmen.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Dann machen 

Sie es doch!) 

Ebenso brauchen wir eine starke Anhebung der 

Grundsicherung, und zwar nicht nur in Höhe des 

Inflationsausgleichs. Das muss deutlich mehr sein.  

Und wir haben jetzt die Voraussetzungen geschaf-

fen, ein gerechtes Energiegeld für alle einzuführen. 

Das muss schnell kommen. Die Menschen brau-

chen Hilfen von der Bundesregierung, und wir 

brauchen Hilfen, um den Gasausstieg zu be-

schleunigen. Dafür muss die Bundesregierung 

handeln - aber das tut sie ja auch. Und die Lan-

desregierung sollte nicht nur zuschauen und gute 

Ratschläge erteilen, sondern auch mal selbst ins 

Machen kommen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Für die FDP-Fraktion hat nun der 

Vorsitzende Herr Dr. Birkner das Wort.  

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Die SPD-Fraktion nimmt in dem Titel der 

von ihr beantragten Aktuellen Stunde auf die aktu-

elle Krise, aber auch auf die Energie- und Le-

bensmittelpreise Bezug. Ich hätte mir nun ge-

wünscht, Herr Watermann, dass Sie uns dazu 

auch etwas Konkretes sagen. Was sind denn Ihre 

Vorstellungen jenseits davon, dass Sie berechtigte 

Fragen aufgeworfen und zum Nachdenken aufge-

rufen haben? Dass Sie nicht aufgezeigt haben, wo 

und wie Sie ansetzen können und wollen, ist für 

eine Regierungsfraktion aus meiner Sicht deutlich 

zu wenig,  

Nach unserer Auffassung sind es in erster Linie 

strukturelle Fragestellungen, die wir bewältigen 

müssen. Aus unserer Sicht muss der Bund endlich 

die kalte Progression angehen und im Rahmen 

des Haushaltsgesetzgebungsverfahrens im Herbst 

die Einkommensteuer so anpassen, dass die Men-

schen auch tatsächlich etwas von ihrem Geld ha-

ben und das, was sie an zusätzlichen Gehalts- und 

Lohnsteigerungen bekommen, nicht durch die 

Inflation quasi wieder aufgefressen wird. Wir sind 

in der Verantwortung, mehr bei den Menschen zu 

belassen, um sie in dieser schwierigen Phase zu 

unterstützen und zu entlasten.  

(Beifall bei der FDP) 

Dazu, meine Damen und Herren, gehört auch eine 

verantwortungsvolle Haushalts- und Finanzpolitik. 

Es ist nicht die Zeit, mit Ausgabeprogrammen in 

Milliardenhöhe - im Zweifelsfall schuldenfinanziert - 

die Inflation noch anzuheizen, und es ist nicht die 

Zeit, mit zusätzlichen Schulden die Risiken für 

künftige Generationen zu erhöhen. Dieses Jahr 

sind es 4 Milliarden Euro, die wir bundesweit in 

den Schuldendienst stecken.  

(Zuruf von Petra Tiemann [SPD]) 

Schon im nächsten Jahr sind es 30 Milliarden Eu-

ro, allein aufgrund der Zinssteigerung. Schon das 

macht deutlich, welche Risiken darin stecken und 

was das für die Handlungsfähigkeit des Staates 

insgesamt bedeutet. Wir dürfen nicht auch noch in 

eine Schuldenspirale kommen, sondern wir müs-

sen in Berlin eine seriöse und verlässliche Haus-

halts- und Finanzpolitik unter Einhaltung der 

Schuldenbremse sicherstellen.  

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, auch ich halte es für 

richtig - da bin ich ganz bei Herrn Watermann und 

der SPD -, dass wir sehr kurzfristig Unterstüt-

zungs- und Entlastungsprogramme auf den Weg 

bringen. Ich denke, das ist in einer solchen Krise 

auch notwendig, und die Bundesregierung hat es 

ja auch geschafft. Über die eine oder andere Maß-

nahme kann man sicherlich differenzierter Meinung 

sein. Welche Maßnahme welche Wirkung hat, wird 

sich erst in der Rückschau zeigen. Ich bin aller-

dings sehr optimistisch, dass die Maßnahmen 

insgesamt durchaus Wirkung gezeigt haben.  

Als Beispiel will ich das 9-Euro-Ticket ansprechen. 

Plötzlich ist es möglich, ein verkehrsverbundüber-

greifendes Ticket zu haben. Warum ging das in 

Niedersachsen bislang eigentlich nicht? Da hat die 

Landesregierung in den letzten Jahren schlicht 
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nicht geliefert! Für mich ist es unverständlich, dass 

wir im Zeitalter der Digitalisierung immer noch nicht 

in der Lage sind, ein solches landesweites Ticket 

anzubieten, zumindest organisatorisch, noch jen-

seits der Frage der Finanzierung. Da kann Nieder-

sachsen offensichtlich noch lernen, und das ist 

etwas, was man dann auch zügig angehen muss. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wenn wir über kurzfris-

tige Maßnahmen sprechen, müssen wir natürlich 

auch einen Blick auf die Energieversorgung wer-

fen. Das wird in dem Titel des Antrags zur Aktuel-

len Stunde ja auch angesprochen. 

Der Landtag hat gestern das neue Klimagesetz 

beschlossen, das - richtigerweise - ja auch das Ziel 

enthält, CO2 einzusparen. Ich nehme allerdings 

immer wieder erstaunt zur Kenntnis, dass man, 

wenn es darum geht, Gas durch andere Energie-

träger zu ersetzen, ganz selbstverständlich auf die 

Kohle geht - der Bundeswirtschafts- und -energie-

minister sagt: Das ist halt so, die Strom- und Ener-

gieversorgung muss ja sichergestellt werden -, 

aber gleichzeitig die Diskussion über den Weiter-

betrieb noch am Netz befindlicher Kernkraftwerke 

vom Tisch wischt mit dem Hinweis, das ginge ja 

alles nicht. 

Wenn man sich mit Menschen unterhält, die ganz 

konkret damit zu tun haben, und wenn man die 

Expertisen liest, die in den letzten Tagen in den 

Zeitungen veröffentlicht worden sind, dann sieht 

man, dass es dabei natürlich noch Probleme gibt, 

die zu bewältigen sind - aber dass diese Probleme 

eben auch zu bewältigen wären, wenn man nur 

den politischen Willen dazu hätte. 

Ich finde es erschreckend, mit welcher Leichtfertig-

keit man angesichts der großen Bedrohung durch 

die Klimakrise einfach sagt: Nein, das betrachten 

wir nicht einmal, das wollen wir nicht. - Daraus, 

meine Damen und Herren, kann ich nur den 

Schluss ziehen, dass Sie weiterhin in Ihren ideolo-

gischen Weltbildern gefangen sind. Sie sind selbst 

in dieser Krise nicht in der Lage, die notwendigen 

Schritte pragmatisch zu gehen und über Ihren 

Schatten zu springen. Das gilt insbesondere natür-

lich in Richtung der Grünen, aber auch in Richtung 

der SPD. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Herr Meyer, Sie sollten diese Krise nicht immer nur 

dafür nutzen, die Programmatik der Grünen ohne 

Rücksicht auf Verluste durchsetzen zu wollen, 

sondern auch einmal den Blick weiten. Denn eine 

Weitung des Blicks ist nötig, um den Herausforde-

rungen auch tatsächlich gerecht zu werden. 

(Beifall bei der FDP) 

In der Kürze der Zeit ist es mir leider nicht möglich, 

ausführlich auf die Lebensmittelpreise zu sprechen 

zu kommen. Aber lassen Sie mich abschließend 

noch ein Wort dazu sagen, Frau Präsidentin.  

Niedersachsen ist das Agrarland Nummer eins. Ich 

verstehe nicht, dass man nicht alle Flächen, die 

dafür irgendwie infrage kommen - also auch Flä-

chen, die jetzt quasi aus der Produktion genom-

men werden sollen -, für die Lebensmittelprodukti-

on mobilisiert. Wir haben auch aus Niedersachsen 

heraus eine Verantwortung für die Welternährung. 

Dieser Verantwortung müssen wir gerecht werden, 

und daher müssen die Luxusdebatten, die wir uns 

zum Teil erlauben, im Moment wenigstens dahinter 

zurückstehen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die CDU-Fraktion 

spricht nun Herr Abgeordneter Bäumer. 

(Beifall bei der CDU) 

Martin Bäumer (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 

der SPD sehr dankbar, dass sie diese Aktuelle 

Stunde beantragt hat, und ich bin dem Kollegen 

Watermann sehr dankbar, wie wohltuend differen-

ziert er vorgetragen hat. Das, was er sich ge-

wünscht hat, hat der Kollege Meyer von den Grü-

nen dann aber sofort widerlegt und ist wieder in 

diese alten Spielchen verfallen. 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Das, was der 

Kollege Meyer von den Grünen gemacht hat, wird 

dem Ernst der Lage überhaupt nicht gerecht.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Herr Meyer, ich habe neulich Ihren Bundesminister 

Habeck in Berlin live erleben dürfen. Was er ge-

sagt hat, hat sich wirklich wohltuend von dem ab-

gehoben, was Sie hier heute Morgen gemacht 

haben. Er hat gesagt, dass er nicht groß darüber 

nachdenken will, was in der Vergangenheit alles 

schiefgelaufen sein könnte, sondern dass er ge-

meinsam mit allen anderen in die Zukunft schauen 

will, um das Problem zu lösen.  
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Es geht in diesen Tagen doch um zwei ganz kon-

krete Dinge, nämlich um die Versorgungssicherheit 

und um die Bezahlbarkeit. Sie können ja keine 

Zeitung aufschlagen, keinen Radiosender anstel-

len, keinen Fernseher einschalten, ohne daran 

erinnert zu werden. Diese Themen sind dauernd 

präsent, weil die Journalisten spüren, dass wir in 

eine Situation hineinlaufen, die ernst sein kann.  

Ich will Ihnen an drei Aspekten klarmachen, warum 

wir damit aufhören sollten, hier populistische 

Rundumschläge zu machen. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

ist doch nicht populistisch, sondern 

einfach wahr!) 

Worum geht es in dieser Aktuellen Stunde eigent-

lich? - In dieser Aktuellen Stunde, liebe Frau Kolle-

gin, geht es nicht um den Klimaschutz. Es geht 

auch nicht um die erneuerbaren Energien. Und es 

geht auch nicht um die Frage, wer wann wie viele 

Windkraftanlagen gebaut hat oder wer in Zukunft 

welche Windkraftanlagen bauen will. 

Nein, es geht um zwei konkrete Dinge, nämlich um 

die Frage, wie wir Energie für die Menschen be-

zahlbar halten - das hat der Kollege Watermann 

vorhin vorbildlich adressiert -, und um die Frage, 

ob wir dann überhaupt noch Gas haben. Das ist 

es, worum es hier geht. Aber ich habe das Gefühl, 

das ist Ihnen vollkommen egal. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

stimmt nicht!) 

Ich habe neulich einen Vermerk lesen dürfen, in 

dem sehr deutlich stand, dass in allen Szenarien, 

die aktuell mit Blick auf das Thema Gas angestellt 

werden, die Speicher im Winter leer sind. Ich glau-

be, das ist Ihnen gar nicht bewusst. Die Speicher 

sind leer, Frau Kollegin, es ist kein Gas mehr da. 

Und was machen wir dann mit den Menschen, die 

eine Gasheizung haben? Das sind in Deutschland 

schließlich eine ganze Menge. 

Es brennt, liebe Frau Kollegin - auch weil die Ge-

fahr besteht, dass die Gasfeuer im Winter ausge-

hen. Daher ist die Frage im Moment doch weniger, 

auf wie viel Prozent der Landesfläche wir zukünftig 

Photovoltaik- oder Windkraftanlagen bauen - für 

die weitere Betrachtung ist das natürlich wichtig; 

das Thema weiten, hat der Kollege Birkner vorhin 

gesagt -, aber ganz konkret für diesen Winter ist 

doch die Frage zu stellen: Wie halten wir Energie 

bezahlbar, und wie sorgen wir dafür, dass die Leu-

te ihre Bude warm bekommen? 

(Volker Bajus [GRÜNE]: Außer Schul-

terzucken hören wir von Ihnen aber 

auch nichts!) 

Die Speicher, Herr Kollege von den Grünen aus 

Osnabrück, sind aktuell so leer wie noch nie in 

einem Sommer, und es wird auch jeden Tag viel 

zu wenig eingespeichert. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Wer 

hat denn nicht wahrgenommen, dass 

Russland die Speicher nicht füllen 

will? Das war Wirtschaftsminister Alt-

maier!) 

Wir waren neulich mal bei 1 % Zuwachs pro Tag. 

Aktuell sind wir bei 0,3 %. Das wird nicht reichen, 

liebe Frau Kollegin, und deswegen müssen wir 

händeringend schauen, wie wir Gas aus Europa zu 

uns nach Deutschland bekommen. Andere Länder 

in Europa haben dasselbe Problem. Auch sie ha-

ben sich darauf verlassen, dass Herr Putin Gas 

liefert, und auch sie werden das Problem haben, 

dass dieses Gas nicht ankommt. 

Deswegen ist es gut, dass unser Umweltminister 

mit Volldampf dafür sorgt, dass hier LNG-Ter-

minals gebaut werden, um auch hier ab dem Win-

ter LNG-Gas verfügbar zu machen. Aber wir müs-

sen auch überlegen, was wir demnächst machen: 

Wer soll Vorrang haben, die Unternehmen oder die 

Haushalte? Ist man zukünftig arbeitslos, aber hat 

eine warme Bude? Und wenn man zwar arbeitslos 

ist, aber eine warme Bude hat: Wie bezahlt man 

die eigentlich, wenn die Gasunternehmen dem-

nächst ihre Preise verdreifachen? Oder ist die 

Alternative, dass der Arbeitsplatz sicher ist, aber 

man hat eine kalte Wohnung? Und dann kommt 

vielleicht noch Corona, und wir schicken die Men-

schen im Winter in Quarantäne, nach Hause in 

eine kalte Bude, die sie nicht heizen können, weil 

sie eine Gasheizung haben und es kein Gas gibt. 

Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

das Thema ist mir viel zu ernst, um darüber so 

populistisch zu reden, wie die Grünen es hier tun. 

(Gerald Heere [GRÜNE]: So wie Sie 

es gerade tun! - Eva Viehoff [GRÜ-

NE]: Wenn hier jemand populistisch 

redet, dann sind Sie es!) 

Wir müssen davon ausgehen, Frau Kollegin, dass 

die Gasspeicher leer sind. Diese Landesregierung 

wird sich überlegen müssen - - -  

(Zuruf von Eva Viehoff [GRÜNE]) 
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Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte! - Frau Viehoff, möchten Sie 

eine Frage stellen? 

(Eva Viehoff [GRÜNE]: Nein, danke!) 

- Das ist nicht der Fall. Dann hat jetzt ausschließ-

lich Herr Kollege Bäumer unsere Aufmerksamkeit. 

Bitte, Herr Bäumer, fahren Sie fort! 

Martin Bäumer (CDU): 

Die Frau Kollegin hat gar keine Fragen. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Weil Sie 

keine Antworten haben!) 

Wir müssen doch überlegen, wie wir dem begeg-

nen. Im Sommer erleben wir häufig, dass in man-

chen Orten in Niedersachsen das Trinkwasser 

knapp wird. Dann kommt die Feuerwehr. Die liefert 

den Menschen Wasser, und diese können dann 

die wichtigsten Dinge erledigen. Das Duschen fällt 

zwar schwer, aber das kann man ja vielleicht auch 

irgendwie anders lösen. 

Aber wie ist es mit kalten Wohnungen? Müssen wir 

jetzt Heizlüfter anschaffen? Kaufen sich die Men-

schen Heizlüfter, weil sie die Gefahr sehen, dass 

es kalt wird? Und was machen diese Heizlüfter 

dann mit dem Stromnetz? 

Nein, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 

glaube, diese Landesregierung und die Politik in 

Niedersachsen müssen sich zwei konkrete Fragen 

stellen - und genau deswegen bin ich dem Kolle-

gen Watermann noch einmal dankbar dafür, dass 

er diese Aktuelle Stunde beantragt hat; wir werden 

das Thema ja morgen noch fortsetzen -: Wie halte 

ich Energie bezahlbar, wie sorge ich dafür, dass 

die Menschen, die es nicht bezahlen können, 

trotzdem Energie bekommen? Und wie sorge ich 

dafür, dass die Wohnungen warm bleiben und 

Unternehmen auch weiterhin produzieren können? 

- Das sind die beiden zentralen Fragen. Alles an-

dere ist Populismus. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

- Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Die-

se Fragen diskutieren wir doch rauf 

und runter! - Christian Meyer [GRÜ-

NE]: Keine Antwort! - Gegenruf von 

Ulrich Watermann [SPD]: Weil es da-

rauf ganz viele Antworten gibt!) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Bäumer. - Für die Lan-

desregierung erhält nun Herr Ministerpräsident 

Weil das Wort. Bitte, Herr Ministerpräsident! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir müssen gar nicht groß drum herumreden: Wir 

befinden uns in einer ernsten Situation. Wir stehen 

vor einem ganzen Bündel an Herausforderungen, 

aber wir haben es auch ganz konkret mit zwei 

Krisen zu tun, die den Menschen buchstäblich 

unter die Haut gehen: Das ist die Sorge vor der 

Energieknappheit im nächsten Winter, und das ist 

die Sorge vor weiter explodierenden Energiekos-

ten, die viele Bürgerinnen und Bürger, aber auch 

viele Unternehmen überfordert. Das sind die Kri-

sen, mit denen wir uns auseinandersetzen müs-

sen. Und da muss ich schon sagen, Herr Meyer: 

Ich stimme Herrn Bäumer zu. Sie haben komplett 

am Thema vorbeigeredet. - Komplett! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Wir erleben zum ersten Mal, dass Gas als Waffe 

eingesetzt wird  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Das habe 

ich gesagt!) 

und damit Energiemangel bei uns ein reales Risiko 

wird. Die Bundesregierung macht aus meiner Sicht 

in dieser Situation vieles richtig. Sie organisiert 

zusätzliche Mengen Gas an den Spotmärkten, und 

die Speicher sind jetzt wieder etwas über 60 % 

gefüllt. Die Kohlekraftwerke werden in ihrem Be-

trieb verlängert - was niemandem Freude macht, 

aber ausdrücklich richtig ist -, und sicherlich sind 

auch die Appelle zum Energiesparen ausdrücklich 

richtig; denn wir können tatsächlich, jede und jeder 

täglich ab jetzt, unseren Beitrag dazu leisten, dass 

wir diese Herausforderung meistern. 

Der Kollege Meyer hat gefragt: Was macht das 

Land? - Nun, das Land leistet mit aller Energie, mit 

aller Kraft, die wir überhaupt nur aufwenden kön-

nen, derzeit seinen Beitrag dazu, dass Deutsch-

land so schnell wie möglich unabhängig von russi-

schem Erdgas wird, meine sehr verehrten Damen 

und Herren. Das macht das Land! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Wir arbeiten intensiv an der Verfügbarkeit von 

schwimmenden LNG-Terminals - Flüssiggas - in 

Wilhelmshaven und in Stade. Nach unserem Ein-

druck sind wir damit wesentlich schneller als ande-
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re Länder mit ihren Projekten. Wir hoffen, dass wir 

noch in diesem Jahr ein erstes Terminal in Wil-

helmshaven in Betrieb nehmen können und damit 

schon in dieser Heizperiode einen Beitrag dazu 

leisten können, durch diese Situation durchzu-

kommen. 

Wir glauben, dass wir etwa im dritten Quartal des 

nächsten Jahres die heute noch von Russland 

bezogene Gasmenge vollständig über niedersäch-

sische LNG-Terminals kompensieren können. Das 

leistet das Land, und damit tun wir auch viel für die 

nationale Energiesicherheit, meine sehr verehrten 

Damen und Herren. Wir strengen uns enorm an! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU 

- Christian Meyer [GRÜNE]: Sie er-

setzen 100 % Gas durch 100 % Gas! 

- Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das macht 

doch der Bund! - Julia Willie Hamburg 

[GRÜNE]: Das sind ja Bundesmaß-

nahmen!) 

Das ist eine bundesweit einmalige Anstrengung. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Bei den 

Erneuerbaren nichts!) 

Ich danke ausdrücklich Umweltminister Lies. Ich 

danke auch ausdrücklich Wirtschaftsminister Alt-

husmann und all den anderen Kolleginnen und 

Kollegen, die in dieser Situation eine sehr klare 

Priorität setzen. Wir alle sollten sie darin unterstüt-

zen! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Ministerpräsident, darf ich Sie kurz unterbre-

chen? Frau Hamburg - - - 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Nein, ich möchte gerne ausführen! 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Wie 

schade! - Dr. Stefan Birkner [FDP]: 

Erstaunlich!) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Dann fahren Sie fort. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Das zweite große Problem, vor dem wir stehen, ist, 

glaube ich, in seiner Dimension noch nicht überall 

erfasst worden. Knappe Energie sorgt für höhere 

Preise. Das ist klar! Das, was wir derzeit an einem 

kaum erträglichen Energiepreisniveau sehen, ist 

noch nicht überall bei Bürgerinnen und Bürgern 

angekommen.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Kein Wort 

zu den erneuerbaren Energien!) 

Ganz einfach deswegen, weil ihre Stadtwerke noch 

längere Beschaffungsverträge haben. Aber das ist 

natürlich nicht auf Dauer. 

Deswegen müssen wir vor dem, was da auf uns 

zukommt, großen Respekt haben. Wir müssen 

sehen, dass insbesondere diejenigen Bürgerinnen 

und Bürger, die keine finanziellen Reserven ha-

ben, vor große Herausforderungen gestellt werden. 

In dieser Situation gibt es meines Erachtens zwei 

berechtigte Erwartungen an den Staat:  

Erstens Gerechtigkeit. Wenn es schon schwer ist, 

dann muss es gerecht zugehen. Starke Schultern 

müssen stärker belastet werden als schwache 

Schultern, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wir brauchen insbesondere da Hilfen, 

wo es um existenzielle Nöte geht. Es gibt bereits 

spürbare Entlastungen; auch das will ich ausdrück-

lich hervorheben. Mit dem Entlastungspaket, das 

Bund und Länder beschlossen haben und das sich 

auch in der niedersächsischen Landeskasse deut-

lich niederschlägt, sind 18 Milliarden Euro für Ent-

lastungen mobilisiert worden. Das lässt sich wirk-

lich hören. 

Ich füge allerdings auch hinzu: Gemessen an den 

Hilfen zur Rettung der deutschen Banken, ist es 

etwa ein Viertel. Gemessen an dem, was wir für 

Wirtschaftshilfen während der Pandemie mobili-

siert haben, ist es etwa ein Neuntel. Das sollten wir 

im Hinterkopf behalten. 

Denn es ist kein Ende in Sicht. Ich bin sicher, wir 

werden gerade in Bezug auf die staatlichen Unter-

stützungsmaßnahmen im zweiten Halbjahr noch 

sehr ernsthafte Gespräche miteinander führen 

müssen. Das kann nur der erste Schritt gewesen 

sein, ein zweiter steht meines Erachtens unmittel-

bar bevor. 

Es kann nicht richtig sein, wenn ausgerechnet die 

große Bevölkerungsgruppe der Rentnerinnen und 

Rentner mit dem kleinen Einkommen kein Ener-

giegeld bekommt.  
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Wer weniger Geld zur Verfügung hat, der wird 

umso stärker von der Energiepreiserhöhung betrof-

fen. Das liegt doch auf der Hand! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich plädiere sehr dafür, dass wir unmittelbar nach 

der Sommerpause in einem sehr konzentrierten 

Diskussionsprozess zwischen Bund und Ländern 

über strukturelle Entlastungsmaßnahmen reden. 

Wir müssen gemeinsam dafür sorgen, dass aus 

der Energiepreiskrise keine soziale Krise in unse-

rem Land wird, meine sehr verehrten Damen und 

Herren. Dafür wird sich Niedersachsen sehr enga-

gieren. 

Das geschieht auch bei uns im eigenen Land. Sie 

wissen, es gibt einen seit Beginn der Pandemie 

existenten ständigen Diskussionskreis mit den 

Sozialpartnern, der jetzt unverändert weiterarbei-

tet, weil wir uns sehr eng abstimmen wollen. Wir 

werden in diesen Tagen einen ähnlichen Ge-

sprächskreis mit den notwendigen Akteuren aus 

dem sozialen Bereich institutionalisieren, um zu 

schauen, wie wir insbesondere bei den Spitzen der 

Energiepreisbelastung den Menschen in Nieder-

sachsen, die es besonders schwer haben, ganz 

konkret helfen können. Das setzt wiederum eine 

große gemeinschaftliche Anstrengung voraus. 

Das soll mein letzter Punkt sein: Wir stehen in 

einer harten Bewährungsprobe. Da macht es übri-

gens gar keinen Sinn, wenn man versucht, das 

gegeneinander zu lösen. Wir müssen diese Situa-

tion mit dem notwendigen Problembewusstsein 

und der Sorge angehen. Aber wir können es auch 

mit dem berechtigten Selbstvertrauen angehen, 

dass wir gerade in Niedersachsen in den vergan-

genen Krisen immer wieder gemeinsam - Staat 

und Politik und Gesellschaft und Bürgerinnen und 

Bürger - gezeigt haben: Gemeinsam sind wir im 

Stande, auch große Herausforderungen zu bewäl-

tigen. Das ist unsere Aufgabe für das zweite Halb-

jahr! 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 

der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. - Um zusätzli-

che Redezeit nach § 71 Abs. 3 unserer Geschäfts-

ordnung hat der Abgeordnete Meyer, Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen, gebeten. Herr Kollege 

Meyer, Sie erhalten zwei Minuten. 

(Zurufe von der CDU - Gegenruf von 

Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Ja na-

türlich! Glauben Sie, wir stellen das 

nicht einmal richtig?) 

Bitte, Herr Kollege! 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Ich habe um Redezeit 

gebeten, weil der Ministerpräsident keine Frage 

darüber zugelassen hat, was das Land eigentlich 

macht. 

(Alptekin Kirci [SPD]: Da haben Sie 

nicht richtig zugehört!) 

Wir haben jetzt wortreich gehört, was alles die 

Bundesregierung gut macht: das LNG-Beschleu-

nigungsgesetz. Aber die Worte „erneuerbare Ener-

gien“ hat der Ministerpräsident gar nicht in den 

Mund genommen. Er hat gesagt: Wir ersetzen das 

russische Gas durch Gas aus anderen Ländern. 

Das ist natürlich nur der eine Schritt und nicht der 

zweite Schritt, den man auch machen muss. Man 

muss den Gasverbrauch auch reduzieren! 

(Beifall bei den GRÜNEN - Marcus 

Bosse [SPD]: Sie machen doch so-

wieso wieder, was Sie wollen!) 

Denn das LNG-Gas - das haben Sie selber ange-

sprochen - ist sehr teuer. Und deshalb - - - 

(Unruhe) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte! 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Der Ministerpräsident hat gerade eben Energie-

sparprogramme angesprochen - - - 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Meyer, einen Moment, bitte! - Ich darf um 

Ruhe bitten! - Ihre Redezeit, Herr Meyer, verlän-

gert sich, wenn die Störungen anhalten. - Bitte, 

fahren Sie fort! 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Natürlich müssen wir Energie sparen. Dafür gibt es 

Programme, die der Bund aufgelegt hat. Ich be-

grüße es, dass der Ministerpräsident dies erwähnt 

hat. Da sollte man aber nicht wie Herr Bäumer von 

einem „staatlich verordneten Frieren“ reden. Es 

geht darum, Anreize für Menschen zu geben, die 
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damit ihre Kosten auch senken können. Das kann 

man mit technischen Maßnahmen machen. Da 

wäre es doch auch gut, wenn man an der Stelle 

Förderprogramme auflegt. 

Der Umweltminister, Herr Lies, hat letztens in der 

Zeitung gefordert, man sollte den Handwerkern, 

die die Heizungen prüfen, einen Zuschuss geben. 

Aber er hat wieder nur vom Bund gefordert. 

(Christian Grascha [FDP]: Das wurde 

doch abgelehnt!) 

Denn was macht das Land? - Nichts! 

Sie haben die sozialen Härten für die sozialen 

Einrichtungen und die Kommunen angesprochen, 

die jetzt durch die steigenden Gaspreise kommen 

werden. Sie haben die Sozialverbände angespro-

chen. Es wird ganz hart werden! 

Aber was macht das Land? - Es hat hierfür kein 

Geld im Haushalt eingeplant. Wir haben ein Son-

dervermögen für diese sozialen Folgen in Höhe 

von 5 Milliarden Euro beantragt, das aber auch mit 

der Stimme des Ministerpräsidenten abgelehnt 

worden ist. An der Stelle hätten Sie den Kommu-

nen die zusätzlichen Lasten, die sie jetzt bekom-

men werden, abnehmen können. Wir hätten ihnen 

helfen können, den Gasverbrauch zu reduzieren, 

Gebäude zu sanieren etc. Das wäre die richtige 

Antwort gewesen! 

Mit der SPD und der CDU war keine Möglichkeit 

vorhanden, soziale Härten mit einem Landespro-

gramm abzufedern. Das wäre die richtige Antwort 

auf die Gaskrise gewesen! 

(Ulf Thiele [CDU]: Da war kein einzi-

ger Punkt drin!) 

Auch die CDU hat es abgelehnt, obwohl die Kom-

munen das gefordert und gesagt haben, dass sie 

Hilfen brauchen, weil sie jetzt mehr Belastungen im 

Winter haben werden. Da kann man ihnen nur 

sagen: Die Rechnungen, die die Kommunen und 

die sozialen Einrichtungen haben, können sie an 

CDU und SPD schicken; denn die haben sich ver-

weigert, dass man Menschen in Not wirklich hilft. 

Wir Grüne wollen das tun. Es wäre gut gewesen, 

wenn man das noch vor der Landtagswahl getan 

hätte. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Wider-

spruch von Alptekin Kirci [SPD]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Ebenfalls zusätzliche Redezeit nach 

§ 71 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung erhält der 

Kollege Dr. Birkner. Auch für Sie zwei Minuten! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Minis-

terpräsident, Sie haben eben den Eindruck er-

weckt, dass das Land alles tut, um so schnell wie 

möglich von russischem Gas unabhängig zu wer-

den.  

Ich will mit Blick auf Wilhelmshaven zum Ausdruck 

bringen, dass es nach unserer Überzeugung in 

erster Linie die bundespolitischen Rahmenbedin-

gungen sind, die sich für Wilhelmshaven verbes-

sert haben und die ein schnelleres Verfahren er-

möglichen. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Ja! - Julia 

Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

stimmt!) 

Darüber hinaus beschränken sich die Aktivitäten 

des Landes im Wesentlichen darauf, dass man 

sich endlich ganz konkret um die Beschleunigung 

der Verfahren durch den Einsatz der Ressourcen 

der Verwaltung kümmert. Das ist sicherlich richtig, 

und das ist ein entscheidender Schritt. Aber es ist 

eben längst kein besonderer Verdienst dieser Lan-

desregierung. 

Das wird besonders deutlich, wenn man auf Stade 

blickt, meine Damen und Herren. Der hier schon 

vielfach von Herrn Meyer zitierte Bundesminister 

Habeck hat uns in einem Schreiben mitgeteilt, 

dass bezüglich der zwei weiteren schwimmenden 

LNG-Einheiten Stade im Prinzip gar nicht mehr in 

Betracht kommt, weil diese Schiffe bereits im Mai 

zur Verfügung stehen werden, Stade aber nach 

den Planungen des Landes erst im dritten Quartal 

des nächsten Jahres zur Verfügung stehen wird. 

Also: Niedersachsen ist schlicht zu langsam, Herr 

Ministerpräsident! An der Stelle geht es ganz kon-

kret um die Investition des Landes. Wenn das 

Land die finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt 

hätte, wäre man in Stade weiter. In diesem Jahr 

hätten dort 90 Millionen Euro investiert werden 

müssen. Das Geld steht mindestens nicht zur Ver-

fügung. Es geht nicht voran. Damit wird Nieder-

sachsen seiner Verantwortung eben gerade nicht 

gerecht, Herr Ministerpräsident!  



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13065

Es ist uns wichtig, das hier ein bisschen richtigzu-

stellen, weil wir ja die Inszenierung der Landesre-

gierung wahrnehmen. Ich will sagen, da ist ein 

bisschen etwas dran, aber da ist mehr Schatten als 

tatsächlich Licht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Der Dritte im Bunde ist nun Herr 

Watermann von der SPD-Fraktion. Auch Sie haben 

zwei Minuten. 

Ulrich Watermann (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Ich frage mich gerade, wie das Publi-

kum draußen das findet, was wir hier gerade ver-

anstalten. Ich finde das lächerlich. Ich finde das 

schlimm. Denn dass wir hier Schwarzer Peter spie-

len und sagen „Der hat aber mehr und der hat 

weniger gemacht!“, hilft keinem einzigen - nicht 

einem einzigen! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich habe keinen perfekten Weg. Aber wenn wir 

den Leuten signalisieren würden „Wir gemeinsam, 

die demokratischen Kräfte dieses Landes, machen 

uns Gedanken darüber, wie es gehen könnte und 

wie es gemacht werden könnte“, dann würde das 

die Leute beruhigen. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Wir haben 

konkrete Vorschläge gemacht!) 

Das, was wir hier vorführen, ist keine Beruhigung, 

sondern nichts anderes als eine Inszenierung, die 

niemandem hilft und die der gesamten Lage nicht 

gerecht wird. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Watermann, lassen Sie eine Frage der Abge-

ordneten Frau Hamburg zu? 

Ulrich Watermann (SPD): 

Aber selbstverständlich! 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Bitte, Frau Kollegin! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Watermann.  

Vor dem Hintergrund, dass ich Ihnen zustimme, 

dass wir gut daran täten, trotz des Wahlkampfs vor 

allem Lösungen zu präsentieren, frage ich Sie, wie 

wir dann damit umgehen, dass alle Einrichtungen, 

mit denen ich rede - Universitäten, Sozialverbän-

de -, mir sagen, dass die Landesregierung eben 

nicht mit ihnen über einen Energierettungsschirm 

verhandelt.  

Wäre es dann nicht angemessen, dass wir, Oppo-

sition und Regierung, uns zusammensetzen und 

überlegen, wie wir noch ein Sondervermögen oder 

andere finanzielle Maßnahmen auf den Weg brin-

gen, damit wir nicht erst im November anfangen, 

über Nachtragshaushalte zu reden - die zu spät 

kommen, weil die Energiepreise im Januar stei-

gen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte! 

Ulrich Watermann (SPD): 

Das ist eine Möglichkeit, um eine Antwort zu fin-

den: dass man sich zusammensetzt und miteinan-

der redet. Genau das kann ich hier aber gar nicht 

erkennen. Der eine möchte die erneuerbaren 

Energien nach vorne bringen. Der andere möchte 

ein bisschen spielen: „Wer hat mehr gemacht - das 

Land oder der Bund?“ 

Lasst uns mal am Ende des heutigen Tages dar-

über reden, ob wir nicht wirklich in der Lage wären, 

es einfach zu machen! Ich bin gespannt. Ich bin 

wirklich sehr gespannt. Ich traue uns das ernsthaft 

nicht zu. Ich habe diese Spielchen - vielleicht bin 

ich zu lange dabei - gestrichen satt, immer nur mit 

dem Finger auf die anderen zu zeigen. 

Ich glaube, dass die Kommunen, die Energieun-

ternehmen, das Land und der Bund zusammen 

nachdenken müssen. Früher haben wir Konzertier-

te Aktionen gemacht. Früher haben wir uns in 

schwierigen Lagen nicht gegenseitig ein Bein ge-

stellt. Vielleicht könnte das ein Stückchen Lehre 

aus dem sein, was wir hier gerade erlebt haben.  

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 

Zustimmung bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Watermann. - Herr Mi-

nisterpräsident Weil erhält nochmals das Wort. 

Bitte, Herr Ministerpräsident! 
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Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und liebe Kol-

legen! Nur der guten Ordnung halber, lieber Kolle-

ge Birkner: Sie liegen richtig falsch! Erstens haben 

in Niedersachsen bereits die intensiven Arbeiten 

an der Errichtung von LNG-Terminals begonnen, 

bevor dieses Gesetz, das jüngst in Kraft getreten 

ist, überhaupt diskutiert worden ist. So sieht es 

aus! 

(Petra Tiemann [SPD]: Genau! Richtig!) 

Zweitens. Auch für Stade sind Sie nicht auf dem 

aktuellen Stand. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Dann hat 

uns der Bundesminister eine falsche 

Auskunft gegeben!) 

Aus Niedersachsen heraus gibt es ein Angebot an 

den Bund, das nach unserer Einschätzung wesent-

lich schneller sein wird als alle anderen Vorhaben 

in allen anderen Ländern. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Dann bin 

ich gespannt! - Christian Meyer 

[GRÜNE]: Das sieht der Bund aber 

anders!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 

wir es schaffen, sehr schnell im nächsten Jahr 

komplett unabhängig von russischem Erdgas zu 

werden, dann durch die niedersächsischen Aktivi-

täten. Darauf möchte ich an dieser Stelle Wert 

legen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 

der CDU) 

Drittens. Niemand darf sich etwas vormachen: Es 

wird nicht möglich sein, durch einzelne Länder, 

durch einzelne Initiativen dieses Riesenproblem 

der Energiepreise in den Griff zu kriegen. Das 

werden wir nur gemeinsam schaffen. Deswegen 

plädiere ich intensiv dafür, dass Bund und Länder 

unmittelbar nach der Sommerpause damit anfan-

gen und dass wir nicht warten, bis es Winter wird, 

sondern dass wir sehr schnell anfangen und dass 

wir uns auch klarmachen, dass das Grundgesetz 

mit der Notlage in der Tat auch insofern eine Opti-

on für einen Fall bietet, der tatsächlich einer Notla-

ge entspricht. Das ist das Thema des zweiten 

Halbjahres. 

Insofern werden wir in Niedersachsen, wie ich 

sagte, auch intensiv darüber reden, wie wir Spitzen 

abmildern können. Aber wir können uns nicht der 

Illusion hingeben, es werde möglich sein, auf diese 

Art und Weise das sich abzeichnende soziale 

Problem tatsächlich strukturell in den Griff zu krie-

gen. Das schaffen wir nur gemeinsam. Das gilt in 

Niedersachsen, und das gilt in ganz Deutschland, 

meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 

Zustimmung von Martin Bäumer 

[CDU]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident.  

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, sodass 

die Debatte über den Antrag der SPD-Fraktion zur 

Aktuellen Stunde hiermit beendet ist. 

Wir kommen jetzt zu dem Punkt 

b) Bei der Mobilitätswende selber springen - 

Bus und Bahn attraktiv aufstellen, statt nur auf 

den Bund zu zeigen - Antrag der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen - Drs. 18/11442

Eingebracht wird dieser Antrag zur Aktuellen Stun-

de von der Vorsitzenden der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen, Frau Kollegin Hamburg. Bitte! Sie 

haben das Wort. 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wie so häufig in diesen Zeiten ma-

chen wir jetzt einen Bruch. Nachdem wir über die 

Energieversorgung und die Sorgen im Hinblick auf 

den nächsten Winter gesprochen haben, möchten 

wir hier und heute über die Mobilitätswende in 

Niedersachsen sprechen. Es ist der Spagat dieser 

Zeiten, dass wir uns auf der einen Seite mit hoch-

dramatischen Entwicklungen beschäftigen und auf 

der anderen Seite trotzdem schauen müssen, wie 

unsere Politikprojekte darüber hinaus weitergehen. 

Die Bundesebene hat bereits ein großes sozialpoli-

tisches Entlastungspaket auf den Weg gebracht, 

welches verschiedenste Maßnahmen umfasste. 

Eines davon ist das 9-Euro-Ticket, von dem unser 

derzeitiger Verkehrsminister sagte: „Das wird ein 

Rohrkrepierer!“ 

(Jörg Bode [FDP]: Aber der in Nieder-

sachsen!) 

- Ja, richtig, der in Niedersachsen. Nicht Herr Wis-

sing, sondern Herr Althusmann. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11442.pdf
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Erst einmal möchte ich unserem Verkehrsminister 

hier in Niedersachsen alles Gute und einen milden 

Verlauf wünschen. Ich hätte mich gerne direkt mit 

ihm auseinandergesetzt, aber das ist nun leider 

nicht möglich. Ich gehe davon aus, dass er mir 

zusieht. Ich wünsche ihm an dieser Stelle gute 

Besserung und einen milden Verlauf! 

(Beifall) 

Das 9-Euro-Ticket hat ja verschiedenste Dinge 

sehr deutlich gemacht: Es hat deutlich gemacht, 

dass ein kostengünstiger öffentlicher Personen-

nahverkehr für Menschen attraktiv ist. Ich kenne 

viele Leute, die regelmäßig mit dem Auto gepen-

delt sind und die sich jetzt aufgrund des 9-Euro-

Tickets entschieden haben, mit Bus und Bahn zu 

fahren. Insofern ist das 9-Euro-Ticket eine große 

Erfolgsgeschichte. Es zeigt, dass günstiger öffent-

licher Personennahverkehr ankommt und dass 

tarifübergreifende Verkehre möglich sind, liebe 

Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Während sich unser Verkehrsminister Herr Alt-

husmann über vier Jahre hinweg schwergetan hat, 

das 365-Euro-Ticket in Niedersachsen umzuset-

zen, können wir jetzt sehen: Es ist möglich! Darauf 

sollten wir dringend aufsatteln, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, und das für Niedersachsen erhalten. 

Wir brauchen ein attraktives niedersachsenweites 

Ticket für den öffentlichen Personennahverkehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Aber das 9-Euro-Ticket hat natürlich auch die 

Schattenseiten der Bus- und Bahnverkehre in Nie-

dersachsen sehr deutlich gemacht. Bevor Herr 

Althusmann, so wie gestern geschehen, an den 

Bund appelliert, einfach das 9-Euro-Ticket weiter-

zuführen - womit er es sich an dieser Stelle sehr 

einfach macht -, wäre es doch sehr angemessen, 

auch selber Bilanz zu ziehen und zu schauen, was 

für Möglichkeiten ein Verkehrsminister in Nieder-

sachsen eigentlich hätte, aber in den letzten vier 

Jahren liegen gelassen hat. Das gehört ja zur 

Wahrheit dazu. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da möchte ich betonen: Natürlich ist es wichtig, 

dass der Bund die Regionalisierungsmittel erhöht. 

Natürlich ist es wichtig, dass das Land finanziell 

deutlich besser für diese Aufgaben ausgestattet 

wird. Dafür können wir alle hier gemeinsam kämp-

fen. Aber das darf doch nicht darüber hinwegtäu-

schen, dass das 9-Euro-Ticket den vielen Men-

schen im ländlichen Raum, die überhaupt keinen 

öffentlichen Personennahverkehr haben, über-

haupt nichts nutzt und da überhaupt nicht an-

kommt. Liebe Kolleginnen und Kollegen, da müs-

sen wir als Land Niedersachsen doch ran! Wir 

müssen uns um unsere ländlichen Räume küm-

mern! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da, muss ich ehrlich sagen, bin ich ein bisschen 

frustriert. Denn Sie als selbsternannte Kommunal-

partei tun eine Menge, um Modellprojekte zu blo-

ckieren, aber wenig, um den ländlichen Raum 

besser anzuschließen. Reaktivierung von Bahn-

strecken? - Unter Herrn Althusmann fast gar nicht 

gelaufen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dabei ist 

das doch eine Möglichkeit, wirklich schnell zusätz-

lichen Schienenverkehr im Land zu verteilen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Oder nehmen wir das autonome Fahren und den 

On-demand-Verkehr: Ich schicke eine Nachricht, 

dass ich fahren möchte, und dann kommt ein 

Großraumtaxi und holt mich ab. - Wir alle wissen, 

in Hamburg läuft da ein Test. Hier in Niedersach-

sen, in Hannover, sind gestern viele von Ihnen mit 

MOIA zu ihren parlamentarischen Abenden gefah-

ren. In den ländlichen Räumen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, gibt es das nicht. Da muss sich ein 

Verkehrsminister selber ernst nehmen und genau 

da ansetzen, um den ländlichen Raum nicht abzu-

hängen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir behaupten gar nicht, dass das leicht wäre. 

Aber zumindest in Modellprojekten vernünftig und 

mit finanziellen Mitteln zu erforschen, wie wir das 

in ländlichen Räumen zugunsten der ländlichen 

Bevölkerung organisieren können, ist überfällig. 

Wir hoffen, dass mit einem Regierungswechsel 

hier endlich ein bisschen Zug in die Verkehrswen-

de kommt.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Althusmann 

muss sich einmal fragen, was für eine Bilanz er da 

vorzuweisen hat. Denn die sieht von vorne bis 

hinten wirklich schlecht aus. Was hat er gemacht? 

- Er hat sich vor allem als Verkehrsverhinderungs-

minister gezeigt. Er ist derjenigen, der den Kom-

munen, die bessere Verkehrssysteme auf den 

Weg bringen wollen, permanent erzählt, dass das 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13068 

nicht geht. Tempo-30-Zonen sind mit Herrn Alt-

husmann aus dogmatischen Gründen nicht zu 

machen. Er unterstützt die Kommunen kein biss-

chen dabei, Fahrradverkehre voranzutreiben. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das stimmt doch 

überhaupt nicht! Das ist grotten-

falsch!) 

Die Mobilitätswende stattet er nicht besser aus. 

Herr Althusmann hat meiner Meinung nach nicht 

verstanden, was die Aufgaben eines Verkehrsmi-

nisters in Niedersachsen sind. Außer beim Auto 

tritt er permanent voll auf die Bremse. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es wird Zeit, dass sich das ändert und wir in Nie-

dersachsen auch selber springen, liebe Kollegin-

nen und Kollegen. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Hamburg. - Es folgt 

Herr Abgeordneter Thiele für die CDU-Fraktion. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Bitte, Herr Kollege! 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren! 

Liebe Frau Hamburg, ich muss zugeben: Im ersten 

Teil Ihrer Rede hatte ich noch den Eindruck, dass 

wir in der Ausrichtung relativ dicht beieinander 

sind. Sie haben tatsächlich recht damit, dass man 

eine Mobilitätswende für Niedersachsen vom länd-

lichen Raum aus denken muss.  

Ich ergänze: Man muss diese Mobilitätswende vor 

allen Dingen aus der Perspektive derjenigen den-

ken, die sich nicht mal eben aus dem Stand ein 

E-Auto leisten können. Ich habe vor ein paar Ta-

gen in der Diskussion - Herr Meyer war dabei - das 

Beispiel meiner 80-jährigen Nachbarin gebracht, 

die auf ihr Auto angewiesen ist, um zum Einkaufen 

zu fahren oder auch nur andere Nachbarn zu be-

suchen und die sich mit ihrer kleinen Rente kein 

anderes Auto mehr wird leisten können.  

Beim zweiten Teil Ihrer Rede bin ich ins Zweifeln 

geraten, weil Sie bei den Vorwürfen, die Sie adres-

siert haben, offensichtlich die Politik der letzten 

viereinhalb Jahre völlig ausgeblendet haben.  

Es hat noch nie in der Geschichte des Landes 

Niedersachsen so viele Mittel gegeben, mit denen 

die Kommunen unterstützt werden und parallel die 

Landesstraßenbaubehörde in die Lage versetzt 

wird, neue Radwege in Niedersachsen zu bauen. 

(Beifall bei der CDU - Julia Willie 

Hamburg [GRÜNE]: Das erzählen die 

Kommunen ganz anders!) 

Das müssen Sie bitte zur Kenntnis nehmen. 

In der letzten Legislaturperiode, in der Ihre Partei 

hier in Niedersachsen Verantwortung getragen hat, 

wurde der Radwegebau nicht einmal mit der Hälfte 

der momentanen Summe gefördert - zugegeben 

auch mit Bundesmitteln, aber im Wesentlichen 

auch aus dem Landeshaushalt. Es gibt parallel 

momentan fünf Programme, mit denen die Kom-

munen und das Land die Radwege in Niedersach-

sen ausbauen. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Mehr Pro-

gramme machen es doch nicht einfa-

cher! Ein gutes Programm wäre bes-

ser!) 

Ich würde mir allerdings ein offenes Wort wün-

schen, dass die Planfeststellungsbehörden in Nie-

dersachsen ein bisschen beschleunigt vorgehen 

könnten und - noch ein offenes Wort - dass natur-

schutzfachliche Auflagen nicht regelmäßig dazu 

führen sollten, dass Radwege in Niedersachsen 

nicht oder nur verzögert gebaut werden können. 

An dieser Stelle können wir durchaus planerisch 

schneller werden. Deswegen plädiere ich persön-

lich für eine Landesplanungs- und -planfeststel-

lungsbehörde, die dieses Problem löst und für 

Beschleunigung sorgt. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

wäre doch mal was! Hätten Sie das 

mal umgesetzt! Da sind wir beieinan-

der!) 

Meine Damen, meine Herren, an dieser Stelle 

Bernd Althusmann den Vorwurf zu machen, dass 

er zu wenig Radwege baut, geht nun wirklich fehl. 

Denn kein Minister hat so viele Radwege initiiert, 

geplant und finanziert wie Bernd Althusmann in 

dieser Legislaturperiode. - Erster Punkt. 

(Beifall bei der CDU) 

Zweiter Punkt - ich weiß nicht, ob Sie es gemerkt 

haben -: Sie fordern immer Modellprojekte. Es gibt 

diverse Landkreise in Niedersachsen, in denen es 

Anrufbussysteme gibt. Die Schwierigkeit ist: Sie 

finden keine Fahrer.  
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Deshalb ist es richtig, dass Wirtschaftsminister 

Bernd Althusmann gemeinsam mit unserem Wis-

senschaftsminister Björn Thümler und mit Unter-

nehmen - Volkswagen übrigens vorneweg - Mo-

dellprojekte initiiert, mit denen das autonome Fah-

ren erforscht und auf den Weg gebracht wird. 

Denn ein flächendeckendes Anrufbussystem in 

Niedersachsen, wie wir es mit MOIA in Hannover 

haben, werden wir wegen der Anzahl der Fahrer 

niemals hinbekommen, wenn es nicht mit autono-

mem Fahren geht.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Rich-

tig! Deswegen habe ich das gesagt!) 

Deswegen muss die Forschung vor der Entwick-

lung stehen. 

Letzter Punkt - - - 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Kollege, bevor Sie den letzten Punkt anspre-

chen: Herr Kollege Schulz-Hendel bittet darum, 

eine Frage stellen zu können. 

Ulf Thiele (CDU): 

Tun Sie mir einen Gefallen: Wir können das aus-

nahmsweise nachher klären. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Alles klar. Bitte fahren Sie fort! 

Ulf Thiele (CDU): 

Letzter Punkt, der für mich wichtig ist: Sie haben 

das 9-Euro-Ticket angesprochen. Ich ziehe mal 

den ganzen Klamauk mit den Punkern auf Sylt vor 

die Klammer. Man kann durchaus feststellen, dass 

es eine erhöhte Fahrgastzahl gibt. Es liegt aber die 

Gefahr auf der Hand, dass dieses 9-Euro-Ticket 

ein Strohfeuer wird.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Und wa-

rum will Herr Althusmann es verlän-

gern?) 

Es ist völlig klar: Das wird ein Strohfeuer werden, 

weil es Ende August ausläuft und dann kein Fol-

geprojekt geplant ist. Wenn wir die Sommerpause 

über warten und uns mal angucken, was passiert, 

um dann vielleicht irgendwann im nächsten Jahr zu 

überlegen, was man machen könnte, dann ist das 

fehlgeleitet. 

Wenn man ein 9-Euro-Ticket einführt, dann muss 

man den zweiten Schritt mitdenken. Deswegen ist 

der Vorschlag von Bernd Althusmann, jetzt über 

ein bundesweites, bezahlbares Nahverkehrsticket 

nachzudenken, das im Anschluss an das 9-Euro-

Ticket kommt, nicht nur sinnvoll, sondern zwingend 

notwendig. Ansonsten wird nämlich der Effekt ein-

treten, dass das 9-Euro-Ticket auf Bundesebene 

stumpf Geld verbrennt.  

(Beifall bei der CDU - Zuruf von Chris-

tian Grascha [FDP]) 

Meine Damen, meine Herren, wenn das 9-Euro-

Ticket am Ende einen Sinn haben soll, dann 

braucht es ein Anschlussprojekt, das dauerhaft 

wirkt und das Schritt für Schritt auch auf die ländli-

chen Räume in Niedersachsen ausgeweitet wer-

den kann.  

Ich will abschließend hinzufügen: Es reicht dann 

aber nicht - wir sehen gerade, wie angespannt die 

Infrastruktur in dieser Situation ist -, einfach nur 

über ein Nahverkehrsticket nachzudenken. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Wenn der Bund eine solche Initiative startet und 

sagt: „Das ist uns wichtig“, dann muss er die Län-

der auch in die Lage versetzen, die Infrastruktur 

entsprechend aufzubauen. Dann muss er mit den 

Ländern auch darüber reden, wie wir das Problem 

lösen, dass wir sowohl auf den Zügen als auch auf 

den Bussen inzwischen deutlich zu wenig Fahrer 

haben. Man kann nicht eine solche Initiative star-

ten, mal gucken, was passiert, und dann den Län-

dern, den Kommunen und den Nahverkehrsgesell-

schaften die Probleme vor die Füße legen.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Sie 

können auch die Regionalisierungs-

mittel entsprechend ausgeben!) 

Genau das hat der Bund, hat die Ampel aber mit 

dem 9-Euro-Ticket bisher getan.  

Deshalb bin ich voll beim Wirtschaftsminister, bei 

Bernd Althusmann: Wir brauchen eine nachhaltige 

Anschlusslösung. Über die müssen wir jetzt disku-

tieren. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU - Julia 

Willie Hamburg [GRÜNE]: Sie können 

doch auch selber etwas machen!) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Es folgt nun Herr Kol-

lege Henning für die SPD-Fraktion. Bitte, Herr 

Kollege! 
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Frank Henning (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Mobilitätswende ist Teil der sozial-ökologi-

schen Transformation unserer Industriegesell-

schaft, um die Folgen des Klimawandels abzumil-

dern und vor allen Dingen einzugrenzen. Neben 

der Beheizung unserer überwiegend älteren 

Wohnhäuser, die den Energiestandards der 60er-, 

70er- und 80er-Jahre entsprechen, ist der Ver-

kehrssektor einer der größten Emittenten von CO2. 

Deswegen ist die angesprochene Mobilitätswende 

unabdingbar und absolut notwendig. Ich glaube, so 

weit besteht in diesem Hause große Einigkeit. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Als SPD-Fraktion stehen wir allerdings für ein Ge-

samtverkehrssystem, das die einzelnen Verkehrs-

träger dort einsetzt, wo sie ihre jeweiligen Vorteile 

haben und ausspielen können. Das Auto, Frau 

Hamburg, ist im ländlichen Raum mangels Alterna-

tiven zurzeit immer noch der Verkehrsträger Num-

mer eins. Deshalb macht es keinen Sinn, das Auto 

an dieser Stelle zu verteufeln. Denn wir sind In-

dustrieland, und das wollen wir auch bleiben. Wir 

sind Autoland, und auch das wollen wir in Nieder-

sachsen bleiben. Immerhin sind nämlich 250 000 

Arbeitsplätze direkt oder indirekt mit der Produktion 

und Nutzung des Automobils verbunden. 

Damit wir aber Auto- und Industrieland bleiben 

können, muss die Transformation in der Automobil-

industrie gelingen. Ein Scheitern dieses Transfor-

mationsprozesses können wir uns schlicht nicht 

leisten, wenn wir die Industriearbeitsplätze an der 

Stelle erhalten wollen.  

Der Weg ist also klar vorgezeichnet: Weg vom 

Verbrenner, hin zur reinen Elektromobilität. VW 

geht da aus unserer Sicht und im Interesse der 

dort Beschäftigten den richtigen Weg, nämlich zu 

versuchen, unsere Klimaschutzziele einerseits zu 

erreichen und andererseits zugleich unsere wirt-

schaftliche Entwicklung und unsere Prosperität 

durch unsere Industriearbeitsplätze abzusichern. 

Beides wird in Einklang gebracht: die wirtschaftli-

che Entwicklung und unsere Klimaschutzziele. 

Damit dieser Transformationsprozess gelingt, 

brauchen wir natürlich die Wasserstoffproduktion, 

und wir brauchen die Batteriezellenfertigung hier 

am Standort in Niedersachsen sowie einen massi-

ven Ausbau der Ladeinfrastruktur, woran auch auf 

allen Ebenen gearbeitet wird. Daneben ist ein 

massiver Ausbau des SPNV und auch des stra-

ßengebundenen ÖPNV Gelingensvoraussetzung 

für die Transformation.  

In den Ballungszentren muss darüber hinaus die 

Infrastruktur für den Radverkehr verbessert wer-

den; denn auf der 5-km-Distanz - das ist einfach 

so - ist das Rad dem Pkw, was die Schnelligkeit 

angeht, eindeutig überlegen - zumindest in den 

Städten. Aber auch im ländlichen Raum - darüber 

haben wir immer wieder diskutiert - können wir den 

Ausbau der Radwege vor allen Dingen an Landes-

straßen forcieren und damit auch die Menschen 

dazu bewegen, aufs Rad umzusteigen und die 

Mobilitätswende zum Gelingen zu bringen.  

Wir haben im Haushalt pro Jahr 10 Millionen Euro 

für den Radwegneubau und weitere 10 Millionen 

Euro für die Radwegsanierung bereitgestellt. Wei-

tere 20 Millionen Euro stehen im COVID-Sonder-

vermögen bereit. All das sind notwendige Investiti-

onssummen, um den Radverkehr gerade im ländli-

chen Raum an Landesstraßen voranzubringen. 

Uns fehlen allerdings häufig auch die Fachkräfte. 

Häufig ist nicht das Geld das Problem, sondern der 

Mangel an Planern und Fachkräften. Das ist aus 

meiner Sicht ein bisher noch ungelöstes Problem. 

Wichtig sind aber eben auch massive Investitionen 

in den Schienenpersonennahverkehr und in den 

straßengebundenen öffentlichen Personennahver-

kehr, um die Alternativen zum Auto wirklich zu 

stärken. Das 9-Euro-Ticket - das ist schon ange-

sprochen worden - ist aus meiner Sicht ein voller 

Erfolg. Hier erfolgt seit mindestens einem Monat 

eine Abstimmung mit Füßen. Die Menschen fahren 

immer dann Bus und Bahn, wenn es für sie be-

zahlbar ist und wenn eben auch das Angebot 

stimmt. Wir brauchen also zweierlei: erstens ein 

preiswertes ÖPNV- und SPNV-Ticket und zweitens 

natürlich ein ordentliches Fahrtenangebot im länd-

lichen Raum; und da haben wir noch erheblichen 

Nachholbedarf, das ist richtig. 

Erst gestern Mittag haben der DGB und der BUND 

ein gemeinsames Impulspapier zur Landtagswahl 

2022 hier vor den Säulen des Haupteingangsbe-

reichs unseres Hohen Hauses den Fraktionen zur 

Diskussion vorgelegt. Ich habe mir das Papier 

angesehen. Wir als SPD-Fraktion begrüßen dieses 

Papier ausdrücklich, weil es unsere Bemühungen 

als SPD-Fraktion um die Mobilitätswende eindeutig 

unterstützt.  
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Was steht eigentlich in dem Papier drin? - Da ste-

hen acht konkrete Forderung, von denen ich aus 

Zeitgründen - ich gucke gerade auf meine Uhr - 

nur drei nennen will. 

Erstens ist eine Investitionsoffensive zugunsten 

von Zukunftsinvestitionen wie SPNV und ÖPNV 

durch öffentlich-öffentliche Partnerschaften von 

Bund, Land und Kommunen und durch den Nie-

dersachsenfonds erforderlich, den wir bereits in 

unser niedersächsisches SPD-Landeswahlpro-

gramm aufgenommen haben, um entsprechende 

Mittel für eine solche Investitionsoffensive über-

haupt zur Verfügung zu haben. Dazu gehört die 

schon angesprochene Reaktivierung von Bahn-

strecken. Dazu verweise ich mal auf den SPD- und 

CDU-Antrag, der unter Tagesordnungspunkt 20 - 

also zwei Tagesordnungspunkte später - hier im 

Hause diskutiert werden wird: Guckt mal alle rein! 

Guter Antrag, kann ich nur sagen! 

In dem Papier wird eine Mobilitätsgarantie vorge-

schlagen. Was ist eigentlich eine Mobilitätsgaran-

tie? Was heißt das? - Dort steht:  

„Jeder Ort muss von 5 Uhr morgens bis Mit-

ternacht mindestens im Stundentakt erreich-

bar sein“,  

und das eben auch im ländlichen Raum. So die 

Forderung des DGB und des BUND. Das ist si-

cherlich eine erhebliche Herausforderung und ge-

rade unter den heutigen Voraussetzungen bei uns 

nur schwierig erreichbar, am Ende - glaube ich - 

aber eine notwendige Investition. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Und last, but not least wird das landesweite Jah-

resticket für 1 Euro am Tag gefordert. 

(Glocke der Präsidentin) 

Ich finde, die Diskussion um das 9-Euro-Ticket 

zeigt, dass das schon mal die richtige Zielsetzung 

ist. Unsere Aufgabe hier im Landtag muss es sein, 

diese Finanzierung u. a. auch über einen NBank-

Fonds oder über den Niedersachsenfonds sicher-

zustellen.  

Letzter Punkt: Produktverantwortung. Eigentlich 

ein dauerhaftes Thema der SPD-Landtagsfraktion 

hier im Hause. Wir haben immer gesagt - - - 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Lieber Kollege, Sie haben nur noch einen Satz. 

Frank Henning (SPD): 

Schlusssatz: Das Niedersächsische Tariftreue- und 

Vergabegesetz ist zu verändern, um Tariftreue zur 

Voraussetzung öffentlicher Vergaben zu machen, 

um gerade die öffentlichen Bus- und Bahnunter-

nehmen zu fördern, die gute Löhne zahlen und die 

wir für das Gelingen dieser Verkehrswende drin-

gend brauchen. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Nun erhält Herr Kollege Bode das Wort für die 

FDP-Fraktion. Bitte, Herr Kollege! 

Jörg Bode (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Das war ja eine 

ganz angeregte Debatte über „selber springen“ 

und „weiter springen“. Auf jeden Fall müssen wir 

mehr tun als das Notwendigste, kann ich da nur 

ergänzen. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE] lacht) 

Ich glaube, seit dem gestrigen Tage ist das Thema 

aktueller denn je. Wir haben eben ja gehört, Herr 

Henning, wie Sie zum Thema E-Mobilität gespro-

chen haben. Ich glaube, da ist der gestrige Tag 

noch nicht richtig bei Ihnen angekommen. Dass 

der Beschluss des Europäischen Parlaments, ein 

Verbrennerverbot auszusprechen, zu Diskussionen 

geführt hat, ist ganz selbstverständlich, weil die 

Positionen sehr unterschiedlich dazu sind, wie man 

Klimaneutralität im Automobilverkehr hinbekom-

men kann und wie man einen entsprechenden 

Beitrag zum Klimaschutz leisten kann. 

Gestern haben Grüne und FDP gemeinsam einen 

Kompromiss gefunden, der anders ist als die Aus-

sage: Alles rein in E-Mobilität! - Die ist im Übrigen 

auch nicht klimaneutral, wenn man nicht nur den 

Betrieb mit erneuerbaren Energien, sondern tat-

sächlich die ganze Palette denkt.  

Wir sagen nämlich, wir wollen einfach klimaneutra-

le Verkehre, klimaneutrales Autofahren haben. Ob 

das dann über ein batteriebetriebenes Auto pas-

siert oder über ein Auto, das klimaneutralen Kraft-

stoff nutzt und kein fossiles CO2 mehr ausstößt, ist 

in dieser Frage tatsächlich egal.  

(Karsten Becker [SPD]: Ich sehe nur 

auf die Energieeffizienz!) 

- Und weil Sie es gerade sagen: Da machen Sie 

einen Denkfehler. Es kommt hier nicht auf Effizienz 
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an. Es kommt jeden Tag so viel Energie kostenlos 

von der Sonne auf die Erde herunter, dass es nur 

um die Frage geht, wo man diese kostenlose 

Energie nutzt, sie in E-Fuels - klimaneutrale Kraft-

stoffe - umwandelt und dann hierher transportiert. 

Ich gebe Ihnen ja recht: Das wird wahrscheinlich 

nicht in Deutschland sein, weil wir hier nicht die 

erforderlichen Flächen und die nötige Sonnenein-

strahlung haben. Das wird genau in den Ländern 

sein, aus denen wir heute das Öl für die Kraftstoffe 

beziehen. Dann können Sie doch nicht sagen: Oh, 

das sind aber alles unsichere Gesellen, keine rich-

tigen Demokratien! 

(Karsten Becker [SPD]: Doch, das 

kann man sagen!) 

- Das kann man sicherlich über den einen oder 

andere sagen, klar. Aber das hat uns bisher auch 

nicht gestört, und wir hatten bisher auch eine Ver-

sorgungssicherheit in diesem Bereich. 

Man muss einfach nur deutlich machen, dass die 

Ölscheiche ihre „Öl“quellen der Zukunft nicht mehr 

unter dem Wüstensand, sondern oberhalb des 

Wüstensandes haben werden. Dann werden wir 

einen enormen Beitrag zum Klimaschutz und zum 

CO2-neutralen Verkehr auch in Deutschland leisten 

können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aber 

auch der öffentliche Personennahverkehr ist ein 

wichtiger Baustein, der verändert und verbessert 

werden muss. Es ist schlicht und ergreifend nicht 

hinnehmbar, dass ein wirklich gut funktionierender 

ÖPNV in den Großstädten - oder: in der Großstadt 

Hannover - angeboten wird, aber die Strukturen im 

ländlichen Raum gar nicht vorhanden sind. Und ja, 

auch ich habe ein 9-Euro-Ticket, aber so richtig 

viel nutzen kann ich es nicht, weil im ländlichen 

Raum die Angebote des ÖPNV schlicht und ergrei-

fend nicht ausreichend sind. Das muss man sagen. 

Ich wäre sehr dafür, dieses Thema ohne Emotio-

nen anzugehen. Denn einen Baustein hat dieses 

9-Euro-Ticket konkret für Niedersachsen geliefert. 

Niedersachsen hat eine andere Struktur als andere 

Bundesländer. Wir haben in Niedersachsen quasi 

die ÖPVN-Kleinstaaterei. Ich glaube nicht, dass 

auch nur ein anderes Bundesland eine so kompli-

zierte Verschachtelung von Tarifverbünden - kom-

munal, vor Ort - hat. Deshalb ist ein niedersach-

senweit richtig koordiniertes Angebot echt schwie-

rig. Wir haben es bei der Einführung des Nieder-

sachsen-Tickets doch gesehen. Danach ist nicht 

mehr wahnsinnig viel Neues an Innovationen ge-

kommen. Alle sagen immer: Das geht nicht! Das 

geht nicht! 

Wir haben noch im letzten Jahr im Sommer vom 

Wirtschaftsministerium gehört, man müsse ein 

teures Gutachten in Auftrag geben, um überhaupt 

festzustellen, wie man ein koordiniertes Angebot 

über alle Tarifverbünde hinweg organisieren kann. 

Dazu muss ich sagen: Das Gutachten können Sie 

sich jetzt sparen. Volker Wissing hat quasi inner-

halb eines Wochenendes gezeigt, dass es gehen 

kann. Wir müssen das jetzt schlicht und ergreifend 

erhalten, umsetzen und in die Nutzung bringen. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

bei den GRÜNEN - Julia Willie Ham-

burg [GRÜNE]: Richtig!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dabei 

müssen wir aber auch ehrlich miteinander sein 

und, Herr Henning, auch die Kosten mit im Blick 

haben. Was können wir uns tatsächlich leisten? 

Geld allein ist noch keine Mobilität. Wir müssen 

überlegen, welche Strukturen wir wirklich brau-

chen. Deshalb finde ich es gut, dass Volker Wis-

sing in Berlin gesagt hat, dass wir jetzt eine Struk-

turreform für den ÖPNV brauchen, und eine Ar-

beitsgruppe eingesetzt hat, die im Herbst erste 

Ergebnisse und im Frühjahr einen Abschlussbe-

richt liefern wird, um hierauf aufbauend übergrei-

fende Angebote im ÖPNV darzustellen. 

Herr Henning, man ist im Wahlkampf ja immer 

dazu verleitet, alles Mögliche zu versprechen. 

(Alptekin Kirci [SPD]: Dafür ist die 

FDP ja nicht bekannt!) 

Ihre Forderung: Verdopplung der Verkehre, Fort-

setzung des 9-Euro-Tickets. Übrigens sagt auch 

Minister Dr. Althusmann: Das 9-Euro-Ticket fortzu-

setzen, würde ungefähr 30 Milliarden Euro an 

Bundeszuschuss erfordern. Ganz ehrlich: Ich sehe 

nicht, wo das im Bundeshaushalt herkommen soll-

te. Und wenn Sie dann noch den Verkehr verdop-

peln, wären es über den Daumen gerechnet 60 

Milliarden Euro, vielleicht auch nur 50 Milliarden 

Euro. Egal, auch das ist nicht realistisch! 

Deshalb sollten wir den Menschen keinen Sand in 

die Augen streuen. Olaf Lies hat ja beim Klima-

schutzgesetz über Taktvorgaben das „Duell“ mit 

dem Finanzminister schon verloren, weil die Takt-

vorgaben, die die Kommunen umsetzen, schlicht 

und ergreifend vom Land hätten bezahlt werden 

müssen und dies als eine unbezahlbare Aufgabe 

erkannt worden ist, die deshalb wieder aus dem 
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Entwurf für die Klimaschutzgesetznovelle rausge-

strichen worden ist. 

Deshalb mein Appell - vielleicht ein bisschen so, 

wie es vorhin Herr Watermann versucht hat -: Las-

sen Sie uns doch diese Fragen gemeinschaftlich 

mit Realismus diskutieren und nicht Hoffnungen 

wecken, die am Ende alle vor Ort enttäuschen 

werden und dann wieder Frustration auslösen! Ich 

denke, wir müssen viel tun, wir müssen mehr tun, 

und wir können es auch gemeinsam angehen. Ich 

finde, wir sind in Berlin auf einem guten Weg und 

sollten ihn in Niedersachsen fortsetzen. 

Herzlichen Dank. 

(Zustimmung von Christian Grascha 

[FDP]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Für die Landesregierung erhält nun 

Herr Finanzminister Hilbers das Wort. Bitte, Herr 

Minister! 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Meine Damen und Herren von den 

Grünen, Sie melden hier eine Aktuelle Stunde an. 

Da hätte ich von Ihnen erwartet, dass konzeptio-

nell weitreichende Überlegungen kommen.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Es 

gibt weitreichende Überlegungen!) 

Stattdessen haben wir gehört, dass Sie sich mit 

fragmentierten Äußerungen zu einzelnen Ad-hoc-

Maßnahmen, die augenblicklich laufen, geäußert 

haben. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

stimmt ja gar nicht!) 

Strategisch-perspektivisches Denken habe ich 

dabei nicht erkennen können. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Wie 

bitte? - Christian Meyer [GRÜNE] - an 

Julia Willie Hamburg [GRÜNE] -: Das 

haben sie ihm vor der Rede aufge-

schrieben!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Mo-

bilitätswende ist keine Hürde, die man kurzfristig 

überspringen kann, sondern ein Marathonlauf.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Warum 

lesen Sie diese Sätze eigentlich ab?) 

Deshalb stellt die Landesregierung hier die richti-

gen Weichen, um das Ziel einer umweltfreundli-

chen Mobilität in allen Teilen des Landes zu errei-

chen. Wir tun das mit Weitblick und mit einem ganz 

klaren Ziel vor Augen. 

Mit den uns zur Verfügung stehenden Mitteln un-

terstützen wir die zuständigen Kommunen aktiv bei 

der Bewältigung der Herausforderungen durch 

gezielte und jährlich wachsende ÖPNV-Förder-

programme. So gibt es Förderungen z. B. für den 

Aus- und Neubau von Haltestellen in unserem 

Land und von Bike-and-Ride-Anlagen. Die Be-

schaffung von modernen und umweltfreundlichen 

Bussen wird bei uns ebenso gefördert wie die Ein-

führung von flexiblen ÖPNV-Angeboten speziell im 

ländlichen Raum, die hier angesprochen wurden. 

Es gibt sie in den ländlichen Regionen. Sie können 

beispielsweise in meine Region schauen, wo es 

Anrufbusse und flexible On-demand-Angebote 

gibt, die in den sonstigen Nahverkehr eingebunden 

sind. Mit unserem ÖPNV-Jahresprogramm von 

ungefähr 106 Millionen Euro fördert das Land den 

ÖPNV enorm.  

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Al-

les Bundesmittel!) 

Darüber hinaus werden wir die Reaktivierung von 

Bahnstrecken weiter vorantreiben. Sie wissen, 

dass wir an diesem Thema arbeiten. Es hat viele 

Reaktivierungen gegeben, wie Sie wissen. Zum 

Beispiel sind die Strecke Bad Bentheim–

Neuenhaus und auch die Strecke Salzderhelden–

Einbeck reaktiviert worden. Augenblicklich wird 

z. B. in der Grafschaft Bentheim mit Nachdruck an 

einer Weiterführung des SPNV von Neuenhaus bis 

ins niederländische Coevorden gearbeitet. Sie 

sehen, dass an diesen Dingen gearbeitet wird. 

Zum PS.Speicher in Einbeck läuft ein Pilotprojekt. 

Sie sehen, wir sind an diesen Themen dran. Diese 

Themen werden bei uns entsprechend bearbeitet. 

Die Reaktivierungen werden also vorangetrieben. 

Ergänzend zum SPNV-Angebot auf der Schiene 

fördern wir mit landesbedeutsamen Buslinien ein 

besonders hochwertiges Angebot auf der Straße. 

Ebenso gibt es Unterstützung für ÖPNV-Beschleu-

nigungsprogramme, für Echtzeitinformationssys-

teme oder auch für Bürgerbusse. Sie sehen also: 

ein umfangreiches Paket an ÖPNV-Förderung in 

unserem Land! 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Noch 

nicht mal die CDU klatscht!) 
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Seit dem 1. Januar 2022 können zudem die 

ÖPNV-Aufgabenträger mit finanzieller Unterstüt-

zung des Landes ein regionales Schüler- und Azu-

bi-Ticket bereitstellen. Viele werden das zum 

Schuljahresbeginn auf den Weg bringen. Das fin-

det schon außerordentlich guten Anklang in unse-

rem Land. Es ist ein Erfolg, den diese Landesre-

gierung zu verzeichnen hat, und ein großartiges 

Angebot für die Schülerinnen und Schüler und für 

die Auszubildenden in unserem Land, meine Da-

men und Herren.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Klatscht 

wieder keiner! - Beifall bei der CDU) 

Viele Aufgabenträger haben, wie ich schon sagte, 

angekündigt, dieses Ticket zum Schuljahreswech-

sel einzuführen. Dafür werden wir im Land erhebli-

che Geldmittel in die Hand nehmen. Sie beklagen 

immer, wir nähmen kein Geld in die Hand. Dafür 

werden wir 2022  25 Millionen Euro und in 2023  

30 Millionen Euro in die Hand nehmen, um dieses 

Angebot gezielt zu fördern. 

Darüber hinaus haben wir mit der Novelle des 

Niedersächsischen Nahverkehrsgesetzes den 

Aufgabenträgern zusätzliche 20 Millionen Euro für 

die Weiterentwicklung des ÖPNV insbesondere 

auch vor dem Hintergrund der demografischen 

Entwicklung zur Verfügung gestellt. Also auch hier 

sehen Sie, dass wir uns für den ÖPNV engagieren. 

All dies soll die regional verantwortlichen ÖPNV-

Aufgabenträger in die Lage versetzen, für ihre 

Regionen maßgeschneiderte und bestmögliche 

ÖPNV-Angebote bereitzuhalten. 

Wir wissen aber auch, dass die den Ländern zur 

Verfügung stehenden Regionalisierungsmittel nicht 

ausreichen werden, um einen weiteren Ausbau 

des ÖPNV-Angebots - wie auch Sie es fordern - so 

zu finanzieren, wie es sich die Menschen vielleicht 

wünschen. Bis 2031 sind die zur Verfügung ste-

henden Regionalisierungsmittel von den Ländern 

fast vollständig gebunden und in Leistungsangebo-

ten, Technik und der Förderung von Infrastruktur 

verplant. 

Daher hat sich die Landesregierung einstimmig mit 

allen anderen Bundesländern dafür eingesetzt, 

dass diese Mittel durch den Bund deutlich aufge-

stockt werden. Wie Sie wissen, hat der Bund nach 

dem Grundgesetz die Pflicht, die Länder mit aus-

reichenden Mitteln für den ÖPNV auszustatten, 

damit sie diese Aufgabe erfüllen können. Nur mit 

zusätzlichen Mitteln werden wir auch die Dinge, die 

für den Klimaschutz notwendig sind, d. h. den not-

wendigen Ausbau des ÖPNV, bewältigen können.  

Daher an Ihre Adresse gerichtet: Da können Sie im 

Bund, wo Sie regieren, einen Beitrag dazu leisten, 

dass dies nicht abgelehnt wird, sondern auf den 

Weg kommt, meine Damen und Herren. Kümmern 

Sie sich darum, dass das wirklich auf den Weg 

kommt! Dann sind die Voraussetzungen dafür 

besser, dass wir in unserem Land noch mehr aus-

bauen können, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU) 

Das sind kluge Konzepte, um dem veränderten 

Mobilitätsverhalten der Bürgerinnen und Bürger 

Rechnung zu tragen. Wir haben ein klares Ziel vor 

Augen, wie ich Ihnen geschildert habe: bestmögli-

che Rahmenbedingungen für Bus und Bahn zu 

schaffen.  

Sie haben das 9-Euro-Ticket angesprochen. Dar-

über werden wir sicher nachher in der Fragestunde 

noch diskutieren. Aber ich will Ihnen deutlich sa-

gen: Das ist ein System, das Stärken und Schwä-

chen hat. Das ist ein Experiment. Ja, ein bundes-

weit gültiges Ticket, mit dem man bundesweit ein 

Angebot als Alternative zum Individualverkehr 

schafft, sollte man fortsetzen. Man sollte es aber 

sauber analysieren. Es bringt überhaupt nichts, ein 

Angebot mit einem Preis von 30 Cent pro Tag zu 

schaffen, für das man keine Infrastruktur hat. Dann 

leidet das Angebot, weil die infrastrukturellen Be-

dingungen nicht erfüllt sind. Das muss alles zu-

sammenpassen. Deswegen muss man es sauber 

ausloten, ein bezahlbares Angebot zu schaffen. 

(Christian Grascha [FDP]: Das pas-

siert alles!) 

Aber am Ende kann es auch so sein, dass nicht 

die billigste Lösung die beste ist, sondern die, bei 

der man einen ausgewogenen Mix hat zwischen 

einer Subventionierung des Verkehrsangebots und 

der Bereitstellung der notwendigen Mittel, um den 

Ausbau der Infrastruktur voranzutreiben. Nur wenn 

wir das tun, werden wir das gemeinsame Ticket in 

allen Teilen unseres Landes und insbesondere im 

ländlichen Raum auf den Weg bringen können. 

Wir haben im Land viel getan für den öffentlichen 

Personennahverkehr. Sie haben noch einige Punk-

te angesprochen. Wir haben ein Förderprogramm 

für landesweit bedeutsame Buslinien aufgelegt, auf 

das ich verweisen möchte. Wir haben das autono-

me Fahren auf der Schiene, das Sie angesprochen 

haben, in einem Pilotprojekt mit Alstom auf den 
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Weg gebracht. Im Jahresförderprogramm ÖPNV 

sind 105 Millionen Euro verbucht. 

Eine Bemerkung sei mir zum Schluss gestattet. Sie 

haben das Thema Tempo 30 angesprochen und 

es so dargestellt, als würde Bernd Althusmann, 

unser Verkehrs- und Wirtschaftsminister, das 

Tempo-30-Projekt verhindern. Nein, bei Weitem 

nicht! Es ist vielmehr Herr Wissing, der dem nicht 

nachkommt, das Bundesstraßengesetz entspre-

chend zu ändern, damit es dort möglich ist.  

(Zuruf von Volker Bajus [GRÜNE]) 

Sie von den Grünen regieren in Berlin mit. Küm-

mern Sie sich zusammen mit Herrn Wissing da-

rum, dass das entsprechend auf den Weg kommt! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Der Abgeordnete 

Schulz-Hendel hat um zusätzliche Redezeit gebe-

ten. Lieber Kollege, nach § 71 Abs. 3 unserer Ge-

schäftsordnung erhalten Sie zwei Minuten zusätzli-

che Redezeit.  

(Unruhe) 

- Ich darf noch einmal um Aufmerksamkeit bitten. 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich habe um die zusätzliche Redezeit gebeten, um 

Herrn Thiele seinen sehr getrübten Blick etwas für 

die Realitäten der Verkehrspolitik in Niedersachsen 

aufzuhellen. 

(Zurufe von der CDU: Oha! - Julia Wil-

lie Hamburg [GRÜNE]: Ja!) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Kollege Schulz-Hendel, Sie wissen aber, dass 

sich der § 71 Abs. 3 GO LT auf den Minister oder 

die Ministerin bezieht? 

(Christian Fühner [CDU]: Anschei-

nend nicht!) 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Ja, okay. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Bitte fahren Sie fort! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Beide haben einen sehr eingetrübten Blick an den 

Tag gelegt, was die Verkehrspolitik in Niedersach-

sen angeht,  

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

die weit von einer Mobilitätswende entfernt ist.  

Herr Hilbers, wenn Sie uns hier erklären wollen, 

was Sie alles getan haben, dann möchte ich Ihnen 

gerne mal erklären, was Sie alles nicht getan ha-

ben. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: So viel 

Redezeit hast du nicht!) 

Sie haben nichts in Sachen Reaktivierung von 

Bahnstrecken gemacht. Das war allenfalls ein lau-

es Lüftchen an Lippenbekenntnissen.  

(Widerspruch von Karsten Heineking 

[CDU] und Jörg Hillmer [CDU]) 

Aber darauf kommen wir ja nachher noch zu spre-

chen.  

Die Strecken Bad Bentheim–Neuenhaus und Ein-

beck-Salzderhelden–Einbeck-Mitte sind nicht Ihr 

Verdienst,  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Rot-Grün!) 

sondern das ist das Verdienst der rot-grünen Lan-

desregierung, die das 2015 auf den Weg gebracht 

hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Christian 

Grascha [FDP]: Das war Jörg Bode 

als Verkehrsminister! Daran waren al-

le beteiligt außer der CDU! - Gegenruf 

von Ulf Thiele [CDU]: Das stimmt 

nicht!) 

Sie haben es in fünf Jahren nicht geschafft, auch 

nur eine weitere Strecke zu reaktivieren oder dies 

auf den Weg zu bringen. 

Sie loben ja, wie viele Mittel Sie für die Radpolitik 

bereitgestellt haben. Aber:  Radwege enden im 

Nichts. Radwege sind Holperpisten. Radwege 

haben keine Schulwegsicherung. Keine Perspekti-

ve für Radschnellwege! Sie haben von kommuna-

len Verkehrsprojekten gesprochen, Herr Hilbers: 

Von 123 Millionen Euro für kommunale Verkehrs-

projekte fließen auch nur 7 % in wirkliche Radwe-

geinfrastruktur. - So viel zu Ihrer guten Verkehrs-

politik in Niedersachsen! 
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Der Personalmangel in den Straßenverkehrsbe-

hörden, den Sie eigentlich längst hätten beseitigen 

wollen, führt dazu, dass dort die Anweisung be-

steht: Zuerst Straßenbau. - Radwegepolitik ist nicht 

mehr als „nice to have“. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Julia Willie 

Hamburg [GRÜNE]: Unglaublich, 

echt!) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Ebenfalls nach § 71 

Abs. 3 der Geschäftsordnung erhält nun Herr Ab-

geordneter Thiele das Wort. 

(Ulf Thiele [CDU] begibt sich mit ei-

nem Wortmeldezettel zum Redepult) 

- Ich habe es kommen sehen. 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin, herzlichen Dank. Ich wollte noch 

einen Zettel abgeben. So ganz ohne Reaktion 

kann man das dann doch nicht stehen lassen. 

Mit Verlaub, wir haben den wesentlichen Teil der 

Reaktivierung von Bahnstrecken in der vorvergan-

genen Legislaturperiode auf den Weg gebracht. In 

der vorvergangenen Legislaturperiode, um das mal 

deutlich zu machen, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

und zwar, bevor Sie in die Regierung gegangen 

sind. Die Vorbereitungen für weitere hätten Sie in 

der letzten Legislaturperiode legen müssen. Aber 

Sie haben es nicht hingekriegt. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Nein, 

nein! - Weitere Zurufe - Glocke der 

Präsidentin) 

Ich will dem vorherigen Verkehrsminister nicht zu 

nahe treten, aber die Reaktivierung von Bahnstre-

cken hat einen extrem langen planerischen Vorlauf 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Ja, 

leider!) 

und scheitert momentan übrigens in Teilen daran, 

dass wir schlicht und ergreifend die Planungska-

pazitäten nicht haben. - Erster Punkt. 

Zweiter Punkt. Sie wissen ganz genau, dass zu-

mindest zwei Bedingungen erfüllt sein müssen: 

Erstens müssen die Kommunen bereit sein, sich 

an der Reaktivierung kostenmäßig zu beteiligen, 

zu 25 %, über den Daumen. Die Anzahl der Kom-

munen, die dazu in der Lage sind und das wollen, 

ist endlich.  

Zweitens - wichtigerer Punkt - muss der Wirtschaft-

lichkeitsfaktor positiv sein.  

(Zuruf von der CDU: Immer noch!) 

Das heißt, man findet immer weniger Strecken in 

Niedersachsen, bei denen man das hinkriegt und 

überhaupt die Rechtsgrundlage dafür hat, damit 

eine Strecke reaktiviert werden kann. Diejenigen, 

bei denen das möglich ist, sind in der vorletzten 

Periode vorbereitet und in der letzten Periode reak-

tiviert worden, und einzelne sind jetzt gerade in der 

Diskussion. 

Sie tun einfach so, als wenn das nichts wäre! Mir 

fallen übrigens auch zwei Dutzend Bahnstrecken 

in Niedersachsen ein, bei denen Sie erst mal den 

Anwohnern beibringen müssen, dass sie ihre Gär-

ten wieder zurückbauen müssen und Ähnliches. 

Das ist ja nicht mal eben so. Das sind ja zum Teil 

ganz komplizierte Situationen vor Ort, wenn Sie 

zur Reaktivierung kommen wollen. Noch schwieri-

ger ist es, wenn Sie nicht nur Güter-, sondern auch 

noch Personenverkehr darauf bringen wollen, der 

Normalverkehr ist, der also auch im normalen 

Tempo fährt. Tun Sie nicht so, als wenn das mal 

eben so zu machen wäre! Das, was wir können, 

machen wir. 

Mit Verlaub, Sie stellen sich hierhin und singen das 

Hohelied des Radwegebaus. Aber Sie haben in 

der letzten Legislaturperiode nicht wirklich was auf 

die Schiene bzw. auf die Straße gebracht, 

(Gerald Heere [GRÜNE]: Mehr eigene 

Mittel als je zuvor!) 

während diese Landesregierung - ich habe das 

gerade schon gesagt -, während der jetzige Ver-

kehrsminister fünf parallele Programme vom Rad-

schnellweg bis hin zum ganz normalen kommuna-

len Radweg mit Förderkulissen,  

(Glocke der Präsidentin) 

mit allem Drum und Dran, mit einem umfangrei-

chen Volumen - übrigens gemeinsam mit diesem 

Finanzminister - auf den Weg gebracht hat. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Und ein letzter Satz! 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13077

Ulf Thiele (CDU): 

Das ist dann schon wohlfeil: Wenn man regiert, die 

Lippen zu spitzen und nicht zu pfeifen, aber hinter-

her hier Forderungen zu stellen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU - Gerald Heere 

[GRÜNE]: Bundesmittel! Die Landes-

mittel haben Sie zurückgefahren!) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bevor ich nun Minister Hilbers noch 

einmal das Wort erteile, möchte ich die Gelegen-

heit nutzen, den § 71 Abs. 3 noch einmal vorzutra-

gen: 

„Spricht ein Mitglied, eine Beauftragte oder 

ein Beauftragter der Landesregierung, wenn 

einer Fraktion nicht mehr ausreichende Re-

dezeit für eine Erwiderung zur Verfügung 

steht, so gewährt die Präsidentin oder der 

Präsident der Fraktion auf Verlangen ange-

messene zusätzliche Redezeit für die Erwi-

derung.“ 

Nun, Herr Minister Hilbers, haben Sie noch einmal 

das Wort. 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Sehr verehrte Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Lieber Herr Meyer! Bahnstre-

cken zu reaktivieren, ist wirklich ein langfristiges 

Projekt. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Ah!) 

Dafür müssen Sie mit einer Machbarkeitsstudie 

beginnen, die in den Kommunen durchgeführt 

wird. Dann folgt eine Untersuchung mit standardi-

sierter Bewertung, mit der festgestellt wird, ob es 

volkswirtschaftlich sinnvoll ist, diese Strecken zu 

reaktivieren. Wenn das positiv ausgeht, dann müs-

sen Sie noch ein Planfeststellungsverfahren durch-

führen, und dann können Sie ans Werk gehen und 

diese Dinge auf den Weg bringen. 

In unserer Zeit sind in der Tat Bahnlinien reaktiviert 

worden, und diese Reaktivierungen sind in der Zeit 

auch finanziert worden, nämlich die Strecke in der 

Grafschaft Bentheim und die Strecke Salzderhel-

den. Sie sind in der Zeit ans Netz gegangen. Sie 

sind 2018, 2019 reaktiviert worden. Da können Sie 

erzählen, was Sie wollen. Es gibt jetzt in Einbeck 

den Probebetrieb. Auch das ist ein deutliches Zei-

chen, Herr Schulz-Hendel, dass es dort weitergeht. 

Im Übrigen kann ich Ihnen am Beispiel der Pla-

nungsverläufe in der Grafschaft Bentheim - weil ich 

es genau weiß - genau sagen, wie mühsam es ist, 

das alles aufzubereiten. Dort ist man seit Beginn 

der Legislaturperiode daran, das Angebot auf der 

Strecke ab Neuenhaus bis nach Coevorden zu 

verlängern. Bernd Althusmann hat dafür die volle 

Unterstützung zugesagt, das Wirtschaftsministeri-

um arbeitet mit Hochdruck an dieser Frage. Die 

Entscheidung liegt aber augenblicklich in Berlin, ob 

dort mitfinanziert wird. Wenn hierzu eine positive 

Entscheidung kommt, dann kann man mit diesen 

Maßnahmen vorangehen.  

Das sind Langfristmaßnahmen, die man ins Auge 

fasst und die wir miteinander auf den Weg ge-

bracht haben. Das wird weitergehen. 

Im Übrigen haben wir im Zusammenhang mit dem 

Radwegebau in Niedersachsen das Phänomen, 

dass 15 % aller Wege bereits mit dem Fahrrad 

zurückgelegt werden. Das wollen wir mit dem 

Radwegeplan auf 20 % steigern. Dafür stehen dort 

auch umfangreiche Mittel zur Verfügung. Wir ha-

ben die Richtlinie zum Bau von Radwegen und 

Kampagnen zur Verkehrssicherheit überarbeitet. 

Wir sind mit den Investitionsmaßnahmen, wenn 

Sie das mit den Vorjahren vergleichen, auf einem 

Rekordniveau.  

Sie stellen das hier so dar, als würde dort nichts 

passieren. Es ist in der Vergangenheit - auch nicht 

zu den Zeiten, in denen Sie von den Grünen hier 

Regierungsverantwortung übernommen hatten - 

nie so viel Geld in den Radewegebau investiert 

worden wie jetzt.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Wie 

der Bund die Regionalisierungsmittel 

erhöht hat!) 

Wir haben 10 Millionen Euro für Bürgerradwege 

und weitere 10 Millionen Euro jährlich bereitge-

stellt, um Radwege an Landesstraßen zu sanieren, 

und es gab weitere 6 Millionen Euro aus dem  

COVID-Sondervermögen, die ebenfalls in die Sa-

nierung und Ertüchtigung von Radwegen geflos-

sen sind. 

Tun Sie also nicht so, als würde bei den Radwe-

gen nichts passieren! Es hat dort nie mehr stattge-

funden als jetzt stattfindet, und das ist auch gut so. 

Das werden wir weiter fortsetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 
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Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister.  

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Damit ist 

die von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bean-

tragte Aktuelle Stunde beendet. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 18: 

Fragestunde

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 

unserer Geschäftsordnung setze ich als bekannt 

voraus.  

Um dem Präsidium den Überblick zu erleichtern, 

bitte ich, dass Sie sich schriftlich zu Wort melden, 

wenn Sie eine Zusatzfrage stellen möchten. 

Wir beginnen mit: 

a) Tankrabatt und 9-Euro-Ticket - und was 

kommt danach? - Anfrage der Fraktion der CDU - 

Drs. 18/11399

Die Anfrage wird vorgetragen - - - Die Anfrage wird 

vorgetragen - - - Zum Dritten: Die Anfrage wird 

vorgetragen - - - 

(Zurufe) 

- Offenbar von dem Abgeordneten Thiele. Das 

überrascht Sie jetzt. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das überrascht 

mich, weil der, der sie vortragen soll-

te, jetzt nicht da ist!) 

- Ja. Brauchen Sie den Text? 

(Ulf Thiele [CDU]: Ja! - Heiterkeit und 

Zustimmung) 

- Bitte schön! 

(Zuruf: Kann passieren! - Ulf Thiele 

[CDU]: Und ich brauche meine Brille!) 

Ich finde, für so viel Einsatz hat Herr Thiele Ap-

plaus verdient. 

(Beifall) 

Bitte! 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin hat den Applaus dafür verdient, 

dass sie mir die Hilfestellung geleistet hat. Herzli-

chen Dank dafür.  

(Beifall - Jörg Bode [FDP]: So ist sie!) 

Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren! Ich 

verlese unsere Frage: 

Mit einer Inflationsrate von 7,9 % hat das Statisti-

sche Bundesamt im Mai 2022 die höchste Preis-

steigerung seit fast 50 Jahren in Deutschland er-

mittelt. Die Preissteigerungen, besonders im Be-

reich der Lebenshaltungs- und der Energiekosten, 

belasten Bürgerinnen und Bürger und Wirtschaft 

gleichermaßen. 

(Vizepräsident Bernd Busemann über-

nimmt den Vorsitz) 

Der für zahlreiche Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer erforderliche Arbeitsweg mit dem Auto 

wird zunehmend zum belastenden Kostenfaktor im 

Haushaltsbudget, und auch der Wocheneinkauf 

stellt für immer mehr Menschen in Niedersachsen 

angesichts der Inflation eine finanzielle Herausfor-

derung dar. Die Bundesregierung hat mit soge-

nannten Entlastungspaketen versucht, diese finan-

ziellen Belastungen abzumildern. 

Neben dem seit einem Monat im Umlauf befindli-

chen 9-Euro-Ticket für den ÖPNV wurde ein Tank-

rabatt zur Entlastung der Pendlerinnen und Pend-

ler initiiert. Während das vergünstigte Bahnticket 

zumindest in Ballungszentren laut Medienberichten 

auf hohe Resonanz stößt und damit im Bahnbe-

trieb teilweise erhebliche Auslastungsprobleme 

schafft, ist für auf das Automobil angewiesene 

Pendlerinnen und Pendler eine Entlastung kaum 

spürbar: „Tankrabatt kommt nur teilweise an“, be-

richtete u. a. die FAZ am 2. Juni 2022. 

Wir fragen daher die Landesregierung: 

1. Wie bewertet die Landesregierung die Maß-

nahmen der Bundesregierung zur Entlastung von 

Berufspendlerinnen und -pendlern sowie der Wirt-

schaft in Niedersachsen (Zwischenbilanz der bei-

den oben angeführten Maßnahmen)? 

2. Welche weiteren verkehrspolitischen Weichen-

stellungen sind nach Auffassung der Landesregie-

rung notwendig, um Mobilität im ländlichen Raum 

zu sichern und attraktiv auszubauen? 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11399.pdf
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3. Welche regulatorischen und finanziellen Maß-

nahmen seitens des Bundes sind notwendig, um 

das Angebot im ÖPNV/SPNV in Stadt und Land 

gleichermaßen zu sichern und auszubauen? 

Frau Präsidentin, herzlichen Dank für die Schüt-

zenhilfe. - Ach, Herr Präsident! Sie haben jetzt den 

Vorsitz. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Thiele. - Das Par-

lament merkt: Das Präsidium kann mit Fragen 

aushelfen, und wenn es sein muss, helfen wir so-

gar mit den Antworten aus. 

(Jörg Bode [FDP]: Das ist aber, glau-

be ich, nicht zulässig!) 

Ich glaube aber, das ist nicht geboten. - Die Ant-

wort kommt jetzt von der Landesregierung. 

(Niemand von der Landesregierung 

begibt sich zum Redepult - Jörg Bode 

[FDP]: Oder auch nicht!) 

Kommt jetzt wirklich die Antwort von der Landes-

regierung? 

(Minister Reinhold Hilbers begibt sich 

zum Redepult - Ulrich Watermann 

[SPD]: Oder auch doch!) 

Herr Minister Hilbers, bitte sehr! 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Gerne beantworte ich diese Anfrage.  

Das 9-Euro-Ticket ist ein Experiment mit Stärken 

und Schwächen. Die Idee dazu und zum Tankra-

batt wurde bekanntlich in einer nächtlichen Sitzung 

in einer Runde von Vertretern der Ampelkoalition 

im Kanzleramt Ende März geboren. Um die doch 

recht heterogenen Vorstellungen der Koalitions-

partner zusammenzuführen, wurden Pläne entwi-

ckelt, die in den folgenden Wochen und Monaten - 

nicht nur in der Koalition - für reichlich Konfliktstoff 

gesorgt haben. Die Länder waren mit der prakti-

schen Herausforderung konfrontiert, das 9-Euro-

Ticket umsetzen zu dürfen. 

(Christian Grascha [FDP]: Endlich mal 

was getan!) 

Obwohl der Bund keinerlei Zuständigkeit für den 

ÖPNV hat, wurden wir gebeten, das Ganze in kür-

zester Zeit umzusetzen. Und wir haben das ge-

schafft, meine Damen und Herren. 

Pünktlich zum 1. Juni haben wir alle ÖPNV- und 

SPNV-Aufgabenträger und nahezu alle Verkehrs-

unternehmen in Niedersachsen für die Teilnahme 

an dieser Aktion gewinnen können. Wir haben in 

der knappen Zeit die Finanzierung sicherstellen 

können und den Kommunen die notwendige Liqui-

dität für die Umsetzung des Projektes verschafft. 

Das wäre ohne das große Engagement der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter des Wirtschaftsministe-

riums und der Landesnahverkehrsgesellschaft 

nicht möglich gewesen. Herzlichen Dank dafür! 

(Beifall bei der CDU) 

Gleichzeitig hat sich der Bundesverkehrsminister 

nachvollziehbaren und berechtigten Forderungen, 

die Bundesmittel für das 9-Euro-Ticket nicht zu 

deckeln, verschlossen. Verwundert hat mich per-

sönlich sehr, dass er mit diesem Verhalten letztlich 

auch die im Koalitionsvertrag für 2022 zugesicher-

te Erhöhung der Regionalisierungsmittel für den 

ÖPNV/SPNV der Länder und den zusätzlichen 

Mehrbedarf durch gestiegene Energie- und Kraft-

stoffkosten sowie durch die weiteren Folgekosten 

der Ukraine-Krise verweigert hat. Dabei haben wir 

Herrn Wissing auch in der Verkehrsministerkonfe-

renz mit großer Beharrlichkeit auf diese offensicht-

lichen Zusammenhänge und den Bedarf hingewie-

sen und darauf gedrängt, hier Abhilfe zu schaffen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 

wie folgt: 

Zu Frage 1: Das 9-Euro-Ticket wird gut angenom-

men. Das beweisen die ersten Absatzzahlen und 

die Fahrgastzunahmen auf vielen Strecken. Aus 

meiner Sicht handelt es sich bei dieser Aktion um 

ein großes Experiment - das sagte ich bereits -, 

das die Leistungsfähigkeit des ÖPNV und die Ak-

zeptanz bei den Kundinnen und Kunden unter-

sucht - bislang mit überwiegend positivem Echo. 

Aber es werden auch Schwächen im System auf-

gezeigt, dessen Infrastruktur seine Grenzen er-

reicht. Dass vor dem Hintergrund endlicher räumli-

cher Kapazitäten in den Zügen der Komfort leidet, 

ist nachvollziehbar und sollte an dieser Stelle nicht 

unterschlagen werden. Mögliche Klagen wären 

hierbei vor dem Hintergrund der Urheberschaft des 

Experiments an den Bund zu richten, meine Da-

men und Herren. Entscheidungen, die alltagsfern 

in nächtlichen Gipfelrunden getroffen werden, ha-
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ben eben leider allzu oft auch unerwünschte Risi-

ken und Nebenwirkungen. 

Und es gibt natürlich auch beharrliche Kritiker. So 

werde ich regelmäßig auf die von der DB verwei-

gerte Anerkennung des 9-Euro-Tickets in den IC-

Zügen nach Norddeich-Mole angesprochen. Auch 

unserem Wirtschaftsminister Bernd Althusmann 

geht das so. Abgesehen davon, dass dieser Zug 

weiterhin jedem zur Verfügung steht 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Wenn er 

bezahlt!) 

und er gegen Aufpreis gebucht werden kann: Die 

vollständige Anerkennung des 9-Euro-Tickets auf 

diesem Streckenabschnitt liegt allein in den Hän-

den der DB und ihres Eigentümers - also in den 

Händen des Bundes, der das Projekt initiiert hat. 

Es wäre doch nur anständig, wenn er sich in die-

sem Fall mit einer kulanten Lösung am Erfolg des 

Projektes beteiligen würde, meine Damen und 

Herren. 

(Beifall bei der CDU) 

Erste Umfragen zur Akzeptanz des 9-Euro-Tickets 

zeigen, dass das Ticket in den Ballungsräumen gut 

angenommen wird und der ÖPNV im ländlichen 

Raum - gerade in einem Flächenland wie Nieder-

sachsen - weiter gestärkt werden muss. Bei einer 

Gesamtbetrachtung muss auch die wirtschaftliche 

Lage der Busunternehmen im ländlichen Raum 

Berücksichtigung finden. Dass die Menschen in 

Stadt und Land gleichermaßen von dem Mix aus 

ÖPNV-Vergünstigungen und Kostensenkungen an 

der Tankstelle profitieren können, ist aus meiner 

Sicht noch nicht ausgemacht. Diese Frage ist aber 

nicht unwichtig im Hinblick auf die Akzeptanz des 

9-Euro-Tickets und aller Maßnahmen, die darauf 

abzielen, Mobilität auch in Zukunft in der Fläche 

bezahlbar zu halten und sicherzustellen. 

Der Tankrabatt ist aus meiner Sicht keine Erfolgs-

story des Bundes. Hier scheinen handwerkliche 

Fehler bei der Umsetzung dazu zu führen, dass 

aktuell noch wenig von den Steuersenkungen bei 

den Kundinnen und Kunden im Portemonnaie und 

an der Zapfsäule ankommt. Hier hätte man viel-

leicht besser in Ruhe die verschiedenen Optionen 

abgewogen, um zu erreichen, dass bei den Ver-

brauchern mehr ankommt. Zum Beispiel wäre es 

vernünftig gewesen, die steuerliche Erleichterung 

bei der Pendlerpauschale auf 38 Cent, die jetzt 

vorgezogen wurde, nicht erst ab einer Entfernung 

von 21 km zu gewähren, sondern gerade dort in 

der Fläche, wo man auf den Pkw angewiesen ist, 

um zur Arbeit zu gelangen, bereits ab dem ersten 

Kilometer. Gerade die Frage der gestiegenen 

Kraftstoffpreise ist für Pendler sehr wichtig - unab-

hängig von der Entfernung. Hier muss eine direkte 

Entlastung der Bürgerinnen und Bürger erreicht 

werden. 

Zu Frage 2: Meine Damen und Herren, unser Ziel 

ist es, den ÖPNV in Niedersachsen noch attrakti-

ver zu gestalten, unabhängig von der Zuordnung in 

Land und Stadt. Dafür setzen wir uns ein, und 

dafür wollen wir gerade auch für die Nach-Corona-

Zeit entsprechende Weichen stellen. Das Land 

Niedersachsen unterstützt - wie ich vorhin schon 

sagte - die niedersächsischen Kommunen aktiv 

durch gezielte und jährlich wachsende ÖPNV-

Förderprogramme dabei, ihre Ziele zu erreichen. 

Unsere Ziele sind dabei eine Verbesserung der 

ÖPNV-Qualität und ein klimagerechter Umbau 

vorhandener ÖPNV-Strukturen. Es stehen u. a. 

Fördermittel für viele Projekte in unserem Land wie 

den Bau von Haltestellen, den Kauf von Bussen 

und Stadtbahnen, die ÖPNV-Beschleunigung, die 

Verfügbarkeit von Echtzeitinformationen, die Ein-

richtung von Landesbuslinien oder für Anrufbusse, 

Bürgerbusse oder Anrufsammeltaxis zur Verfü-

gung, um nur einige Beispiele zu nennen. Sie se-

hen, dass bei uns eine breite Palette von Förde-

rungen auf der Agenda steht. Wir haben den 

ÖPNV in Niedersachsen von den Städten bis zur 

Fläche komplett im Blick, meine Damen und Her-

ren. Auch wollen wir und werden wir die Reaktivie-

rung von Bahnstrecken vorantreiben. Dazu habe 

ich vorhin bereits einige Ausführungen gemacht. 

Das alles gelingt aber nur, wenn wir die notwendi-

gen Mittel zur Verfügung haben, um die Dinge 

attraktiv auszugestalten, was sich allerdings kos-

tenintensiv darstellt. 

Zu Frage 3: Es ist kein Geheimnis, dass wir - und 

damit meine ich alle Länder - eine bessere Mittel-

ausstattung durch den Bund benötigen. Die bis 

2031 zur Verfügung stehenden Regionalisie-

rungsmittel sind von den Ländern bereits nahezu 

vollständig zur Finanzierung des aktuellen Leis-

tungsangebots und der dafür erforderlichen Inves-

titionen in Technik und Fahrzeuge verplant und 

damit gebunden. 

Der Bund muss seiner in Artikel 106 a des Grund-

gesetzes verankerten Pflicht nachkommen und die 

Länder ausreichend - ich betone: ausreichend - mit 

Mitteln für den öffentlichen Personennahverkehr 

ausstatten. Daher fordern wir gemeinsam - alle 

Länder! - eine Aufstockung der Regionalisierungs-
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mittel. Diese werden wir für ein attraktives ÖPNV-

Angebot brauchen. Sie sind dringend notwendig 

für den Erhalt der Schieneninfrastruktur und für 

neue Fahrzeuge. Dafür wollen wir dieses Geld 

einsetzen. Hier werden wir gegenüber dem Bund 

nicht lockerlassen und weiter intensiv dafür kämp-

fen, dass sich der Bundesverkehrsminister an sei-

ne Verantwortung erinnert und die Zusagen aus 

dem Koalitionsvertrag einlöst, meine Damen und 

Herren! Wir werden dafür kämpfen, dass das auch 

wirklich geschieht. 

Nur wenn es uns gelingt, Neukundinnen und Neu-

kunden des 9-Euro-Tickets dauerhaft an den 

ÖPNV zu binden, wird uns der Umbau des Ver-

kehrssektors gelingen und das 9-Euro-Ticket dazu 

einen Beitrag leisten. Hier ist jetzt der Bund am 

Zug. Es ist sinnvoll, das Angebot eines Tickets 

fortzusetzen, das überregionalen Charakter hat. 

Aber es ist auch wichtig, dieses Drei-Monats-

Experiment nicht 1 : 1 in einen Dauerbetrieb über-

gehen zu lassen. Vielmehr müssen wir uns die 

Dinge genau anschauen. 

Was eine erste Größenordnung angeht, belaufen 

sich die Kosten für das 9-Euro-Ticket auf 2,5 Milli-

arden Euro für drei Monate. Das heißt, pro Jahr 

reden wir über 10 Milliarden Euro. Das entspricht 

1 Milliarde Euro für Niedersachsen. Diese Summe 

müsste bereitgestellt werden, und es müsste ab-

gewogen werden, ob man zu anderen Preisen 

kommen sollte, um dann vielleicht mehr in die In-

frastruktur investieren zu können. Denn man muss 

auch das Angebot und die Attraktivität entspre-

chend ausbauen. Man sollte aber nicht eine Nach-

frage schaffen, ohne dass infrastrukturelle Angebot 

dafür vorhalten zu können. 

Es bleibt also im Augenblick ein Strohfeuer. Die 

Erkenntnisse, die man aus der Einführung des 

9-Euro-Tickets gewinnt, sollte man in die weitere 

Betrachtung einbeziehen. Eine Übertragung 1 : 1 

ist aber sicherlich nicht sinnvoll. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister Hilbers.  

Meine Damen und Herren, bevor wir mit den Zu-

satzfragen fortfahren, darf ich folgende Mitteilung 

machen: Nachdem schon gestern mitgeteilt wurde, 

dass der Tagesordnungspunkt 22 auf das Ende 

der Sitzung des heutigen Tages verlagert wird, hat 

man sich nun darauf geeinigt, noch vor der Mit-

tagspause den Tagesordnungspunkt 25 zu behan-

deln.  

Ich wäre dankbar, wenn das in die Fraktionen hin-

ein kommuniziert wird und vor allem die Rednerin-

nen und Redner informiert werden, damit sie ent-

sprechend präpariert sind. Gegenwärtig ist eine 

gewisse kollektive Abwesenheit zu verzeichnen. 

Ich bitte, das zu klären, damit die Damen und Her-

ren, die an diesem Tagesordnungspunkt interes-

siert sind, die Verschiebung mitbekommen. 

Wir sind gegenwärtig beim Tagesordnungspunkt 

18 a. Mir liegen einige Wortmeldungen zu Zusatz-

fragen vor, auf denen das „a“ nicht eingetragen ist. 

Ich gehe aber davon aus, dass die Zusatzfragen 

zu genau diesem Punkt platziert werden sollen. 

Es beginnt Kollege Detlev Schulz-Hendel für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Sie haben zwei 

Fragen angemeldet und können, wenn Sie dies 

wollen, gleich beide platzieren. Bitte sehr! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich will das gern so 

machen. Dann sind wir mit meinen beiden Fragen 

durch. 

Die erste Frage: Vor dem Hintergrund, dass mit 

dem 9-Euro-Ticket innerhalb kürzester Zeit eine 

bundeseinheitliche Tarifstruktur geschaffen worden 

ist, frage ich die Landesregierung: Welche Er-

kenntnisse nehmen Sie daraus mit, um auch in 

Niedersachsen endlich zu einheitlichen Tarifstruk-

turen und Vertriebsstrukturen zu kommen und um 

das Tarifwirrwarr aufzulösen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die zweite Frage, die ich stellen möchte, betrifft - 

Herr Hilbers hat das bereits angesprochen - die 

IC-Strecke von Bremen nach Norddeich-Mole und 

zurück. Auf ihr gilt das 9-Euro-Ticket nicht. Vor 

dem Hintergrund, dass Minister Althusmann nach 

eigenen Angaben auf unsere Anfrage bisher zwei 

Briefe geschrieben hat, nämlich an den Bund und 

an die DB: Welche konkreten Maßnahmen unter-

nimmt die Landesregierung, damit dieses Problem 

schnellstmöglich zwischen dem Bund und dem 

Land Niedersachsen zugunsten der Menschen, die 

das 9-Euro-Ticket auch auf dieser Strecke nutzen 

wollen, geklärt wird? Andere Nahverkehrstickets 

können sie dort ja nutzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Schulz-Hendel. - Wer 

möchte für die Landesregierung antworten? - Herr 

Minister Hilbers - in der Annahme, dass Sie die 

Fragen akustisch mitbekommen haben -, bitte 

sehr! 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Herr Präsident! Ich habe die Fragen sowohl akus-

tisch als auch inhaltlich mitbekommen. Das 

9-Euro-Ticket ist angesprochen worden. Welche 

Schlüsse ziehen wir daraus, dass es hier einen 

Tarifverbund gibt?  

Das ist absolut vorteilhaft. Diese Erkenntnis haben 

wir gewonnen. Das sehen wir auch daran, wie das 

9-Euro-Ticket angenommen wird. Es ist auch wün-

schenswert, einen einheitlichen Tarifverbund zu 

erreichen. Aber hier prallen Interessenkonflikte 

aufeinander. Weil wir sehr viele Verkehrsverbünde 

haben, ist das nicht ganz einfach. Wir werden das 

weiter vorantreiben müssen. Natürlich ist es sinn-

voll, Verkehrsverbünde und vernetzte Mobilität zu 

haben, sich untereinander austauschen zu können 

und durchgängig geltende Tickets kaufen zu kön-

nen. 

Was die Frage Norddeich-Mole angeht, ist es nicht 

richtig, was Sie dargestellt haben, Herr Schulz-

Hendel. Die Bestandskunden, die Abo-Kunden 

werden auf dieser Strecke mitgenommen und be-

kommen auch ihre Vergünstigung. Nicht erreicht 

werden konnte, dass sich Neukunden dafür ein 

9-Euro-Ticket kaufen können. Minister Althusmann 

hat zwei Schreiben an den Bund bzw. an die DB 

gerichtet. Bisher ist das dort aber nicht entspre-

chend durchgedrungen. 

Es ist natürlich ein Leichtes, zu fragen, was das 

Land Niedersachsen in dieser Frage unternimmt. 

Adressieren Sie das doch einmal dort, wo Sie 

selbst Verantwortung tragen, nämlich im Bund - er 

ist doch Eigentümer der Bahn -, um dort eine ver-

nünftige Regelung hinzubekommen! 

(Beifall bei der CDU) 

Im Übrigen geht es bei dieser Strecke auch um 

Bremen. Wenn ich mich nicht ganz irre, regiert Ihre 

Partei auch in Bremen mit. In Bremen sind Sie 

aber nicht bereit, dafür zu bezahlen. Ich glaube, in 

Bremen ist es eine Ihrer Partei angehörende Sena-

torin, die das entscheidet. Arbeiten Sie doch in 

dieser Frage erst einmal vor der eigenen Haustür, 

bevor Sie von uns zusätzliche Dinge einfordern!  

Sie sehen ja: Der Minister hat schon zwei Schrei-

ben an die Bundesregierung bzw. an die DB ge-

richtet. Sie brauchen uns nicht aufzufordern! Ma-

chen Sie lieber in Ihrem Lager ein bisschen etwas 

dafür, dass die Dinge funktionieren. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Minister, einen Moment, bitte! Der Kollege 

Janßen von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

möchte noch eine Zwischenfrage platzieren. 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Ja. 

(Jens Nacke [CDU]: Zwischenfragen 

in der Fragestunde? Das halte ich für 

ungewöhnlich! Bitte nicht zulassen! 

Damit sollten wir nicht anfangen!) 

- Dann lasse ich die Zwischenfrage nicht zu. 

(Beifall bei der CDU - Lachen bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege Nacke, letzter Absatz der Regularien 

für die Fragestunde: Zwischenfragen sind zulässig. 

Das regelt § 69 Abs. 4 der Geschäftsordnung des 

Landtages. 

(Jens Nacke [CDU]: Das macht aber 

keinen Sinn!) 

- Ob das Sinn macht, ist eine andere Frage. 

Der Minister hat die Zwischenfrage abgebogen. 

Herr Kollege Janßen, Ihr Einsatz in Ehren! 

Die nächste Zusatzfrage stellt jetzt der Kollege 

Frank Henning für die SPD-Fraktion. Bitte sehr! 

Frank Henning (SPD): 

Ich frage die Landesregierung: Spricht sich die 

Landesregierung eigentlich für eine Verlängerung 

des 9-Euro-Tickets oder zumindest für ermäßigte 

Fahrpreise nach Auslaufen des 9-Euro-Tickets ab 

August sozusagen als fortfolgende Lösung aus - 

beispielsweise durch Einführung eines landesei-

genen Nahverkehrstickets für 365 Euro oder eines 

fahrscheinlosen Nahverkehrs nach dem Bremer 

Modell? 

Vielen Dank. 

(Christian Grascha [FDP]: Bei uns wä-

re jetzt schon dreimal nachgezählt 

worden!) 
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister, bitte sehr! 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Das Land Niedersachsen setzt sich sehr 

für die Stärkung des öffentlichen Personennahver-

kehrs und des SPNV ein und hat sich dementspre-

chend gemeinsam mit den anderen Ländern in der 

Verkehrsministerkonferenz dafür ausgesprochen, 

bis 2030 eine Verdopplung der Fahrgastzahlen an-

zustreben. Um dieses Ziel zu erreichen, muss es 

weitere Attraktivitätssteigerungen des öffentlichen 

Personennahverkehrs geben, Herr Kollege, das ist 

richtig. Ein möglicher Aspekt ist der Preis, wie der 

Erfolg des 9-Euro-Tickets bereits zeigt. 

Die aktuelle Ausgestaltung der Regionalisierungs-

mittel lässt dem Land jedoch keinen Spielraum für 

eine dauerhafte Senkung der Fahrpreise nach dem 

August. Hier muss der Bund tätig werden. Er muss 

die Regionalisierungsmittel entsprechend aufsto-

cken. Ich hatte schon gesagt, dass ein 9-Euro-

Ticket für zwölf Monate 10 Milliarden Euro und 

folglich für Niedersachsen 1 Milliarde Euro kosten 

würde. Ich glaube, Sie können sich selbst ausma-

len, dass im Haushalt keine Spielräume bestehen, 

um den ÖPNV aus Landesmitteln mit 1 Milliarde 

Euro zusätzlich zu bedienen. Deswegen muss eine 

Anhebung der Regionalisierungsmittel kommen. 

Verkehrs- und Wirtschaftsminister Dr. Bernd Alt-

husmann hat sich klar dafür ausgesprochen, den 

ÖPNV zu stärken und auch über ein bundesweites 

Anschlussticket nachzudenken. Das muss aber 

finanziert werden, das ist grundsätzlich notwendig. 

Wir werden dann schauen müssen, mit welchem 

Preis man ins Rennen geht.  

Der Preis ist ein Anfasser, aber nicht der alleinige. 

Man muss auch schauen, dass man ein gutes und 

attraktives Angebot schafft. Deswegen müsste 

man das weiter überlegen. Sicherlich kann man 

das nicht 1 : 1 fortsetzen. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage - ebenfalls aus der Fraktion der SPD - stellt 

die Kollegin Dr. Dörte Liebetruth. 

Dr. Dörte Liebetruth (SPD): 

Meine Frage an die Landesregierung lautet, was 

das 9-Euro-Ticket für den Klimaschutz bringt. 

Selbstverständlich interessiert mich hierbei beson-

ders die Auffassung, die Perspektive des Klima-

schutz- und des Energieministers.  

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht 

Herr Minister Lies. Bitte! 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Zusam-

menstoß zweier Minister! - Christian 

Grascha [FDP]: Es sind zwei Minister 

zuständig! - Weitere Zurufe) 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, dass wir an der Stelle gar nicht ausei-

nander sind. Die Frage des Klimaschutzes können 

wir natürlich inhaltlich bewerten.  

Erst am Ende dieses Tests, dieses Versuchs mit 

dem 9-Euro-Ticket wird klar festgestellt werden 

können, wie viele Menschen dieses Ticket genutzt 

haben. Ich bin aber schon jetzt überzeugt - das 

sieht, man wenn man sich die Zahlen ansieht; und 

ich glaube, wir alle erleben es auch -, dass viele 

bereit gewesen sein werden, ihr Auto stehen zu 

lassen und auf Bus oder Bahn zurückzugreifen.  

Es wird immer der Eindruck erweckt, als würden 

wir nur über die Bahn reden. Es gibt aber auch ein 

wirklich fantastisches Busangebot, das für viele 

äußerst interessant ist und auch genutzt wird. 

Deshalb bin ich fest davon überzeugt, dass es 

funktioniert.  

Ich will einen Punkt aufgreifen - das kam vielleicht 

etwas unglücklich rüber -: Es war zwar eine nächt-

liche Entscheidung, aber die Ampelregierung hat 

sich schon kluge Gedanken darüber gemacht, wie 

sie in der Frage, die die Menschen gerade betrifft, 

insgesamt zu einer Entlastung kommen kann.  

Ein Aspekt ist - das muss man fairerweise sagen - 

die hohe Belastung der Menschen an der Tank-

stelle. Deswegen begrüße ich es sehr, dass es 

jetzt darum geht, das Kartellrecht zu verschärfen 

und dafür zu sorgen, dass die Entlastung, die nach 

der Entscheidung der Ampelregierung beim Bürger 

ankommen soll, auch tatsächlich bei ihm ankommt. 

Das ist ein kluger Weg. Der Grundgedanke, dafür 

zu sorgen, dass die Belastung an der Tankstelle 

geringer wird, ist absolut richtig, und er ist auch 

vernünftig, weil diese Belastung viele Menschen 

trifft.  
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Aber gerade das 9-Euro-Ticket sorgt dafür, dass 

wir in einem sehr großen Test sehen - und darüber 

diskutieren wir immer -, welchen Klimaschutzbei-

trag die Ausweitung des öffentlichen Personen-

nahverkehrs und des SPNV in Zukunft leisten 

kann. Das ist doch der spannende Aspekt: Wir 

werden unsere Klimaziele natürlich nicht erreichen, 

wenn wir die Mobilität ausschließlich auf der Stra-

ße - Stichwort „individuelle Mobilität“ - fortsetzen, 

sondern wir werden sie nur erreichen können, 

wenn wir verstärkt auf Angebote in der öffentlichen 

Mobilität setzen. 

Genau das war das Ergebnis der Verhandlungen, 

die geführt worden sind. Nach dem 9-Euro-Ticket 

muss es deshalb darum gehen, genau zu analysie-

ren, wo wir in die Quantität investieren müssen. 

Dabei geht es sowohl um das Fahrplanangebot als 

auch um das Streckenangebot und das Angebot 

an Fahrzeugen. Dies wird eine große Herausforde-

rung sein. Die Länder und der Bund werden dann 

gemeinsam überlegen müssen, wie das finanziert 

werden kann.  

In Niedersachsen tun wir bereits etwas. Reinhold, 

wir sind ja hierbei schon sehr weit. Das Schüler- 

und Azubi-Ticket ist die Antwort, die wir seit dem 

1. Januar dieses Jahres geben. Es wurde schon 

vor der in Rede stehenden Entscheidung einge-

führt und ist quasi ein 365-Euro-Ticket. Es kostet 

360 Euro, weil der Preis 30 Euro im Monat nicht 

übersteigen darf, und sorgt dafür, dass Schüler 

und Auszubildende zu diesem Preis Verkehre, 

wenn auch momentan nur die regionalen Verkeh-

re, nutzen können. Das ist ein Riesenschritt nach 

vorn, der, Reinhold, im nächsten Jahr schon mit 

30 Millionen Euro aus dem Landeshaushalt unter-

stützt werden wird. Dies zeigt, wie auf diesem Weg 

vorangeschritten wird.  

Diesen Weg müssen wir natürlich weiterentwi-

ckeln. Wir brauchen ein Schüler- und Azubi-Ticket, 

das landesweit gilt. Das wäre gerade im Sinne der 

jungen Leute, die eine größere Mobilität wollen. Im 

Rahmen der Auswertung der Ergebnisse des 

9-Euro-Tickets müssen wir sagen, wie wir die Kos-

ten für ein 365-Euro-Ticket in den Griff bekommen 

wollen. Dann wären es nicht 9 Euro für einen Mo-

nat, sondern 365 Euro für ein einjähriges Dauerti-

cket. Wir würden also diese 2,5 Milliarden Euro für 

drei Monate sicherlich reduzieren können.  

Da wir einen Klimaschutzbeitrag leisten wollen, 

haben wir ein Interesse, zu erfahren, wie viele 

Tonnen CO2 wir vermeiden, wenn wir ein solches 

Ticket haben, und welche Entlastung wir hinzu-

rechnen müssten. Wir werden aus meiner Sicht 

dahin kommen, gemeinsam mit dem Bund zu über-

legen, wie so etwas umgesetzt werden kann. Wir 

werden - davon bin ich fest überzeugt - in Deutsch-

land zu einheitlichen Ticketstrukturen für ÖPNV 

und SPNV, zu einem bezahlbaren Angebot, einem 

verlässlichen Angebot und damit zu einer echten 

Alternative zum individuellen Verkehr kommen. 

Das muss unser Anspruch sein.  

Abschließend will ich noch eine Bitte an uns formu-

lieren. Es ist bedauerlich, dass es nicht gelingt, die 

Strecke Bremen–Oldenburg–Norddeich für das 

9-Euro-Ticket nutzbar zu machen. Die IHK Ost-

friesland hat dies kürzlich noch einmal sehr deut-

lich gemacht. Natürlich kann man sagen: Alle kön-

nen sie - gegebenenfalls für einen Aufpreis - weiter 

nutzen. Aber als Vertreter aus der Region will ich 

sagen: Diese Region dort oben ist ohnehin nicht 

optimal an den Fernverkehr angebunden, und 

beim Nahverkehr wird erst an eine Ausweitung 

gedacht. Deshalb wäre es schon ganz nett, wenn 

wir dieses Problem lösen könnten.  

Ich glaube, dass es gut wäre, auf das Angebot des 

Bundes und der Bahn einzugehen und sich noch 

einmal zu Verhandlungen zusammenzusetzen.  

(Zuruf von Julia Willie Hamburg 

[GRÜNE])  

- Doch, das ist ein Angebot.  

(Zuruf von Ulf Thiele [CDU])  

- Nein, das ist es nicht. Es ist ein Angebot zur Ver-

handlung gewesen. Die anderen Länder haben 

sich bemüht, in Verhandlungen Preise zu erzielen, 

die eben nicht die vollständige Kostenübernahme 

des Landes bedeuten, um so die Nutzung möglich 

zu machen.  

Es wäre gut für uns, wenn es uns gemeinsam ge-

länge, mit der Bahn in Verhandlungen einzutreten - 

es ist nicht der Bund, sondern die Bahn, mit der wir 

verhandeln müssen -, um eine Lösung zu finden 

und zumindest für die restlichen zwei Monate die 

gesamte Region dort oben über das 9-Euro-Ticket 

anzubinden. Das wäre ein Erfolg.  

Ich bin überzeugt davon, dass das 9-Euro-Ticket 

ein Erfolg ist - für die Menschen, die es nutzen, 

aber vor allem für den Klimaschutz, indem wir es 

schaffen, mehr Verkehr von der Straße auf die 

Schiene und in den Bus zu bringen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister Lies.  

(Gerald Heere [GRÜNE]: Ist das die 

Antwort der gesamten Landesregie-

rung?) 

- Herr Kollege! 

(Gerald Heere [GRÜNE]: Das würde 

mich schon interessieren!) 

- Herr Kollege, wollen Sie das hier übernehmen? 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

fragen Sie ihn besser nicht! - Weitere 

Zurufe) 

Wenn Ruhe eingekehrt ist, stellt Herr Kollege Bley 

die erste Zusatzfrage für die CDU.  

(Gerald Heere [GRÜNE]: Die Frage ist 

relevant!) 

- Herr Heere, gemach! - Bitte, Herr Kollege! 

Karl-Heinz Bley (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vor dem Hintergrund, dass der Kollege Frank 

Henning die Frage nach der Verlängerung des 

9-Euro-Tickets gestellt und Minister Hilbers aus-

führlich erklärt hat, welche Schwierigkeiten das 

beinhaltet, frage ich: Was kann und wird das Land 

Niedersachsen in finanzieller Hinsicht tun, um nach 

Ende des 9-Euro-Tickets einen attraktiven SPNV 

und ÖPNV bereitzustellen? 

Danke schön.  

(Jörg Bode [FDP]: Das ist eine gute 

Frage! Die wollte ich auch stellen!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege. - Herr Kollege Bode 

von der FDP kann noch eine Frage stellen. - Bitte, 

Herr Minister! 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Uns ist an einem gut ausgestatteten ÖPNV 

und SPNV in unserem Land gelegen. Nach dem 

9-Euro-Ticket muss es eine Anschlusslösung ge-

ben. Daraus muss man einen guten ÖPNV entwi-

ckeln, und es muss Lösungen geben, um den 

ÖPNV in unserem Land zu stärken. Das ist auch 

Daseinsvorsorge, und das ist für die Fläche richtig 

und wichtig.  

Was Norddeich-Mole angeht, kann ich nachtragen, 

dass in Kürze Gespräche mit Frau Herbort, zwi-

schen dem Wirtschafts- und Verkehrsministerium 

und der Bahn, geführt werden, dass die Gesprä-

che also weitergehen und dass wir unseren nie-

dersächsischen Anteil erbringen und unsere Mög-

lichkeiten nutzen, um in diesem Bereich zu einer 

guten Lösung zu kommen.  

(Gerald Heere [GRÜNE]: Warum ha-

ben Sie es vorhin nicht beantwortet?) 

Bereits vor Ablauf des 9-Euro-Tickets hat das Land 

enorme Investitionen in den ÖPNV vorgenommen. 

Herr Heere, ich will aber dem Eindruck entgegen-

treten, dass der ÖPNV erst gestärkt wird, seitdem 

es das 9-Euro-Ticket gibt.  

(Zurufe von den GRÜNEN - Gegenruf 

von Jens Nacke [CDU]: Hört doch mal 

auf, Mensch!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Einen Moment, Herr Minister! - Die Kollegen 

Schulz-Hendel, Nacke und andere führen Gesprä-

che. Im Moment redet aber nur der Minister, meine 

Damen und Herren! - Bitte! 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Der ÖPNV wird in unserem Land nicht erst seit 

Einführung des 9-Euro-Tickets gestärkt, sondern 

das Thema wurde immer großgeschrieben. Der 

ÖPNV ist in den vergangenen Jahren mit enormen 

Mitteln ausgestattet worden. Herr Kollege Bley, mit 

dem ÖPNV-Jahresförderprogramm werden in Nie-

dersachsen jährlich fast 106 Millionen Euro - ge-

nau: 105,8 Millionen Euro -, also eine große Sum-

me, bewegt. Diese Mittel fließen in den barriere-

freien Ausbau von Haltestellen der Stadtbahn und 

in Betriebshöfe. 24,7 Millionen Euro fließen in die 

Beschaffung von Bussen. Das führt dazu, dass wir 

im Land eine moderne Busflotte und damit ein 

attraktives Angebot haben, was die Hardware im 

ÖPNV betrifft. 

Wir werden dieses Programm in bewährter Weise 

fortführen, Herr Kollege Bley. Darüber hinaus för-

dern wir landesweit bedeutsame Buslinien. Insbe-

sondere die Verbesserung des ÖPNV im ländli-

chen Raum liegt uns am Herzen; denn die großen 

ländlichen Räume Niedersachsens müssen wir 

genauso versorgen wie die städtischen Regionen. 
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Leider haben die Folgen der Corona-Pandemie 

auch den ÖPNV getroffen, sodass der ÖPNV-Ret-

tungsschirm, der weiterhin besteht, eingesetzt 

werden musste. Das Land finanziert diesen zur 

Hälfte mit eigenen Mitteln mit. Insgesamt 403 Milli-

onen Euro - Sie haben richtig gehört: 403 Millionen 

Euro - fließen in diesen Bereich. 

Doch wir tun noch viel mehr. Wir leisten nach dem 

Niedersächsischen Nahverkehrsgesetz verschie-

dene Finanzhilfen für kommunale Programme im 

ÖPNV; wir fördern das Schüler- und Auszubilden-

den-Ticket. Es ist eben geschildert worden, dass 

dieses hier in Niedersachsen entwickelt und auf 

den Weg gebracht worden ist. Dieses Schüler- und 

Auszubildenden-Ticket, das jetzt kommt und das in 

einigen Bereichen schon am Netz ist, 

(Christian Grascha [FDP]: Wo ist es 

schon am Netz? Das ist doch ein 

Witz!) 

ist eine wesentliche Verbesserung, die dazu führt, 

dass die Mobilität der jungen Menschen gerade im 

ländlichen Raum gestärkt wird. Damit leisten wir 

einen wesentlichen Beitrag, um Mobilität und Kli-

maschutzziele zusammenzubringen, und das in 

der gesamten Fläche Niedersachsens und mit 

eigenem Landesgeld. Das ist eine enorme Leis-

tung, die uns gelungen ist. Das ist ein großer Fort-

schritt im ÖPNV, den wir stärken und erhalten 

wollen.  

Wir stärken Maßnahmen zur Werbung, zur Image-

forschung und zur Marktforschung zum Ticketan-

gebot. Die U21-Freizeitkarte Niedersachsen möch-

te ich hier nur nennen.  

Sie sehen also: Es gibt vielfältigste Angebote, die 

dazu führen, den ÖPNV und SPNV im ländlichen 

Raum und in den Städten zu fördern. Wir sind in 

Niedersachsen aktiv dabei, ÖPNV nach vorn zu 

entwickeln. Das wird auch so weitergehen, weil wir 

großen Wert darauf legen, Mobilität in unserem 

Land zu erhalten und zu stärken. Mobilität ist ein 

hohes Gut, und Mobilität ist die Voraussetzung 

dafür, dass wir ein lebendiges, modernes und zu-

kunftsorientiertes Niedersachsen sind. Deswegen 

kämpfen wir dafür. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die zweite Zusatzfra-

ge für die CDU-Fraktion möchte jetzt der Kollege 

Thomas Ehbrecht stellen. 

Thomas Ehbrecht (CDU): 

Danke, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich frage die Landesregierung, ergän-

zend zu der Frage des Kollegen Bley und aufbau-

end darauf, wie sich das 9-Euro-Ticket auf die 

Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit des SPNV und 

des ÖPNV ausgewirkt hat. Wie kann vermieden 

werden, dass die Probleme bei den hohen Auslas-

tungszahlen in Zukunft weiter andauern? 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Wer möchte antwor-

ten? - Herr Ministers Hilbers, bitte sehr! Sie haben 

das Wort. 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Das ist eine sehr wichtige Frage. Das ist 

genau das, was ich eben angesprochen habe: 

Man schafft erst ein Angebot und fragt dann, ob 

das, was dadurch an Nachfrage generiert wird, 

auch mit den Kapazitäten entsprechend bedient 

werden kann.  

Zu den Kapazitätsengpässen kam es bisher nicht 

in dem hohen Maß wie vermutet. Die SPNV- und 

ÖPNV-Aufgabenträger setzen möglichst lange, 

große Fahrzeuge ein, um die Kapazitäten zu er-

weitern. Dennoch kommt es gerade auf den touris-

tischen Strecken schon einmal zu vollen Zügen. 

Der Einsatz von mehr Fahrzeugen ist aufgrund der 

technischen und personellen Ressourcen kaum 

möglich.  

Um perspektivisch mehr Fahrgäste bei hoher 

Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit befördern zu 

können, sind deswegen eben auch Investitionen in 

die Infrastruktur des ÖPNV notwendig. Es reicht 

nicht, allein ein Ticket auf den Markt zu bringen, 

sondern wir brauchen eine verbesserte Ausstat-

tung.  

Hier will ich die Forderung in Richtung Bund noch 

einmal sehr deutlich unterstreichen, die ich zu den 

Regionalisierungsmitteln erhoben habe: Wenn wir 

das erreichen wollen, brauchen wir mehr Regiona-

lisierungsmittel, und wir brauchen eine höhere 

Attraktivität bei der DB AG. Deswegen müssen wir 

für diese Punkte gemeinsam kämpfen.  

Da bitte ich auch um Ihre Unterstützung. Diejeni-

gen, die jetzt in Berlin in der Regierung sind, tra-

gen auch ganz besondere Verantwortung dafür, 

diesem gerecht zu werden. Nur mit einer aus-

kömmlichen Ausstattung mit Regionalisierungsmit-

teln kann man am Ende das Angebot und auch die 
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Investitionen, die gemacht werden müssen, ver-

nünftig bedienen. Das ist notwendig.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister Hilbers. - Die erste Zu-

satzfrage für die FDP-Fraktion stellt der Abgeord-

nete Christian Grascha. Bitte sehr! 

Christian Grascha (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Vor dem Hinter-

grund, Herr Minister Hilbers, dass Sie bei der Ant-

wort auf die Frage der CDU-Fraktion in Bezug auf 

den Tankrabatt davon gesprochen haben, dass 

der Tankrabatt keine Erfolgsstory sei, frage ich Sie 

mit Blick auf die ifo-Studie, die ja belegt hat, dass 

der überwiegende Teil der Steuersenkung tatsäch-

lich ankommt, und auf Aussagen vom Statistischen 

Bundesamt von vor ein paar Tagen, dass trotz 

gestiegener Kosten die Preise in Deutschland im 

Vergleich zum Ausland gesunken seien, auf wel-

cher wissenschaftlichen Grundlage Sie hier eigent-

lich die Aussage machen, dass das keine Erfolgs-

story sei. 

(Beifall bei der FDP - Dr. Stefan Birk-

ner [FDP]: Gefühlte Wahrheit!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Die Landesregierung antwortet. 

Herr Minister, bitte! 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es gibt 

da unterschiedliche Studien, die belegen, ob es 

angekommen ist oder nicht.  

(Christian Grascha [FDP]: Welche 

denn?) 

Die Studien basieren immer auf unterschiedlichen 

Annahmen. Deswegen können Sie nicht beurteilen 

und nicht klar sagen, wie viel angekommen ist.  

(Christian Grascha [FDP]: Auf welcher 

Grundlage, habe ich gefragt?) 

Aber für manche Dinge brauchen Sie auch keine 

Studie, sondern dazu brauchen Sie nur an den 

Tankstellen vorbeizufahren.  

(Beifall bei der CDU) 

Ich glaube, es ist richtig und wichtig zu erken-

nen - - - 

(Christian Grascha [FDP]: Auf welcher 

Grundlage!) 

- Machen Sie doch keine theoretischen wissen-

schaftlichen Sandkastenspiele, sondern fahren Sie 

doch abends mal raus, fahren Sie an der Tankstel-

le vorbei, und schauen Sie, was die Preise ma-

chen! Ich habe bei mir in der Region nicht feststel-

len können, dass die Preise entsprechend der 

steuerlichen Förderung gesunken sind.  

(Christian Grascha [FDP]: Gerade bei 

Ihnen müsste man das doch sehen! 

Im Vergleich zu den Niederlanden!) 

- Ich komme in ganz Niedersachsen rum. Die Din-

ge am Markt lassen sich anders feststellen, die 

Preise setzen sich anders fest.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Sie sollten 

einmal genau hingucken, Herr Kolle-

ge! - Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: 

Aber es gibt die Studie vom ifo-

Institut!) 

Sie haben geglaubt, dass sich mit dem Tankrabatt 

eine 1:1-Regelung bei den Preisen bewerkstelligen 

lässt. Das hat sich aber anders gezeigt, weil sich 

nämlich am Markt Preise nach Angebot und Nach-

frage bilden. Solange ein Gut knapp ist - Herr Kol-

lege Grascha, das kennen Sie aus der Volkswirt-

schaftslehre -, steigen die Preise entsprechend. 

Sie werden dieses Phänomen weiter haben. Dann 

gibt es noch ein oligopolistisches Marktgeschehen, 

und dann gibt es noch relativ unelastische Preise, 

was auch noch eine Rolle spielt.  

(Christian Grascha [FDP]: Wenn Sie 

so Haushaltspolitik machen, ist es 

kein Wunder, wenn das Land gegen 

die Wand fährt!)  

Deswegen ist das Ergebnis nicht so besonders 

erstrebenswert ausgefallen.  

Sie hätten zumindest die direkte Entlastung der 

Bevölkerung damit koppeln sollen. Und damit wie-

derhole ich meine Forderung: Wenn Sie die Bevöl-

kerung direkt entlasten, dann ist das für die Bevöl-

kerung am besten, und dann ist das auch am bes-

ten dafür, wie sich die Menschen am Ende verhal-

ten, weil Preise eine Lenkungsfunktion haben.  

Deswegen sind zwei Punkte ganz elementar, in 

denen Sie von der Bundesregierung auch nicht 

nachkommen, gerade Sie von den Liberalen nicht: 
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Erhöhen Sie doch jetzt erst einmal die Pendler-

pauschale ab dem ersten Kilometer! Ich kann 

überhaupt keine Logik dahinter erkennen: Warum 

soll die Pendlerpauschale ab dem 21. Kilometer 

erhöht werden? Der Kraftstoff kostet bis zum 21. 

Kilometer genauso viel wie oberhalb des 21. Kilo-

meters.  

(Beifall bei der CDU) 

Deswegen: Erhöhen Sie erstens die Pendlerpau-

schale!  

Und zweitens: Warten Sie doch nicht ewig bis zum 

nächsten Jahr mit dem Abbau der kalten Progres-

sion! Der Staat verdient doch jetzt an der Inflation, 

weil Steuern auf nominalen Werten fußen. 

(Christian Grascha [FDP]: Über 

30 Milliarden Euro Entlastung! - 

Dr. Stefan Birkner [FDP]: EEG-Um-

lage abgeschafft! - Christian Grascha 

[FDP]: Arbeitnehmerpauschbetrag er-

höht!)  

Machen Sie jetzt die Entlastung bei den Menschen 

bei der kalten Progression! Dann haben die Men-

schen mehr im Portemonnaie, dann haben sie die 

direkte Entlastung. Das kommt direkt bei den Men-

schen an.  

Wenn es über Umwege über Preise geht, kommt 

es meistens nicht bei den Richtigen und meistens 

auch nicht vollständig an. Also machen Sie doch 

erst einmal das, was naheliegend ist und was Sie 

tun können!  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU - Dr. Stefan Birk-

ner [FDP]: Sehr dünn, Herr Minister! 

Völlig ahnungslos!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die zweite und letzte 

Zusatzfrage für die FDP-Fraktion stellt der Kollege 

Grascha. Bitte sehr, Herr Abgeordneter!  

Christian Grascha (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich frage die Lan-

desregierung vor dem Hintergrund der Aussage 

von Minister Hilbers, die er hier gerade getroffen 

hat, dass er die Senkung der Energiesteuern für 

den falschen Weg erachte, wie sie denn den Vor-

schlag des niedersächsischen Wirtschaftsministers 

aus dem März dieses Jahres bewertet, der dort ja 

eine Senkung der Mineralölsteuer gefordert hat, 

und wo jetzt genau der Unterschied zwischen der 

Forderung von Wirtschaftsminister Althusmann, die 

Mineralölsteuer zu senken, und der Forderung zur 

Senkung der Energiesteuer, die jetzt von der Bun-

desregierung durchgeführt wurde, liegt.  

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister, bitte sehr! 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Forderung war völlig richtig. Deswegen 

haben wir als Landesregierung sie gemeinsam auf 

den Weg gebracht und sie auch in eine Bundes-

ratsinitiative münden lassen.  

(Christian Grascha [FDP]: Wo ist der 

Unterschied?) 

Es ist aber eben das Paket insgesamt, das damals 

eine Rolle spielte. Sie haben sich einige Punkte 

rausgegriffen, die Sie gemacht haben, und das 

nicht vernünftig flankiert. 

Dann wurde in der Bundesregierung mit dem 

Übergewinn argumentiert. Da wollte man plötzlich 

Gewinn „wegsteuern“. Am Ende ist doch die Frage, 

wie man es vernünftig in ein Paket packt. Das ist 

doch auch keine Steuerrechtsfrage, sondern eher 

eine Kartellrechtsfrage. Sie müssen doch schauen, 

wie man mit den Instrumenten umgeht, damit das 

auch entsprechend eingepreist werden kann. Sind 

denn überhaupt einmal Gespräche darüber, wie 

das auch bei den Menschen ankommt und wie 

man das umsetzen will, mit den Mineralölkonzer-

nen aufgenommen worden? 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Herr Minis-

ter, Sie schwimmen! Sie drohen un-

terzugehen!) 

Am Ende geht es doch um den Weg, wie man es 

vernünftig umsetzt. Und ich glaube, das haben Sie 

in Ihrem Paket nicht vernünftig berücksichtigt. Das 

Paket ist an bestimmten Stellen unausgewogen.  

(Christian Grascha [FDP]: Der Punkt 

ist, dass es ankommt!) 

Sie haben Bestandteile, die auch wir gefordert 

haben, schon übernommen, aber leider haben Sie 

nur Teile übernommen, und wenn man nur Teile 

übernimmt, führt das meistens dazu, dass es un-

ausgewogen wird und nicht so richtig funktioniert. 

(Beifall bei der CDU - Lachen bei der 

FDP) 
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister.  

Meine Damen und Herren, die Phase der Zusatz-

fragen ist damit abgeschlossen. Wir kommen jetzt 

zur Aussprache.  

Sie wissen, dass Sie eine Ausgangsredezeit von 

vier Minuten haben. Das gilt für alle Fraktionen. 

Die Landesregierung, respektive Herr Minister 

Hilbers und Herr Minister Lies, hat die vorgesehe-

ne Redezeit um, leicht aufgerundet, insgesamt 13 

Minuten überschritten. Das bedeutet, dass jede 

Fraktion 17 Minuten Redezeit hat. 

Als Erster möchte die Herausforderung annehmen: 

Herr Kollege Schulz-Hendel für Bündnis 90/Die 

Grünen. Bitte! 

(Zuruf von der CDU: Jetzt kommt der 

große Erklärer!) 

- Da muss jetzt natürlich was kommen, von allen, 

nicht? 

(Heiterkeit) 

- Man kann, man darf, man muss nicht, Herr Kolle-

ge. 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Das Leben ist eine Wundertüte. 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist schon gesagt worden: Während der Tankra-

batt - das müssen wir nüchtern zur Kenntnis neh-

men - in seiner Entlastungswirkung fast völlig ver-

pufft ist,  

(Christian Grascha [FDP]: Das ist 

doch Quatsch!) 

erleben wir beim 9-Euro-Ticket einen Riesenerfolg. 

So sehen es zumindest die meisten Beteiligten. 

Mehr als 16 Millionen verkaufte Tickets in den 

ersten drei Wochen sprechen eine klare Sprache. 

Rechnen wir die 10 Millionen Abo-Kundinnen und 

-Kunden hinzu, nutzt derzeit rund ein Viertel der 

Menschen den öffentlichen Personennahverkehr. 

Auch wenn - das ist ja hier heute auch zur Sprache 

gekommen - der Zeitraum oft kritisiert worden ist, 

auch wenn es punktuelle Engpässe gibt und auch 

wenn kritisiert wird, dass dieses Ticket vermutlich 

überwiegend für Ausflüge genutzt wird, so möchte 

ich an dieser Stelle „Nova“-Reporter Sebastian 

Sonntag zitieren.  

Er hat gesagt:  

„Offensichtlich schafft es das 9-Euro-Ticket, 

dass Menschen, die sich viele Ausflüge 

vermutlich sonst nicht mehr leisten können, 

nun am Wochenende unterwegs sind. Es 

sorgt also für mehr Gerechtigkeit. Das ist ei-

ne gute Sache.“ 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Einschät-

zung teile ich total, und ich möchte Ihnen einfach 

mal zwei Dinge aus der praktischen Erfahrung mit 

dem 9-Euro-Ticket erzählen. Die Zeit dafür habe 

ich ja jetzt. 

(Heiterkeit) 

Neulich stoppte der Metronom zwangsweise - aus-

nahmsweise mal nicht wegen technischer Proble-

me, sondern wegen einer Schafherde im Gleis - in 

Winsen (Luhe) und musste dort eine gute Stunde 

verweilen. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 

Vermutlich haben die Wölfe die Scha-

fe dorthin gedrängt!) 

Ich selber habe auch in diesem Zug gesessen, und 

spontan haben junge Menschen - ich glaube, es 

waren 12 bis 15 - ihre Campingmöbel auf dem 

Bahnsteig aufgebaut, ihre Musik und ihre Getränke 

rausgeholt und die Fahrgäste allesamt gemeinsam 

unterhalten.   

(Alptekin Kirci [SPD]: Und die Schafe 

gegrillt!) 

Die Laune unter allen Fahrgästen war ausgespro-

chen gut und entspannt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist auch das Leben und die Realität bei die-

sem 9-Euro-Ticket. 

(Björn Försterling [FDP]: Das machen 

Leute im Autobahnstau auch!) 

Meine Damen und Herren, das zweite Beispiel: 

Eine gute Freundin von mir war mit dem 9-Euro-

Ticket unterwegs - - - 

(Zurufe - Unruhe) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege, einen Moment, bitte! - Ich bitte um 

Ruhe und Aufmerksamkeit. 
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(Zuruf von Jens Nacke [CDU]) 

- Herr Kollege Nacke! Wir warten einfach mal ei-

nen Moment, bis alle, die interessiert sind, Platz 

genommen haben. 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Haben Sie ein Problem, Herr Nacke? 

(Jens Nacke [CDU]: Die Menschen 

haben wirklich andere Probleme! Was 

ist das für eine Darstellung?) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Moment! Ich habe noch nicht wieder freigegeben.  

(Anhaltende Unruhe) 

- Herr Bode, wollen Sie mitmachen? 

(Jörg Bode [FDP]: Ja!) 

- Mit ungeteilter Aufmerksamkeit, bitte! 

Weiter geht’s, Herr Kollege! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Zweites Erlebnis einer Freundin von mir, die in der 

Nähe von Karlsruhe unterwegs war: Sie saß oder 

stand vielmehr in einem Zug, weil er sehr voll war, 

war aber trotzdem gut gelaunt. Neben ihr standen 

2 m große Schränke mit Kutten; den Namen der 

Rockergang sage ich jetzt mal nicht. Die sind dann 

auch gut gelaunt gemeinsam mit ihr gefahren, sie 

haben sich auch nett unterhalten. Die einzige Fra-

ge, die sie sich nicht zu stellen getraut hat, war, ob 

die Maschinen kaputt sind. - Auch das ist ein Er-

lebnis mit dem 9-Euro-Ticket! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gab im Vorfeld 

des 9-Euro-Tickets viele Versuche, das Vorhaben 

mit „Geht nicht!“ oder „Wie soll das nur funktionie-

ren?“ kaputtzureden. Auch das CDU-geführte Ver-

kehrsministerium reihte sich in diesen Chor der 

Skeptiker ein. Statt sofort anzupacken, wurden 

Fragen über Fragen aufgelistet. Am Ende stand 

dann aber doch Gott sei Dank sehr schnell die 

Erkenntnis: Einfach mal machen! Geht nicht, gibt 

es nicht. - Und es hat geklappt! 

Ich möchte mich ausdrücklich - ich betone: aus-

drücklich - bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern in der Landesnahverkehrsgesellschaft und 

auch im Verkehrsministerium bedanken, dass nach 

anfänglicher Skepsis dann doch alles unternom-

men wurde, um das auch in Niedersachsen auf die 

Beine zu stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Julia Willie 

Hamburg [GRÜNE] - zur CDU -: Da 

könnt ihr mitklatschen! Das Ver-

kehrsministerium ist doch auch der 

Verkehrsminister!) 

Noch ein Wort zu Norddeich-Mole. Ich möchte 

nach anfänglicher Aufregung doch ausdrücklich 

betonen, dass ich, wenn der Fachminister krank-

heitsbedingt nicht da ist, auch damit leben kann, 

dass meine Frage erst zwei Fragen später beant-

wortet worden ist.  

Auf diesem Wege dem Minister Althusmann und 

allen an Corona Erkrankten gute Besserung und 

schnelle Genesung! 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 

SPD und bei der CDU) 

Richtig ist in dieser Frage auch aus meiner Sicht, 

dass die 5,2 Millionen Euro, die die Deutsche Bahn 

als Ausgleich für die Einführung des 9-Euro-

Tickets auf dieser Strecke erhalten hat, zumindest 

vom Gefühl her deutlich zu hoch ist. Deswegen bin 

ich ganz froh, dass diese Antwort noch von Herrn 

Hilbers nachgeliefert worden ist und dass es jetzt 

weitere Gespräche zwischen dem Verkehrsminis-

terium und der Deutschen Bahn gibt. Denn am 

Freitag ist der 1. Juli. Der erste Monat ist rum. Ich 

hoffe, dass diese Gespräche insoweit zum Erfolg 

führen, dass wir nicht auch noch den zweiten Mo-

nat verlieren und dass die Menschen auf dieser 

Strecke das 9-Euro-Ticket komplett nutzen kön-

nen. Denn, mit Verlaub: Zwei laue Briefe reichen 

an dieser Stelle nicht aus.  

Es ist vielleicht vorhin etwas missverstanden wor-

den, Herr Hilbers - vielleicht auch absichtlich -: Ich 

erwarte nicht, dass das Land in die Bresche 

springt. Ich erwarte aber, dass mit der Deutschen 

Bahn ernste Gespräche zur Lösung dieses Prob-

lems geführt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn wir aus diesem 9-Euro-Ticket nun wichtige 

Erkenntnisse für die Zukunft mitnehmen, dann 

steht auf jeden Fall an oberster Stelle - ich hatte es 

auch schon gesagt und nachgefragt -, dass es 

innerhalb kürzester Zeit gelungen ist, eine bun-

deseinheitliche Tarifstruktur zu schaffen. 

Als wir 2018 hier im Landtag im Rahmen des An-

trages „HVV-Qualitätsoffensive“ Verkehrsminister 

Althusmann aufgefordert haben, einen Prozess für 

einheitliche Tarif- und Vertriebsstrukturen in Nie-

dersachsen einzuleiten, hat er das damals sofort 
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mit der Begründung abgewehrt, die Bretter wären 

zu dick, und wir bräuchten erst einmal ein Gutach-

ten dafür. 

Ich sage mal ganz ehrlich: Das 9-Euro-Ticket ist 

Beweis und Aufforderung genug, uns jetzt auf den 

Weg zu machen, um in diesem Land so schnell 

wie möglich für einheitliche Tarifstrukturen zu sor-

gen. Und da ist es mir auch ziemlich egal, ob wir 5, 

20 oder 30 Verkehrsverbünde haben. Es kann 

doch nicht sein, dass Verkehrsverbünde dafür ins 

Feld geführt werden, dass es nicht funktionieren 

kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung von Christian Grascha 

[FDP]) 

Wir brauchen also keine Gutachten, sondern Mut 

und vor allem Gestaltungswillen für eine echte 

Mobilitätswende. 

Eine weitere Erkenntnis ist aber auch, dass wir 

günstige Tickets benötigen. Auch das ist hier 

schon gesagt worden. Überfällig ist ein landesweit 

gültiges 365-Euro-Ticket für Azubis, junge Men-

schen in den freiwilligen sozialen Diensten und 

unsere Schülerinnen und Schüler. Denn die 

Schmalspurlösung der hiesigen GroKo bereitet 

den meisten Aufgabenträgern große Schwierigkei-

ten in der Umsetzung. Und eingeführt, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, hat es bis heute nicht eine 

Kommune. 

(Zuruf von der CDU: Das kommt 

aber!) 

- Ja, vielleicht zwei zum 1. September. Mal sehen, 

wie viele das zum 1. Januar einführen. 

(Zuruf von der CDU: Das kommt zum 

1. August!) 

Perspektivisch wollen wir ein Umweltticket imple-

mentieren. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch einmal auf die 

wichtigste Erkenntnis eingehen. Es zeigt sich sehr 

deutlich, dass Minister Althusmann es in den letz-

ten knapp fünf Jahren trotz aller Beteuerungen hier 

bis heute nicht geschafft hat, die Mobilitätswende 

und den ÖPNV maßgeblich nach vorne zu bringen.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Julia Willie 

Hamburg [GRÜNE]: Das muss man 

mal festhalten!) 

Es nützt auch nichts, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen von der CDU, wenn Sie das gebetsmühlenar-

tig wiederholen. Sprechen Sie mit den Leuten im 

Land! Dann wissen Sie, dass Ihre Verkehrspolitik 

der letzten fünf Jahre - milde ausgedrückt - ein 

bisschen einem Desaster nahekommt. 

(Lachen bei der CDU - Julia Willie 

Hamburg [GRÜNE]: Milde ausge-

drückt!) 

Also: keine Reaktivierung von Bahnstrecken. 

Eine Mobilitätsgarantie mit einer verbesserten 

Vertaktung - wir hatten das beantragt - hat der 

Minister ebenso abgelehnt wie die Verbesserung 

im Regionalbahnverkehr. 

Ebenso, meine Damen und Herren, gehört auch 

der Fuhrpark der Landesnahverkehrsgesellschaft 

auf die Agenda; denn dort fahren derzeit neue 

Züge - die man bei der Einführung des 9-Euro-

Tickets gebraucht hätte, insbesondere in der Met-

ronom-Flotte -, die technisch anscheinend nicht 

ausgereift sind, die ständig ausfallen und die bei 

näherer Betrachtung noch nicht einmal barrierefrei 

sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, solche Missstän-

de müssen doch auf die Agenda des Verkehrsmi-

nisteriums, die müssen schnellstmöglich beseitigt 

werden. Da nützt es nichts, Pressemitteilungen, an 

die Pendlerinnen und Pendler gerichtet, zu veröf-

fentlichen, in welchen geschrieben wird, dass man 

schon einen Schritt vorangekommen sei. Das führt 

dazu, dass sich Menschen mit Frust vom öffentli-

chen Personennahverkehr abwenden - und das 

wollen wir nicht! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich abschließend anmerken, dass 

eine gute Mobilitätspolitik nicht dadurch erreicht 

wird, immer wieder mit dem Finger nach Berlin und 

auf den Bund zu zeigen und immer wieder neue 

Regionalisierungsmittel einzufordern. 

Wir sind uns darin einig, dass wir deutlich mehr 

Regionalisierungsmittel brauchen; da gibt es über-

haupt kein Vertun. Wir müssen auch mehr Regio-

nalisierungsmittel haben, um die Folgen der Ukrai-

ne-Krise für den öffentlichen Personennahverkehr 

abzufedern. Da bin ich ganz bei Ihnen. Da sind 

auch alle Bundesländer bei Ihnen. Da sind auch 

alle grün mitgeführten Landesregierungen bei 

Ihnen. Da gibt es keine zwei Meinungen. 

Aber das alleine macht tatsächlich noch keine gute 

Mobilitätspolitik aus. Da muss ich die Frage stellen: 

Wo ist das Eigenengagement, der Gestaltungswille 

dieser Landesregierung? Sie erreichen doch 
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nichts, indem Sie immer nur mit dem Bund auf den 

Finger zeigen, Herr Minister Hilbers! 

(Sebastian Lechner [CDU]: Mit dem 

Bund zeigen wir auch nicht auf den 

Finger! - Jörg Bode [FDP]: Anders 

herum wäre es auch lustig!) 

- Mit dem Finger auf den Bund zeigen! Entschuldi-

gung! 

(Heiterkeit - Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte das noch einmal verdeutlichen. Sie 

sagen, der Bund muss mehr liefern, um Bahnstre-

cken zu reaktivieren. Aber das ist falsch. Der Bund 

stellt seit Jahren eine Bundesförderung mit einer 

Höhe von 96 % für die Reaktivierung von Bahn-

strecken zur Verfügung. - Das ist Punkt 1. 

(Minister Reinhold Hilbers: Für den 

Betrieb, natürlich!) 

Ich habe mir sagen lassen, das Geld fängt dort an 

zu verschimmeln, weil es außer in Baden-Würt-

temberg - dort meldet man nämlich jetzt 32 Stre-

cken zur Reaktivierung an - nicht abgerufen wird. 

(Ulf Thiele [CDU]: Genau, bundesweit! 

Finde den Fehler!) 

Wenn Sie über Betriebskosten für diese Bahnstre-

cken sprechen, dann sage ich Ihnen ganz ehrlich - 

denn Regionalbahnverkehr ist Landesaufgabe; wir 

kommen darauf gleich noch einmal zu sprechen -: 

Bitte tun Sie nicht so, als ob der Bund auch das 

noch für Sie regeln muss! Noch einmal: Regional-

bahnverkehr ist Landesaufgabe. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Damit will ich an dieser Stelle schließen. Fazit: Es 

gibt viel zu tun in der Verkehrspolitik. Hinter uns 

liegen fast fünf Jahre vieler verpasster Chancen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Schulz-Hendel. - Nächs-

ter Redner ist der Kollege Henning von der SPD-

Fraktion. Sie haben das Wort. Herr Kollege Schulz-

Hendel hat es auf 12:45 Minuten gebracht. Auf 

geht’s! 

Frank Henning (SPD): 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich überlege ge-

rade, wie ich Ihnen diese 17 Minuten ersparen 

kann. Ich mache es also kürzer als mein Vorred-

ner. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Nicht 

versprechen, ohne es am Ende zu 

halten!) 

Ich stelle zunächst einmal fest, dass die Frage-

stunde und die heutige Debatte deutlich gemacht 

haben, dass der Tankrabatt keine nennenswerte 

Entlastung der Berufspendler gebracht hat. 

(Jörg Bode [FDP]: Das ist falsch!) 

Ein Blick auf die Preisschilder an den Zapfsäulen 

hat gezeigt, dass die Mineralölwirtschaft die Ener-

giesteuer, wenn überhaupt, dann nur in den ersten 

Tagen an die Autofahrer weitergegeben hat. 

Schon nach wenigen Tagen war die alte Preissitu-

ation wiederhergestellt. Das kann jeder sehen, der 

an der Zapfsäule getankt hat und sich dort die 

Preisschilder näher angeschaut hat.  

(Christian Grascha [FDP]: Das ist 

wirklich falsch!) 

Wir müssen also den deutlichen Eindruck gewin-

nen, dass die Mineralölwirtschaft die Steuersen-

kung, die ja gut gemeint war, am Ende eben nicht 

an den Verbraucher weitergegeben, sondern in die 

eigene Gewinnmaximierung gesteckt hat. Damit 

habe ich ein Problem, meine Damen und Herren. 

Außer Spesen nix gewesen, Herr Grascha! Oder 

anders ausgedrückt: Der Tankrabatt mag gut ge-

meint gewesen sein - bewährt hat er sich aus mei-

ner Sicht in keinster Weise. 

(Beifall bei der SPD - Christian 

Grascha [FDP]: Haben Sie dafür auch 

Belege?) 

Das sollte uns allen, die immer wieder über Steuer-

senkungen schwadronieren, eine Lehre sein. Es 

wird ja auch immer wieder die Senkung der Mehr-

wertsteuer auf Lebensmittel gefordert, um Ver-

braucher zu entlasten. Aber auch das würde aus 

meiner Sicht nur Mitnahmeeffekte hervorrufen, die 

den gewünschten Erfolg, nämlich den Endverbrau-

cher am Ende wirklich zu entlasten, in der Praxis 

am Ende nicht erbringen, eben weil diese Steuer-

senkungen nicht an die Verbraucher weitergege-

ben werden. 

(Widerspruch von Ulf Thiele [CDU]) 

Vielleicht ist das die Erkenntnis, die wir alle hier 

gemeinsam aus dieser Steuersenkungsorgie ge-

winnen können. 
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Insofern kann ich unserem Bundesfinanzminister 

Lindner auch nur widersprechen, wenn er, wie 

beispielsweise gestern in einem Interview mit der 

Neuen Osnabrücker Zeitung, nach den ersten 

Wochen des Tankrabatts eine positive Bilanz zieht, 

weil der Rabatt nach seiner, also Lindners, Sicht 

die Autofahrer entlastet hätte. Ich kann das nicht 

nachvollziehen. Und so ganz glaubt Herr Lindner 

wohl auch nicht an seine eigene Bilanzierung; 

denn in der gleichen Erklärung in der Neuen Os-

nabrücker Zeitung von gestern hat er ausge-

schlossen, den Tankrabatt zu verlängern. Ihn nicht 

zu verlängern, macht dann ja auch irgendwie Sinn! 

(Christian Grascha [FDP]: Sind wir 

denn die Einzigen, die noch rechnen 

können? Das ist überraschend!) 

Ganz anders ist es im Übrigen mit dem 9-Euro-

Ticket. Das 9-Euro-Ticket ist aus meiner Sicht ein 

voller Erfolg; wir haben das in der Aktuellen Stunde 

zur Mobilitätswende gerade schon hervorgehoben. 

Hier erfolgt seit einem Monat eine Abstimmung mit 

den Füßen. Die Menschen akzeptieren das 

9-Euro-Ticket. Sie wollen einen preiswerten ÖPNV 

und SPNV. Immer dann, wenn ein Angebot auch 

im ländlichen Raum vorhanden ist, wird das Auto 

stehen gelassen. Auch wenn es nur Freizeitfahrten 

sind, Herr Schulz-Hendel - Freizeitfahrten sind für 

mich Wirtschaftsförderung, die bestimmte Orte 

auch prosperieren lässt. 

Ich habe bereits in der Aktuellen Stunde zur Mobili-

tätswende deutlich gemacht, dass man nach den 

drei Monaten eine Anschlusslösung im Sinne eines 

preisgünstigen Ganzjahrestickets benötigt, und 

das wollen wir auch forcieren. Auch auf das 

DGB/BUND-Impulspapier von gestern Mittag habe 

ich gerade eben schon hingewiesen. Auch dort 

wird von einem vergünstigten Ganzjahresticket 

gesprochen. 

Meine Kollegin Anette Meyer zu Strohen aus Os-

nabrück hat in dieser Plenarwoche die Patenschaft 

für Schülerinnen der Berufsbildenden Schulen am 

Schölerberg in Osnabrück übernommen. 

(Zustimmung von Christian Fühner 

[CDU]) 

Leider ist sie jetzt nicht hier. Ich hätte sie hier ger-

ne dazu begrüßt.  

Die Landesinitiative „n-21 - Schulen in Niedersach-

sen online“ hat es möglich gemacht. Interessant ist 

in diesem Zusammenhang, was diese vier jungen 

Redakteurinnen zum 9-Euro-Ticket zu sagen ha-

ben. In der Neuen Osnabrücker Zeitung von ges-

tern gab es mit ihnen ein interessantes Interview. 

Dort heißt es: 

„In einer Fragestunde soll im Landtag auch 

über die Zukunft des Tankrabatts und des 

9-Euro-Tickets diskutiert werden.“ 

- Also unser aktueller Tagesordnungspunkt. - 

„Das betrifft direkt die Lebenswelt der Ju-

gendlichen. Ronja Richter“ 

- eine der vier Redakteurinnen - 

„sagt, dass das 9-Euro-Ticket eine gute 

Möglichkeit für Menschen sei, um mobil zu 

sein, insbesondere in den Ferien. ‚Normale 

Zugtickets sind für Jugendliche oft zu teuer.‘ 

Über die Geschehnisse im Landtag werden 

die vier jungen Frauen Berichte für die neue 

Onlineschülerzeitung der BBS Schölerberg 

schreiben.“ 

Ich bin gespannt auf die Berichterstattung über 

den heutigen Tagesordnungspunkt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus Sicht der 

betroffenen Jungredakteurinnen ist die Sache also 

völlig klar: Das 9-Euro-Ticket muss weitergeführt 

werden, in welcher Form auch immer.  

(Christian Grascha [FDP]: Koste es, 

was es wolle!) 

Ein landesweites Jahresticket zu günstigen Prei-

sen, wie es der DGB und der BUND gestern ge-

meinsam gefordert haben, deckt sich offensichtlich 

mit den Ansprüchen junger Leute an einen preis-

werten und ökologischen SPNV und ÖPNV. Es ist 

unsere Aufgabe im Landtag, aber auch insbeson-

dere der Bundesregierung, hier zu einer finanziell 

tragfähigen Anschlusslösung zu kommen. Ich bin 

gespannt, was die nächsten Monate dort noch 

diskutiert wird. 

Einen kritischen Punkt im Zusammenhang mit dem 

9-Euro-Ticket will ich allerdings auch noch anspre-

chen. Die SPD-Fraktion erwartet eine baldige Lö-

sung in einem aktuellen Konflikt zwischen Wirt-

schafts- und Verkehrsminister Althusmann - dem 

ich von dieser Stelle aus meine Genesungswün-

sche aussprechen möchte; er kann Corona-

bedingt heute leider nicht hier sein - und der Deut-

schen Bahn AG. 

Es geht um die Frage, ob auch auf der für Touris-

ten hochinteressanten Intercity-Strecke zwischen 

Bremen und Norddeich-Mole das 9-Euro-Nahver-

kehrsticket gelten soll oder nicht. Normalerweise 

sind Intercity-Züge vom 9-Euro-Ticket ausgenom-
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men. Für die Strecke zwischen Bremen und Nord-

deich gilt aber eine Sonderregelung. Dort gelten 

nämlich auch Nahverkehrsfahrscheine. Die Deut-

sche Bahn hat dafür, dass das 9-Euro-Ticket auch 

dort gelten soll, jetzt aber eine Mehrforderung von 

sage und schreibe 5,2 Millionen Euro geltend ge-

macht. Dies hat Herr Minister Althusmann selbst-

verständlich und auch folgerichtig zurückgewiesen. 

Ich sage Herrn Althusmann, der uns möglicher-

weise im Fernsehen zusieht, aber auch: Ich ver-

stehe Ihren Ärger über das Verhalten der Bahn 

und kann ihn nachvollziehen, ich fordere Sie aber 

im Namen der SPD-Fraktion auf, weitere Nachver-

handlungen zu führen. Denn viele Menschen wol-

len gerade in den Sommerferien einen Abstecher 

zu den Ostfriesischen Inseln machen. Die Nach-

frage der Touristen auf dieser Strecke ist beson-

ders groß. 

Aus meiner Sicht haben wir keine Zeit mehr. Hier 

muss schnell gehandelt werden. Gegenwärtig 

nehme ich in den Gesprächen mit der Deutschen 

Bahn AG aber eher einen Stillstand wahr. Herr 

Althusmann, finden Sie eine Lösung! Der SPD-

Arbeitskreis Wirtschaft und Verkehr wird Sie bei 

der Lösungsfindung sicherlich sehr gerne unter-

stützen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit, auch 

wenn es keine 17 Minuten waren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Es folgt der Kollege 

Ulf Thiele für die CDU-Fraktion. Herr Thiele, bitte 

sehr! 

Ulf Thiele (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Ich 

möchte zunächst dem Herrn Wirtschafts- und Ver-

kehrsminister, der heute ebenso wie andere Kolle-

gen, u. a. die SPD-Fraktionsvorsitzende, nicht hier 

sein kann, von dieser Stelle aus gute Genesungs-

wünsche übermitteln, nicht nur von meiner Frakti-

on, sondern, ich denke, des gesamten Hauses. Ich 

bin mir sicher, dass er dieser Debatte aufmerksam 

folgt, und an der einen oder anderen Stelle hat er 

sich vielleicht auch ein wenig gewundert.  

Ich will erstens auf den letzten von Frank Henning 

angesprochenen Punkt eingehen: die Nutzung der 

IC-Verbindung.  

Die Regional-Express-Verbindung zwischen Bre-

men und Norddeich-Mole ist mit dem 9-Euro-Ticket 

befahrbar. Worum es geht, ist die IC-Verbindung, 

die ab Bremen nach den Regelungen, die dort 

grundsätzlich herrschen, eigentlich eine Regional-

Express-Verbindung ist, weil sie genau die gleiche 

Taktung und die gleichen Fahrzeiten wie der Regi-

onalExpress hat. Meta Janssen-Kucz fährt diese 

Strecke, glaube ich, noch einen Ticken häufiger als 

ich. Ich fahre dort aber auch manchmal, und wir 

haben die gleichen Erfahrungen gemacht. 

Es ist schon ein wenig ungewöhnlich - der Um-

weltminister, der dieses Thema vorhin ja ange-

sprochen hat, ist jetzt nicht mehr hier -, dass die 

Bahn für eine solche Linie, die sie auf den letzten 

Kilometern selbst als Regional-Express-Linie aus-

weist, plötzlich eine zusätzliche Forderung in der 

Größenordnung von 5,24 Millionen Euro an das 

Land stellt, um sie für das 9-Euro-Ticket freizu-

schalten. Ich habe den Eindruck, dass es hier eher 

ein Kommunikations- und Abrechnungsproblem 

innerhalb der DB-Struktur, zwischen den unter-

schiedlichen Gesellschaften gibt, welches dazu 

führt, dass man versucht hat, dem Land Nieder-

sachsen den schwarzen Peter zuzuschieben. 

Ich bin sehr dankbar dafür, dass nicht nur zwei 

Briefe verschickt worden sind. Das klingt immer ein 

bisschen despektierlich. Wenn Bernd Althusmann 

jetzt hier wäre, hätte er ausführen können, welche 

Gespräche in dieser Sache sowohl mit Vertretern 

der Bahn AG als auch mit Vertretern der Bundes-

regierung bis hin zum Verkehrsminister geführt 

worden sind. Das Thema ist mehrfach an unter-

schiedlicher Stelle adressiert worden, wie ich aus 

meinen Gesprächen mit Bernd Althusmann zu 

diesem Thema weiß, die natürlich auch ich geführt 

habe. Insofern will ich an dieser Stelle ausdrücklich 

dafür Danke sagen, dass das Ministerium hier am 

Ball ist - sowohl die Landesnahverkehrsgesell-

schaft als auch das Ministerium selbst - und dass 

es zumindest weiterhin den Versuch gibt - das ist 

gerade gesagt worden; die nächsten Gespräche 

stehen jetzt an -, hier noch zu einer Lösung zu 

kommen. 

Um es aber deutlich zu sagen, damit hier keine 

falsche Erwartungshaltung entsteht: Bewegen 

muss sich an dieser Stelle zunächst einmal die 

Deutsche Bahn AG. Denn die Forderung von 

5,24 Millionen Euro, auf zwei Monate umgerech-

net, ist schon eine ziemliche Frechheit. Es muss 

von dieser Stelle aus adressiert werden, dass das 

so nicht geht. 
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Zweiter Punkt: Hier ist leider mehrfach der Ein-

druck erweckt worden - insbesondere von Herrn 

Schulz-Hendel -, dass der Bund, was die Finanzie-

rung des Nahverkehrs angeht, seine Aufgaben 

vollständig erfüllt, dass alles prima ist und dass 

das Land jetzt mal ein bisschen mehr machen 

muss. Ich finde, man muss sich an dieser Stelle 

der Aufgabenteilung bewusst werden. Artikel 106 a 

des Grundgesetzes verpflichtet den Bund dazu - 

das ist keine Klausel des Grundgesetzes, die man 

so oder so auslegen kann, sondern das ist eine 

Verpflichtung des Bundes -, die Länder mit ausrei-

chenden Mitteln für den ÖPNV, also den öffentli-

chen Personennahverkehr, auszustatten. Das 

bedeutet, dass die Länder ausführendes Organ 

sind, der Bund aber die Finanzierung darstellen 

muss. 

Das ist im Übrigen auch der Grund für die Finan-

zierungsstruktur, die hier vorliegt. Wenn der Bund 

und die ihn tragenden Parteien bzw. Fraktionen 

auch in diesem Saal in unterschiedlicher Tonalität 

der Auffassung sind - genau wie wir im Übrigen 

auch -, dass hier deutlich mehr getan werden 

muss, dann, bitte schön, auch entsprechend den 

Regelungen in Artikel 106 a des Grundgesetzes 

mit der ausreichenden Finanzausstattung! Genau 

diese ist heute von diesem Finanzminister und 

vom Wirtschafts- und Verkehrsminister in der Ver-

gangenheit eingefordert worden. An dieser Stelle 

wird die Bundesregierung, mit Verlaub, liefern 

müssen. 

Dritter Punkt: Herr Schulz-Hendel, Sie können mit 

mir jeden Spaß haben, und ich bin der Letzte, der 

jemandem eine Party nicht gönnt. Aber für das 

Beispiel, das Sie hier gerade gebracht haben - ein 

Zug, der eine Stunde liegen bleibt und in dem 

dann Leute, die in ihrer Freizeit fahren, Party ma-

chen -, habe ich bei dem Ernst der Lage, in der wir 

uns befinden und über die wir hier jetzt reden, 

ehrlich gesagt, kein Verständnis.  

Es geht hier um Maßnahmen, die dazu dienen, 

das Problem zu lösen, das die Menschen in die-

sem Land haben, dass ihnen die Energiekosten 

um die Ohren fliegen. Dafür sollen sie entlastet 

werden, insbesondere diejenigen, die diese Ver-

kehrssysteme ernsthaft brauchen, um zu ihrem 

Arbeitsplatz, zu ihrem Studienort, zu ihrer Schule 

oder was auch immer zu kommen. Diese Men-

schen sollen entlastet werden. Und in diesem Zu-

sammenhang haben Sie nun das Beispiel mit dem 

Party-Zug gebracht!  

Mit Verlaub, das beschreibt genau das Problem, 

das ich vorhin adressiert habe. Wir haben es oh-

nehin schon mit einer Bahninfrastruktur zu tun, die 

in Teilen an den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit 

ist. Wenn das 9-Euro-Ticket Erkenntnisse gebracht 

hat, dann auch die, dass das System dann, wenn 

man die Schraube noch etwas fester anzieht - und 

das ist ja passiert -, endgültig überlastet ist. Daraus 

entstehen Investitionsbedarfe. 

Damit bin ich wieder bei Artikel 106 a des Grund-

gesetzes. Diese Investitionsbedarfe können nicht 

aus den Landeshaushalten geschultert werden - 

das wäre völlig unrealistisch -, sondern der Bund 

ist in der Pflicht, die Infrastruktur mit uns gemein-

sam zu besprechen, die für den Ausbau und eine 

intensivere Nutzung des Regionalverkehrs und des 

ÖPNV notwendig ist, und dafür die ausreichende 

Finanzierung in den Ländern bereitzustellen. Die 

Basis dafür ist die Gleichwertigkeit der Lebensver-

hältnisse in der Bundesrepublik Deutschland. 

Sie haben es selber gesagt: Es gibt ein Land, das 

diese Mittel abruft, und 15 machen das offensicht-

lich nicht. Finde den Fehler! Das scheint ja grund-

sätzlich ein Problem im System zu sein. Insofern 

gibt es auch planungsrechtliche und andere Hin-

tergründe, die besprochen und ausgeräumt wer-

den müssen. 

Meine Damen, meine Herren, dass eine Entlastung 

bei den drastisch gestiegenen Energiepreisen 

gerade auch im Verkehrsbereich notwendig ist, ist 

offensichtlich. Mit dem 9-Euro-Ticket wurde ein 

Instrument gewählt, das temporär, für drei Monate, 

wirkt und sage und schreibe 2,5 Milliarden Euro 

kostet. Würde man es so für das gesamte Jahr 

einführen, würde es Kosten von ungefähr 10 Milli-

arden Euro verursachen.  

Der Tankrabatt kostet 3 Milliarden Euro, auch viel 

Geld. Über die Wirkung kann man trefflich streiten; 

das haben wir ja gesehen und gehört. Wenn ich an 

die Tankstelle fahre, dann zahle ich für einen Liter 

Diesel immer noch 2 Euro und mehr. Das hat et-

was mit der Preiselastizität auf dem Benzin- und 

Dieselmarkt zu tun. Natürlich wusste man vorher, 

dass der Effekt nur begrenzt sein kann. Wir haben 

das auch gesagt. Sie haben sich trotzdem für die-

ses Instrument entschieden, anstatt andere In-

strumente, die in anderen Ländern gewählt wer-

den, in Erwägung zu ziehen. Wir bedauern sehr, 

dass Sie dazu keine Verständigung und auch kei-

ne nachhaltige Lösung finden konnten. 
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Seriöse Experten gehen von dauerhaften Energie-

preissteigerungen aus. Das ist ja auch mit Händen 

zu greifen. Es gibt eigentlich keinen, der davon 

ausgeht, dass es gelingen wird, die Energiepreise 

kurzfristig wieder zu senken. 

Andere Länder beantworten diese Herausforde-

rung mit dauerhaften Steuersenkungen. Wir in 

Deutschland hätten neben diesen Instrumenten 

noch die Möglichkeit - Reinhold Hilbers hat es 

angesprochen -, bei der Entfernungspauschale 

deutlich mehr zu machen, als bisher vom Bund 

beabsichtigt bzw. beschlossen ist. Wir könnten es 

erstens schneller machen und es zweitens auch 

vom ersten Kilometer an machen.  

(Christian Grascha [FDP]: Davon ha-

ben halt nicht alle Menschen etwas!) 

Das würde deutliche Entlastungen bringen, und 

zwar für alle Nutzer aller Verkehrsträger in allen 

Bereichen.  

(Christian Grascha [FDP]: Nur für Ar-

beitnehmer!) 

Das hätte eine echte entlastende Wirkung.  

(Christian Grascha [FDP]: Nur für Ar-

beitnehmer!) 

Der Liter Diesel - ich habe es gesagt - kostet nach 

wie vor 2 Euro.  

Wir haben auf der anderen Seite, beim 9-Euro-

Ticket - darüber haben wir heute ausreichend und 

intensiv diskutiert -, einen temporären Effekt. Wir 

haben aber bisher die Gefahr - deswegen hat 

Bernd Althusmann gestern einen Vorschlag ge-

macht -, dass wir hier ein Strohfeuer erleben wer-

den. Es würde keinen Sinn machen, dass wir - im 

Übrigen während der Sommerferien und der Ur-

laubszeit - ein Ticket anbieten, das wir hinterher 

wieder beenden und keine Antwort auf die Frage 

haben, was dann passiert.  

„Wir“ heißt in dem Fall aber leider: die Bundesre-

gierung. Die Bundesregierung gibt keine Antwort 

auf die Frage, was im Herbst dieses Jahres pas-

siert, wenn alle Entlastungspakete eingestellt und 

Geschichte sind und die Leute bei höheren Ener-

giepreisen, die wir behalten werden, mit der Situa-

tion alleingelassen sind. 

Wir als Land Niedersachsen haben immerhin - das 

wurde hier vorhin mehrfach etwas geringschätzig 

adressiert - das Schüler- und Azubiticket einge-

führt. Damit haben wir jetzt zumindest ein System, 

auf das man aufsetzen kann. 

Herr Schulz-Hendel, man kann sich vieles wün-

schen, einheitliche Preistableaus und Ähnliches. 

Die Schwierigkeit ist: Wir haben es mit privaten 

Unternehmen und mit kommunalen Unternehmen 

zu tun. Das, was Sie hier gerade gesagt haben, 

würde bedeuten, dass wir sie zwingen müssten, 

und zwar nicht nur per Gesetz, sondern wahr-

scheinlich sogar per Grundgesetzänderung. Denn 

Sie können in einem Verkehrsverbund freiwillig 

zusammengeschlossene private und kommunale 

Unternehmen nur auf dem Verhandlungswege, 

aber eben nicht per Gesetz verfassungskonform 

dazu bringen, andere Preise zu nehmen, als der 

Markt bilden würde. Das ist insbesondere im länd-

lichen Raum eine ernsthafte Herausforderung. Das 

ist in Niedersachsen extrem viel komplizierter. Das 

haben wir bei der Konstruktion des Schüler- und 

Azubitickets alle miteinander erfahren. 

Viele von Ihnen sind auch Mitglieder von Kreista-

gen und von Stadträten. Sie kennen die Diskussi-

on insofern auch aus dieser Perspektive und wis-

sen, wie komplex diese Verhandlungen waren und 

im Übrigen nach wie vor sind. Denn die Verträge, 

die geschlossen wurden, enthalten im Zweifel alle 

eine Nachverhandlungsklausel, weil man erst ein-

mal sehen muss, was dabei herauskommt. 

Aber wir haben hier in Niedersachsen zumindest - 

ähnlich wie in Hessen - ein System aufgebaut, auf 

das man jetzt aufsetzen könnte, um weiteren Per-

sonengruppen entsprechende Angebote zu ma-

chen,  

(Christian Grascha [FDP]: Dieses 

Azubi-Ticket ist ein Rohrkrepierer!) 

vorausgesetzt, wir bekommen nach Artikel 106 a 

des Grundgesetzes dafür eine ausreichende Hilfe 

und Finanzausstattung. Denn kein Land wird in der 

Lage sein, dies alleine zu schultern. 

Dann will ich zumindest noch diesen Klimabonus 

ganz kurz adressieren. Er ist ja ein weiteres Ele-

ment, das auf dem Verhandlungswege mal eben 

so entstanden ist. Er ist steuerpflichtig. Das wird 

nicht immer dazu gesagt. Es wird immer sugge-

riert: 300 Euro kriegen die Leute, die eine Steuer-

erklärung abgeben. In Wahrheit sind es 300 Euro 

brutto, und dann kommt es halt darauf an, wo man 

in der Steuertabelle liegt, ob das überhaupt etwas 

bringt - oder ob das nichts bringt - und wie viel es 

im Zweifelsfall bringt. Ausgerechnet die Rentner 

und die Studenten - Bernd Althusmann hat das 

ausreichend intensiv kritisiert - sind bei dieser 

Maßnahme vergessen worden, was wir für einen 

Skandal und für einen großen Fehler der Ampel-
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koalition in Berlin halten. Wir sind gespannt, ob es 

noch gelingen wird, das zu korrigieren. 

In der Summe muss man feststellen, dass die bis-

herigen Maßnahmen der Bundesregierung nichts 

anderes sind als reine Flickschusterei. Und das hat 

einen Grund, den man in der heutigen Debatte 

erkennen konnte. Wer die Reden und Zwischenru-

fe der Grünen, der SPD und der FDP verfolgt hat, 

wird festgestellt haben, dass es bei dieser Diskus-

sion gar nicht um die Fokussierung geht, wie wir 

den Menschen in diesem Land dabei helfen, mit 

den deutlich gestiegenen Energiekosten klarzu-

kommen, sondern dass es nur noch darum geht, 

bei diametral entgegengesetzten Positionen zur 

Verkehrspolitik irgendwie ein gemeinsames Paket 

zu schnüren, damit man sich vor die Kameras 

stellen und sagen kann, wir haben etwas gemacht 

- völlig egal, ob das am Ende bei den Menschen 

wirkt, ob das funktioniert oder nicht. 

Nach unserem Eindruck funktionieren die Pakete, 

die bisher von der Bundesregierung auf den Weg 

gebracht wurden, leider überhaupt nicht. Deshalb 

würden wir uns wünschen, dass nachhaltig und 

langfristig wirkende Pakete geschnürt würden. In 

diese Pakete würden insbesondere Steuersenkun-

gen und die Pendlerpauschale gehören.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Da-

mit erreichen Sie doch die wirklich 

armen Menschen überhaupt nicht! Es 

muss zielgerichtete Lösungen geben! 

- Gegenruf von Christian Grascha 

[FDP]: Damit kennen Sie sich ja aus!) 

Das hat unsere CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

vorgeschlagen. Das hat unser Wirtschaftsminister 

Bernd Althusmann vorgeschlagen. Wir würden uns 

wünschen, dass die Bundesregierung endlich aus 

ihrem Lagerverhandlungsverhalten herauskommt 

und konstruktive, langfristig wirkende Maßnahmen 

gegen die Energiepreiskrise in Angriff nehmen 

würde. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Thiele.- Schlussendlich 

innerhalb der Aussprache ist noch die FDP dran. 

Kollege Grascha, bitte sehr! 

Christian Grascha (FDP): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich will die Debatte bei aller 

Detailliebe doch noch einmal auf ihren eigentlichen 

Kern zurückführen. Viele Bürgerinnen und Bürger 

machen sich im Moment zu Recht Sorgen über die 

wirtschaftliche Entwicklung im Land, über die von 

Monat zu Monat steigende Inflationsrate, über die 

steigenden Energiepreise und über die steigenden 

Lebensmittelpreise. Diese Verunsicherung ist für 

uns alle, glaube ich, mit Händen zu greifen. Das ist 

im Prinzip der Kern. Da ist die Regierung gefordert, 

einerseits Sofortmaßnahmen zu ergreifen und 

andererseits eine Politik zu machen, die auf Dauer 

angelegt ist und das Problem nicht noch ver-

schärft. 

Deswegen ist es vollkommen richtig, dass die 

Bundesregierung mit den zwei Entlastungspaketen 

Notmaßnahmen ergriffen hat. Aus meiner Sicht 

sind heute - zumindest bisher - einige wichtige 

Entlastungsmaßnahmen zu kurz gekommen, bei-

spielsweise die Abschaffung der EEG-Umlage, die 

Erhöhung des Grundfreibetrages und die Erhö-

hung des Arbeitnehmer-Pauschbetrages. Denn 

das sind nicht nur temporäre, sondern auf Dauer 

angelegte Entlastungen. 

An einer Stelle bin ich tatsächlich etwas überrascht 

über die Debatte. Wir sind hier doch im Nieder-

sächsischen Landtag und nicht an einem Stamm-

tisch. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Dass man den Tankrabatt aus dem Bauch heraus 

so diskreditiert - nicht einmal der Finanzminister 

kann seine Kritik hier mit Studien belegen -, ist 

schon wirklich einigermaßen erschreckend, muss 

ich sagen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die ifo-Studie sagt deutlich, dass 85 bis 100 % der 

Steuersenkung an den Kunden an der Tankstelle 

durchgereicht werden. Vor zwei oder drei Tagen 

hat das Statistische Bundesamt - wahrlich keine 

FDP-Vorfeldorganisation - bestätigt, dass trotz der 

steigenden Kosten im internationalen Vergleich die 

Preise in Deutschland heruntergegangen sind. 

Diese Fakten kann man hier doch nicht leugnen, 

meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der FDP) 

Herr Finanzminister, mir ist da wieder dieser alte 

Spruch eingefallen: Schreiben nach Hören und 

Rechnen nach Gefühl, das kann nicht richtig sein, 

erst recht nicht für einen Finanzminister. Von daher 

bitte ich Sie, sich hierzu die Fakten noch einmal 

genau anzusehen. 
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Diese Entlastungsmaßnahmen können nur tempo-

rär wirken, weil sie nicht auf Dauer finanzierbar 

sind. Das ist völlig klar, und das hat auch der Fi-

nanzminister richtigerweise gesagt. Eine dauerhaf-

te Weiterführung beispielsweise des 9-Euro-

Tickets oder auch des Tankrabatts wäre haus-

haltsmäßig nicht zu finanzieren. 

(Ulf Thiele [CDU]: Dann hat es doch 

nichts gebracht!) 

Bei allem Gegensteuern ob dieser Notsituation 

müssen wir doch zu einer haushaltspolitischen 

Normalität kommen. Und da, Herr Kollege Thiele, 

da weist Ihre Argumentation einen Bruch auf. Sie 

fordern auf der einen Seite, bestehende Entlas-

tungsmaßnahmen weiterzuführen und neue Ent-

lastungsmaßnahmen einzuführen. Aber gleichzei-

tig sagen Sie auch: Die Schuldenbremse muss 

eingehalten werden. - Es funktioniert aber nicht 

beides zusammen, zumindest nicht so, wie Sie 

sich das vorstellen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Prioritäten zu set-

zen, würde das bedeuten! Keine neu-

en Leistungsversprechen würde das 

bedeuten!) 

Es muss also eine Rückkehr zur haushaltspoliti-

schen Normalität geben. Es muss Schluss sein mit 

Schulden. Das ist völlig klar. Das ist auf der Bun-

desebene klar, das ist aber auch auf der Landes-

ebene klar. Denn auch wir haben in der Corona-

Pandemie über 7 Milliarden Euro neue Schulden 

gemacht. Das darf man an dieser Stelle nicht ver-

gessen. 

Darüber hinaus sind - da finden wir durchaus wie-

der zusammen - gezielte Entlastungen notwendig, 

die auch direkt wirken. Das ist doch völlig klar. 

Dazu gehören beispielsweise die Erhöhung der 

Grundsicherung, die Erhöhung des Grundfreibe-

trages und die Abschaffung der kalten Progressi-

on. Das sind Maßnahmen, die dauerhaft wirken 

und den Bürgerinnen und Bürgern dauerhaft hel-

fen. 

Trotzdem muss man an dieser Stelle noch einmal 

sehr deutlich sagen: Der Staat wird den Bürgerin-

nen und Bürgern nicht alle zusätzlichen Belastun-

gen aufgrund der stark steigenden Inflation ab-

nehmen können. Er wird sie nicht von all dem ent-

lasten können. Vielmehr können wir nur gezielt 

gegensteuern und gezielt entlasten, sodass der 

Staat nicht noch zum Inflationsgewinner wird. 

Ich komme noch einmal zum 9-Euro-Ticket. Da 

muss ich sagen: Es ist schon wirklich sehr dreist, 

wie hier Vertreter von CDU und SPD aufgetreten 

sind: den Bund für die Umsetzung des 9-Euro-

Tickets zu kritisieren und selbst das Azubi-Ticket 

im Land nicht auf die Reihe zu kriegen, Herr Kolle-

ge Thiele! 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN - Ulf Thiele [CDU]: Haben 

wir doch!) 

Es ist ein Rohrkrepierer! Es ist ein Rohrkrepierer, 

meine Damen und Herren. 

(Zurufe von Julia Willie Hamburg 

[GRÜNE] und Ulf Thiele [CDU]) 

Ihr Wirtschafts- und Verkehrsminister Bernd Alt-

husmann hat im Dezember 2021 angekündigt, 

dass es ein landesweites Azubi-Ticket geben wird. 

Nichts ist gekommen! Der Herr Althusmann ist ein 

reiner Ankündigungsminister, meine Damen und 

Herren. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmun-

gen bei den GRÜNEN) 

Deswegen sollten Sie, statt mit dem Finger auf die 

Bundesregierung zu zeigen, endlich selbst Ihre 

Hausaufgaben machen und das landesweite Azu-

bi-Ticket entsprechend umsetzen. Da sind Sie in 

der Verantwortung. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Wir wollen die Erfahrungen des 9-Euro-Tickets 

nutzen, die sicherlich sehr wertvoll sind. Es ist 

wirklich sehr gut, dass das auf der Bundesebene 

sehr schnell, in wenigen Tagen, umgesetzt wurde. 

Gemeinsam mit den Ländern und entgegen aller 

Unkenrufe hat das ja auch geklappt. Das muss 

Vorbild für die Zukunft sein - sicherlich nicht, was 

den Preis angeht, weil der in der Form nicht be-

zahlbar ist, aber einen einheitlichen Tarif für den 

bundesweiten Regionalverkehr zu schaffen, muss 

das Ziel sein. 

Darüber hinaus ist wichtig - und deswegen möchte 

ich den Punkt noch einmal ansprechen -: Die 

Schuldenbremse ist auch eine Inflationsbremse. 

Deswegen muss sie sowohl im Bund als auch im 

Land auf Dauer gelten. Wir müssen darüber hinaus 

gezielt entlasten, aber dürfen nicht die Inflation 

durch die eigenen Maßnahmen, durch eigene Kon-

junkturprogramme weiter anheizen. Das wäre eher 

kontraproduktiv, sowohl finanzpolitisch, was stei-

gende Zinsen und steigende Preise angeht, als 
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auch, was insbesondere die Lasten für die nächs-

ten Generationen betrifft. Deswegen ist das enorm 

wichtig. Und das gilt für das Land und für den 

Bund. 

Herzlichen Dank 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN - Julia Willie Hamburg 

[GRÜNE]: Kurz und knapp!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Grascha. 

Es sind keine weiteren Wortmeldungen bemerkbar. 

Damit ist die Aussprache zur Fragestunde unter 

Punkt 18 a abgeschlossen.  

Ich gehe über zu  

b) Rettung in der letzten (Schul-)Studie - schafft 

die Landesregierung die Wende bei der Unter-

richtsversorgung? - Anfrage der Fraktion der 

FDP - Drs. 18/11400

Die Anfrage wird, wenn ich in den Wortmeldungen 

richtig blättere, vom Abgeordneten Försterling 

vorgetragen. Bitte sehr! 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! 

„Rettung in der letzten (Schul-)Studie - schafft die 

Landesregierung die Wende bei der Unterrichts-

versorgung?“ 

Das Tageblatt berichtete am 14. Juni 2022 von 

einem „Brandbrief“, den Landrat Kai Seefried und 

die Bürgermeister aller Gemeinden und Städte im 

Landkreis Stade an Kultusminister Tonne ge-

schickt haben. Sie kritisieren die Unterrichtsver-

sorgung an den Schulen im Landkreis, die noch 

unter dem Landesschnitt von 97,4 % liege, als 

schlecht. Der Brief geht auch auf die Unterschiede 

in der Ausbildung von Lehrkräften im Landkreis 

Stade im Vergleich zum benachbarten Hamburg 

ein und beschreibt, dass die Ausbildungsanstren-

gung im Nachbarbundesland intensiver und die 

Anstellungsverfahren schneller und flexibler seien 

als in Niedersachsen. Die Bürgermeister und der 

Landrat fordern vom Land und vom Kultusminister 

größere Unterstützung, den Ausbau und die Absi-

cherung des Studienseminars Stade und eine ver-

stärkte und nachhaltige Berücksichtigung der Re-

gion bei den Zuweisungen. 

In ihren zehn Forderungen an die Politik in Nieder-

sachsen formuliert die Arbeitsgemeinschaft der 

Elternräte in Niedersachsen als ersten Punkt auch 

den massiven Ausbau der Lehr- und Fachkräfte-

kapazitäten für die Schulen. Sie fordert, dass die 

Versorgung mit Fachpersonal in allen Regionen 

und Schulformen sichergestellt werden müsse. 

Diese Forderungen haben die Elternvertreter An-

fang März Minister Tonne persönlich übergeben. 

Sie kritisieren, dass eine inhaltliche Diskussion 

ihrer Forderungen abgelehnt wurde. 

Anfang Juni hatte Minister Tonne in einem Inter-

view ein weitreichendes und wirksames „Lehrkräf-

te-Gewinnungspaket“ angekündigt, mit dem Er-

gebnisse zum neuen Schuljahr sichtbar werden 

sollen und dessen Umsetzung für den Juni bereits 

geplant ist. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Eine Unterrichtsversorgung von wie viel Prozent 

erwartet die Landesregierung zum Schuljahresbe-

ginn 2022/2023, und welche Faktoren berücksich-

tigt die Landesregierung bei dieser Prognose? 

2. In welcher Höhe erwartet die Landesregierung 

einen Lehrerstundenmehrbedarf zum Schuljahres-

beginn 2022/2023 im Vergleich zum aktuellen 

Schuljahr? 

3. Wie viele Stellen bzw. Lehrerwochenstunden 

wurden durch die von Minister Tonne angekündig-

ten kurz-, mittel- und langfristigen Maßnahmen wie 

die Lockerungen beim Quereinstieg, Reformen in 

der Lehrkräfteausbildung und generell attraktivere 

Rahmenbedingungen aus dem Anfang des Monats 

verkündeten „Lehrkräfte-Gewinnungspaket“ bereits 

besetzt bzw. gewonnen, und welche Entwicklun-

gen erwartet die Landesregierung durch diese 

Maßnahmen bis zum Schuljahresbeginn 2022/ 

2023? 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Försterling. - Für die 

Landesregierung wird Herr Kultusminister Tonne 

antworten. Sie haben das Wort. Bitte sehr! 

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wie Sie alle wissen, haben die allgemeine 

Lage auf dem Lehrkräftearbeitsmarkt und die 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11400.pdf
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Corona-Pandemie das System Schule bundesweit 

arg strapaziert und entsprechend auch unter Druck 

gesetzt. 

Gleichwohl - auch mit Blick auf diese Wahlperio-

de - haben wir es geschafft, bisher über 3 000 

Lehrkräfte mehr im Schulsystem einzustellen. Wir 

verzeichnen damit einen Höchststand von insge-

samt 83 000 Lehrerinnen und Lehrern im Land. 

Das ist einerseits ein Erfolg, auf der anderen Seite 

ist klar, dass die Decke dennoch immer noch zu 

kurz ist. 

(Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz 

übernimmt den Vorsitz) 

Im kommenden Schuljahr erwarten wir derzeit rund 

32 000 Schülerinnen und Schüler mehr an den 

Schulen, als ursprünglich geplant. Im Wesentlichen 

sind die Auswirkungen des Krieges gegen die Uk-

raine - allein deshalb werden 15 000 Schülerinnen 

und Schüler erwartet -, verschobene Einschulun-

gen - mit Schwerpunkt auf dem vergangenen 

Jahr - sowie zum Teil steigende Geburtenzahlen 

die Ursachen hierfür. 

Damit werden wir beinahe doppelt so viele zusätz-

liche Schülerinnen und Schüler in das System 

Schule bekommen wie durch den zusätzlichen 

Schuljahrgang bei der Umstellung von G8 auf G9. 

Ich glaube, damit wird die Dimension der Aufgabe 

noch einmal deutlich. 

Meine Damen und Herren, im Ergebnis sind die 

Rahmenbedingungen für das kommende Schuljahr 

fundamental anders als die Rahmenbedingungen 

vor einem halben Jahr, vor einem Jahr oder auch 

zur Zeit der Umstellung von G8 auf G9.  

Damit ist auch klar: Wir stehen am Anfang eines 

Umbruchs. Diese Herausforderungen werden sich 

nicht ausschließlich mit alten und bekannten Re-

zepten lösen lassen. 

Mehr Schülerinnen und Schüler - auch unter-

schiedlichere Schülerinnen und Schüler -, Umset-

zung der Inklusion, höhere inhaltliche Ansprüche 

an Schule und längere Beschulungszeiten - das 

alles sind die veränderten Rahmenbedingungen, 

denen wir in größerem Umfang gerecht werden 

müssen und auch gerecht werden. Das etablierte 

System von Ausbildung und Qualifizierung ist auch 

daher mit Blick auf diese eben genannten Heraus-

forderungen weiterzuentwickeln und auch zu flexi-

bilisieren. 

Der strukturelle Mangel an Lehrkräften wird sich 

nicht von selbst demografisch erledigen. Wir haben 

in allen Wirtschaftsbereichen und Branchen, im 

öffentlichen Dienst wie in privaten Unternehmen, 

ein Ringen um die besten Köpfe. Im Zweifelsfall 

wird dessen Intensität sogar noch zunehmen. 

Auch der Nationale Bildungsbericht hat diese Ana-

lyse in der vergangenen Woche noch einmal sehr 

deutlich bestätigt. Das ist übrigens auch der ent-

scheidende Unterschied zu früheren Situationen: 

Es wird nicht durch Zuwarten besser werden, son-

dern nur dann, wenn die Grundlagen auch ent-

sprechend verändert werden. 

Anfang der Woche habe ich daher ein umfassen-

des Lehrkräfte-Gewinnungspaket vorgestellt: Wir 

erweitern mit dem Paket den Pool derjenigen, die 

in den Schuldienst eingestellt werden können, 

deutlich und stärken damit auch die multiprofessi-

onelle Zusammenarbeit an Schule. Wir geben zu 

dem Einstellungsdurchgang, der läuft, weitere 730 

zusätzliche Stellen ins System, die im Rahmen 

dieses Einstellungsverfahrens besetzt werden kön-

nen. 150 davon gehen an die Grundschulen. Damit 

sind wir dann auch weiterhin entsprechend hand-

lungsfähig.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: 

Wenn Sie denn besetzt werden!) 

Mit einem Prämiensystem wollen wir die Motivation 

erhöhen, sich jetzt auf Stellen zu bewerben oder 

auch in den Vorbereitungsdienst zu gehen. Der 

Pool an potenziellen Quereinsteigerinnen und 

Quereinsteigern wird deutlich erweitert, die Verfah-

ren werden beschleunigt und formelle Hürden wei-

ter abgebaut. Hinzu kommen Veränderungen bei 

der Ausbildung und im Vorbereitungsdienst, die, 

das erlaube ich mir an dieser Stelle zu sagen, ent-

sprechend weitreichend sind. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein-

gangs auch betonen: Die Erteilung der Stundenta-

fel im kommenden Schuljahr ist landesweit gesi-

chert. Zur Abdeckung des Grundbedarfs - also 

Pflichtunterricht wie auch Poolstunden - sind unge-

fähr 1,1 Millionen Lehrkräftestunden notwendig. 

Stand heute haben wir 1,3 Millionen Stunden im 

Schulsystem. Wir konzentrieren uns daher darauf, 

die Lehrkräfte-Ist-Stunden primär für den Unterricht 

zu gewinnen. 

Wir schauen uns weiterhin das Soll an, um zu 

überprüfen, ob und in welchem Umfang wir hier 

den Fokus noch stärker auch auf die Erteilung des 

Pflichtunterrichts legen können. Darüber hinaus 

prüfen wir Angebote an unsere Lehrkräfte, um sie 
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zu motivieren, insbesondere im nächsten Schuljahr 

weitere Stunden zu leisten. 

Dies vorangestellt, beantworte ich die Fragen wie 

folgt: 

Zu Frage 1: Jede Zahl, die zum jetzigen Zeitpunkt 

in Bezug auf eine Unterrichtsversorgung genannt 

würde, wäre schlicht und ergreifend unseriös. 

Nicht zuletzt auf Grundlage der Maßnahmen aus 

dem Lehrkräfte-Gewinnungspaket, die ich Ihnen 

eben noch einmal in Kürze dargestellt habe und 

die bereits in Umsetzung sind, wird es gelingen, 

die Versorgung weiter zu verbessern mit dem Ziel, 

über den Vorjahreswert zu kommen. 

Berücksichtigt werden dabei in den Planungen und 

Prognosen die folgenden Punkte: 

- Zu nennen ist die Aufnahme von rund 32 000 

zusätzlichen Kindern und Jugendlichen, darunter, 

wie ich erwähnt hatte, ungefähr 15 000 geflüchte-

te Kinder und Jugendliche aus der Ukraine. Ob 

diese Zahlen so eintreten, kann man nur vermu-

ten, aber nicht genau festsetzen. 

- Ebenso werden die seit 2014 fortgesetzt steigen-

den Geburtenzahlen eingeplant, die zu einem 

Anstieg bei den Neueinschulungen führen. 

- Ferner wird in diesem Jahr die hohe Anzahl an 

sogenannten Flexi-Kindern eingeplant, deren 

Einschulung 2021 von den Eltern zurückgestellt 

wurde, 

- eine sich abzeichnende niedrigere Zahl von Flexi-

Kindern 2022, 

- steigende Bedarfe für den Ausbau von Ganztag 

und Inklusion und 

- weiterhin eine hohe Anzahl von Lehrkräften, die 

im Rahmen von Familienphasen in dieser Zeit 

ganz oder teilweise nicht zur Verfügung stehen. 

Zu Frage 2: Bei einem aktuellen Prognosestand, 

der von einer zusätzlichen Anzahl von rund 850 

Schulklassen - bzw. von rund 32 000 Schülerinnen 

und Schülern mehr - ausgeht, ergibt sich ein Soll-

stunden-Mehrbedarf von rund 32 000 Stunden.  

Zu Frage 3: Insgesamt stehen, wie soeben darge-

stellt, für die Sicherung der Unterrichtsversorgung 

und die Umsetzung der Maßnahmen rund 730 

Stellen zusätzlich zur Verfügung. Die Maßnahmen 

des Lehrkräfte-Gewinnungspakets werden bereits 

umgesetzt mit dem Ziel, eine größtmögliche An-

zahl der Stellen erfolgreich besetzen zu können. 

Die Stellen werden vielseitig eingesetzt. Sie sind 

gegenseitig deckungsfähig. Es können damit also 

beispielsweise zusätzlich Quereinsteigende, Pra-

xislehrkräfte, Studierende, Pensionärinnen und 

Pensionäre beschäftigt werden. Darüber hinaus 

können auch kurzfristige Teilzeiterhöhungen oder 

zusätzliche Unterrichtsstunden durch Lehrkräfte im 

Vorbereitungsdienst finanziert und umgesetzt wer-

den. 

Mit der Umsetzung dieser Maßnahmen wird es uns 

gelingen, die Versorgung in den Schulen im Ver-

gleich zum Vorjahr zu verbessern. 

Wir haben uns, um die Frage möglichst konkret zu 

beantworten, den Einstellungsstand 27. Juni, also 

Montag, zu 29. Juni, Mittwoch, angeschaut. Stand 

heute Morgen hatten wir in den letzten zwei Tagen 

bereits 42 zusätzliche Einstellungen. Die Zahl hat 

sich also erhöht. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

von Lasse Weritz [CDU]) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen und 

Kolleginnen, die Restredezeit der Landesregierung 

nach Beantwortung der Anfrage beträgt 

7:42 Minuten.  

Wir steigen jetzt in die Zusatzfragen ein. Die erste 

Zusatzfrage für die FDP-Fraktion stellt Herr Abge-

ordneter Björn Försterling. Bitte! 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich frage die Landesregierung: Wie viele 

Bewerber als Quereinsteiger wurden in den letzten 

vier Jahren nicht eingestellt? Bei wie vielen wurde 

also die Bewerbung abgelehnt? 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN - Julia Willie Hamburg 

[GRÜNE]: Eine sehr interessante Fra-

ge! Wie viele haben gar nichts ge-

hört? Auch eine interessante Frage!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Herr Minister Tonne antwortet für 

die Landesregierung. Bitte! 
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Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 

konkrete Anzahl derer, die abgelehnt wurden, kön-

nen wir nicht angeben. Wir können sagen, dass 

zum jetzigen Zeitpunkt ungefähr 500 Quereinstei-

gerinnen und Quereinsteiger im System gemeldet 

sind, die sich für den Beruf interessieren.  

Wir haben die Schulen gebeten, dort, wo vor Ort 

Bewerbungen stattgefunden haben, die aufgrund 

von anderen Voraussetzungen abgelehnt wurden, 

noch einmal Kontakt aufzunehmen und zu schau-

en, ob nach wie vor Bereitschaft besteht, in den 

Schuldienst zu kommen, sodass wir jetzt möglichst 

viele Bewerber aus der Vergangenheit noch ein-

mal für ein Engagement in unseren Schulen an-

sprechen können. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Die zweite Frage aus der FDP-

Fraktion stellt ebenfalls Herr Abgeordneter Förster-

ling. Bitte! 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich frage die Landesregierung: Ist geplant, 

den Klassenbildungserlass dahin gehend zu än-

dern, dass Klassen künftig jährlich neu gebildet 

werden müssen und dabei der bisherige Klas-

senteiler um einen Schüler erhöht wird? 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN - Julia Willie Hamburg 

[GRÜNE]: Spannende Frage!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke schön. - Auch hierauf antwortet Minister 

Tonne. Bitte! 

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir 

haben immer sehr klar gesagt, dass wir abschich-

ten wollen. Wir haben in einem ersten Schritt - 

übrigens gemeinsam mit den Verbänden - die Fra-

ge besprochen, was für Maßnahmen wir durchfüh-

ren können, um zusätzliche Köpfe zu gewinnen. 

Wir schauen uns in einem zweiten Schritt auch 

Maßnahmen dazu an, wie wir uns auf die Erteilung 

des Unterrichts konzentrieren können. 

Die Kombination an Maßnahmen, wie Sie sie dar-

gestellt haben, ist nicht als solche geplant, sondern 

wir haben mit den Verbänden alle Maßnahmen, 

die denkbar sind, andiskutiert und werden diese 

Debatte weiter führen. Aber insofern ist die Antwort 

auf Ihre Frage „Ist das konkret geplant?“ erst ein-

mal: Nein. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE] lacht - 

Björn Försterling [FDP]: „Erst einmal“!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Die erste Zusatzfrage für die Frakti-

on Bündnis 90/Die Grünen stellt Frau Abgeordnete 

Hamburg. Bitte schön! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Vor dem Hintergrund der Antwort, 

die Sie, Herr Tonne, gerade gegeben habe, frage 

ich Sie, in welcher Priorität die Landesregierung in 

einem zweiten Schritt dann in den Bereichen Zu-

satzbedarfe, Sollstunden, Anrechnungsstunden 

tätig werden will? 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Minister Tonne spricht für die Landesregie-

rung. Bitte schön! 

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Frau Präsidentin! Liebe Kollegin Hamburg, wir 

haben miteinander sehr klar gesagt, dass es 

Schwerpunkte zu setzen gilt, die auch nicht ange-

tastet werden sollen.  

Ich will beispielsweise erwähnen, dass wir es uns 

hätten leicht machen und die 1 000 Stunden Be-

rufsorientierung, die nach Erlass zu diesem Schul-

jahr auslaufen, nicht hätten verlängern können. Wir 

haben sehr klar gesagt: Das wäre ein falsches 

Signal. Wir brauchen gerade in dieser Zeit auch 

diese Stunden in den Schulen. 

Wir haben sehr klar gesagt, dass beispielsweise 

die vier Stunden Entlastung für Leitungen kleiner 

Grundschulen - das sind in Summe 6 400 Stun-

den - nicht angetastet werden, weil wir sie drin-

gend in der Schule benötigen - auch vor dem Hin-

tergrund der Belastungen aufgrund von zwei sich 

überlagernden Krisen. 

Das Gleiche gilt auch für Bedarfe wie Inklusion. 

Das Gleiche gilt für Ganztag. Der ist geplant. Man 

würde unheimliche Umbrüche verursachen. 

Insofern gibt es, wie ich glaube, wichtige Eckpfei-

ler - auch bezogen auf die Qualität -, wo man sagt: 

Da geht man sehr bewusst nicht heran. Die könnte 
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man sehr einfach angehen, würde damit rechne-

risch die Zahl von einer wie auch immer gearteten 

Unterrichtsversorgung verbessern, und gleichwohl 

wäre es mit Blick auf das Gesamtsystem falsch. 

Insofern haben wir auch keine Priorisierung, mit 

welcher wir an Sollberechnungen herangehen.  

Wir schauen uns dort aber alle Maßnahmen an, 

kommen zu genau solchen Einschätzungen und 

sagen: „Wo sind Maßnahmen vertretbar, um sich 

auf Pflichtunterricht zu konzentrieren, und was 

davon lassen wir weg?“, ohne die Qualität zu 

schmälern. Das ist der Abwägungsprozess, der 

stattfindet, der aber, wie ich eingangs sagte, nicht 

abgeschlossen ist. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Die zweite Zusatzfrage für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen stellt ebenfalls Frau 

Hamburg.  

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich frage die Lan-

desregierung vor dem Hintergrund, dass ich den 

Eindruck habe, dass wir an dieser Stelle offensicht-

lich keine weiteren Antworten bekommen, wie viele 

Stellen Sie zur Verfügung stellen, um die multipro-

fessionellen Teams, wie Sie angekündigt haben, 

schneller auszubauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Herr Minister antwortet. 

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Frau Präsidentin! Frau Hamburg, es ist so, wie ich 

es eingangs gesagt habe: Wir haben 730 Stellen 

zusätzlich zur Verfügung gestellt,  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Für 

Lehrkräfte?) 

mit denen auf ganz unterschiedlichem Wege zu-

sätzliche Köpfe in das System Schule hineinkom-

men können - 150 Stellen sehr gezielt für Grund-

schulen, um dort die Einstellungen zu verstärken, 

aber ansonsten auch durch die Veränderungen, 

die wir über Quereinstieg und auch über unter-

schiedliche Wege in Schule - sei es als Lehrkraft 

oder auch als pädagogische Fachkraft - gewinnen. 

Diese sind, wie wir gesagt haben, gegenseitig 

deckungsfähig.  

Insofern gibt es da keine zu konkretisierende Zahl. 

Vielmehr können die Lösungen, die vor Ort gefun-

den werden - das ist auch regional immer sehr 

unterschiedlich -, damit umgesetzt werden. Inso-

fern ist nicht eine konkrete Kopfzahl zu benennen, 

sondern zu sagen, dass die Stellen, die wir zusätz-

lich hineingeben, sehr flexibel eingesetzt werden 

können. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die erste Zusatzfrage 

aus der SPD-Fraktion stellt Herr Abgeordneter 

Politze. Bitte schön! 

Stefan Politze (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Minister, vor 

dem Hintergrund Ihrer Ausführungen zu den 730 

zusätzlichen Stellen möchte ich wissen, wie der 

aktuelle Einstellungsdurchgang läuft, insbesondere 

auch im Hinblick auf die Grundschulen. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

wird jetzt beantwortet!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Minister antwortet auch Ihnen. Bitte schön! 

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Hamburg, 

eine Zahl kann ich zum Ist-Stand noch nachliefern, 

die habe ich gerade bekommen: Aktuell haben wir 

in unseren Schulen ca. 14 200 sozialpädagogi-

sche, therapeutische Fachkräfte, die auf ganz un-

terschiedlichem Wege als Fachkräfte tätig sind, 

zum Teil auch dort, wo Stunden kapitalisiert wer-

den, sodass sie dann eingestellt werden können. 

Wir haben darüber hinaus 3 100 pädagogisch Mit-

arbeitende über das Aktionsprogramm „Startklar in 

die Zukunft“. Damit kommen wir auf insgesamt 

226 000 Arbeitsstunden pro Woche, in denen Kräf-

te - über die Lehrkräfte hinaus - für Schulen zur 

Verfügung stehen. Deswegen ist es auch so 

schwierig, mit Blick auf die weiteren Stellen kon-

krete Kopfzahlen zu nennen, die sich dann in 

Summe ergeben. Aber noch einmal die Botschaft: 

Es ist flexibel möglich. 

Herr Politze, zu Ihrer Frage: Wir haben ursprüng-

lich 1 560 Stellen ausgeschrieben und damit auch 

geplant. Wir haben ja immer gesagt: Wenn sich 

Rahmenbedingungen deutlich verändern, dann 

müssen wir auch bei den Einstellungen entspre-

chend reagieren.  
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Wir sind bei einem recht erfreulichen Stand, muss 

man sagen: Von den ursprünglich 1 560 Stellen 

sind 1 321 tagesaktuell besetzt. Das sind etwa 84 

oder 85 % der Stellen. Besonders erfreulich finde 

ich dabei, dass es schon gelungen ist, allein 456 

Stellenbesetzungen gerade im Grundschulbereich 

zu realisieren, wo durch die zurückgestellten Ein-

schulungen und die steigenden Geburtenzahlen 

auch ein zusätzlicher Bedarf besteht. Das ist also 

eine gute Entwicklung.  

Aber weil wir an dieser Stelle sind, ist es auch 

gerechtfertigt, mit zusätzlichen Stellen ins System 

zu gehen, zu schauen, wo weitere Einstellungen 

möglich sind, diese zu realisieren und so viele 

Stellen zu schaffen, wie es nur geht. Auch unsere 

Gespräche mit den Regionalen Landesämtern 

haben das gerade in dem Bereich noch einmal 

belegt. Sie sagten: Wenn wir zusätzliche Stellen 

bekommen, können wir noch zusätzliche Einstel-

lungen auch von grundständig ausgebildeten 

Lehrkräften realisieren. - Daher rühren auch die 

Bemühungen unsererseits, genau das mit Blick auf 

das nächste Unterrichtsjahr zu ermöglichen, das 

herausfordernd wird - das kann man, glaube ich, 

sehr deutlich sagen -, und eine bestmögliche 

Grundlage zu schaffen. 

Herzlichen Dank. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Minister.  

Uns liegen keine weiteren Zusatzfragen vor. Die 

Restredezeit der Landesregierung nach Beantwor-

tung der Zusatzfragen beträgt 2:03 Minuten. Die-

ses Mal sind wir also sehr gut im Zeitfenster. 

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Wie bekannt 

ist, hat jede Fraktion vier Minuten Redezeit.  

Als Erster hat sich für die Aussprache Herr Abge-

ordneter Björn Försterling für die FDP-Fraktion zu 

Wort gemeldet. Bitte schön!  

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! In diesem Schuljahr musste der Kultusmi-

nister eingestehen, dass die Unterrichtsversorgung 

mit 97,4 % so schlecht ist wie seit 20 Jahren nicht 

mehr. Es zeichnet sich ab, dass die Unterrichts-

versorgung im kommenden Schuljahr noch einmal 

deutlich schlechter wird. Anders ist ja nicht zu er-

klären, dass er am Montag relativ überstürzt zu 

einer Pressekonferenz eingeladen hat und noch 

einmal 730 Stellen zusätzlich ins System bringt. 

Aber das alles ist keine Überraschung. Das alles 

hat sich in den letzten Jahren abgezeichnet. Ich 

weiß noch, wie sich insbesondere die SPD-

Fraktion zum Teil etwas lustig darüber gemacht 

hat, dass die FDP-Fraktion Anträge zur Aktuellen 

Stunde oder zur Unterrichtsversorgung einge-

bracht hat. Es zeichnete sich ab, dass das hehre 

Versprechen insbesondere der SPD im Koalitions-

vertrag, aber auch in der ersten Regierungserklä-

rung des Ministerpräsidenten, nämlich die Unter-

richtsversorgung zu verbessern und auf 100 % zu 

bringen, durch diese Landesregierung, durch das 

SPD-geführte Kultusministerium nicht erfüllt wer-

den wird. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Natürlich stellen die Schülerinnen und Schüler aus 

der Ukraine, die jetzt in das System kommen, eine 

Herausforderung dar. Aber wenn jetzt festgestellt 

wird, dass ja auch die Geburtenraten gestiegen 

sind, kann ich nur sagen: Kein Kind in Niedersach-

sen wird kurz vor der Einschulung geboren. Die 

Kinder, die jetzt eingeschult werden, sind schon 

seit sechs Jahren im System. Im Übrigen ist das 

eine Folgediskussion. Als wir festgestellt haben, 

dass wir immer mehr Kindergartenplätze brauchen, 

hätten man auch darauf kommen können, dass 

diese Kinder irgendwann auch eingeschult werden 

müssen. Das heißt, man muss entsprechend pla-

nen. 

Das, was wir feststellen können, ist: Es ist zu spät 

gehandelt worden, es wird zu wenig gehandelt, es 

wird nicht nachhaltig gehandelt. Ich bin schon sehr 

erstaunt, dass gar nicht kategorisch ausgeschlos-

sen wird, an die Klassenobergrenzen zu gehen. 

Wenn man sich mit den Lehrkräften in den Schulen 

unterhält, dann sagen die: Das System ist kurz vor 

dem Kollabieren. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Sie haben keine Kraft mehr, noch zusätzliche Be-

lastungen wegzustecken. Deswegen die Warnung, 

an die Klassenobergrenzen zu gehen, die War-

nung, Zusatzbedarfe zu streichen, 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

und die Warnung, wie in den letzten Jahren die 

Unterrichtsversorgung weiter schönzurechnen. Sie 

müssen dafür sorgen, dass Lehrkräfte länger im 
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System bleiben. Allein am Ende dieses Schuljah-

res gehen 700 Lehrkräfte vorzeitig in den Ruhe-

stand. Das hat etwas mit den Arbeitsbelastungen 

in Schule zu tun. Da müssen Sie ansetzen! Wenn 

die im kommenden Schuljahr noch zur Verfügung 

stehen und unterrichten würden, dann sähe die 

Unterrichtsversorgung im Land besser aus. Sie 

dürfen A 13 für alle nicht nur versprechen, sondern 

Sie müssen es umsetzen, 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

um den Lehrerberuf in Niedersachsen attraktiver 

zu machen, um auch Stellen besetzen zu können. 

Sie müssen jungen Menschen in Niedersachsen 

endlich eine Einstellungsgarantie geben. Sie müs-

sen endlich eine Personalplanung machen, die 

langfristig ist, die nach Bedarf ausbildet, die nach 

Bedarf Studienkapazitäten schafft, die nach Bedarf 

den Vorbereitungsdienst und die Plätze in den 

Studienseminaren schafft. Sie müssen die Studi-

enseminare noch mehr in die Fläche in Nieder-

sachsen bringen. Und Sie dürfen vor allem das 

nicht tun, was Sie jetzt mit dem Maßnahmenpaket 

machen: den Vorbereitungsdienst in Niedersach-

sen noch unattraktiver machen, indem Sie die 

Verpflichtung zu eigenverantwortlichem Unterricht 

für Referendare erhöhen, Fachleiter rausziehen 

und dadurch Stunden für die Unterrichtsversor-

gung generieren. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Sie müssen den Vorbereitungsdienst attraktiver 

machen und dürfen ihn nicht unattraktiver machen. 

Und Sie müssen endlich anerkennen, dass Sie 

auch im Ganztag mit anderen Kräften arbeiten 

müssen. Das heißt, Sie müssen den Ganztag stär-

ker kapitalisieren. Sie müssen dort mehr Ressour-

cen hineingeben. Wenn Sie Stellen schaffen, dann 

schaffen Sie nicht nur Lehrerstellen, sondern dann 

schaffen Sie tatsächlich auch Stellen für den Ganz-

tag! 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Glo-

cke der Präsidentin) 

Das Problem, das Schulen schildern, wenn sie 

gefragt werden, warum sie so wenige pädagogi-

sche Mitarbeiter für den Ganztag bekommen, ist, 

dass diese bisher nur befristet und auch nur ein-

malig befristet eingestellt werden können. Sie 

brauchen langfristige Strategien - 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Försterling. 

Björn Försterling (FDP): 

- und kurzfristige Maßnahmen, um die Unterrichts-

versorgung in den Griff zu bekommen. Sie haben 

nicht mehr viel Zeit. Das nächste Schuljahr beginnt 

in acht Wochen, aber es wird Ihr letztes sein. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht 

Frau Abgeordnete Hamburg. Bitte schön! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte Herrn Kollegen Försterling beipflichten. 

Die Situation an den Schulen war absehbar. Sie 

wurde in den letzten Jahren und Jahrzehnten ver-

schlafen und eben nicht beherzt angegangen. Das 

müssen wir hier und heute konstatieren und dar-

aus dann auch ehrliche Maßnahmen für die Zu-

kunft treffen. Sonst wird das System Schule ir-

gendwann kollabieren, und das gilt es doch zu 

verhindern. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Dann schaut man sich Ihr Maßnahmenpaket an 

und fragt sich: Welche Wirkung wird das eigentlich 

entfalten? - Ich möchte Ihnen sagen: Die Lösun-

gen, die Sie für Ein-Fach-Lehrkräfte getroffen ha-

ben, sind richtig und überfällig. Über die Frage der 

Anerkennung im Ausland erworbener Abschlüsse 

reden wir seit Jahren und Jahrzehnten. 

Aber jetzt ernsthaft die Strategie zu ergreifen „Alles 

was bei drei nicht auf den Bäumen ist, wird Quer-

einsteigerin oder Quereinsteiger“ oder „Ich werbe 

den freien Schulen die Lehrkräfte ab nach dem 

Motto: ‚Wenn ich an der einen Ecke der Tischde-

cke ziehe, dann klafft woanders eine Lücke‘“, Herr 

Kultusminister, kann wirklich nicht die Lösung für 

unsere Schulen in Zukunft sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie hier sagen, dass Sie am Ende doch 

wieder über Zusatzbedarfe, über die Streichung 

von Anrechnungsstunden diskutieren und dass an 

dieser Stelle alles offen ist, dann möchte ich Ihnen 

deutlich sagen: Nur, weil dann die Unterrichtsver-

sorgungsstatistik näher an 100 % reicht, haben Sie 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13106 

nicht eine einzige Lehrkraft mehr im System und 

keinerlei Entlastung. 

Herr Kultusminister, all diese Maßnahmen, die nur 

weiße Salbe sind, die nur Verschleierungstaktik 

und Schönrechnerei sind, helfen den Schulen vor 

Ort in keiner Weise. Wir müssen Maßnahmen er-

greifen, die ankommen, die vor Ort Entlastung 

schaffen. Wir dürfen nicht anfangen, an der Unter-

richtsstatistik herumzutricksen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Wenn ich jetzt höre, dass Sie bei den 730 Stellen 

offenlassen, ob Sie diese mit Lehrkräften besetzen 

oder für Multiprofessionalität einsetzen, dann - das 

muss ich Ihnen sagen - bin ich nachhaltig erschro-

cken. Dann sind 730 Stellen, ganz ehrlich - gerade 

in ländlichen Räumen -, ein Tropfen auf den hei-

ßen Stein, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Herr Försterling hat es angesprochen: Wenn Sie 

dann auch noch die Stellen der pädagogischen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiterhin befris-

ten, werden Sie noch nicht einmal die Stellen, die 

Sie ausschreiben, besetzen können. Dann haben 

Sie den Schulen einen Bärendienst erwiesen. 

Dann haben Sie Schlagzeilenpolitik betrieben und 

das Problem mitnichten nachhaltig gelöst. 

Es stellt sich die Frage: Welche Maßnahmen 

müssten wir eigentlich ergreifen? Ich räume ein - 

das betone ich auch immer wieder -: Sie haben 

nicht die Situation geschaffen, dass wir die Lehr-

kräfte nicht haben. Dafür sind Sie nicht verantwort-

lich. Das sind Sie dann erst in drei oder vier Jah-

ren. Sie können sie jetzt nicht backen. Das ist Fakt.  

Welche Lehren ziehen Sie aber daraus? Man kann 

doch jetzt nicht die Lehre daraus ziehen, vor allem 

den Quereinstieg maximal zu öffnen. Man müsste 

doch jetzt anerkennen, dass man die Lehrkräfte 

nicht hat, und Multiprofessionalität wirklich konse-

quent ausbauen, unbefristete Entlastung mit Stel-

len an Schulen schaffen - etwa im Bereich der 

Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter, im 

Bereich der pädagogischen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Dort könnte so viel mehr passieren. 

Wir alle in Niedersachsen wollen das. Lassen Sie 

uns das also kurzfristig und unbefristet auf den 

Weg bringen und Multiprofessionalität wirklich 

konsequent und nachhaltig aufbauen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was mir in Ihrem Maßnahmenpaket gänzlich fehlt, 

sind wirklich langfristige Strategien. Wir alle wissen 

doch, dass die ländlichen Räume betroffen sind 

sowie die Grund-, Haupt- und Realschulen. Hier 

müssen wir wirklich ernsthaft über A13 diskutieren, 

wir müssen über Funktionsstellen diskutieren, wir 

müssen über eine Verbesserung der Arbeitsplät-

ze - genau in diesen Schulformen - reden. Hier 

müssen wir Maßnahmen auf den Weg bringen. 

Wir müssen uns die Ausbildungs- und Studien-

platzkapazitäten endlich konsequent angucken. 

Wir bilden noch immer nicht anhand des Bedarfes 

aus, sondern laufen den Entwicklungen fortwäh-

rend hinterher, weil die Lehrkräfteprognosen noch 

immer nicht das absehbare Ist abbilden, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. Diesen Kreislauf müssen 

wir endlich durchbrechen. 

Unsere feste Überzeugung ist darüber hinaus, 

dass eine Stufenlehrer-Ausbildung gerade den 

Grund-, Haupt- und Realschulen sehr helfen wür-

de. Auch solche Maßnahmen müssen wir mit Blick 

auf die Zukunft ergreifen. Hier wünsche ich Ihnen 

mehr Mut und mehr Schaffenskraft, damit wir end-

lich nach vorne gehen und die Probleme im Sinne 

der Schulen lösen, sodass am Ende auch Lehr-

kräfte in unseren Schulen ankommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Hamburg. - Für die 

SPD-Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter Politze 

das Wort. Bitte schön! 

Stefan Politze (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Die Begeisterung bei Herrn Försterling hat 

sich gerade, glaube ich, in Grenzen gehalten, was 

das Thema Lehrerausbildung anbelangt. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Ich 

kann ja nicht immer nur sagen, was er 

hören will! - Gegenruf von Lasse 

Weritz [CDU]: Das sieht er anders!) 

Eines ist auf jeden Fall festzustellen: Wir haben 

eine so große Anzahl an Lehrkräften im System, 

wie wir sie noch nie hatten. Das Problem scheint 

auf jeden Fall nicht zu sein, dass wir zu wenige 

Lehrkräfte haben. Die Anzahl ist im System immer 

weiter ausgebaut worden. Es hat sich bei den 

Lehrkräften aber etwas verändert, nämlich in der 

Frage, ob sie Teilzeit oder Vollzeit arbeiten wollen. 
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Dies mag alles mit den Dingen zu tun haben, die 

hier benannt worden sind. Das Thema Work-Life-

Balance ist ein wichtiger Baustein dabei. Junge 

Lehrkräfte wollen eher in Teilzeit als in Vollzeit 

einsteigen. Bei dem Thema Elternzeit - das hat der 

Kultusminister schon angesprochen - kann man 

nichts prognostizieren, und das gehört auch dazu. 

In den letzten fünf Jahren sind 3 000 Lehrkräfte 

mehr eingestellt worden, als das System verlassen 

haben. Das spricht dafür, dass das Thema Ausbil-

dung jedenfalls nicht das größte Problem ist, das 

wir haben. Vielmehr sind andere Faktoren dafür 

bestimmend. Einen Faktor hat der Kultusminister 

genannt: Das sind die über 32 000 Schülerinnen 

und Schüler, die zusätzlich ins System kommen - 

16 000 aus geflüchteten Familien, was tragisch 

genug ist.  

Nur noch einmal zur Kenntnisnahme: Wir hatten 

für die Umstellung auf G9 fünf Jahre Zeit, zu pla-

nen. Da ging es um 18 000 Schülerinnen und 

Schüler. Jetzt reden wir über 32 000 Schülerinnen 

und Schüler in einem Zeitraum von wenigen Mona-

ten, die im System entsprechend abgebildet wer-

den müssen. Von daher möchte ich an dieser Stel-

le davon reden, dass wir einen langen Atem brau-

chen. Der Kultusminister hat als Läufer diesen 

langen Atem. Er wird Ihnen den Gefallen nicht tun, 

Herr Försterling, dass dies sein letzter Einstel-

lungsdurchgang ist. Das kann ich Ihnen auf jeden 

Fall versprechen. 

(Zustimmung von Karsten Becker 

[SPD]) 

Für alle diese Probleme hilft Ihnen auch kein Pro-

gnosetool. Dass ein Krieg eintritt und plötzlich 

16 000 Schülerinnen und Schüler ins System 

kommen, können Sie mit keiner Prognose vorher-

sehen. Das Gleiche gilt für den Bereich der Rück-

stellungen und der Geburten. 

Dieses Lehrergewinnungspaket ist richtig. Der 

Minister handelt alternativlos, und er handelt vor 

allen Dingen proaktiv und vorausschauend. Des-

halb kann ich die Maßnahmen, die dort getroffen 

worden sind, nur deutlich begrüßen. Das Einstel-

lungsverfahren ist durchgängig offen. Das haben 

wir sonst nie gemacht. Beim Thema Quereinstieg 

sind insbesondere die formalen Verfahren geän-

dert worden. Es werden nämlich alle Lehrkräfte 

durchgeprüft, um erst einmal zu gucken, wofür 

man sie verwenden kann. An dieser Stelle ist des-

halb auch wichtig, liebe Kollegin Julia Hamburg, 

dass man das Ganze offenhält, um zu gucken, wo 

man die Lehrkräfte einsetzen kann. 

Es ist doch richtig, so, wie wir es auch im Bereich 

der BBSen haben, dass im Bereich der Lehrkräfte 

für Fachpraxis der Kultusminister die Möglichkeit 

eröffnet, dass im Fach Sport ausgebildete Sport-

lehrkräfte den Unterricht erteilen können, aber 

eben auch Übungsleiter aus Vereinen, dass im 

Fach Hauswirtschaft - dies haben wir im Kultus-

ausschuss breit debattiert - auch Hauswirtschafts-

meisterinnen und -meister tätig werden können 

oder dass in den Schulen im Bereich der AWT-

Fächer auch ausgebildete Handwerksmeister ar-

beiten können, um dort eine Entlastung zu bringen. 

Deshalb ist es wichtig, dass dieser Bereich ent-

sprechend offengehalten wird. 

(Zuruf von Julia Willie Hamburg 

[GRÜNE]) 

Und auch bei den inhaltlichen Voraussetzungen ist 

nachgesteuert worden. Darauf ist noch gar nicht 

eingegangen worden. Fehlende Creditpoints kön-

nen durch Berufserfahrung ersetzt werden - 20 pro 

Fach. Wenn Schulleitungen Kräfte unbedingt ha-

ben wollen, kommen fünf Creditpoints zusätzlich 

hinzu, sodass man die Kräfte auch gewinnen kann. 

Deshalb glaube ich, dass dieses Maßnahmenpa-

ket ein richtiger Anfang ist - proaktiv zur jetzigen 

Zeit als Unterstützung zum laufenden Einstel-

lungsdurchgang. Wenn wir das System gemein-

sam nicht weiter schlechtreden, dann sorgen wir 

auch dafür, dass sich genügend junge Leute für 

diesen Beruf entscheiden, der wirklich gewinnbrin-

gend für die Zukunft ist. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Politze. - Für die 

CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Christian 

Fühner das Wort. Bitte schön! 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Christian Fühner (CDU): 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Zunächst einmal bin ich der FDP sehr dank-

bar dafür, dass wir dieses Thema heute in der 

Fragestunde diskutieren. Gerade bei diesem gro-

ßen Problem, das wir in Niedersachsen haben und 

das auch nicht wegzudiskutieren ist, ist es wichtig, 

hier im Parlament über die Maßnahmen zu disku-

tieren und auch zu streiten. Deshalb ist es natürlich 

häufig der Fall, dass wir über Unterrichtsversor-



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13108 

gung reden, aber es ist auch richtig, dass wir das 

tun. 

Natürlich sind wir alle gemeinsam mit der Unter-

richtsversorgung nicht zufrieden. Auch wir kritisie-

ren das ja. Das ist keine Problematik, die wir in den 

vergangenen Jahren verursacht haben. Julia 

Hamburg hat es gesagt: Am Ende müssen die 

Fragen der Planung und die Fragen der Besetzung 

und der Anstrengungen natürlich über Jahrzehnte 

betrachtet werden. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen 

auch nicht lockerlassen, wenn es darum geht, 

entsprechende Maßnahmen zu diskutieren und 

Vorschläge zur Verbesserung zu machen. Es ist 

richtig: Wir dürfen da auch keine Denkverbote 

haben. Ich will aber, zumindest für die CDU-Frak-

tion, zum Thema Klassenobergrenzen klar sagen - 

Herr Försterling hat vorhin dazu eine Frage ge-

stellt -: Das ist mit uns nicht zu machen. Wir brau-

chen weniger Belastung und mehr Entlastung für 

unsere Lehrkräfte. Wir sind ganz klar dagegen, an 

die Klassenobergrenzen heranzugehen. 

(Beifall bei der CDU, den GRÜNEN 

und der FDP) 

Wir haben immer wieder konkrete Vorschläge ge-

macht, vor allen Dingen in den letzten Monaten, 

als es darum ging, eine Prämie in ganz stark un-

terversorgten Gebieten einzusetzen - die Beispiele 

aus Stade sind heute genannt worden. Wir ma-

chen Vorschläge, wenn es um flexiblere Einstel-

lungszeiten geht, oder darum, mit höheren Stellen-

zuweisungen zu arbeiten, die Versorgungsplanung 

mit dem MWK entsprechend anzupassen, eine 

bessere Abstimmung bei der Lehramtsausbildung 

zu erreichen, die Studienseminare im ländlichen 

Raum zu stärken oder eben auch - das wird jetzt ja 

auch gemacht - den Quereinstieg zu vereinfachen. 

Es gibt natürlich nicht nur eine Stellschraube, son-

dern es gibt ein ganzes Paket an Maßnahmen, das 

man anwenden kann, um die Unterrichtsversor-

gung zu stabilisieren und in den Griff zu bekom-

men. Deshalb ist es richtig, dass der Kultusminister 

jetzt mit diesem Paket Maßnahmen einleitet. Die 

730 Stellen sind im Haushaltsplan abgebildet; die 

Ermächtigungen sind gegeben. Es ist gut, dass 

diese jetzt ins System kommen, sodass mehr Aus-

schreibungen umgesetzt werden können. 

Das Gleiche gilt für die Anerkennung der ausländi-

schen Abschlüsse. Schulleiter sollten einbezogen 

werden, wenn Erfahrungen von Personen im 

Quereinstieg genutzt werden sollen. Dann sollte 

man sagen: Ja, der Schulleiter hat die entspre-

chende Kompetenz, hier zu handeln und den Ein-

satz entsprechend zu planen. 

Ich möchte nicht auf jede einzelne Maßnahme 

eingehen, aber ich möchte doch noch sagen, Herr 

Minister, dass wir beim Thema Berufsschulen noch 

einmal hingucken müssen und dass wir beim 

Quereinstieg die Anrechnung von Creditpoints, die 

vielleicht nicht gegeben ist, auch auf die berufliche 

Bildung ausweiten müssen. Die entsprechenden 

Vorschläge werden wir noch machen. 

Auch ich möchte fragen - die Kritik ist nicht ganz 

unberechtigt -: Warum kommen die vorgestellten 

Maßnahmen erst jetzt? Hätte man diese Maßnah-

men nicht schon viel früher diskutieren und ange-

hen müssen? Hätte man nicht bereits die finanziel-

len Anreize auf den Weg bringen und die Vor-

schläge, die aus den Fraktionen gemacht worden 

sind, entsprechend umsetzen müssen? Ich glaube, 

dass es richtig ist, dass dies jetzt passiert. Aber ich 

glaube auch, dass man bestimmte Maßnahmen 

schon früher hätte einleiten können. 

Das Lehrkräftegewinnungspaket jedenfalls ist gut. 

Es ist konkret. Die Maßnahmen werden helfen. Ob 

sie am Ende ausreichend sein werden, ob sie weit 

genug gehen sind, ob sie am Ende in dieser 

schwierigen Situation reichen werden, um die Un-

terrichtsversorgung in den Griff zu bekommen, 

werden wir sehen. Wir werden den Minister natür-

lich daran messen, ob diese Maßnahmen am Ende 

Wirkung erzielen. Die Entscheidungen werden 

aber vor allem nicht nachhaltig wirken, wenn wir 

sie erst einmal befristen. Vielmehr brauchen wir 

eine langfristige Planung. Da müssen wir gemein-

sam ran. Da müssen wir auch ambitioniert sein. 

Ich finde auch richtig, was die Kollegin Hamburg 

gesagt hat, dass wir noch mehr über Multiprofessi-

onalität reden müssen, weil Lehrkräfte im Moment 

nicht in dem erforderlichen Umfang zur Verfügung 

stehen. Wenn wir neue Einstellungsmöglichkeiten 

für Lehrkräfte bekommen, ist das gut. Wenn wir die 

Stellen dann aber nicht besetzen können, ist es 

schwierig. Deshalb müssen wir über Entlastungen 

reden, um Unterricht möglich zu machen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei 

den GRÜNEN und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank Herr Abgeordneter Fühner. - Für die 

Landesregierung hat für eine Restredezeit von 
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2:03 Minuten noch einmal Herr Minister Tonne das 

Wort. Bitte schön! 

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ganz herzlichen Dank für die spannende 

Debatte. Ich erlaube mir, einige Punkte daraus 

aufzugreifen.  

Schon jetzt kann ich feststellen, dass die Diskussi-

on, wie wir es miteinander hinbekommen, best-

mögliche Qualität und größtmögliche Betreuung 

und Sicherheit für die Schulen zu gewährleisten, 

mit dem heutigen Tag nicht beendet ist. Gleichwohl 

erlaube ich mir zwei oder drei Hinweise. 

Erstens. Ich lasse es nicht durchgehen, dass im-

mer wieder versucht wird, die Unterrichtsversor-

gung des Jahres 2021/2022 mit jener von vor 20 

Jahren zu vergleichen. Würde man dieselben Be-

rechnungsmethoden anlegen, Herr Försterling, 

läge die Zahl für das Schuljahr 2021/2022 irgend-

wo zwischen 116 und 118 %. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: So schlecht 

war die Unterrichtsversorgung damals 

unter Ihrer Regierung?) 

Hier werden wirklich Äpfel mit Birnen verglichen - 

jedes Mal aufs Neue. Das lasse ich so nicht ste-

hen! 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Es geht um die wohlfeile Äußerung: Man 

weiß doch, wie viele Kinder geboren wurden, und 

von daher kann man das doch alles berechnen. - 

Wer hätte vor einem halben Jahr von 15 000 zu-

sätzlichen Kinder aus der Ukraine sowie davon 

gesprochen, wie sich die Anmeldung von Flexi-

Kindern aus dem letzten Jahr im Verhältnis zu 

diesem Jahr realisiert? Wenn heute eine solche 

Debatte geführt wird, hätte ich solche klar erkenn-

baren Hinweise gern ein bisschen weiter im Vor-

feld gehabt. Das war nicht vorhersehbar!  

(Björn Försterling [FDP]: Wir haben in 

den letzten vier Jahren immer wieder 

über die Unterrichtsversorgung ge-

sprochen! Sie haben sie immer wieder 

schöngeredet!) 

Das macht die Debattenlage schwierig und heraus-

fordernder als ursprünglich geplant. Eines ist auch 

klar: Eine Bedarfsplanung - auch eine langfristige 

gemeinsam mit dem Wissenschaftsministerium - 

gibt es. Aber wie in eine solche Langfristbedarfs-

planung der schreckliche Angriffskrieg auf die Uk-

raine und Fluchtbewegungen eingepreist werden 

sollen, wie so etwas umgesetzt werden soll, ent-

zieht sich nun wirklich meiner Fantasie. Wir wer-

den immer wieder konkret auf die aktuellen Bedar-

fe reagieren müssen, wenn sie vorhanden sind. 

Drittens. Ich habe auf die Nachfrage der Kollegin 

Hamburg sehr klar gesagt, an welchen Stellen 

nicht gestrichen wird. Ich lasse es nicht zu, wenn 

dann als Resümee doch die Vermutung aufgestellt 

wird, wir wollten bei den Zusatzbedarfen streichen; 

etwa bei Ganztag oder Inklusion. Genau das - das 

habe ich hier gesagt - wollen wir nicht tun. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: För-

derunterricht! Poolstunden!) 

Eine Einstellungsgarantie besteht. Sie besteht 

deshalb, weil wir jedes Mal bedarfsgerecht aus-

schreiben. Jeder, der den Vorbereitungsdienst hier 

erfolgreich vollendet, bekommt Angebote, hier tätig 

zu werden.  

Wir können uns gern darüber unterhalten, was den 

Vorbereitungsdienst attraktiv und was ihn weniger 

attraktiv macht. Weniger attraktiv macht ihn, die 

Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst von einer Prü-

fungssituation in die nächste zu schicken. Sie 

müssen befähigt werden, guten Unterricht zu ertei-

len. Das ist die Aufgabe, die sie danach Jahr für 

Jahr, Schuljahr für Schuljahr erfüllen wollen. Auch 

dafür lohnt es sich, zu fragen, ob das eigentlich 

noch angemessen ist. 

Herr Försterling, wir ziehen keine Fachleiter aus 

den Studienseminaren ab. Das hat niemand ge-

sagt. Das hat niemand behauptet. Sie ziehen hier 

aber das Resümee und sagen: Sie dürfen nicht 

herausgezogen werden. - Das wollen wir aber 

auch gar nicht. 

Zum Vorbereitungsdienst sage ich: Gerade dort, 

wo wir die Lehrkräfte dringend brauchen - Lehramt 

Hauptschule, Lehramt Realschule, Lehramt Son-

derpädagogik -, gibt es entsprechende Prämien-

zahlungen. Ab August wird es noch einmal deutlich 

attraktiver sein, in diese Bereiche zu gehen. 

300 Euro mehr für die Dauer des Vorbereitungs-

dienstes - das ist, ehrlich gesagt, ein ordentlicher 

Schluck aus der Pulle. 

Meine Damen und Herren, die letzte Anmerkung: 

Die Zusammenfassung zur Öffnung des Querein-

stiegs mit den Worten „wer bei ‚drei‘ nicht auf den 

Bäumen ist“, wird der Lage überhaupt nicht ge-

recht wird. Ich empfehle ganz dringend, sich ein-

mal die Beispiele vor Ort anzuschauen. Es geht 

darum, dass uns vor Ort an den Schulen gesagt 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13110 

wird: Diese Person hätten wir gern. Wir sind davon 

überzeugt, dass sie eine Bereicherung für unsere 

Schule ist. - Bisher gucken wir abstrakt auf Credit-

points. Jetzt Flexibilität hineinzubringen und zu 

ermöglichen, dass genau solche Personen einge-

stellt werden können, ist, wie ich finde, angemes-

sen. Das ist ein berechtigtes Vertrauen und Zu-

trauen gegenüber denjenigen, die vor Ort ent-

scheiden. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Ge-

nau das entscheiden sie aber nicht 

vor Ort, sondern die Schulbehörde 

entscheidet das!) 

Genau das ist unsere Botschaft: Es wird flexibler. 

Es wird in der Tat einfacher. Und wir holen uns 

Unterstützung in die Schulen, die wir dort richtig 

gut gebrauchen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir werden die Debatte 

weiterführen, weil dies notwendig ist. Ich lade Sie 

herzlich ein, sich mit konkreten Vorschlägen wei-

terhin daran zu beteiligen. Ich bin sehr dankbar für 

jeden Vorschlag, der auf den Tisch gelegt wird. Wir 

werden dann prüfen, wie wir das umsetzen kön-

nen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD um bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Sie haben Ihre Rede-

zeit etwas überzogen. Die Fraktion der FDP hat 

nach § 47 Abs. 5 Satz 3 der Geschäftsordnung 

zusätzliche Redezeit beantragt. Da der Minister 

nur um zwei Minuten überzogen hat: 90 Sekunden! 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich will nur einige Dinge einordnen.  

Natürlich hat niemand vor dem russischen An-

griffskrieg gewusst, was da auf uns zukommen. 

Aber Sie sprechen hier nur über 15 000 von insge-

samt 32 000 Schülerinnen und Schülern. 

Natürlich reden wir seit Jahren über die Frage der 

Unterrichtsversorgung. Ich weiß gar nicht, worüber 

ich hier in den letzten neun Jahren öfter gespro-

chen hätte. 

Unser Antrag zur Unterrichtsversorgung, der gleich 

beraten wird, ist vom 16. Februar. Schon damals 

haben wir gesagt, dass sich eine schlechte Unter-

richtsversorgung abzeichnet. Das alles nun darauf 

zurückzuführen, dass jetzt hier ukrainische Schüle-

rinnen und Schüler beschult werden, ist deutlich zu 

wenig. 

(Beifall bei der FDP um bei den 

GRÜNEN) 

Ich will Ihnen einmal erzählen, was in dem Maß-

nahmenpaket steht. In dem Maßnahmenpaket 

steht, dass auch Lehramtsstudierende für das 

gymnasiale Lehramt künftig ihren Vorbereitungs-

dienst in der Grundschule machen können. Das ist 

durchaus ein richtiger Schritt. Spannend ist aber, 

dass wir vor vier Wochen eine Anfrage an die Lan-

desregierung gerichtet haben und dass in der Ant-

wort darauf kategorisch abgelehnt wurde, dass 

Gymnasialehramtsstudierende ihren Vorberei-

tungsdienst an einer Grundschule machen.  

(Glocke der Präsidentin) 

Sie drehen sich also innerhalb weniger Wochen - 

dieses Mal Gott sei Dank in die richtige Richtung. 

Wir machen schon seit Längerem gute Vorschläge. 

Es ist gut, dass Sie wenigstens das eine oder an-

dere aufgreifen. 

Wenn ich davon spreche, dass Sie - 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Letzter Satz! 

Björn Försterling (FDP): 

- Fachleiter aus den Studienseminaren abziehen 

wollen, dann hat das u. a. etwas mit dem folgen-

den Satz aus Ihrem Lehrkräftegewinnungspaket zu 

tun: „Ebenso werden die Unterrichtsbesuche der 

externen Ausbilder in allen Schulformen deutlich 

reduziert.“ Das bedeutet nichts anderes, als dass 

Sie Fachleiter aus dieser Ausbildung abziehen.  

(Beifall bei der FDP - Minister Grant 

Hendrik Tonne: Das stimmt nicht! Das 

ist falsch!)  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Frau Kollegin Hamburg für die Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen! Auch Sie haben 90 Sekunden. 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Tonne, das 

Ding ist, dass wir im Zusammenhang mit dem 

Quereinstieg anerkennen müssen, dass diese 

Menschen keine ausgebildeten Lehrkräfte sind, 

wenn sie an die Schulen kommen. Wir müssen 
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schauen: Was heißt das, und wie exzessiv nutzen 

wir dies? Stellen wir Personen dauerhaft in den 

Schuldienst ein? Wo bemühen wir uns darum, die 

Lücke erst einmal, etwa durch den Ausbau von 

Multiprofessionalität, durch die Entlastung durch 

Verwaltungskräfte, zu schließen? Wie sorgen wir 

gleichzeitig für ausreichend Lehrkräfte, um den 

Mangel irgendwann zu beheben? 

Wenn Sie schon derart stark auf Quereinsteigerin-

nen und Quereinsteiger setzen, heißt das im End-

effekt, dass Sie sie vernünftiger ausbilden müssen, 

damit sie an den Schulen Wirksamkeit entfalten 

und die anderen Lehrkräfte an den Schulen nicht 

belasten, sondern entlasten. Sie wissen genauso 

gut wie ich, dass das an einigen Schulen wunder-

bar läuft, aber an anderen wirklich schrecklich ist. 

Das müssen wir an dieser Stelle so deutlich mit-

denken, wenn wir das Thema diskutieren. 

Wenn Sie schon Flexibilität schaffen wollen, dann 

lassen Sie das doch die Schulleitungen entschei-

den! Geben Sie denen das Geld! Die Schulleitun-

gen sollen dann entscheiden, welches die besten 

Lösungen für ihre Schulen sind. Das wäre eine 

sinnvolle Maßnahme. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Einen Hinweis möchte ich bei dieser Gelegenheit 

noch geben. Sie sprechen hier immer wieder gern 

von der Gewährleistung des sogenannten Pflicht-

unterrichts. Herr Minister, Schule ist so viel mehr. 

Der Trend, den Sie gerade dargestellt haben, ist 

wirklich gefährlich. Er geht zulasten der Kinder, die 

einen Förderbedarf haben, er geht zulasten der 

Doppelsteckung, er geht zulasten der Förderange-

bote, er geht zulasten der sonderpädagogischen 

Unterstützung, er geht auch zulasten der Schul-

qualität, die nun einmal mehr ist als der Pflichtun-

terricht. Behalten Sie das bitte im Blick, und reden 

Sie jetzt nicht immer nur allein dem Pflichtunter-

richt das Wort! Das verarmt Schulen, das er-

schwert Lehrkräften ihre Arbeit, und es wird der 

Gesamtdimension von Schule in der heutigen Zeit 

überhaupt nicht gerecht.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Hamburg.  

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Damit ist die Fragestunde für diesen Tagungsab-

schnitt beendet.  

Ich weise darauf hin, dass wir uns vorgenommen 

haben, den Tagesordnungspunkt 25 noch vor der 

Mittagspause zu behandeln. Das ist ein sehr ambi-

tioniertes Ziel; denn wir kommen jetzt erst zu Ta-

gesordnungspunkt 19.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 19: 

Abschließende Beratung: 

Unterrichtsversorgung verbessern - ausrei-

chend Lehrkräfte ausbilden - Antrag der Fraktion 

der FDP - Drs. 18/10738 - Beschlussempfehlung 

des Kultusausschusses - Drs. 18/11429

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 

dass für diesen Tagesordnungspunkt keine Rede-

zeit vorgesehen werden sollte. Im Rahmen der 

Umverteilung der Redezeiten wurde nun mitgeteilt, 

dass doch noch Beratungszeit in Anspruch ge-

nommen wird. In diesem Sinne hat sich für die 

SPD-Fraktion Herr Abgeordneter Politze zu Wort 

gemeldet. Bitte schön!  

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Stefan Politze (SPD): 

Frau Präsidentin, herzlichen Dank. - Ich war gar 

nicht darauf gefasst, dass ich jetzt schon an der 

Reihe bin. Ich dachte, Herr Kollege Rykena wollte 

zuerst reden. Aber das macht nichts.  

Einen Punkt will ich noch einmal aufgreifen - nun 

ist Frau Hamburg leider draußen -, der etwas mit 

Qualität zu tun hat. Der Kultusminister hat mit kei-

nem Satz erwähnt, dass er an die Qualität - sprich: 

an die Zusatzbedarfe - herangehen will, sondern 

hat klar den Kontext hergestellt, wie wichtig Ganz-

tag und vor allen Dingen auch Inklusion als Quali-

tätsbestandteile in Schule sind. Ich will das an 

dieser Stelle deutlich richtigstellen. 

Im Rahmen dieser Debatte weise ich auf einen 

entscheidenden Punkt hin. Wir alle sollten uns den 

Nationalen Bildungsbericht noch einmal zu Gemü-

te führen, in dem ziemlich deutlich darauf hinge-

wiesen wird, dass sich die Bildung in Deutschland 

ganz erheblich verändern wird, weil es nämlich ein 

Fachkräfteproblem in allen Bereichen und nicht nur 

im Schulbereich gibt. Wenn man sich diesen Be-

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10501-11000/18-10738.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11429.pdf


Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13112 

richt genau anschaut, dann kann man erkennen, 

dass Multiprofessionalität und die Anerkennung 

von Ein-Fach-Lehrkräften künftig ein ganz wichti-

ger Bestandteil von guter Schule sein werden und 

dass gute Schule dann nur noch mit multiprofessi-

onellen Teams zu denken ist. Schule in Nieder-

sachsen wird sich in diese Richtung weiterentwi-

ckeln, und Qualität wird in die Schule Niedersach-

sens weiter Einzug halten. Diese Bereiche werden 

mit Fachkräften weiter ausgebaut werden, um 

genau die Zusatzbedarfe, die Qualitätsbestandteil 

sind, in hohem Maße weiter bedienen zu können.  

Ich rate dazu, bei dem wichtigen Thema der Bil-

dung gemeinsam an einem Strang zu ziehen. Bil-

dung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Ich 

erinnere an die Debatten von heute Morgen über 

Energiesicherheit und andere Dinge. Die Köpfe 

unserer Schülerinnen und Schüler sind die wich-

tigste Ressource, die wir in Deutschland haben, 

und in diese sollten wir investieren.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Politze. - Nun hat 

der fraktionslose Abgeordnete Harm Rykena das 

Wort. Bitte schön! 

Harm Rykena (fraktionslos):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Da-

men und Herren! Auch der vorliegende Antrag und 

seine Ablehnung durch die Fraktionen von CDU 

und SPD haben sicherlich etwas mit der Gesamtsi-

tuation zu tun, auf die sich auch das Lehrkräftege-

winnungspaket von Herrn Minister Tonne bezieht.  

Die FDP nennt diesen Antrag „Unterrichtsversor-

gung verbessern - ausreichend Lehrkräfte ausbil-

den“. Ersetzen wir „ausbilden“ durch „gewinnen“, 

dann passt es, zumindest kurzfristig, auf das Paket 

von Herrn Tonne.  

Ich konnte mir das bislang nicht vorstellen, aber ich 

muss Herrn Minister Tonne loben. Ich lobe ihn für 

sein, wie mir scheint, endlich einmal beherztes 

Vorgehen. Da stellt sich mir die Frage: Warum ging 

das nicht früher schon so? Die Unterrichtsversor-

gung ist nämlich schon lange ein riesiges Problem, 

wie wir gerade feststellen konnten. Die aktuelle 

Situation im Hinblick auf die Flüchtlinge aus der 

Ukraine hat das Fass wahrscheinlich nur zum 

Überlaufen gebracht, sodass der Zauderer und Es-

allen-Rechtmacher Tonne ganz zum Ende der 

Legislaturperiode meiner Ansicht nach endlich 

einmal richtig angepackt hat. 

Probleme werden beim Lehrkräftegewinnungspa-

ket im Detail sicherlich noch auftauchen, und vieles 

wird erst die spätere Praxis zeigen. Einige Beispie-

le dazu habe ich herausgesucht:  

Ausländische Hochschulabschlüsse sollen schnel-

ler und in größerem Umfang anerkannt werden. 

Das ist gut. Aber wird denn auch sichergestellt, 

dass diese qualifizierten Lehrkräfte ausreichend 

Deutsch für die Vermittlung des Unterrichtsge-

schehens beherrschen? 

Aus den Krankenhäusern hört man abenteuerliche 

Geschichten über wahrscheinlich qualifizierte Ärz-

te, mit denen sich die Patienten aber nicht unter-

halten können, wenn sie nicht des Englischen 

mächtig sind. Im Schulsystem darf es so etwas 

nicht geben. 

Anderes Beispiel: Die genannten Prämien für ei-

nen Dienst auf schwer zu besetzenden Stellen 

sind gut und richtig. Aber werden sie denn wirklich 

Wirkung entfalten, wenn die Zahlungen schon 

nach wenigen Monaten wieder auslaufen? 

Aber es ist grundsätzlich richtig, dass endlich Be-

wegung in die festgefahrene Situation kommt. 

Seiteneinsteiger sind dabei notwendig, Seitenein-

steiger können vielleicht sogar für frischen Wind an 

unseren Schulen sorgen. Aber eine Dauerlösung 

können sie nicht sein. 

Was nun fehlt, ist ein genauso beherztes Vorge-

hen bei deren Ausbildung von Lehrkräften und 

nicht nur bei der Gewinnung. Das geht nur in Zu-

sammenarbeit mit dem MWK. Studieren müssen 

die angehenden Lehrer schließlich an den Hoch-

schulen. 

Nun tagt schon seit mehreren Jahren die ressort-

übergreifende Arbeitsgruppe zur Planung einer 

bedarfsgerechten Ausbildung von Lehrkräften in 

Niedersachsen. - Das ist der offizielle Titel. - Ich 

habe noch die wachsweiche Formulierung dieser 

Arbeitsgruppe im Kultusausschuss im Ohr. Sinn-

gemäß lauteten sie: Wir haben eigentlich in der 

Gesamtzahl ausreichend Studienplätze, nur nicht 

für alle Lehrformen und nicht für alle Fächer. - Aber 

welche das denn wären, wollte man uns dort nicht 

so genau sagen, und lange Zeit gab es dazu auch 

keine harten Zahlen. Die Situation stellte sich für 

mich jedenfalls so dar, als ob das SPD-geführte 

MK eher der Bremser war und das unionsgeführte 

MWK auf die klaren Aussagen warten musste. Das 

kann so natürlich nicht weitergehen. 
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Ich hätte mir gewünscht, dass dieses Thema ähn-

lich beherzt angegangen würde wie das Lehrkräf-

tegewinnungspaket. Da das aber eine langfristige 

Aufgabe ist, verführt das eher zum Verschieben. 

Denn was soll sich die jetzige Regierung damit 

befassen, wenn erst der Nachfolger oder vielleicht 

sogar erst der Nachfolger des Nachfolgers die 

Früchte ernten kann? So wird bei den Studienplät-

zen wohl erst einmal nichts Sinnvolles passieren, 

und das finde ich eigentlich schade. 

Vielen Dank: 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke. - Für die FDP-Fraktion als Antragstellerin 

hat der Herr Abgeordnete Björn Försterling das 

Wort. Bitte schön! 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich bin immer wieder überrascht, wie man 

auch bei einem Thema wie der Unterrichtsversor-

gung plötzlich Vorbehalte gegen ausländische 

Mitbürger so unterbringt, wie, es müsse sicherge-

stellt werden, dass die Lehrkräfte, die aus dem 

Ausland kommen, entsprechend Deutsch spre-

chen. Daher kann ich zu Ihrem Redebeitrag, Herr 

Rykena, nur sagen: Ich werde froh sein, wenn Sie 

demnächst dem Niedersächsischen Landtag nicht 

mehr angehören, 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD, bei 

der CDU und bei den GRÜNEN) 

aber bei aller Notwendigkeit, die Unterrichtsversor-

gung zu verbessern, wäre ich auch froh, wenn Sie 

dann nicht wieder unsere Kinder in Niedersachsen 

unterrichteten.  

(Beifall bei der FDP, bei der SPD, bei 

der CDU und bei den GRÜNEN - Julia 

Willie Hamburg [GRÜNE]: Auf jeden 

Fall!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Für die CDU-Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter 

Lasse Weritz das Wort.  

(Unruhe) 

- Ich bitte um Ruhe für den Kollegen Weritz!  

Bitte schön! 

Lasse Weritz (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Herr Rykena, ich glaube, man kann das in 

der Tat nicht so stehen lassen, wie Sie es gerade 

versucht haben hinzustellen. Der Kritik, die Herr 

Kollege Försterling gerade an Ihrem Redebeitrag 

zu den ausländischen Lehrkräften geübt hat, kann 

ich mich im Namen der CDU-Fraktion vollumfäng-

lich anschließen. 

Zur Kritik, die Sie an die Kolleginnen und Kollegen 

der Ministerien im Ausschuss angefügt haben: 

Dazu muss ich Ihnen sagen, da haben Sie offen-

sichtlich nicht ganz aufgepasst, denn die war ein-

fach falsch. Ich glaube, meine Damen und Herren, 

wir alle sind uns in der Frage darin einig, dass wir 

die Ausbildung stärken müssen. Aber das wird 

nicht durch die Studienkapazitäten erreicht. Das 

wird dadurch erreicht, dass wir den Lehramtsberuf 

attraktivieren, dass wir jungen Menschen, die ihr 

Abitur machen, zeigen, was für ein traumhaft 

schöner Beruf das ist und wie man diesen Beruf 

auch mit einer tollen Bindung zu den Kindern auf-

bauen könnte. Ehrlicherweise - Sie sind ja auch 

eine Lehrkraft - hätte ich mir gewünscht, dass auch 

Sie hier an dieser Stelle für diesen traumhaften 

Beruf Werbung machen und sich hier auch so 

hinstellen. Das war nun alles andere.  

Herr Rykena, es fehlt uns eben an den Köpfen. 

Deswegen ist das Maßnahmenpaket des Ministers 

richtig, aber genauso auch die Maßnahmen, die 

die Opposition gefordert hat. Auch beim Thema 

Quereinstieg haben wir uns schon oft darüber un-

terhalten, inwiefern wir den Quereinstieg für Men-

schen in einem Alter von Mitte 30 bis Anfang 40 

vielleicht attraktivieren können, indem wir einen 

Zuschuss zum Referendariatsgehalt in Form eines 

Darlehens der NBank oder anderes geben können. 

Wir müssen eben die Arbeitsbedingungen vor Ort 

weiter attraktivieren.  

Der Minister hat da einen ersten Schritt gemacht, 

alle Fraktionen und alle Parteien haben angekün-

digt, dass das nicht der letzte Schritt sein wird. Nur 

von Ihrer Partei ist in dem Sinne außer Meckern 

nichts zu hören. Das ist nicht nur schade. Da ist, 

glaube ich, auch angesichts der großen Heraus-

forderung, der das Schulsystem gegenübersteht, 

durchaus eine gewisse Unwürdigkeit zu erkennen.  

Herzlichen Dank. 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Weritz, würden Sie noch - - - 

(Lasse Weritz [CDU]: Nein!) 

- Gut. Tut mir leid. Die Zwischenfrage ist nicht er-

wünscht.  

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Antrag der Fraktion der FDP in der Drucksa-

che 18/10738 ablehnen will, denn bitte ich um ein 

Handzeichen. - Ablehnung von der SPD und der 

CDU. Wer möchte nicht ablehnen? - Das habe ich 

mir gedacht: die FDP und die Grünen. Gibt es 

Enthaltungen hier im Raum? - Zwei Enthaltungen 

von zwei Fraktionslosen. Damit ist der Antrag 

mehrheitlich abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zum umfangreichen 

Tagesordnungspunkt 20: 

Abschließende Beratung: 

a) Mobilitätswende jetzt! Reaktivierungspro-

zess von Bahnstrecken in Niedersachsen fort-

setzen! - Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen - Drs. 18/1399 - b) Reaktivierung von Bahn-

strecken und Bahnstationen in Niedersachsen 

zielgerichtet fortsetzen - Voraussetzungen für 

die GVFG-Förderung des Bundes vereinfachen 

und Standardisiertes Bewertungsverfahren 

zügig überarbeiten - Antrag der Fraktion der SPD 

und der Fraktion der CDU - Drs. 18/9401 - 

c) Reaktivierung von Bahnstrecken in Nieder-

sachsen vorantreiben - Engagement fördern - 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/9542 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digita-

lisierung - Drs. 18/11427

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU un-

verändert anzunehmen und die beiden Anträge der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abzulehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Wir steigen jetzt in die Beratung ein. Herr Abge-

ordneter Detlev Schulz-Hendel hat sich für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen als Antragsteller 

zu den Anträgen unter a und c zu Wort gemeldet. 

Bitte schön! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir hatten es schon gesagt: In der letzten Legisla-

turperiode haben SPD und Grüne erfolgreich die 

Weichen gestellt, um Bahnstrecken für den Perso-

nennahverkehr in Niedersachsen wieder auf den 

Weg zu bringen.  

(Ulf Thiele [CDU]: In der vorletzten!) 

Die Ergebnisse können sich sehen lassen. Denn 

infolge dieses Prozesses konnten sowohl die Stre-

cken von Einbeck-Salzderhelden nach Einbeck-

Mitte sowie von Neuenhaus nach Bad Bentheim 

für den Personennahverkehr an den Start gehen. 

Beide Strecken haben eines gemeinsam: Schon 

nach kurzer Zeit konnten die Fahrgastzahlenprog-

nosen deutlich überschritten werden.  

Meine Damen und Herren, das heißt nichts ande-

res, als dass die Streckenreaktivierungen in einem 

Flächenland wie Niedersachsen ein wichtiger Bau-

stein für die Verbesserung einer bedarfsgerechten 

und nachhaltigen Mobilität sind. Und es macht 

noch eines ganz deutlich: Die Streckenreaktivie-

rungen würden gerade die Mobilität der Menschen 

im ländlichen Raum deutlich verbessern. 

Wir haben im letzten Jahr mit einer Broschüre 

aufgezeigt, wie hoch das Potenzial an Bahnstre-

cken in Niedersachsen ist. Mehrere Bahnverbände 

fordern wie auch wir, den Prozess von Streckenre-

aktivierungen voranzutreiben. Bereits 2018 haben 

wir einen ersten Antrag ins Verfahren gebracht. Im 

Kern ging es darum, einen überparteilichen Len-

kungskreis mit Fachexperten einzusetzen, der in 

Fortsetzung des 2015 begonnenen Prozesses aus 

dessen Ergebnissen gemeinsam mit den Regionen 

und den Kommunen eine landesweite Konzeption 

erstellt. Es ging darum, dass hierbei auch touristi-

sche Verkehre einbezogen werden, dass die Ent-

wicklungschancen von Siedlungsstrukturen eine 

Rolle spielen und dass mit den Erkenntnissen des 

ersten Bewertungsverfahrens aus dem Jahr 2015 

die Streckenauswahl weiter verfeinert und entspre-

chend fortgesetzt wird. 

Das haben aber sowohl SPD als auch CDU igno-

riert wie auch unseren zweiten Antrag, mit dem wir 

deutlich gemacht haben, dass der Regionalbahn-

verkehr in Niedersachsen eine Landesaufgabe ist 

und folgerichtig die Kommunen bei der Erstellung 

von notwendigen Machbarkeitsstudien sowohl 

fachlich als auch finanziell unterstützt werden 

müssen.  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01399.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09401.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09501-10000/18-09542.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11427.pdf
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Sie wollten den Prozess der Bahnstreckenreakti-

vierung fortsetzen, doch nach fast fünf Jahren Ihrer 

Regierungszeit bleibt das Fazit: Sie haben nicht 

eine weitere Bahnstrecke an das Netz gebracht. 

Sie haben im Gegensatz zu anderen Bundeslän-

dern wie Baden-Württemberg keine Idee für eine 

landesweite Konzeption entwickelt. Es gibt nach 

wie vor keinen Lenkungskreis. Und Sie lassen die 

Kommunen bei der Erstellung von Machbarkeits-

studien weiter im Regen stehen.  

Das Thema, meine Damen und Herren, ist bei 

Ihnen vollends auf dem Abstellgleis gelandet. Wir 

müssen ernüchtert feststellen: Es waren fünf Jah-

ren der verpassten Chancen - und das wohlge-

merkt vor dem Hintergrund, dass gerade die Bun-

desförderung ideal wäre für niedersächsische 

Bahnstrecken.  

Jetzt zum Ende Ihrer Regierungszeit schaffen Sie 

es gerade einmal, lauwarme Lippenbekenntnisse 

auf den Weg zu bringen, und, meine Damen und 

Herren, Ihr Antrag ist kein Meilenstein, sondern 

das bittere Zeugnis ambitionsloser Verkehrspolitik. 

Ich muss Ihnen klar sagen: Mobilitätswende geht 

anders. 

Angesichts dessen, dass die GroKo in ihrem An-

trag nun nicht über butterweiche Forderungen 

gegenüber dem Verkehrsminister hinauskommt, 

frage ich mich, an wem es eigentlich gelegen hat. 

Denn ursprünglich - auch das gehört zur Wahrheit 

dazu - haben Sie mir gegenüber immer wieder 

signalisiert: Wir wollen das gemeinsam voranbrin-

gen. - Aber der Appell von Uli Watermann ist zu-

mindest in dieser Frage ergebnislos verhallt. Spre-

che ich mit der CDU, heißt es, es liege an der 

SPD, spreche ich mit der SPD, heißt es, es liege 

an der CDU.  

(Karsten Heineking [CDU]: Es liegt an 

keinem von uns! - Christian Meyer 

[GRÜNE]: Jetzt müssen es die Grü-

nen wieder machen!) 

Wir haben es also mit einer zerrütteten Ehe zu tun, 

und die Bürgerinnen und Bürger werden jetzt am 

9. Oktober die Rolle des Scheidungsanwalts über-

nehmen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, unter Ihrem mangeln-

den Gestaltungswillen müssen jetzt viele Regionen 

mit potenziellen Bahnstrecken leiden. Ob es um 

die Bahnstrecke von Aurich nach Abelitz oder um 

Strecken rund um Lüneburg geht, um den Moor-

express bei Bremervörde, den Spargelexpress bei 

Wendeburg, die Strecken am Sulinger Kreuz oder 

die Strecke Stadthagen–Rinteln, um nur einige 

exemplarisch zu nennen - eines haben diese Stre-

cken gemeinsam: LNVG und Verkehrsminister 

Althusmann stehen mit beiden Beinen kraftvoll auf 

der Bremse, anstatt Gestaltungswillen zu zeigen. 

Ich habe gesagt: Regionalbahnverkehr ist Landes-

aufgabe und nicht Aufgabe der Kommunen. Herr 

Minister Althusmann hat den Aufbau von immer 

neuen Hürden forciert und damit klar unter Beweis 

gestellt: Ihm liegt die Reaktivierung von Bahnstre-

cken nicht am Herzen. Man gewinnt zunehmend 

den Eindruck, dass er sie sogar als lästiges Thema 

betrachtet. Ich will das noch einmal ganz kurz an 

den Strecken im Raum Lüneburg erörtern. 

Als wir vor vier Jahren eine neue Machbarkeitsstu-

die auf eigene Kosten in Auftrag gegeben haben, 

hieß es vom Verkehrsministerium: Sobald positive 

Nutzen-Kosten-Werte vorliegen - und die liegen ja 

mit 9,1 zweifelsohne vor -, melden wir diese Stre-

cken zur Bundesförderung an. 

(Glocke der Präsidentin) 

Was passiert jetzt? - Jetzt wird das ganze Gutach-

ten infrage gestellt. Man erwartet vom Landkreis 

Lüneburg - ich bin gleich fertig, Frau Präsidentin -, 

dass er nun detaillierte Vorplanungen anstellt, die 

1,5 Millionen Euro kosten - und dann wüsste man 

auch noch nicht, ob das Ganze funktioniert. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Letzter Satz! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Daran wird noch einmal sehr deutlich, dass das 

Interesse dieser Landesregierung, Reaktivierun-

gen voranzubringen, sehr begrenzt ist. Ich glaube, 

wir müssen jetzt tatsächlich das Ende dieser Legis-

latur abwarten, und dann wird das hoffentlich - - - 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Kollege, der letzte Satz war definitiv zu lang. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Für die SPD-Fraktion hat jetzt Frau Abgeordnete 

Dr. Liebetruth das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin! 

Dr. Dörte Liebetruth (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Bahnfahren ist Klimaschutz, und 

deswegen kommt es darauf an, dass wir gemein-

sam das Angebot der Bahn ausbauen und es at-
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traktiver gestalten, damit die Verkehrswende bei 

uns hier in Niedersachsen gelingt.  

Wir als SPD-Fraktion wollen Niedersachsen mehr 

und mehr zum Bahnland machen. Die Grundlagen 

dafür sind dank unseres früheren Verkehrsminis-

ters Olaf Lies von 2013 bis 2017 gelegt worden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Er war es, der die Initiative in Sachen Reaktivie-

rung und Neueinrichtung von Bahnstationen sowie 

zur Reaktivierung von Bahnstrecken ergriffen hat-

te. Alle Anträge, die in dieser Landtagssitzung 

vorliegen, bauen auf dieser Initiative von Minister 

Olaf Lies aus den Jahren 2013 bis 2015 auf, und 

das ist gut so. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Frage ist nun, wie wir mit dieser guten Grund-

lage für die Reaktivierung von Bahnhalten und 

-strecken heute umgehen. Um die Reaktivierung 

von Bahnstrecken und neue Bahnhalte voranzu-

bringen, kann großes persönliches Engagement 

vonseiten des niedersächsischen Verkehrsminis-

ters helfen.  

Wir brauchen aber auch Rückenwind vom Bund. 

Da ist ein wichtiger Schritt mit dem neuen Ge-

meindeverkehrsfinanzierungsgesetz von 2020 ge-

macht worden. Aber in diesem Gesetz ist weiterhin 

zwingend die Bewertung von Strecken und Bahn-

halten nach dem sogenannten standardisierten 

Bewertungsverfahren vorgeschrieben, bevor sie 

reaktiviert werden können. Dieses Verfahren wird 

zum Glück gerade vom Bund überarbeitet. Leider 

hatte der frühere CSU-Bundesverkehrsminister 

Andreas Scheuer das trotz der Reform des Ge-

meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 2020 über 

Jahre hinweg verschleppt. 

Umso besser, dass unser jetziger Bundesver-

kehrsminister Volker Wissing von der FDP die 

Bahn dagegen zur Chefsache macht! 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 

Das ist der Stoff für eine griechische 

Tragödie!) 

Auf dieser Grundlage bin ich zuversichtlich, dass 

die Ampel in Berlin schon bald im künftigen stan-

dardisierten Bewertungsverfahren für mögliche 

neue Strecken ökologische Kriterien berücksichtigt 

und dass das Verfahren für den ländlichen Raum, 

so wie wir es hier in Niedersachsen brauchen, 

optimiert wird.  

(Jens Nacke [CDU]: Ehrlich gesagt: 

Ich nicht! - Gegenruf Jörg Bode [FDP]: 

Warum denn nicht?) 

Wenn dieses neue standardisierte Bewertungsver-

fahren vorliegt, für das sich unser Landtag, wie die 

Anträge zeigen, parteiübergreifend gegenüber 

dem Bund einsetzt, ist Tempo gefragt. Seitens der 

Grünen werden die Förderung und die Finanzie-

rung von Machbarkeitsstudien durch das Land 

vorgeschlagen. Aber gestatten Sie mir die Frage: 

Können wir nicht alle gemeinsam schneller voran-

kommen, wenn wir auf diesen Zwischenschritt 

verzichten?  

Wir als SPD wollen die stillgelegten Bahnhöfe und 

neuen Standorte für Stationen auf Grundlage des 

überarbeiteten und optimierten standardisierten 

Bewertungsverfahrens untersuchen. Unser Ziel ist 

es, auf dieser Grundlage den Turbo anzuschalten, 

die Reaktivierung von Bahnstrecken konsequent 

voranzutreiben und ein neues Reaktivierungspro-

gramm zu starten. 

Die Reaktivierungen, die bereits in Arbeit sind - wie 

z. B. der neue Bahnhalt in meiner Heimat Kirchlin-

teln -, wollen wir als SPD-Fraktion so schnell wie 

irgend möglich zum Erfolg führen. Das gilt natürlich 

auch z. B. für die Strecken zwischen Coevorden 

und Neuenhaus, Maschen und Buchholz sowie 

Salzgitter-Fredenberg und Salzgitter-Lebenstedt.  

Aber wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-

ten wollen mehr. Deswegen sprechen wir uns im 

gemeinsamen Antrag mit der CDU u. a. dafür aus, 

zu prüfen, ob eine gesonderte Förderung für die 

Reaktivierung verkehrlich bedeutsamer touristi-

scher Strecken aufgelegt werden kann. Ich denke 

da z. B. an den Moorexpress von Osterholz-

Scharmbeck über Bremervörde bis nach Stade, für 

den sich der Kollege Bernd Wölbern einsetzt. 

Um Pendlerverkehre im Alltag verstärkt auf die 

Schiene zu bringen und so den Klimaschutz zu 

stärken, 

(Unruhe) 

brauchen wir dagegen z. B. dringend Bahnhalte in 

Verden-Dauelsen und Achim-Uphusen. Lassen Sie 

uns gemeinsam hier und andernorts in Nieder-

sachsen, wo die Lage ähnlich ist, gemeinsam 

Tempo machen und andere Möglichkeiten nut-

zen - - - 

(Anhaltende Unruhe) 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Frau Dr. Liebetruth, warten Sie eben ganz kurz! - 

Ich weiß nicht, was hier Heiterkeit und Gespräche 

auslöst, aber ich möchte die Ecke rechts von mir, 

die CDU-Fraktion - danke, Herr Dr. Mohrmann - 

einfach einmal bitten, dass noch einmal ein biss-

chen Ruhe einkehrt, damit wir den letzten andert-

halb Minuten der Rede der Kollegin der SPD-

Fraktion folgen können. 

Dr. Dörte Liebetruth (SPD): 

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. 

Um Pendlerverkehre im Alltag verstärkt auf die 

Schiene zu bringen und den Klimaschutz zu stär-

ken, brauchen wir dagegen z. B. dringend Bahn-

halte in Verden-Dauelsen und Achim-Uphusen. 

Lassen Sie uns gemeinsam hier und andernorts in 

Niedersachsen, wo die Lage ähnlich ist, Tempo 

machen und alle Möglichkeiten nutzen, die uns der 

Bund bis 2030 bietet. Lassen Sie uns aber auch 

als Land selbst kreativ werden. Das wird gut. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Dr. Liebetruth. - Für die CDU-

Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter Heineking das 

Wort. Bitte schön! 

Karsten Heineking (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wer einen Wirtschaftsminister hat, der lobt 

ihn natürlich auch gerne mal, und in den letzten 

19 Jahren kann ich mich gar nicht daran erinnern, 

ob es nun Walter Hirche, Philipp Rösler, Jörg Bode 

oder eben auch Olaf Lies oder Bernd Althusmann 

gewesen ist. Alle Minister hätten sich gefreut, 

wenn wir möglichst viele Personen in die Züge 

hätten setzen können, wenn wir Reaktivierungen 

erfolgreich hätten umsetzen können.  

Allerdings muss man auch begreifen, dass das 

Parlament als Haushaltsgesetzgeber gewisse Vor-

gaben zu beachten hat. Wir können als Parlamen-

tarier nicht einfach Geld ausgeben. Am Ende muss 

ein Nutzen-Kosten-Faktor von 1,0 oder höher da-

bei rumkommen. Es ist völlig richtig, dass wir uns 

in den letzten mindestens 19 Jahren immer wieder 

Gedanken darüber gemacht haben, wie wir das 

ganze System wohl optimieren können. 

Das standardisierte Bewertungsverfahren steht 

über allem, und wenn wir das geändert sehen wol-

len, dann brauchen wir eben auch den Bund. 

(Beifall bei der CDU) 

Mit Entscheidungen ist es so eine Sache. Manche 

Entscheidungen, die in der Vergangenheit getrof-

fen wurden, würden wir heute vielleicht gerne 

rückgängig machen. Auf Bahnstrecken, die auf-

grund von wirtschaftlichen Faktoren oder durch 

Optimierungsprozesse stillgelegt wurden, würden 

wir heute gerne wieder mit Zügen fahren. Wir er-

achten den Schienenpersonennahverkehr heute 

als etwas, das kontinuierlich weiterentwickelt wer-

den und sich den neuen Bedarfen anpassen muss. 

Diese Auffassung ist keineswegs neu; denn auf 

ihrer Grundlage wurden damals auch Strecken 

außer Betrieb genommen. Genau dadurch entsteht 

die Krux bei unseren Entscheidungen. 

Wir können die Zukunft mit all ihren Veränderun-

gen nicht vorhersagen und auch unsere Entschei-

dungen aus der Vergangenheit nicht zurückneh-

men. Zugegebenermaßen wirkt es so, als würden 

wir vielerorts durch eine Reaktivierung von Bahn-

strecken versuchen, an der Uhr zu drehen. Doch 

müssen wir hier ganz klar zwischen unseren sub-

jektiven Wünschen und den objektiven Bewertun-

gen unterscheiden. 

In vielen Gesprächen wurde uns von verschiede-

nen Initiativen immer wieder versichert, dass die 

Bahnstrecke in ihrem Ort die einzig sinnvolle Reak-

tivierung wäre. Ein Blick in die objektive Bewertung 

zeigt jedoch leider allzu oft, dass es hier eine Dis-

krepanz zwischen dem Wunsch und dem Machba-

ren gibt. 

Es ist für niemanden von uns einfach, den Wün-

schen der Bürgerinnen und Bürger nicht entspre-

chen zu können. Doch müssen wir uns bei großen 

Bauvorhaben und massiven Änderungen der Ver-

kehre immer die Frage nach dem Nutzen, dem 

Mehrwert oder schlichtweg der objektiven Beurtei-

lung stellen. 

Gelder und Finanzierungsmöglichkeiten, die z. B. 

für bis zu 90 % der Investitionen für die Reaktivie-

rung von Bahnstrecken in Aussicht stehen, wie es 

das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz offe-

riert, sind ohne Frage zwingend notwendig. 90 %, 

das ist ein Anteil, der viel ermöglichen kann. Sie 

verleiten jedoch auch dazu, die Bedingungen und 

somit das berühmte Kleingedruckte schnell zu 

überfliegen. 
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Hemmnisse und Bedenken werden gerne beisei-

tegeschoben, und es wird suggeriert, dass diese 

Förderung bei jeder Reaktivierung möglich sei und 

eigentlich sogar jede Reaktivierung an sich sinnvoll 

und möglich sein müsse. Das weckt Wünsche und 

Hoffnungen, ist leider doch oftmals nicht mit der 

Realität vereinbar und sorgt für Enttäuschungen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, niemand 

von uns möchte der Überbringer schlechter Nach-

richten sein, und niemand möchte Enttäuschungen 

erleben. Deswegen ist es unumgänglich, dass wir 

uns an den belastbaren Kriterien orientieren, an-

hand derer eine Neubewertung der Reaktivierung 

von Bahnstrecken möglich ist. 

Deswegen wird eine überarbeitete Version des 

standardisierten Bewertungsverfahrens so drin-

gend benötigt und vor allen Dingen mit Nachdruck 

erwartet. Wir alle müssen wissen, nach welchen 

Kriterien die potenziellen Strecken bewertet wer-

den sollen, welche Indikatoren zukünftig aus-

schlaggebend sein werden und ob es endlich ge-

lungen ist, die Benachteiligung der Flächenländer 

in der Bewertung auszugleichen. 

Wir benötigen klare Rahmenbedingungen, Bewer-

tungskriterien und Bewertungsmaßstäbe, die eine 

subjektive Einschätzung entweder bestätigen oder 

auch widerlegen. Die standardisierte Bewertung 

von Verkehrswegeinvestitionen des öffentlichen 

Personennahverkehrs ist maßgebliches Kriterium 

für alle Verkehrsvorhaben und großen Investitio-

nen in den ÖPNV und hat somit nicht nur für die 

Reaktivierung von Bahnstrecken enorme Rele-

vanz. 

Niedersachsen und die Landesregierung haben 

ein großes Interesse daran, den urbanen Blickwin-

kel, der in den bestehenden Kriterien etabliert ist, 

in einen ländlichen Weitblick zu verwandeln, damit 

auch Aspekte wie Umweltschutz, Verkehrsverlage-

rung und Daseinsfürsorge hinreichend berücksich-

tigt werden und eine entsprechende Gewichtung 

erfahren. 

Wir benötigen die Überarbeitung und vor allen 

Dingen die Ergebnisse, damit wir Planungssicher-

heit erlangen können und endlich Schienen auf 

den Boden bekommen bzw. bestehende vom Rost 

befreien können. Lassen Sie es uns angehen, 

damit das, was lange währt, endlich gut wird. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Heineking. - Für 

die FDP-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Bode 

das Wort. Bitte schön! 

Jörg Bode (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Bei der Debatte - nicht nur bei die-

sem Punkt, sondern auch den Aktuellen Stunden 

zum Thema Mobilität etc. - hat man manchmal das 

Gefühl, es gehe darum, wer mehr Kilometer Rad-

weg gebaut, mehr Kilometer Eisenbahnstrecke 

reaktiviert oder mehr Nutzerinnen und Nutzer hin-

zugebracht hat, und man hält es sich gegenseitig 

vor. 

Ich finde - und da hatten die Beiträge gerade eben 

auch gute Ansatzpunkte -, dass wir davon Abstand 

nehmen und wieder zu einem Konsens zurückkeh-

ren sollten, der früher immer zwischen den Partei-

en galt. Früher galt, dass wir die Infrastruktur unse-

res Landes als ein wichtiges Zukunftsfeld ansehen 

und gemeinsam daran arbeiten, die beste Infra-

struktur zur Verfügung zu stellen. 

Das führt an der ein oder anderen Strecke vor Ort 

vielleicht zu Diskussionen und wird dort dann diffe-

renziert gesehen. Aber der Grundsatz war tatsäch-

lich so. Es gab eine Ausnahme: Die Grünen frem-

deln ein bisschen mit Autobahnen. Aber ansonsten 

sollte dieser Infrastrukturkonsens für die Zukunft 

des Landes Niedersachsen zwischen allen Partei-

en, glaube ich, gelten. 

Deshalb ist es bei der Bahn auch nicht so einfach 

zu sagen, dass es der eine war und dass der an-

dere nicht wollte etc. Ich habe vorhin mit dem Kol-

legen Schulz-Hendel überlegt, wann die ganzen 

Strecken eigentlich mal stillgelegt worden sind. 

War es in den 80ern? War es in den 70ern? War 

es in den 90ern? Man muss feststellen: Es ist sehr 

lange her! 

Es war genau so, wie es der Kollege Heineking 

gerade eben gesagt hat: Es waren Entscheidun-

gen, die die damaligen Entscheidungsträger si-

cherlich nach bestem Wissen und Gewissen und 

mit bester Absicht getroffen haben, die uns aber 

heute unter einer anderen Situation und unter ei-

ner anderen Zukunftsausrichtung vor Probleme 

stellen. Man muss jetzt sehen, wie man diese Ent-

scheidungen heute in die richtige Richtung gedreht 

bekommt. 
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An der Stelle ist es genauso wichtig gewesen - das 

ging 2002, 2003 los -, dass wir ein Revival des 

schienengebundenen Personennahverkehrs erlebt 

haben und man sich bemüht hat, das System 

Schiene mit mehr Menschen wieder verstärkt in 

Betrieb zu setzen, also mehr Menschen in den Zug 

zu bringen. Es gab eine riesige Investitionswelle in 

die Züge, in die Attraktivität von Zügen und von 

Zugverbindungen, auch in das Begleitpersonal und 

in Bahnhöfe, etc. In diesem Bereich hatte man 

riesige Erfolge mit weit über 40 % Zuwachs. Auf 

der Straße ist das ja gar nicht mehr in der Dimen-

sion möglich gewesen, weil dort schon alle waren. 

Das heißt, dort gab es eine ganz große Initiative. 

Das war die Priorität Nr. 1, die man damals verfol-

gen musste, weil man damit das Meiste für die 

Menschen - und am Ende auch für das Klima - 

erreichen konnte. 

Dann gibt es einen zweiten Bereich. Dort fragt 

man: Welche Quick Wins kann man erzielen, in-

dem man stillgelegte Strecken, die noch reaktivier-

bar sind, reaktiviert? Ich glaube, Olaf Lies hatte 

das vorhin dazwischengerufen: Ja, es ist ein Jahr-

zehnte-Projekt, bis man so etwas fertiggestellt hat. 

Deshalb kann man immer überlegen: Hat derjeni-

ge, der am Ende das Band durchschneidet oder 

die Schlussrechnung bezahlt, die Strecke reakti-

viert, oder war es derjenige, der die Planung ge-

macht hat? Am Ende waren wir es alle gemein-

sam, weil wir an die Infrastruktur geglaubt haben. 

Man hat damals - das ging 2012 los - die Entwick-

lung, dass ewig Strecken nur stillgelegt wurden 

und blieben, umkehren können, sodass Strecken 

reaktiviert wurden. Das war in Einbeck, das war in 

Nordhorn. Ich weiß noch, wie mir die JU in Nord-

horn einen Holzzug mit dem Schriftzug „Nordhorn 

ist am Zug!“ übergeben hat. Ich weiß nicht, ob der 

heute immer noch im Ministerium steht. 

(Minister Reinhold Hilbers: Schauen 

Sie doch einmal nach!) 

Damals wurde also entschieden, den anderen 

Weg zu gehen. Olaf Lies hat damit weitergemacht, 

er hat weitere Strecken identifiziert. Das ist gut, 

das ist richtig. Es wurde damals auch durchge-

setzt, dass es für nichtstaatliche Eisenbahnen 

zwecks Ausbau der Strecken Bundesfördermittel 

gab; die gab es früher nicht in Form einer Kofinan-

zierung. Wir haben hier einiges gemeinsam auf 

den Weg gebracht! 

Deshalb finde ich es schade, dass wir uns nicht auf 

einen gemeinsamen Antrag geeinigt haben. Das 

hat jetzt nicht geklappt. Wir werden am Ende der 

Ausschussempfehlung zwar zustimmen, mich wür-

de es aber freuen, wenn wir hier nicht in ein Klein-

Klein verfallen, sondern die gemeinsamen Erfolge 

vielleicht gemeinsam feiern und daran arbeiten, 

dass wir gemeinsam noch mehr hinbekommen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Bode. - Für die 

Landesregierung hat sich Herr Minister Hilbers zu 

Wort gemeldet. 

(Sebastian Zinke [SPD]: Der kommt 

heute aber oft dran!) 

Bitte schön! 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! In der Tat ist es so, dass hier im 

Grundsatz ein breiter Konsens über die Reaktivie-

rung von Bahnstrecken besteht und dass wir uns 

darüber einig sind. Es ist völlig richtig, dass sich 

seit den letzten Jahrzehnten die Verkehrsbezie-

hungen geändert haben, sich alles im Fluss befin-

det und insbesondere die Ansprüche an Mobilität 

und die Mobilität insgesamt zugenommen haben. 

Das macht es erforderlich, dass wir auch über die 

Reaktivierung von Bahnstrecken, die man einst 

aus gutem Grund eingestellt hat, und Ähnlichem 

nachdenken. Gerade dort, wo es noch Trassen 

oder sogar Güterverkehrstrassen gibt, gibt es für 

die Wiederinbetriebnahme für den Personennah-

verkehr wirklich gute Perspektiven. Es scheint 

auch dort sinnvoll zu sein, wo es wirtschaftlich 

lohnt und nachhaltig erscheint, dies voranzutrei-

ben. Daher werden wir das in Niedersachsen auch 

weiterhin ernsthaft angehen. Für dieses Vorhaben 

kämpft der Kollege Bernd Althusmann im Wirt-

schaftsministerium ganz persönlich. 

2018 wurde die Strecke zwischen Einbeck-Mitte 

und Einbeck-Salzderhelden reaktiviert, 2019 die 

Strecke zwischen Bad Bentheim und Neuenhaus. 

Nun kann man in der Tat darüber streiten, wer 

damit angefangen hat. Mit dem kleinen Holzzug 

hat es zu der Zeit in der Tat angefangen, Herr 

Kollege Bode. Daran sieht man, dass die Reakti-

vierungsvorhaben mit ihren Planungsprozessen 

und ihren Entscheidungsprozessen doch sehr 
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langwierig sind. Auch der investive Vorlauf ist sehr 

lang. Insofern kommt es gelegentlich dazu, dass 

die Amtszeiten von Regierungen kürzer sind als 

die Planungsprozesse, die wir hier vorfinden. Des-

wegen ist es gut, dass wir einen sehr großen, 

übergreifenden Konsens zumindest darüber ha-

ben, dass wir angefangene Vorhaben nicht wieder 

zurückdrehen und dass man auf das, worauf man 

sich in der Fläche verlassen hat, weiter bauen 

kann. 

Auf der Strecke Einbeck-Mitte–PS.Speicher wird 

derzeit der Probebetrieb aufgenommen. Auch das 

ist eine große Errungenschaft, womit wir voran-

kommen. Eine weitere Strecke, die derzeit unter-

sucht und vorangetrieben wird, woran das Wirt-

schaftsministerium intensiv arbeitet, ist die Verlän-

gerung der Verbindung von Bad Bentheim über 

Neuenhaus nach Coevorden in die Niederlande 

hinein. Das wäre dann eine Verbindung direkt in 

die Niederlande hinein, ein Netz, das die deutsche 

Seite mit der niederländischen Seite verbindet. 

Das ist ein großartiges Verkehrsprojekt. 

Der vorliegende Antrag der Grünen schießt aller-

dings etwas über das Ziel hinaus. Speziell die For-

derung nach Förderung von Machbarkeitsstudien 

aus Steuermitteln entspricht meines Erachtens 

nicht dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit und ist damit nicht zu vereinbaren. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Meine Damen und Herren, die Initiative für die 

Reaktivierung, um Schienenpersonennahverkehr 

wiedereinzuführen, muss immer vor Ort ergriffen 

werden. Zu einem ernsthaften politischen Willen 

auf lokaler Ebene gehört eben auch die Finanzie-

rung der vorbereitenden Untersuchungen, die man 

dafür benötigt. Wenn dabei ein vielversprechendes 

Ergebnis erzielt wird, wenn die Ergebnisse gut und 

die Prozesse positiv sind, dann wird Niedersach-

sen auch weiterhin diesen Prozess aktiv unterstüt-

zen und sich dafür einsetzen, dass die staatlichen 

Förderungsmöglichkeiten für eine Reaktivierung 

ausgeschöpft werden. 

Dazu gehört insbesondere die enge Begleitung der 

sogenannten standardisierten Bewertung der Re-

aktivierungsprojekte. Dieses Verfahren wird derzeit 

vom Bund überarbeitet. Es sollen neue, speziell 

soziale und ökologische Kriterien ergänzt werden. 

Das Verfahren soll also erweitert werden. Gerade 

von dieser Erweiterung versprechen wir uns, dass 

wir noch mehr Strecken in die positive Bewertung 

hineinbringen können. Dafür setzt sich der Wirt-

schafts- und Verkehrsminister Dr. Bernd Althus-

mann sehr erheblich ein. 

Grundsätzlich ist bei allen Reaktivierungsüberle-

gungen zu beachten, dass die Bundesfördermittel 

nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

nur den investiven Teil dieser Förderung abbilden 

und dass die in der Regel mit den Reaktivierungen 

verbundenen zusätzlichen Verkehrsleistungen 

bestellt werden müssen. Hierfür benötigt man die 

Regionalisierungsmittel, über die wir heute Morgen 

schon diskutiert haben. Diese sind derzeit eng 

bemessen. Derzeit reichen sie gerade mal für die 

vorhandenen Verpflichtungen im Verkehrsbereich 

aus. 

Leider ignoriert der Bundesverkehrsminister bisher 

die berechtigten Forderungen der Länder, die Re-

gionalisierungsmittel aufzustocken, mit denen 

dann mehr möglich wäre, um die Steigerungen im 

Schienenpersonennahverkehr, wie angekündigt, 

bis 2030 zu ermöglichen. Dem Wort, das im Koali-

tionsvertrag niedergelegt worden ist, dass hier eine 

Steigerung erfolgen soll, muss auch die Tat folgen. 

Darauf lässt die Ampelkoalition in Berlin jedoch 

noch warten. Dort müssen offensichtlich insbeson-

dere noch die Grünen ihr Herz für den ÖPNV und 

den SPNV entdecken und erweitern. Ich hoffe, 

dass uns das gelingt. Dieser Tagesordnungspunkt 

trägt vielleicht dazu bei. 

Ich möchte Sie herzlich bitten, den Entschlie-

ßungsantrag der Koalitionsfraktionen anzuneh-

men. Damit haben wir eine gute Grundlage, in 

Niedersachsen weiterhin die Reaktivierung von 

Bahnstrecken voranzubringen und damit die Infra-

struktur unseres Landes zu stärken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Minister Hilbers.  

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir 

schließen die Beratung und kommen somit zur 

Abstimmung. 

Wir stimmen zunächst über die Nr. 1 der Be-

schlussempfehlung zu dem Antrag der Fraktion der 

SPD und der Fraktion der CDU ab.  

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion der SPD und 

der Fraktion der CDU in der Drucksache 18/9401 

unverändert annehmen will, den bitte ich um ein 

Handzeichen. - Zugestimmt haben die SPD, die 
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CDU, die FDP und zwei Fraktionslose. Wer stimmt 

dagegen? - Niemand. Wer möchte sich enthalten? 

- Bei Enthaltung der Fraktion der Grünen ist der 

Beschlussempfehlung gefolgt und der Antrag un-

verändert angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nr. 2 der 

Beschlussempfehlung zu dem Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 

18/1399.  

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen in der Drucksache 18/1399 ablehnen will, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Ablehnung 

seitens der SPD, der CDU, der FDP und Fraktions-

loser. Wer möchte nicht ablehnen? - Die Fraktion 

der Grünen. Enthaltungen? - Sehe ich nicht. Damit 

ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nr. 3 der 

Beschlussempfehlung.  

Wer der Nr. 3 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen in der Drucksache 18/9542 ablehnen will, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Bei Ablehnung 

durch die SPD, FDP, CDU und Fraktionslose stelle 

ich jetzt die Gegenfrage: Wer möchte nicht ableh-

nen? - Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Ent-

haltungen? - Sehe ich nicht. Damit ist der Antrag 

abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nr. 4.  

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

die dort aufgeführten, in die Beratung einbezoge-

nen Eingaben 1455 und 1456 für erledigt erklären 

möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Bei 

Zustimmung durch SPD, CDU und FDP und Frak-

tionslose stelle ich auch hier die Gegenfrage, wer 

sie nicht „erledigt“ beschließen möchte. - Die Frak-

tion der Grünen. Enthaltungen? - Sehe ich nicht. 

Damit sind die Eingaben für erledigt erklärt wor-

den. 

Meine Damen und Herren, bevor wir mit dem Ta-

gesordnungspunkt 21 weitermachen, teile ich 

Ihnen mit, dass sich die Parlamentarischen Ge-

schäftsführer darauf geeinigt haben, den Tages-

ordnungspunkt 25 so, wie dies ursprünglich vorge-

sehen war, nach der Mittagspause zu behandeln. 

Wir beraten jetzt nur noch den Tagesordnungs-

punkt 21. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 21: 

Abschließende Beratung: 

Die Führerscheinausbildung von Lkw-Fahrern 

zeitgemäß anpassen - Antrag der Fraktion der 

SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/11198 - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirt-

schaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung - 

Drs. 18/11341

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unver-

ändert anzunehmen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir steigen jetzt in die Beratung ein. Zu Wort ge-

meldet hat sich für die SPD-Fraktion die Abgeord-

nete Frau Sabine Tippelt. Bitte schön! 

Sabine Tippelt (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich zitiere aus einem Spiegel-Artikel, 

der das Problem unseres Antrags verdeutlicht: 

Horst Kottmeyer ist Geschäftsführer einer Spediti-

on aus Bad Oeynhausen mit „über 200 Lastkraft-

wagen, die durch ganz Europa rollen“. Das Trans-

portgewerbe boomt. „Aufträge für 240 Fahrzeuge 

könnte er akquirieren … An Ausschreibungen be-

teilige er sich schon lange nicht mehr“. Stattdessen 

hat er sich von „fünf Trucks getrennt, weil er nicht 

genug Fahrer findet.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist 

erst der Anfang. In Deutschland fehlen zurzeit fast 

60 000 Lkw-Fahrer. Hinzu kommt, dass 35 % der 

in der Branche Beschäftigten in den nächsten zehn 

Jahren in den Ruhestand gehen werden. Da in 

unserer globalisierten Welt zudem immer mehr 

Waren von A nach B transportiert werden müssen 

und auch der Paketversand weiter zunimmt, wird 

der Bedarf an Lkw-Kapazitäten weiter steigen.  

Unsere Aufgabe als Politik ist es, die zwischen 

einer wachsenden Nachfrage und einem sinken-

den Angebot geöffnete Schere wieder zu schlie-

ßen. Es gilt dabei, verschiedene Maßnahmen zu 

ergreifen, die sich dann wie bei einem Puzzle zu 

einem Gesamtbild zusammenführen lassen. 

Der heute hier zur Beschlussfassung anstehende 

Antrag soll darauf hinwirken, dass Auszubildende 

den Beruf des Lkw-Fahrers früher ergreifen kön-

nen. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11198.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11341.pdf
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Zusätzlich zu dieser Absenkung der Altersgrenze 

wollen wir die Führerscheinausbildung attraktiver 

gestalten und dabei Möglichkeiten zur Umstellung 

des Theorieunterrichts auf ein synchrones, digita-

les Format prüfen lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dadurch können die Ausbildungszeit verkürzt und 

die Ausbildungskosten verringert werden.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Beratungen 

im Ausschuss haben gezeigt, dass die inhaltliche 

Ausrichtung unseres Antrags von allen Fraktionen 

des Hauses geteilt bzw. zumindest nicht abgelehnt 

wird. Klar ist aber auch: Es ist noch viel zu tun. Ich 

habe vorhin das Bild des Puzzles erwähnt. Es gibt 

noch viele weitere Teile, die angegangen werden 

müssen, um das Bild zu vervollständigen. Ein 

maßgeblicher Punkt dabei bleibt, das Einkom-

mensniveau der Lkw-Fahrer sowie deren Arbeits-

bedingungen zu verbessern. Dazu gehören genü-

gend sanitäre Anlagen und mehr Parkplätze an 

Autobahnen. Auch bedarf es weiterer gesetzlicher 

Regelungen zum Be- und Entladen der Lkws an 

der Rampe; diese Aufgabe darf nicht regulär am 

Fahrer hängen bleiben.  

(Beifall bei der SPD) 

Neben diesen Maßnahmen gilt es auch, verstärkt 

Jugendliche für das Berufsbild zu begeistern. Ich 

sehe den Wirtschaftsminister in der Verantwortung, 

in Zusammenarbeit mit den Branchenverbänden 

eine Imagekampagne auf den Weg zu bringen und 

damit verstärkt auch das Interesse von Frauen für 

den Beruf zu wecken. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 

heute ein Puzzleteil beschließen! Es bleibt aber 

noch genug zu tun. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 

Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Tippelt. - Für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Herr Abge-

ordneter Schulz-Hendel das Wort. Bitte schön! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir werden uns zu diesem Antrag schon aus dem 

Grunde enthalten, dass Sie hier nur von männli-

chen Lkw-Fahrern sprechen und Frauen das, was 

Sie hier vorhaben, offenbar nicht machen dürfen. 

(Zuruf von Sabine Tippelt [SPD]) 

- Auch Frau Tippelt hat nur von Fahrern gespro-

chen, aber nicht von Fahrerinnen. 

(Zurufe von der SPD: Oh, Mensch 

noch einmal! - Ist das der Grund für 

die Ablehnung? - Glocke der Präsi-

dentin) 

Die Analyse der GroKo teilen wir im Wesentlichen. 

Tatsächlich ist der Fachkräftebedarf im Straßengü-

terverkehr enorm. Angesichts des Altersdurch-

schnitts wird der Fachkräftemangel in den kom-

menden Jahren weiter zunehmen. 

Dass aber das Vorziehen des Führerscheiner-

werbs - mit 17 - hier eine bedeutende Abhilfe 

schafft, glaube ich eher nicht. Es mag sein, dass 

der eine oder andere oder die eine oder andere 

Jugendliche ein Jahr früher den Führerschein er-

werben möchte. Aber das löst die massiven, struk-

turellen Probleme der Branche nicht. Schlechte 

Arbeitsbedingungen, Wettbewerbsverzerrungen 

und unangemessene Bezahlung sind die Schrau-

ben, an denen wir eigentlich drehen müssen. Und 

das sehen nicht nur wir so, das sieht auch der 

Bundesverband Güterkraftverkehr Logistik und 

Entsorgung so, ebenso wie die Gewerkschaft 

ver.di. 

Insofern ist Ihr Antrag zu kurz gesprungen. Aus 

diesem Grunde werden wir uns enthalten. 

Herzlichen Dank. Ich höre jetzt auf, weil alle, glau-

be ich, Hunger haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Aber bevor wir die 

Mittagspause einläuten, haben wir mindestens 

noch drei Wortmeldungen. Jetzt hat für die CDU-

Fraktion der Herr Abgeordnete Heiner Schönecke 

das Wort. Bitte schön! 

(Jörg Bode [FDP] - zu Heiner Schön-

ecke [CDU] -: Du hast deinen Zettel 

vergessen!) 

- Dat maakt he so. 

Heiner Schönecke (CDU): 

Das Meiste habe ich im Kopf, Herr Kollege. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Das macht der Kollege auch so. 
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Heiner Schönecke (CDU): 

Ich wollte aber zuallererst natürlich, Frau Präsiden-

tin, dem Kollegen Schulz-Hendel zuhören, was 

denn da noch kommen könnte. Dass er dann mit 

der Frage „Fahrerinnen und Fahrer“ kommt, hatte 

ich allerdings nicht erwartet. Lieber Kollege Schulz-

Hendel, es geht doch um die Sache. Ich habe in 

meinem Beitrag zur ersten Beratung hier im Land-

tag ganz explizit auch von Fahrerinnen gespro-

chen.  

(Sabine Tippelt [SPD]: Ich auch!) 

Denn die Truckerinnen gibt es eben schon. Auch 

wir in unserem kleinen mittelständischen Betrieb 

haben davon einige. - Ich glaube, das war ganz 

daneben. 

Wir sollten ein wenig Respekt vor dieser Berufs-

gruppe haben und uns vor Augen führen, dass wir 

unsere Trucker alle brauchen. Sonst würde das mit 

dem Essen für Detlev Schulz-Hendel und für mich 

heute nichts. 

Unsere Trucker fahren. Ja, es funktioniert. Aber 

was tun wir dafür? - Wir halten schöne Reden, wir 

lächeln zustimmend, wir applaudieren, wir singen 

Lobeshymnen auf die Arbeit der Trucker. Wir ha-

ben eigentlich immer - ganz besonders in der 

Corona-Zeit - erkannt, dass wir an dieser Stelle viel 

zu wenig machen.  

Wir wissen natürlich - die Kollegin Tippelt hat 

schon darauf hingewiesen -, dass unser Antrag 

kein Allheilmittel ist. Aber er betrifft ein Rädchen, 

das bei der Frage eine Rolle spielt, wie wir diesen 

Beruf interessanter machen können. Dass die Zeit 

zwischen dem Schulende und dem Beginn der 

Möglichkeit, einen Lkw zu fahren, verkürzt werden 

muss, das hat uns die Branche deutlich gesagt. 

Das ist eine Möglichkeit. Denn sonst ist es schwie-

rig, die jungen Leute zu halten. 

Zudem ist es an Dramatik nicht zu überbieten, 

dass jährlich 25 000 Fahrer in den Ruhestand 

wechseln werden. Die Zahl derer, die über 55 sind, 

ist unendlich groß.  

Von daher ist es an der Zeit, dass wir die Wartezeit 

verkürzen. Es ist gut, dass der Wirtschafts- und 

Verkehrsminister deutlich gemacht hat, dass er 

dieses Problem genauso sieht. Aber wir wissen 

auch, dass wir an dieser Stelle in vielen Behörden 

nachschärfen müssen, damit sie das begreifen. 

Es wäre natürlich ganz große Klasse gewesen, 

wenn die Grünen sich einen kleinen Stoß gegeben 

und gesagt hätten: Wir halten es für sinnvoll, von 

Hannover aus diesen Stein ein Stück weit zu be-

wegen, damit man in Berlin und auch in Brüssel 

die Änderungen vornimmt, die notwendig sind, um 

ein begleitetes Fahren zu ermöglichen - so, wie es 

damals Walter Hirche beim Pkw durchgesetzt hat. 

Gegen viele politische Widerstände hat er gesagt: 

Ich möchte zum begleiteten Fahren mit 17 kom-

men. - Das war damals eine richtige Entscheidung. 

Das zeigen alle Initiativen und alle Dinge, die wir 

danach mit dem begleiteten Fahren erlebt haben. 

Ich bitte um Zustimmung zu unserem gemeinsa-

men Antrag. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schönecke. - Für 

die FDP-Fraktion hat Herr Abgeordneter Bode das 

Wort. Bitte schön! 

Jörg Bode (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Kollegin 

Tippelt und Herr Kollege Schönecke haben es, 

finde ich, sehr gut dargestellt: Es geht hier um 

einen kleinen Baustein, der durchaus im Einzelfall 

eine große Wirkung haben kann, nämlich darum, 

den entsprechenden Führerscheinerwerb für junge 

Menschen zu öffnen. 

Das ist kein Allheilmittel. Man muss auch aufpas-

sen, dass die jungen Leute nicht sozusagen als 

billige Hilfskräfte beim Ausladen etc. eingesetzt 

werden. Denn als junger Mensch setzt man sich 

vielleicht nicht so zur Wehr, wie es ein robusterer 

Fahrer - oder eine robustere Fahrerin - tun würde. 

Genauso ist es auch für den einen oder anderen 

Betrieb keine vernünftige Lösung, wenn man im-

mer mit doppelter Besetzung fahren muss. Es geht 

ja um begleitetes Fahren. 

Von daher geht es nicht um einen Quantensprung, 

aber um ein Instrument, das man der Branche 

nicht verwehren sollte, sondern für das man sich 

tatsächlich öffnen sollte. 

Die anderen Punkte, die richtigerweise aufgeführt 

wurden, haben wir schon in anderen Entschlie-

ßungsanträgen hier im Plenum behandelt und 

beschlossen, sodass sie in diesem Antrag nicht 

fehlen. Man kann hier durchaus einmal ganz be-

wusst einen singulären Punkt nach vorne stellen. 

Das finde ich gut. 
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Ich freue mich, dass wir den jungen Menschen so 

viel zutrauen. Ich würde mir wünschen, dass die 

CDU jungen Menschen vielleicht auch das Wahl-

recht zutrauen würde. Das würde uns auch ein 

bisschen weiterbringen. 

(Zustimmung von Christian Meyer 

[GRÜNE]) 

Ansonsten möchte ich mich der Mittagspause nicht 

weiter in den Weg stellen. Ich hoffe, der Minister 

macht das auch nicht. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Kollege Bode, es gab noch eine Wortmel-

dung. 

(Jörg Bode [FDP]: Das machen wir 

beim Essen!) 

- Okay, das wird also so geklärt. 

Ich habe die erfreuliche Mitteilung zu machen, 

dass wir an dieser Stelle die Beratung schließen, 

da die Landesregierung auf ihren Wortbeitrag ver-

zichten und nicht zwischen Ihnen und dem Mittag-

essen stehen möchte. 

(Beifall) 

Wir müssen aber noch abstimmen. 

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 

der CDU in der Drucksache 18/11198 unverändert 

annehmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. - 

Zustimmung der SPD, der CDU, der FDP und von 

Fraktionslosen. Ich frage die Gegenstimmen ab. - 

Ich sehe keine. Ich frage die Enthaltungen ab. - 

Enthaltung der Grünen-Fraktion und eines Frakti-

onslosen. Damit ist der Antrag mehrheitlich unver-

ändert angenommen worden. 

Ich wünsche Ihnen eine gute Mittagspause. Wir 

treffen uns zur weiteren Beratung um 15 Uhr hier 

wieder. Guten Appetit! 

(Unterbrechung der Sitzung von 

13.39 Uhr bis 15.05 Uhr) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich darf Sie zu unserer Nachmittagssit-

zung begrüßen.  

Einige haben vielleicht doch nicht mitbekommen, 

dass wir den Wiederbeginn von 15.15 Uhr auf 

15.00 Uhr vorverlegt haben. Ich denke aber, dass 

vor allem diejenigen, die zu den nächsten Tages-

ordnungspunkten gebraucht werden, an Bord sind, 

sodass wir starten können.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 23: 

Abschließende Beratung: 

a) Wald- und Flächenbrandschutz jetzt in Nie-

dersachsen ausbauen! - Antrag der Fraktion der 

FDP - Drs. 18/3922 - b) Niedersachsen in Zeiten 

des Klimawandels schützen: Wald- und Moor-

brandkonzept erarbeiten - Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/3933 - c) Die 

Waldbrandbekämpfung in Niedersachsen mit 

Mitteln des 21. Jahrhunderts verbessern! - An-

trag der Fraktion der FDP - Drs. 18/9069 - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Inneres 

und Sport - Drs. 18/11370

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, die Anträge abzu-

lehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Wir treten in die Beratung ein. Als Erstes hat sich 

Herr Dr. Marco Genthe für die antragstellende 

FDP-Fraktion gemeldet. Herr Kollege Dr. Genthe, 

Sie bekommen das Wort. Bitte sehr! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Zum Sommer eines jeden Jahres stellt das 

Innenministerium ganz zu Recht fest, dass der 

Klimawandel unsere Wälder zunehmend austrock-

nen lässt und die Gefahr von Vegetationsbränden 

massiv steigt - jedes Jahr wieder.  

Unser erster Antrag, mit dem wir die notwendigen 

Konsequenzen daraus ziehen wollten, befindet 

sich seit dem Sommer 2019 in der Beratung.  

Aktuell wird die Waldbrandgefahr in vielen Teilen 

Niedersachsens wieder in die beiden höchsten 

Kategorien eingeordnet. Auch in meinem Land-

kreis Diepholz gab es einen Brand, bei dem es nur 

mit Mühe gelungen ist, ein Übergreifen der Flam-

men auf das Moor zu verhindern.  

Niedersachsen hat mit 1,2 Millionen ha die dritt-

größte Waldfläche im Ländervergleich. Es ist daher 

angezeigt, unsere Feuerwehren so auszustatten, 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03922.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03933.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09069.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11370.pdf
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dass sie die entsprechend verschärfte Situation 

auch beherrschen können. Projekte wie das zur 

Erprobung von Waldbrandlöschfahrzeugen reichen 

da bei Weitem nicht aus. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN - Miriam Staudte [GRÜNE]: 

Richtig!) 

Diese Projekte mögen ja öffentlichkeitswirksam 

sein, aber die lediglich vier Fahrzeuge werden 

keinen entscheidenden Einfluss bei der Bekämp-

fung dieser Gefahren haben.  

Meine Damen und Herren, auf der INTERSCHUTZ 

letzte Woche konnten sich alle einen Eindruck 

davon verschaffen, wie weit die Technik auch in 

diesem Bereich inzwischen ist. Nur ein kurzer Blick 

auf die zur Verfügung stehende Technik in Nieder-

sachsen zeigt auf, wie groß die Defizite tatsächlich 

sind.  

(Unruhe) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege Dr. Genthe, einen Moment! - Meine 

Damen und Herren, ich darf um Ruhe bitten! - 

Auch Herr Kollege Schönecke wendet sich jetzt 

dem Präsidium zu. Das ehrt uns sehr. 

(Zuruf von Lasse Weritz [CDU]) 

Jetzt geht’s weiter! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 

Meine Damen und Herren, ich habe vor einem 

Jahr den zweiten hier vorliegenden Antrag mit 

ganz konkreten Vorschlägen eingebracht. Der 

wurde im Ausschuss von der Großen Koalition mit 

dem Argument zurückgewiesen, dass man in die-

ser Legislaturperiode ja eh nichts mehr umsetzen 

könnte. Das, meine Damen und Herren, ist ein 

Offenbarungseid. Das ist ein Offenbarungseid, und 

so etwas haben unsere ehrenamtlich organisierten 

Feuerwehren wirklich nicht verdient; denn gerade 

auf sie sind wir angewiesen, meine Damen und 

Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Dieses Ehrenamt müssen wir stärken, vor allem 

auch, um motivierte und leistungsfähige Nach-

wuchskräfte gewinnen zu können. Hierzu zählen 

auch für die Feuerwehren zunehmend Robotik, 

Künstliche Intelligenz und Digitalisierung. Der Um-

gang mit Robotern, Sensoren, unterstützenden 

und autonomen Systemen sowie digitalen Geräten 

muss auch bei den Feuerwehren kontinuierlich 

erlernt und fortgebildet werden. Die dazu notwen-

digen Maßnahmen haben wir in unserem Ent-

schließungsantrag ganz genau aufgezählt. 

Nicht zuletzt muss auch die NABK eine der mo-

dernsten Ausbildungsstätten in Europa werden. 

Hier müssen die Feuerwehrleute für die Erkundung 

und Nachschau von Brandflächen durch Drohnen 

ausgebildet werden. Außerdem müssen Ausbil-

dungslehrgänge für den Betrieb von Löschrobo-

tern, modernen Waldbrandlöschfahrzeugen und 

digitalen Kommunikationsmitteln angeboten wer-

den.  

Meine Damen und Herren, immer wichtiger wird 

auch die Brandbekämpfung aus der Luft. Hier 

muss eine Ausbildung im Zusammenwirken mit 

verschiedenen Hubschraubertypen der anderen 

Akteure - wie Bundespolizei und Bundeswehr - 

sowie den unterschiedlichen Löschbehältnissen 

gewährleistet werden. Es muss unbedingt vermie-

den werden, dass die unterschiedlichen Akteure 

mit ihrem unterschiedlichen Gerät nicht effektiv 

zusammenwirken und am Ende nur irgendwie 

nebeneinanderher arbeiten. Deshalb schlagen wir 

u. a. vor, eine ausreichende Anzahl von ausgebil-

deten Flughelferteams aufzustellen, die mit den 

Flugbesatzungen - von der Wasseraufnahme bis 

zum Wasserabwurf - sicher kommunizieren und 

organisieren können. 

Meine Damen und Herren, Niedersachsen kann 

sich die Arbeitsgeschwindigkeit, die die Große 

Koalition im Innenausschuss an den Tag gelegt 

hat, jedenfalls nicht weiter leisten. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Wir müssen sehr viel schneller werden, bevor es 

zu einem verheerenden Großbrand in der nieder-

sächsischen Vegetation kommt. Aber dafür bedarf 

es offenbar einer neuen Landesregierung, die 

mehr tut als nur das, was unbedingt nötig ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Genthe. Ich unter-

stelle, dass Sie zu den beiden Tagesordnungs-

punkten 23 a und c gesprochen haben. - Jetzt 

erhält für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der 

Kollege Christian Meyer das Wort zu Tagesord-

nungspunkt 23 b. Bitte sehr! 
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Christian Meyer (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! In der Tat - ich stimme 

dem Kollegen Genthe zu -: Es ist einfach zu wenig 

passiert. Es ist schon erstaunlich: Die Anträge zum 

Thema Waldbrandbekämpfung, die FDP und Grü-

ne 2019 gestellt haben - übrigens einen Tag nach-

einander -, werden jetzt von der Großen Koalition 

einfach ersatzlos abgelehnt. Da ist nichts passiert. 

Wir haben die Anträge 2019 gestellt, und die Situa-

tion ist noch dramatischer geworden. 

Ich habe Ihnen mal ein paar Zahlen aus dem 

Landwirtschaftsministerium mitgebracht. Es gab 

2017 in Niedersachsen gerade mal 12 Waldbrän-

de, 2020 waren es 270 und 2019  285. Das sind 

die Zahlen. Wir haben wieder eine extreme Tro-

ckenheit. Das ist also fast eine Verzehn- bis Ver-

zwanzigfachung des Waldbrandrisikos. 

170 dieser Waldbrände in den letzten zwei Jahren 

waren im Nordosten - Gifhorn, Celle, Lüchow-Dan-

nenberg, Lüneburg, Uelzen, Heidekreis, Roten-

burg. Aber selbst im Harz und im Solling hatten wir 

50 Waldbrände.  

Obwohl wir alle wissen, dass der Klimawandel, 

dass die Klimakatastrophe da ist, wir extreme Tro-

ckenheiten haben, der Waldbrandrisikoindex in 

Niedersachsen oft auf höchstem Niveau ist, ist die 

Ausstattung weiterhin sehr mangelhaft geblieben. 

Die Forderungen könnte man alle noch einmal 

aufzählen. Sie sind übrigens von den Feuerwehren 

in der Anhörung sehr unterstützt worden. Ich kann 

mich daran erinnern, dass eine Feuerwehr ge-

schrieben hat: Beide Anträge, von FDP und Grü-

nen, sind gut und sollten vollumfänglich umgesetzt 

werden. - Es wäre also sinnvoll, Fahrzeuge zu 

haben. Denn es bleibt ja so, wie es z. B. Innenmi-

nister Pistorius am 13. Mai im Rundblick erklärt 

hat. Die Überschrift war: Wir haben keine Hub-

schrauber oder Löschflugzeuge, um einen Groß-

brand im Harz löschen zu können. - Und dann 

zeigte er wieder auf den Bund. 

Wir, Grüne und FDP, haben in den letzten vier 

Jahren immer wieder gefordert, die Zuschüsse für 

den Katastrophenschutz deutlich zu erhöhen. Der 

Landkreistag hat schon 2017 gefordert, sie massiv 

aufzustocken. Sie sind aber immer wieder den 

Sparrunden von Herrn Hilbers zum Opfer gefallen. 

Die Zuschüsse betrugen nicht 6 Millionen Euro, 

sondern sie lagen in den genannten Jahren nur bei 

im Schnitt ungefähr 2 Millionen Euro - also nur ein 

Drittel von dem, was die Hilfsorganisationen und 

Feuerwehren gefordert haben. 

(Widerspruch von Ulrich Watermann 

[SPD]) 

Wir haben das in den Anträgen gefordert. Wir ha-

ben auch immer in unseren Haushaltsänderungs-

anträgen gefordert, die Summen für den Katastro-

phenschutz zu verdreifachen. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Du weißt 

ganz genau, dass das nicht stimmt!) 

Ich wiederhole mich: Jeder Euro, den wir in die 

Waldbrandbekämpfung, in Prävention, in Wald-

überwachung, in schnelle Einsatzfahrzeuge, in gut 

ausgestattetes Personal investieren, hilft uns, 

massive Schäden zu vermindern. Solche Wald-

brände kosten nicht nur und gefährden nicht nur 

Menschenleben, sondern verursachen auch riesi-

ge Sachschäden und sind auch schlecht fürs Klima 

und für die Natur. 

Allein das Hochwasser im Ahrtal in Rheinland-

Pfalz hat - neben den vielen Menschenleben, die 

es gekostet hat - 40 Milliarden Euro Schaden an-

gerichtet. Tun wir nicht so, als wenn hier in Nieder-

sachsen keine Waldbrände, Moorbrände und 

Hochwasserkatastrophen passieren könnten! Des-

halb ist jeder Euro, den wir in den Katastrophen-

schutz investieren, richtig.  

Ich erinnere noch einmal daran - der Kollege Ge-

rald Heere hat es eingebracht -: Wir haben ein 

Sondervermögen vorgeschlagen. Wir werden es 

Ihnen immer wieder vorhalten. Wir haben gesagt: 

Wir brauchen 5 Milliarden Euro, um den Katastro-

phenschutz besser aufzustellen. 

(Widerspruch von Ulf Thiele [CDU]) 

Wenn Sie das weiterhin verweigern, dann machen 

Sie nicht nur keine Zukunftsinvestitionen, sondern 

nehmen auch fahrlässig in Kauf, dass unsere Feu-

erwehren bei Waldbränden und bei Starkregener-

eignissen nicht so gut ausgestattet sind, wie sie es 

sein sollten. Das ist Prävention, Zukunftsvorsorge 

für kommende Generationen. Deshalb wäre es gut, 

wenn Sie den Anträgen von FDP und Grünen zu-

stimmen und sie nicht einfach ablehnen würden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung von der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Meyer, warten Sie, bitte! Eine Sekunde vor 

dem Ende Ihrer Rede hat der Kollege Thiele eine 

Frage angemeldet. Erlauben Sie die? 
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Christian Meyer (GRÜNE): 

Ja. 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Bitte sehr, Herr Thiele! 

Ulf Thiele (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Herr 

Meyer, wie kommen Sie zu der Aussage, dass die 

Grünen ein solches Sondervermögen beantragt 

hätten, wo Sie doch ausschließlich den Antrag 

gestellt haben, ein Sondervermögen einzurichten, 

das völlig inhaltsleer war und nicht im Ansatz ir-

gendwelchen gesetzlichen Grundlagen genügte? 

Auch das, was Sie hier behauptet haben, hat es 

eben nicht getan hat - es hat nicht adressiert, für 

welche konkreten Maßnahmen es eingesetzt wer-

den sollte. Damit wäre es rechts- und verfas-

sungswidrig gewesen. 

(Gerald Heere [GRÜNE]: So schlecht 

lesen Sie unsere Gesetzentwürfe! - 

Gegenruf von Ulf Thiele [CDU]: Den 

habe ich gelesen!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Meyer, wollen Sie antworten? 

- Bitte! 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Das ist falsch. Sie können sich die Drucksache des 

Kollegen Heere ja noch mal anschauen. Dort wa-

ren, ich glaube, sieben bis acht Punkte aufgeführt,  

(Ulf Thiele [CDU]: In der Begründung!) 

für die ein Sondervermögen zur Bewältigung der 

Folgen des russischen Angriffskrieges gegen die 

Ukraine eingerichtet werden soll. Der erste Punkt 

war, den Katastrophen- und Zivilschutz in Nieder-

sachsen besser aufzustellen. Der zweite Punkt 

war, die Kommunen von den hohen Flüchtlings-

kosten zu entlasten. Der dritte Punkt war, soziale 

Härten infolge der steigenden Öl- und Gaspreise 

abzumildern. Der vierte Punkt war, in Klimaschutz 

und Energieeffizienz gerade im Gebäudesektor zu 

investieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Ulf Thiele 

[CDU]: Herr Meyer, in der Begrün-

dung! Sie müssen es ins Gesetz 

schreiben!) 

Sie können den kompletten Gesetzentwurf in der 

Drucksache nachlesen. Für alle Zuhörerinnen und 

Zuhörer oder für die, die das Protokoll lesen: 

Schauen Sie sich die Drucksache an! 

Und ich war noch nicht fertig; denn es waren noch 

viel mehr Punkte darin.  

(Ulf Thiele [CDU]: Ja, in der Begrün-

dung! Es steht aber nichts konkret im 

Gesetz!) 

Zum Beispiel - das sollte Sie interessieren -: 

(Ulf Thiele [CDU]: Keine Zweckbe-

stimmung!) 

Wir wollten - als Zweck! - z. B. auch Unternehmen 

helfen, die besonders von den Folgen der Embar-

gos und Sanktionen gegen Russland betroffen 

sind, die berechtigterweise bestehen, um auch das 

abzufedern. Das ist da enthalten. Damit war unser 

Sondervermögen noch zweckbestimmter als Ihr 

Corona-Sondervermögen, 

(Ulf Thiele [CDU]: Eben nicht!) 

wo einfach drin steht: Wir nutzen alles zur Bewälti-

gung der Folgen der Corona-Pandemie - bis hin 

zum Bau von Fahrradwegen, wie Herr Hilbers vor-

hin erklärt hat. - Unseres war auf jeden Fall 

zweckbestimmter und damit sehr verfassungskon-

form. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie meinen, dass so etwas wie der Ukraine-

Krieg keine besondere Notlage ist, dann reden Sie 

mal mit den Kommunen darüber, was die momen-

tan für Folgekosten und soziale Härten haben!  

(Widerspruch von Alptekin Kirci [SPD] 

- Glocke des Präsidenten) 

Ich lese ja - ein letzter Satz - immer die Forderung 

von Herrn Pistorius: Wir brauchen für den Kata-

strophenschutz ein Sondervermögen auf Bundes-

ebene mit 10 Milliarden Euro. - Das hat er auf der 

Innenministerkonferenz gefordert. Warum derselbe 

Minister auf Landesebene, wo wir für den Kata-

strophenschutz zuständig sind, seine Hausaufga-

ben verweigert, kann er uns heute leider nicht er-

klären. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Meyer. - Es folgt für die SPD-

Fraktion der Abgeordnete Rüdiger Kauroff.  

(Ulrich Watermann [SPD]: Meyer ist 

ein gebürtiger Bodenwerderaner! - 

Gegenruf von Christian Meyer [GRÜ-
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NE]: Nein, Holzmindener! - Ulrich Wa-

termann [SPD]: Ja, aber du benimmst 

dich so wie die Vorfahren aus Bo-

denwerder!) 

- Wie sagt man in Bayern: Jetz is a Ruah! - Jetzt 

spricht der Kollege Kauroff. Bitte sehr! 

Rüdiger Kauroff (SPD): 

Danke, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe meinen Redebeitrag so aufge-

baut, dass ich zu allen drei Anträgen etwas sagen 

werde, um den Kolleginnen und Kollegen der Frak-

tionen Bündnis 90/Die Grünen und der FDP ganz 

deutlich zu machen, dass ich mir diese Anträge 

angeschaut habe. Man hat mir ja bei einer Rede 

schon einmal unterstellt, dass ich mir die Anträge 

gar nicht angeguckt hätte. 

Ich spreche als Erstes zum Antrag unter Tages-

ordnungspunkt 23 a, „Wald- und Flächenbrand-

schutz jetzt in Niedersachsen ausbauen!“. Den 

Aussagen, die Sie im ersten Absatz Ihres Antrags 

gemacht haben, stimme ich durchaus zu: dass 

Niedersachsen mit seinen Waldflächen den dritten 

Platz in Deutschland belegt. Allein dadurch besteht 

bei den durch den Klimawandel eingetretenen 

Dürrephasen ein erhöhtes Risiko auch in nieder-

sächsischen Wäldern. - Das ist so. 

Das hat die Landesregierung auch so erkannt und 

zur Ersterprobung besondere Löschfahrzeuge zur 

Bekämpfung von Vegetationsbränden angeschafft. 

Diesen Weg der Beschaffung werden wir weiter-

gehen. Im laufenden Haushalt sind 5 Millionen 

Euro für solche Fahrzeuge für die Feuerwehren in 

den betroffenen Gebieten vorgesehen. 

Sie haben in Ihrem Antrag ausgeführt, dass für die 

Auswahl und die Beschaffung von Feuerwehrfahr-

zeugen die Kommunen bzw. die Landkreise - Auf-

gabe im eigenen Wirkungskreis - zuständig sind. 

Auch das ist richtig dargestellt. Ich kann Ihnen aber 

aus eigener Erfahrung sagen, dass viele Gemein-

den und Landkreisen in den letzten Jahren Tank-

löschfahrzeuge angeschafft haben, die auf 

Wunsch der örtlichen Feuerwehren bereits mit 

Allradantrieb beschafft worden sind. Mit dem All-

radantrieb können diese Fahrzeuge bei Bedarf 

auch im Gelände eingesetzt werden. 

Die von Ihnen in Ihrer Vorlage angesprochenen 

Großübungen finden bereits statt. Selbst diese 

Austausche zwischen der Bundeswehr und den 

örtlichen Einsatzkräften der Feuerwehren vor Ort 

finden statt. Es gibt mittlerweile auch gemeinsame 

Großübungen zwischen der Bundeswehr und den 

örtlichen Einsatzkräften und den Versorgungszü-

gen der Hilfsorganisationen vor Ort. 

Zu dem Antrag 23 b von Bündnis 90/Die Grünen, 

„Wald- und Moorbrandkonzept erarbeiten“: Die 

Fahrzeuge der örtlichen Feuerwehren sind schon 

vorrangig für die Brandbekämpfung in Wohnungen 

und Betrieben - innerorts - vorgesehen. Das 

stimmt. Aber in jeder Kommune - ich habe gerade 

darauf hingewiesen - gibt es größere Grünflächen 

und kleinere Waldstücke. Deswegen haben viele 

Kommunen in Niedersachsen schon Tanklösch-

fahrzeuge mit Allradantrieb beschafft, die auch 

geländegängig eingesetzt werden können. Diesen 

Hinweis habe ich jetzt das zweite Mal gebracht, 

weil es den Anschein hatte, als wenn die Feuer-

wehren praktisch gänzlich ohne Fahrzeuge daste-

hen, mit denen sie ins Gelände gehen können. Sie 

können es - nicht unbedingt in Moorlandschaften, 

aber bei Waldbränden geht das durchaus. 

(Dr. Marco Genthe [FDP]: Das ist 

schon relativ!) 

Deshalb haben viele Kommunen in Niedersach-

sen, wie gesagt, Tanklöschfahrzeuge mit Allradan-

trieb beschafft. Auch zu der von Ihnen angespro-

chenen neuen Flotte Löschfahrzeuge, den Uni-

mog-Fahrgestellen, hatte ich bereits zu dem vorhe-

rigen Antrag ausgeführt, dass im laufenden Haus-

haltsjahr 5 Millionen Euro für die Beschaffung sol-

cher Fahrzeuge vorgesehen sind. Auch in den 

nächsten Haushalten wird Geld für die weitere 

Beschaffung solcher Fahrzeuge bereitgestellt wer-

den.  

Die von Ihnen angesprochene Wiedervernässung 

und Wasserstandserhöhung von Moorflächen er-

folgt bereits.  

Zu dem Antrag 23 c von der FDP, „Die Wald-

brandbekämpfung in Niedersachsen mit Mitteln 

des 21. Jahrhunderts verbessern!“: Zu der in die-

ser Vorlage geforderten Ausstattung mit speziellen 

Löschfahrzeugen für die Wald- und Moorbrandbe-

kämpfung habe ich schon zu den beiden vorheri-

gen Vorlagen Stellung genommen. Ergänzen 

möchte ich gern, dass wir uns die von Ihnen ange-

sprochenen spezifischen Fahrzeuge zur Wald-

brandbekämpfung mit Selbstschutzausstattung 

schon während der von uns durchgeführten Blau-

lichtwoche Mitte Juni vor Ort in Wietzendorf ange-

sehen haben und uns haben vorführen lassen.  
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Die Kameraden in Wietzendorf haben dieses Fahr-

zeug seit einigen Monaten in ihrem Gerätehaus 

und üben fleißig mit diesem Fahrzeug, um bei 

einem erforderlichen Einsatz dieses Fahrzeug 

richtig einsetzen zu können. Es handelt sich hier-

bei um eines von den vier beschafften Fahrzeugen 

der Firma ITURRI. Wer in der letzten Woche auf 

der INTERSCHUTZ-Messe war, konnte sich die-

ses Fahrzeug auf dem Stand des Landesfeuer-

wehrverbandes ansehen. Sehr imposant! Die Ka-

meraden in Wietzendorf haben uns erzählt, wie 

wunderbar dieses Fahrzeug bei Waldbränden tat-

sächlich eingesetzt werden kann. 

Den von Ihnen angeforderten Gerätschaften für die 

NABK in Scheuen stimme ich natürlich ausdrück-

lich zu. Allerdings würden wir diese Bestellung erst 

in Auftrag geben wollen, wenn die Gebäude in 

Scheuen fertiggestellt sind, weil der Ausbau in 

Scheuen noch gar nicht fertig ist. Nach Aussage 

der NABK ist bei der Ausbildung ein Block speziell 

für die Bekämpfung von Vegetationsbränden 

schon eingebaut. 

Zu allen Anträgen erlauben Sie mir noch einen 

Hinweis: Bestandteil der Waldbrandkonzepte ist ja 

auch der Flugdienst des Landesfeuerwehrverban-

des. Diese Einrichtung hat sich auch in diesem 

Jahr schon bei den beiden Bränden im Harz be-

währt. Durch den Flugdienst ist auch ein Wald-

brand im Solling schon in der Entstehung erkannt 

worden und ist damit ein größerer Schaden ver-

hindert worden. 

Sie sehen also, dass die Landesregierung zur 

Waldbrandbekämpfung schon viele der von Ihnen 

aufgestellten Forderungen aus den drei vorliegen-

den Anträgen aufgenommen und umgesetzt hat. 

Die eventuell noch nicht angegangenen Anregun-

gen können wir sicher gemeinsam in der Novellie-

rung des Brandschutzgesetzes gleich zu Beginn 

der neuen Legislaturperiode umsetzen. Deshalb 

wird die SPD alle drei genannten Anträge heute 

ablehnen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Kauroff. - Es steht noch 

die CDU-Fraktion aus. Herr Abgeordneter Freder-

mann, bitte sehr, Sie haben das Wort. 

Rainer Fredermann (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Lieber Herr Genthe, lieber Herr 

Meyer, ich möchte aufpassen, dass hier keine 

Legendenbildung erfolgt.  

Wir waren uns im Ausschuss darüber einig, dass 

die drei Anträge mit der Beratung des Niedersäch-

sischen Brandschutzgesetzes abgearbeitet wer-

den. Es hat damals auch von Ihrer Seite keine 

Gegenrede dazu gegeben - bei allen dreien nicht. 

Da das Gesetz in dieser Wahlperiode nicht mehr 

beraten wird, hätten Sie auch diese Anträge zu-

rückziehen können. Das haben Sie aber nicht.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Das wird ja 

immer besser! - Gegenruf von Ulrich 

Watermann [SPD]: Wenn Sie nicht im 

Ausschuss dabei waren, dann reden 

Sie nicht!) 

Aus Sicht der CDU-Fraktion ist es richtig, dass - - - 

(Weiterer Gegenruf von Ulrich Wa-

termann [SPD]) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege, bitte! 

(Zuruf von Miriam Staudte [GRÜNE] - 

Gegenruf von Ulrich Watermann 

[SPD] - Miriam Staudte [GRÜNE]: Ich 

lasse mich hier nicht von Ihnen an-

brüllen!) 

- Frau Staudte, Sie sind nicht dran.  

(Zurufe) 

- Hallo! Herr Watermann. Frau Staudte hat ja wohl 

die Ouvertüre gesungen. 

(Heiterkeit) 

- Gesprochen. Pardon.  

So, jetzt ist wieder volle Konzentration. Herr Fre-

dermann setzt fort. 

Rainer Fredermann (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Frau Staudte, ich 

bin dran. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Ich habe 

gar nichts gesagt, mein Gott!) 

- Darf ich jetzt?  
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Aus Sicht der CDU-Fraktion ist es richtig, den von 

der Landesregierung vorgelegten Entwurf des 

Brandschutzgesetzes nicht weiter zu beraten. Der 

Landesfeuerwehrverband und die kommunalen 

Spitzenverbände waren vom Gesetzentwurf des 

Innenministers recht enttäuscht. Sie wünschten 

sich von der nächsten Landesregierung, wie es der 

Präsident ausdrückte, den großen Wurf, der dann 

auch finanziell zu unterlegen ist. Große Enttäu-

schung herrschte insbesondere darüber, dass 

wichtige Punkte aus dem Strukturbericht „Einsatz-

ort Zukunft“ nicht aufgegriffen wurden.  

Auch wir von der CDU-Fraktion waren der Ansicht, 

dass der Entwurf besser nicht zu beraten ist; denn 

bei dem vielfältigen Korrekturbedarf hätte die bis 

zur Landtagswahl verbleibende Zeit nicht mehr 

ausgereicht. Es hat leider viel zu lang gedauert, bis 

uns der Strukturbericht vorgelegt wurde. Im An-

schluss hat es auch sehr lange gedauert, bis die-

ser Gesetzentwurf von der Landesregierung ein-

gebracht wurde. Damit ist sehr viel kostbare Zeit 

verloren gegangen, und damit erklärt sich, Herr 

Genthe, auch die Laufzeit Ihrer Anträge. 

Meine Damen und Herren, nach dem Strukturbe-

richt haben wir kein Erkenntnis-, sondern ein Um-

setzungsproblem. Sollte die CDU der nächsten 

Landesregierung angehören und den Innenminis-

ter stellen,  

(Zuruf: Sehr unwahrscheinlich! - Wei-

tere Zurufe) 

gibt es für uns wichtige Punkte, die in das Gesetz 

und die Verordnung gehören und dann umgehend 

auf den Weg gebracht werden müssen. Dazu ge-

hören auch Maßnahmen im Bereich Vegetations- 

und Moorbrände, Frau Staudte. 

Niedersachsen ist Wald- und Moorland. Vor dem 

Hintergrund des sich abzeichnenden Klimawan-

dels lassen sich größere Flächenbrände nur mit 

modernster Ausrüstung bewältigen. Da sind wir 

alle uns, glaube ich, einig. Dafür muss die Ausstat-

tung der Feuerwehren dauerhaft modernisiert, 

verbessert und an die Herausforderungen ange-

passt werden.  

Neue Fahrzeuge in den Kommunen mit großen 

Waldanteilen müssen daher geländegängig sein. 

Daneben muss auch das Wasserversorgungsnetz 

dort ausgebaut werden. Mit der Modernisierung 

der technischen Ausstattung muss die Digitalisie-

rung der Feuerwehren weiter vorangebracht wer-

den. Was möglich ist, hat uns die letzte Woche auf 

der Interschutz gezeigt: digitale Alarmierungssys-

teme, Flugdrohnen und z. B. Löschroboter. 

Wir werden die Feuerwehren in Niedersachsen nur 

dann zukunftsfest aufstellen können, wenn wir 

auch die Finanzierung auf eine breitere Grundlage 

stellen. Daher setzt sich die CDU Niedersachsen 

dafür ein, die Landesmittel zu verstetigen, im 

Rahmen der Haushaltslage zu erhöhen und auf 

eine gesicherte rechtliche Grundlage zu stellen.  

Des Weiteren wollen wir die Auflage eines Landes-

förderprogramms für Kommunen mit hohem Wald-

anteil, um die mit dem Klimawandel verbundenen 

besonderen Investitionen finanzieren zu können.  

Wir wollen ebenfalls eine maßvolle Anhebung der 

Feuerschutzsteuer, um besonders betroffene 

Kommunen zweckgebunden bei den nötigen Neu-

anschaffungen oder Modernisierungen finanziell 

unterstützen zu können.  

Ferner setzt sich die CDU Niedersachsen für eine 

nachhaltige und im Landeshaushalt verstetigte 

Erhöhung des Landesanteils bei der Anschaffung 

von Katastrophenschutzfahrzeugen durch den 

Bund ein. Hier besteht immenser Nachholbedarf. 

Derzeit fehlt noch Ersatz für 60 ausgesonderte 

Fahrzeuge. 

Wir brauchen mehr Fahrzeuge zur Wald- und 

Moorbrandbekämpfung wie den CCFM 3000 „Nie-

dersachsen“, der gerade schon von Herrn Kauroff 

vorgestellt wurde. Wer auf der Interschutz war, 

konnte ihn sehen. 

Ein gezieltes und dauerhaftes Förderprogramm für 

die Beschaffung oder Bezuschussung von landes-

einheitlich definierten Sonderfahrzeugen, Gerät-

schaften und Bekleidung nach dem hessischen 

Vorbild ist aus unserer Sicht zu prüfen.  

Darüber hinaus sind uns noch weitere Punkte 

wichtig: ein verpflichtender Feuerwehrbedarfsplan, 

ein eigenes Berufsbild Feuerwehr. Die Besol-

dungsstruktur muss in den Blick genommen wer-

den. Freiwillige Feuerwehrkräfte sollen durch ge-

zielte Maßnahmen bei ihrer ehrenamtlichen Tätig-

keit honoriert werden. Freistellungsregelungen 

müssen zeitnah angepasst werden. Die bestehen-

de Kampagne zur Nachwuchsgewinnung und Öf-

fentlichkeitsarbeit muss weitergeführt werden. 

Auch - da bin ich mit Herrn Genthe ganz einer 

Meinung - die Waldbrandbekämpfung aus der Luft 

muss ausgebaut werden. 
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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir setzen 

uns für eine nachhaltige und aufwachsende Finan-

zierung des NABK ein; denn sie ist der Eckpfeiler 

für die Aus- und Fortbildung der niedersächsischen 

Feuerwehren. Die NABK ist besser auszustatten, 

kontinuierlich auszubauen und weiterzuentwickeln. 

Die Aus- und Fortbildungskonzepte müssen ange-

passt werden, um den Herausforderungen durch 

den Klimawandel und die neue Sicherheitslage 

gerecht zu werden. 

Die Verzahnung von Brand- und Katastrophen-

schutz hin zu einem dauerhaft wirksamen Bevölke-

rungsschutz ist voranzutreiben. Aus meiner Sicht 

muss hier künftig viel mehr gemeinsam geübt wer-

den. Dabei müssen Feuerwehr, Katastrophen-

schutz und Sicherheitsorgane Hand in Hand ge-

hen. 

Auch die nach wie vor angespannte Sicherheitsla-

ge und der Schutz bei einem Ausfall kritischer 

Infrastruktur - wir sprachen beim NKatSG schon 

darüber - erfordert einen gut organisierten und 

effektiven Bevölkerungsschutz.  

Liebe Kollegen von FDP und von den Grünen, Sie 

sehen, Teile Ihrer Anträge würden sich auch bei 

uns in einem neuen Gesetz wiederfinden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU - Zuruf von Eva 

Viehoff [GRÜNE]) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Fredermann. - Laufen 

Sie nicht so weit weg! Sie bekommen jetzt noch 

reichlich Redezeit. Wir haben drei Kurzinterventio-

nen nach § 77 unserer Geschäftsordnung. Den 

Auftakt macht Kollege Watermann, SPD-Fraktion. 

Herr Watermann, Sie kennen das: 90 Sekunden. 

Bitte sehr! 

Ulrich Watermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 

Kollege, wenn Sie eine Rede damit beginnen, dass 

Herr Meyer keine Legenden erzählen soll, und Sie 

hinterher selber welche erzählen, kann man das 

leider nicht so unkommentiert lassen - und ich 

heute schon überhaupt gar nicht.  

Beim Brandschutzgesetz waren wir Innenpolitiker 

uns eigentlich einig. Und wir wissen genau, woran 

es gescheitert ist: an einem Betrag von etwa 3 bis 

4 Millionen Euro. Und die hat nicht freigegeben: 

der Finanzminister. 

(Zustimmung bei der SPD - Petra 

Tiemann [SPD]: So ist es!) 

Fragen Sie, was passiert, wenn Boris bleibt und wir 

den Finanzminister stellen? Oder wie war das jetzt 

gemeint?  

Das ist wirklich die Frage. Wir haben das Brand-

schutzgesetz nicht gemacht, weil wir den Streit um 

diese Summe nicht beilegen konnten. Ich hätte es 

ja einfach gemacht. Es ging um zwei Punkte. Die-

se hätten wir im Plenum als Fraktionen einfach 

beschließen können. Dann braucht man nicht die-

se schreckliche Einigung im Kabinett. Dazu war 

man aber nicht bereit. 

(Zurufe von der CDU - Gegenruf von 

Petra Tiemann [SPD]: Hört ihr auch 

mal zu?) 

Einmal ging es um die Freistellung für die Kinder- 

und Jugendfeuerwehren. Und es ging um die ver-

pflichtenden Brandschutzpläne. Das sind 3 bis 

4 Millionen Euro. Ich hätte es auch gegen die 

Kommunen durchgesetzt. Ich sage, die Freistel-

lung ist eine wichtige Sache, weil das die Standor-

te der Feuerwehren betrifft.  

Gelegentlich hilft es, dass man es so erzählt, wie 

es wirklich war. 

(Beifall bei der SPD - André Bock 

[CDU]: So war es dann aber auch 

nicht!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Fredermann, wollen Sie direkt 

darauf antworten? Wollen Sie auf Herrn Water-

mann antworten? 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Nein, er 

muss alle zusammen beantworten!) 

Das dürfen Sie. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Er muss 

alle drei beantworten!) 

- Bitte? 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Er darf 

nicht dreimal antworten, sondern nur 

einmal! - Miriam Staudte [GRÜNE]: 

Das ist bei Kurzinterventionen so! - 

Wiard Siebels [SPD]: So steht es in 

der GO!) 

- Ich habe da mit der GO ein kleines Interpretati-

onsproblem. Herr Fredermann sieht es aber offen-

sichtlich selber so. Dann nehme ich jetzt Herrn 
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Genthe dran, FDP-Faktion. Ebenso 90 Sekunden! 

Bitte! 

Stellen Sie sich vor, es gäbe vier oder fünf Kurzin-

terventionen. Viermal oder fünfmal 90 Sekunden, 

und er darf nur 90 Sekunden lang antworten. Das 

ist ja auch ein bisschen schwierig. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Genauso 

ist es aber! - Jens Nacke [CDU]: Da 

das aber Fraktionsrecht ist, kann es 

nur drei geben! - Gegenruf von Chris-

tian Meyer [GRÜNE]: Genau!) 

Herr Genthe ist dran. Alles klar! 

(Weitere Zurufe und Gegenrufe) 

Dr. Marco Genthe (FDP): 

Also, auf diese Weise kann das mit den Kurzinter-

ventionen abendfüllend werden. Aber das wollen 

wir heute wohl nicht machen.  

Bemerkenswert ist doch Folgendes: Die CDU hat 

gerade ihrem Koalitionspartner, der SPD, vorge-

worfen, an dieser Stelle viel zu langsam gearbeitet 

und eigentlich nichts gemacht zu haben. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Und hier 

die Unwahrheit gesagt zu haben!) 

Gleichzeitig hat sie gesagt, damit würden sich die 

langen Laufzeiten der - eigentlich richtigen - Anträ-

ge der FDP ein Stück weit erklären lassen. Die 

SPD sagt: Nein, das hat eigentlich daran gelegen, 

dass die CDU nicht genug Geld zur Verfügung 

gestellt hat.  

Meine Damen und Herren, der Wald kann nicht 

darauf warten, bis Sie mit Ihren Spielchen fertig 

sind. 

(Beifall bei der FDP bei den GRÜ-

NEN) 

Wir reden seit 2019 darüber - und eigentlich auch 

schon vorher. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Ja!) 

Das war auch genau der Grund, warum ich im 

Innenausschuss darauf bestanden habe, dass wir 

diese Anträge schlussabstimmen und sie nicht der 

Diskontinuität anheimfallen lassen und dass wir 

über diese Problematik hier an dieser Stelle noch 

einmal reden, damit gegenüber den Feuerwehren 

und all den Ehrenamtlichen, die dort engagiert 

sind, klar ist, wo die Probleme tatsächlich liegen. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Dr. Genthe. - Jetzt ist für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Kollegin 

Staudte dran. Bitte sehr! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Ich muss Herrn 

Genthe wirklich vollumfänglich zustimmen. Es 

kann nicht sein, dass bei so einem wichtigen The-

ma wie der Waldbrandprävention bzw. der Vegeta-

tionsbrandprävention eine Uneinigkeit besteht und 

uns Gründe aufgezählt werden, warum diese bei-

den guten Anträge abgelehnt werden müssen. Sie 

haben drei Jahre Zeit gehabt, sich darüber auszu-

tauschen. Es wäre das Mindeste gewesen, dass 

man diese beiden Anträge nimmt und dann ge-

meinsam durchgeht, bei welchen Punkten Einigkeit 

herrscht. Ich glaube, es hätte im Prinzip etliche 

Punkte gegeben, bei denen alle Fraktionen an 

einem Strang hätten ziehen können. 

(Dr. Marco Genthe [FDP]: Ganz rich-

tig!) 

Wenn es hier an 3 bis 4 Millionen Euro scheitert, 

ist das in der Öffentlichkeit nicht zu erklären. Es ist 

nur eine Frage der Zeit, bis der nächste Waldbrand 

irgendwo ausbricht. Die Schäden, die dann entste-

hen können, und auch die Gefährdung von Men-

schenleben, weil Ehrenamtliche losziehen und 

löschen müssen und womöglich nicht das ausrei-

chende Equipment haben, sind nicht zu erklären. 

Es geht hier nicht um einige Fahrzeuge, die gelän-

degängig sein sollten. Es geht um eine wirklich 

gute Grundausstattung. Unsere Feuerwehren sind 

tendenziell eher für die Gebäudebrandlöschung 

ausgerüstet. Das fängt bei der Kleidung an. Sie hat 

dicke Schutzkleidung, mit der man nicht im Wald 

herumlaufen kann, wo man leichte Isolationsklei-

dung braucht. Es fehlen flächendeckend Lösch-

rucksäcke, Feuerpatschen und der ganze Klein-

kram, der notwendig ist, um die Entstehungsbrän-

de schnell zu löschen. 

(Zuruf von André Bock [CDU]) 

Es geht nicht nur darum, dass europäisch ausge-

tauscht wird und dass - wenn ein Brand erst einmal 

groß ist - die Löschhubschrauber von einem Land 

zum anderen fliegen. Es geht um die Ausstattung 

jeder kleinen Feuerwehr vor Ort. Es ist wirklich 

eine Katastrophe, dass es hier keinen besseren 

Beschluss gibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13133

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Staudte. - Herr Fredermann, 

jetzt sind Sie dran. Einer gegen alle. Bitte! Auf 

geht’s! 

Rainer Fredermann (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich gehe aber davon 

aus, dass meine Fraktion in diesem Moment hinter 

mir steht und ich nicht gegen alle kämpfen muss. 

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der 

CDU: So ist es!) 

Ich möchte gerne mit Herrn Watermann beginnen. 

Er hat ja auch angefangen sozusagen zu interve-

nieren - oder zu reagieren. Entschuldige, lieber Uli! 

(Heiterkeit) 

Zum Aufbau des Etats: Jeder Minister stellt seinen 

Etat selber auf. Er entscheidet, für welche Berei-

che er in seinem Ministerium Geld zur Verfügung 

stellt. Aus unserer Sicht - auch aus meiner persön-

lichen Sicht - hat er der Feuerwehr bzw. dem Be-

reich Brandschutz viel zu wenig Geld zur Verfü-

gung gestellt. 

(Beifall bei der CDU) 

Er hat - so haben es mir die Haushaltsexperten 

gerade noch zugerufen - es auch nicht im Eckwer-

tebeschluss angemeldet. Ich will dem Innenminis-

ter nicht zu nahe treten. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Nur zu!) 

Jeder hat in seinem Ministerium als Minister Priori-

täten. Diese hat er gesetzt. Das müssen wir in der 

Koalition akzeptieren. Wir erwarten ja, dass der 

Koalitionspartner das bei unseren Ministern auch 

macht. Dass wir aber mit der Gesamtsituation un-

zufrieden sind, konnte man in den Arbeitskreisen 

sicherlich merken. 

Und der andere Punkt: Wir alle wissen - das hat 

zumindest uns gegenüber der Landesfeuerwehr-

verband sehr deutlich zum Ausdruck gebracht -, 

dass es zum einen um Geld geht - für Fahrzeuge, 

für technische Ausstattung -, aber auch um viele 

andere Dinge, die aus dem Strukturbericht nicht 

aufgenommen worden sind, beispielsweise das 

Thema Freistellung. Das ist besonders wichtig. 

Aber auch da ist nichts gekommen. Dass dann tief 

enttäuscht gesagt wird, dass man das nicht weiter 

beraten will, können wir durchaus nachvollziehen. 

Herr Dr. Genthe, zum Thema Laufzeit und Geld: 

Ja. Ich war durchaus noch hoffnungsfroh, dass ein 

Gesetzentwurf kommt, der vieles von dem, was in 

den drei Anträgen steht, enthält. Er kam aber nicht. 

Wir können in einer Koalition jedoch keine unter-

schiedlichen Entscheidungen treffen. Das haben 

wir auch nicht getan. Insofern werden wir als Koali-

tion jetzt gemeinsam alle drei Anträge ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Meine Damen und 

Herren nun steht noch der Redebeitrag der Lan-

desregierung aus. Frau Ministerin Daniela Beh-

rens, bitte sehr! Sie haben das Wort. 

Daniela Behrens, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren Abgeordnete! Dass jedes 

Kabinettsmitglied den Haushalt ohne Restriktionen 

selber aufstellt, ist ein durchaus wichtiger Hinweis, 

den ich gern noch einmal mit ins Kabinett nehme. 

Ich glaube, so haben wir das bisher nicht gesehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD - 

Rainer Fredermann [CDU]: Sie stellen 

doch aber den Entwurf auf!) 

Ich möchte gern ein wenig Geist aus der Sozial- 

und Gesundheitspolitik, die immer konstruktiv ist, 

mit in die Innenpolitik nehmen und auf die sachli-

che Problemlage zurückkommen. 

Das Thema der Gefahr von Wald- und Vegetati-

onsbränden haben alle meine Vorrednerinnen und 

Vorredner intensiv beschrieben. Niedersachsen 

bereitet sich seit Jahren auf die steigende Gefahr 

durch Vegetations- und Waldbrände vor. 

Zur Stärkung der Brandbekämpfung aus der Luft 

haben wir einen Hubschrauber der Landespolizei 

mit einem Außenlasthaken ausgestattet und die 

Hubschrauberbesatzungen für die Brandbekämp-

fung ausgebildet. Wir können daher mit eigenen 

Mitteln eine Brandbekämpfung aus der Luft vor-

nehmen. 

Zusätzlich haben wir einen Rahmenvertrag mit 

einem privaten Hubschrauberdienstleister abge-

schlossen, der uns zur Brandbekämpfung aus der 

Luft zur Verfügung steht. Dieser war auch am 

17. Juni bereits in Sachsen-Anhalt im Einsatz, 

nachdem ein Hilfeersuchen an uns gestellt worden 

war. 
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Auch aus diesem Einsatz wird deutlich: Die Brand- 

und Katastrophenbekämpfung muss länderüber-

greifend Hand in Hand funktionieren. Waldbrände 

bleiben nicht an den Landesgrenzen stehen. Da-

her ist die Frage der Zusammenarbeit mit all unse-

ren Nachbarbundesländern entscheidend. 

Zur Unterstützung der Brandbekämpfung aus der 

Luft ist bereits der erste von fünf Abrollbehältern 

„Vegetationsbrandbekämpfung“ bei uns eingetrof-

fen. Er war gerade auf der Interschutz ausgestellt. 

Herr Kauroff hat das schon erwähnt. Durch diese 

Abrollbehälter wird eine direkte Löschwasserent-

nahme durch die Hubschrauber in der Nähe der 

Einsatzstelle sichergestellt. 

Für die Brandbekämpfung am Boden befinden wir 

uns hinsichtlich der Neustrukturierung der Kreis-

feuerwehrbereitschaften in der finalen Abstim-

mungsphase. Ziel ist es, die Kreisfeuerwehrbereit-

schaften noch schlagkräftiger zu gestalten und die 

Einsatzfahrzeuge und insbesondere die „Tank-

löschfahrzeuge Wald“ zentral über das Land zu 

beschaffen. 

Ergänzend zu den Kreisfeuerbereitschaften stellen 

wir die Landeseinheiten zur Vegetationsbrandbe-

kämpfung auf. Die erste Einheit erhielt am 1. April 

dieses Jahres ihre Fahrzeuge und befindet sich 

aktuell in der Aus- und Fortbildungsphase. Bis 

2024 werden insgesamt vier dieser Einheiten auf-

gestellt, und die erste Einheit, meine sehr geehrten 

Damen und Herren befindet sich schon im Einsatz, 

nämlich auf dem Truppenübungsplatz Munster. 

Doch mit Fahrzeugen und Ausstattung alleine ist 

es bekanntlich nicht getan. Das hat das Leitthema 

der Interschutz in der vergangenen Woche noch 

einmal deutlich unterstrichen: Teams, Taktik, 

Technik. Ohne all das können die Frauen und 

Männer im Brand- und Katastrophenschutz nicht 

vernünftig arbeiten. Die besten Fahrzeuge allein 

reichen nicht aus. Es braucht natürlich auch Aus-

bildung und Weiterbildung. Deshalb treiben wir 

insgesamt die Aus- und Weiterbildung unserer 

Einsatzkräfte stetig voran. Daher bereitet das Nie-

dersächsische Landesamt für Brand- und Kata-

strophenschutz eine Grundlagenschulung für die 

niedersächsischen Feuerwehreinsatzkräfte vor, 

und die erste Onlineschulung startet demnächst.  

Die durch uns einberufene Expertenkommission 

„Waldbrand“ trifft sich jeweils vor und nach der 

Vegetationsbrandsaison, um über weitere notwen-

dige Maßnahmen zu diskutieren und entsprechen-

de Empfehlungen herauszugeben und daraus 

Maßnahmen abzuleiten. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, wir sind in 

Niedersachsen gut aufgestellt. Doch die Entwick-

lung muss immer weitergehen. Das ist logisch. 

Aber wir sind am Ball, und wir freuen uns, wenn 

uns dabei viele unterstützen.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Ministerin.  

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 

sind nicht erkennbar, sodass wir die Beratungen 

als abgeschlossen betrachten können. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Die Beschlussempfehlung besteht, wenn Sie so 

wollen, aus drei Teilen. 

Ich beginne mit der Abstimmung zu Nr. 1 der Be-

schlussempfehlung, die den Antrag der Fraktion 

der FDP in der Drucksache 18/3922 betrifft. 

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion der FDP in der 

Drucksache 18/3922 ablehnen will, den bitte ich 

um ein Handzeichen. - Das sind die SPD-Fraktion 

und die CDU-Fraktion sowie ein fraktionsloser 

Kollege. Herr Rykena, Sie wollen nicht? Also: 

SPD-Fraktion, CDU-Fraktion und ein fraktionsloser 

Kollege. Wer ist dagegen? - Das sind die Fraktion 

der FDP und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

sowie drei fraktionslose Kollegen. Gibt es Enthal-

tungen? So frage ich sicherheitshalber. - Eine Ent-

haltung. Das Erste war die Mehrheit. Damit ist der 

Beschlussempfehlung gefolgt und der Antrag der 

FDP-Fraktion abgelehnt worden. 

Ich komme zur Abstimmung zu Nr. 2 der Be-

schlussempfehlung, die den Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 18/3933 

betrifft. 

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen in der Drucksache 18/3933 ablehnen will, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Das sind die 

SPD-Fraktion, die CDU-Fraktion und vier fraktions-

lose Kollegen. 

(Zuruf) 

- Herr Kollege Prange, nehmen Sie bitte Platz. 

Sonst kann ich nicht erkennen, was die Kamera-

den hinter Ihnen wollen. 
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Das war unklar. Ich frage noch einmal. Wer ist für 

die Beschlussempfehlung? - Das sind die SPD-

Fraktion und die CDU-Fraktion sowie sechs frakti-

onslose Kollegen. Sehen Sie, das wird immer 

mehr. Wer ist dagegen? - Das sind die Fraktion der 

FDP und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Gibt 

es Enthaltungen? - Eine Enthaltung. Das Erste war 

die eindeutige Mehrheit. Damit ist der Beschluss-

empfehlung gefolgt und der Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt worden. 

Ich komme zur Abstimmung zu Nr. 3 der Be-

schlussempfehlung, die den Antrag der Fraktion 

der FDP in der Drucksache 18/9069 betrifft. 

Wer der Nr. 3 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion der FDP in der 

Drucksache 18/9069 ablehnen will, den bitte ich 

um ein Handzeichen. - Das sind die SPD-Fraktion, 

die CDU-Fraktion und sonst niemand. Wer ist da-

gegen? - Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen, die Fraktion der FDP und vier fraktionslo-

se Kollegen. Gibt es Enthaltungen? - Drei Enthal-

tungen. Das Erste war die eindeutige Mehrheit. 

Damit ist der Beschlussempfehlung gefolgt und der 

Antrag der Fraktion der FDP abgelehnt worden. 

Damit haben wir diesen Tagesordnungspunkt ab-

gehandelt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 24: 

Abschließende Beratung: 

Niedersachsen muss Standort des Heimat-

schutzregiments 3 werden! - Antrag der Fraktion 

der FDP - Drs. 18/11262 - Beschlussempfehlung 

des Ausschusses für Inneres und Sport - 

Drs. 18/11374

Zu diesem wichtigen Tagesordnungspunkt, bei 

dem die Beratungen auf ein gewisses Einverneh-

men hinauslaufen, darf ich den Chef des Landes-

kommandos Niedersachsen, Herrn Oberst Waldau, 

begrüßen, der in der Loge Platz genommen hat. 

(Beifall) 

Herr Oberst, schön, dass Sie heute bei uns sind 

und genau verfolgen, was das Landesparlament in 

Niedersachsen will. Ich denke, Sie werden mit 

uns - hoffentlich! - zufrieden sein. 

Es beginnt und begründet den Antrag der Kollege 

Dr. Genthe von der FDP-Fraktion. Bitte! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Von 

interessierter Seite wird oft kolportiert, die Fraktio-

nen in den Parlamenten - von manchen wird in 

diesem Zusammenhang auch von den Altparteien 

gesprochen - könnten sich nicht einigen und in den 

Parlamenten werde überhaupt nicht mehr kon-

struktiv zusammengearbeitet. 

Dieser Antrag ist in jedem Fall ein Gegenbeispiel; 

und dann auch noch ein Antrag, der von der FDP 

kommt. Was wir heute machen, ist sehr gut und 

sinnvoll. 

Wir alle waren uns an dieser Stelle sehr schnell 

einig: Das Heimatschutzregiment gehört nach Nie-

dersachsen. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und 

bei der CDU sowie Zustimmung bei 

den GRÜNEN) 

Der Ministerpräsidenten und der Innenminister - an 

dieser Stelle „gute Besserung“ an Boris Pistorius - 

haben sich sehr, sehr schnell geäußert. Jetzt be-

darf es noch eines starken Signals aus dem Nie-

dersächsischen Landtag.  

Das alles geschieht vor dem Hintergrund, dass in 

der Politik und auch in der allgemeinen Bevölke-

rung ein Umdenken stattfindet. Es ist halt so, dass 

Katastrophenlagen und auch große Katastrophen-

lagen immer denkbarer werden. 

Bei der Bewältigung solcher Lagen ist die Bun-

deswehr extrem wichtig. Wir brauchen die rund 

13 000 gut ausgebildeten Reservistinnen und Re-

servisten in Niedersachsen. Dabei können wir 

gerade in Niedersachsen auf bewährten Strukturen 

aufbauen. Wir haben drei Heimatschutzkompa-

nien: in Lüneburg, in Wittmund und in Holzminden. 

Wir haben die Bezirks- und Kreisverbindungs-

kommandos. Wir haben über 40 000 aktive Dienst-

stellen. Und wir haben zahlreiche Ausbildungsstät-

ten in unserem Bundesland. 

Das zeigt, meine Damen und Herren, ganz deut-

lich: Das dritte Heimatschutzregiment gehört nach 

Niedersachsen! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und 

bei der CDU sowie Zustimmung bei 

den GRÜNEN) 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11262.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11374.pdf
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Dr. Genthe. - Für die CDU-

Fraktion spricht jetzt Herr Abgeordneter Schüne-

mann. Herr Kollege, bitte sehr! 

Uwe Schünemann (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Heute geht ein wichtiges 

Signal in Richtung Bundesregierung: Das Heimat-

schutzregiment 3 gehört nach Niedersachsen. Aus 

welchem Grund? - Es gibt viele Gründe, die dafür 

sprechen. 

Erstens ist Niedersachsen das Bundeswehrland 

Nummer eins, und auch das nicht ohne Grund. 

Denn in den Heimatstandorten sind die Soldatin-

nen und Soldaten herzlich willkommen. Sie sind 

gesellschaftlich eingebunden, und wir sind froh, 

dass sie unser Land verteidigen.  

(Beifall bei der CDU) 

Zweitens. Herr Dr. Genthe hat zu Recht darauf 

hingewiesen, dass es bei uns hoch professionell 

agierende Reservisteneinheiten gibt. In Nieder-

sachsen gibt es die richtige Infrastruktur. Truppen-

übungsplätze wie z. B. in Bergen sind optimal ge-

eignet, um das Heimatschutzregiment aufzuneh-

men.  

Das ist ein Beispiel, aber ein richtiges Beispiel, mit 

dem wir darlegen, dass dieses Heimatschutzregi-

ment sofort eingebunden werden kann.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Drittens. Wir haben unter Oberst Waldau ein Lan-

deskommando, das ausgezeichnete Ausbildung 

garantiert. Das ist wichtig. Herzlichen Dank für 

diese sehr qualifizierte Ausbildung. Das ist gerade 

in diesem Bereich wichtig.  

Viertens, meine Damen und Herren, haben wir hier 

in Niedersachsen gerade auch bei Waldbränden 

und bei Hochwasserschäden immer wieder eine 

ausgezeichnete Arbeit des Landeskommandos in 

Zusammenarbeit mit den anderen Hilfsorganisatio-

nen erlebt. Hier ist geholfen worden, hier ist Leben 

gerettet worden, und hier ist so professionell gear-

beitet worden, dass wir wirklich stolz darauf sein 

können.  

(Beifall bei der CDU) 

Herr Dr. Genthe hat zu Recht darauf hingewiesen, 

dass neue Herausforderungen auf uns zugekom-

men sind. Gerade der Klimawandel, aber auch 

militärische Auseinandersetzungen zwingen uns, 

den Heimatschutz wieder in den Fokus zu rücken. 

Wir haben ihn in der Vergangenheit etwas ver-

nachlässigt. Das darf nicht sein. Vielmehr müssen 

wir viel tun, damit wir unser Land wieder so vertei-

digen, wie es unsere Bürgerinnen und Bürger von 

uns verlangen.  

Deshalb bin ich dem stellvertretenden Ministerprä-

sidenten sehr dankbar, dass er sich sehr frühzeitig 

für das Heimatschutzregiment 3 eingesetzt hat. Es 

ist richtig gesagt worden: Der Innenminister hat an 

dem Tag der Aktuellen Stunde der FDP-Fraktion 

einen Brief an die Verteidigungsministerin ge-

schrieben, und auch der Ministerpräsident hat sich 

bei der Bundesregierung dafür eingesetzt.  

Die Fakten habe ich gerade aufgezählt. Es gibt 

eigentlich nur eine Entscheidung: Das Heimat-

schutzregiment 3 gehört nach Niedersachsen. 

Wenn diese Fakten richtig abgewogen werden, bin 

ich optimistisch, dass uns das mit dem heutigen 

Signal auch gelingt.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Schünemann. - Jetzt 

spricht für Bündnis 90/Die Grünen Herr Kollege 

Hans-Joachim Janßen. Herr Janßen, Sie haben 

das Wort. Bitte sehr!  

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Angesichts der aktuellen Situation, ange-

sichts des russischen Angriffskrieges auf die Ukra-

ine und angesichts zunehmender Umweltrisiken 

aufgrund der Klimakrise ist es ausgesprochen 

wichtig, dass alle Kräfte gebündelt werden, um im 

Katastrophenfall optimal zusammenzuwirken. Da-

zu sind die bereits bestehenden Heimatschutz-

kompanien ein wichtiger Baustein.  

Der vorliegende Antrag zielt auf die Stärkung der 

Heimatschutzkompanien durch die Ansiedlung 

eines Heimatschutzregiments in Niedersachsen 

ab. Den Antrag unterstützen wir, weil der Support 

des Heimatschutzregiments als Führungsstruktur 

die Effizienz der drei bereits in Niedersachsen 

vorhandenen Heimatschutzkompanien deutlich 

stärken wird. Es ist, wie schon die Vorredner fest-

gestellt haben, richtig, dieses Regiment in Nieder-

sachsen anzusiedeln, da in Norddeutschland, in 

Niedersachsen, bereits die breiteste Struktur be-
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steht. Deshalb sind die Forderungen des Antrags 

also richtig, und wir unterstützen sie. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Janßen. - Nun ist noch die SPD 

an der Reihe. Herr Kollege Watermann, bitte sehr! 

Ulrich Watermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Das ist einmal ein Tagesordnungspunkt, 

über den man sich freut, weil man die Einigkeit 

förmlich spürt. Man spürt natürlich auch die Kom-

mas, die gesetzt werden, um deutlich zu machen, 

wer wann und wo was zuerst gefordert hat.  

Zunächst ist festzuhalten: Wir alle haben bemerkt, 

dass die äußere Sicherheit, die innere Sicherheit 

und die Sicherheit im Katastrophenschutz viel stär-

ker in den Mittelpunkt gerückt sind, als wir das je 

geglaubt haben. Ich muss sagen, ich hätte es mir 

auch nicht gewünscht. Ich hätte mir eine andere 

Entwicklung gewünscht. Aber die Entwicklung ist 

nun einmal so, und auf sie muss reagiert werden. 

Herr Kollege Schünemann hat es zu Recht gesagt: 

Niedersachsen hat dafür wunderbare Vorausset-

zungen. Hier bestehen Strukturen, die das wider-

spiegeln. Deshalb ist die Forderung, dass diese 

Dinge hier in Niedersachsen stattfinden sollen, 

völlig richtig.  

Wir werden auch noch eine Diskussion darüber 

führen - ich freue mich auf den Dialog mit der Bun-

deswehr und anderen Organisationen -, dass wir 

die Themen der äußeren Sicherheit, des Katastro-

phenschutzes und der inneren Sicherheit in vielen 

Punkten zusammen denken müssen. Auch wenn 

das viele für nicht nötig halten, glaube ich, dass 

dies erforderlich ist.  

Ein weiterer Punkt ist deutlich geworden, als es um 

die Schutzsuchenden ging: Wir müssen auch die 

europäischen Grenzen in unser Denken einbezie-

hen. Wenn wir in Europa weiter vorangehen wol-

len, sollten wir auch diese Seite beleuchten.  

Zum Schluss habe ich noch einen kleinen Wunsch, 

den vielleicht einige teilen. Wenn wir alles für die 

äußere und für die innere Sicherheit tun, dann 

wünschte ich mir, dass wir auch wieder anfangen, 

etwas für den Frieden und die Verständigung zu 

tun, dass man wieder mehr in den Jugendaus-

tausch investiert und mehr Verständnis füreinander 

hat. Das ist meiner Ansicht nach etwas zu kurz 

gekommen. Wir sollten sowohl auf die eine Waag-

schale als auch auf die andere Waagschale etwas 

legen und Wert darauf legen, dass es wieder Ab-

rüstungsverträge gibt und wir nicht nur über Welt-

handelsverträge streiten.  

Wir unterstützen diesen Antrag, und ich mache 

wieder eine Punktlandung. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Meine Damen und Herren, für die 

Landesregierung möchte Frau Ministerin Behrens 

das Wort nehmen. Bitte sehr, Frau Ministerin! 

Daniela Behrens, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren Abgeordneten. Ich glaube, 

Boris Pistorius bedauert es sehr, dass er heute 

nicht hier sein kann, weil ihm dieses Thema sehr 

am Herzen liegt. Daher ist es mir ein Anliegen, 

seine Position hier noch einmal vorzubringen.  

Sie wissen, dass der Innenminister bereits in ei-

nem Brief an die Bundesverteidigungsministerin 

deutlich gemacht hat, wie die niedersächsische 

Perspektive ist, dass wir hier optimale Rahmenbe-

dingungen bieten und dass wir vor allen Dingen 

auch die territoriale Reserve der Bundeswehr stär-

ken möchten. Minister Pistorius hat ausdrücklich 

darum gebeten und dafür geworben, dass Nieder-

sachsen als zweitgrößtem Flächenland und gro-

ßem Bundeswehrstandort ebenfalls ein Heimat-

schutzregiment direkt zugeordnet wird. Auch mit 

Vertretern der Bundeswehr wurde dieses Anliegen 

bereits mehrfach besprochen. In der letzten Woche 

stand Boris Pistorius dazu noch einmal im direkten 

Austausch mit Generalmajor Breuer. 

Die derzeitigen Planungen der Bundeswehr sehen, 

zeitlich gestaffelt, die Aufstellung von bundesweit 

insgesamt fünf Heimatschutzregimentern vor. Das 

dafür verantwortliche Kommando Streitkräftebasis 

führt derzeit - das wissen Sie - eine Untersuchung 

zur Zielunterbringung der Heimatschutzregimenter 

und regionalen Ausbildungsstützpunkte Heimat-

schutz durch. Wie uns das Bundesverteidigungs-

ministerium in einer ersten Stellungnahme mitteilte, 

wurden der Bereich des Truppenübungsplatzes 

Bergen mit den Standorten Osterheide und Loh-

heide sowie der Standort Munster in diesem Kon-
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text bereits auf eine mögliche Eignung untersucht. 

Aktuell wurden sie jedoch mit Blick auf die vorge-

gebenen Zeitlinien sowohl aufgrund fehlender ge-

eigneter Infrastruktur als auch aufgrund der Aus-

lastung der niedersächsischen Bauverwaltung 

bezüglich der Aufnahme weiterer Dienststellen als 

insgesamt nicht geeignet bewertet. In dieser ersten 

Phase der Aufstellung der Regimenter gibt es also 

noch keine konkreten Pläne zur Aufstellung eines 

Heimatschutzregiments in Niedersachsen.  

Unser Innenminister hat dazu bereits mit der Bun-

desverteidigungsministerin telefoniert, und diese 

versicherte ihm, dass diesbezüglich noch keine 

finale Entscheidung getroffen worden sei und die 

Prüfungen andauerten. Zudem wurde in Aussicht 

gestellt, dass sich die Anzahl der Regimenter zu-

künftig noch erhöhen dürfte. Das Engagement 

Niedersachsens ist ausdrücklich gelobt, und die 

Unterstützung der Landesregierung und weiter 

Teile des Landes ist deutlich zur Kenntnis genom-

men worden.  

Ich glaube, dass der heutige einstimmige Be-

schluss, der sich im Landtag abzeichnet, den Be-

mühungen unseres Landes einen besonderen 

Auftrieb geben und in Berlin auch die letzten Zweif-

ler überzeugen wird.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Ministerin.  

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 

liegen nicht vor. 

Der Ausschuss - ich rufe in Erinnerung - hat emp-

fohlen, den Antrag unverändert anzunehmen. Eine 

Berichterstattung war auch nicht für notwendig 

gehalten worden.  

Wir kommen jetzt also zur Abstimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Antrag der FDP in der Drucksache 18/11262 

unverändert annehmen will, den bitte ich um ein 

Handzeichen. - Das sind tendenziell alle Abgeord-

neten. Ich frage sicherheitshalber: Ist jemand da-

gegen? Will sich jemand enthalten? - Damit haben 

wir einen einstimmigen Beschluss des kompletten 

Hauses mit allen Beteiligten. Der Antrag ist ange-

nommen.  

(Beifall - Ulrich Watermann [SPD]: 

Dass es so etwas noch gibt!) 

- Das könnte es hier ruhig häufiger mal geben, 

Herr Kollege.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Wir hätten 

da noch ein paar Ideen! - Gegenruf 

von Ulrich Watermann [SPD]: Ich aber 

auch!) 

- Man darf ja auch einmal uneingeschränkte Freu-

de auslösen.  

Meine Damen und Herren, weiter geht’s! Und zwar 

komme ich jetzt zum heute schon mehrfach ange-

sprochenen  

Tagesordnungspunkt 25: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf einer Verordnung zur Änderung der 

Verordnung über das Landes-Raumordnungs-

programm Niedersachsen - Unterrichtung durch 

die Landesregierung - Drs. 18/11261 neu - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - 

Drs. 18/11391- Änderungsantrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/11445

Der Ausschuss empfiehlt, auf die Abgabe einer 

Stellungnahme zu verzichten.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Der Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen hat die Abgabe einer Stellungnahme durch 

den Landtag zum Ziel.  

Wir treten in die Beratung ein. Ich habe hier einen 

ersten Zettel von Frau Logemann, SPD-Fraktion. 

Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort, bitte sehr! 

Karin Logemann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Die Raumordnung regelt 

die räumliche Entwicklung von Niedersachsen und 

ist gleichzeitig Grundlage für die Aufstellung der 

regionalen Raumordnungsprogramme. 

Bei der Novelle ging es um den neu gefassten 

Bereich „Erneuerbare Energieversorgung und 

Energieinfrastruktur“ zur Unterstützung des Aus-

baus der erneuerbaren Energien. Es ging um Vor-

ranggebiete Rohstoffsicherung, um Grundsätze für 

die Entwicklung von Infrastrukturprojekten und um 

anderes mehr. Es war die Aufgabe, die Erreichung 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11261.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11391.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11445.pdf
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der Klimaziele mit dem Ausbau der erneuerbaren 

Energien, aber auch mit dem Naturschutz, der 

Landwirtschaft und anderen Ansprüchen in Ein-

klang zu bringen. Insgesamt gab es viele unter-

schiedlichste Interessen zu beachten, miteinander 

ins Verhältnis zu setzen und abzuwägen.  

Zum nötigen Umbau unserer Energiegewinnung 

aufgrund der Klimakrise kommt der Druck durch 

den unsäglichen und brutalen Ukraine-Krieg hinzu. 

Wir müssen schnellstmöglich von Gaslieferungen 

aus Russland unabhängig werden. Das zeigt die 

aktuelle Situation. Energiepreise steigen im Re-

kordtempo. Das Bundesministerium für Wirtschaft 

und Klimaschutz hat am 23. Juni die Alarmstufe 

des Notfallplans in Deutschland ausgerufen. Die 

Lage spitzt sich zu. Staatssekretär Theuvsen hat 

das bei der Ministerkonferenz für Raumordnung 

Ende Mai folgendermaßen zusammengefasst, als 

er sagte:  

„Die Länder müssen mit ihrer Raumord-

nungsplanung sicherstellen, dass zügig aus-

reichend Flächen, Standorte und Trassen für 

die Transformation des gesamten Energie-

sektors bereitgestellt werden.“ 

Diskussionen gab und gibt es um die Freiflächen-

photovoltaik, um einmal ein Thema herauszugrei-

fen. Die Frage, ob Vorbehaltsgebiete für Landwirt-

schaft für Freiflächen-PV in Anspruch genommen 

werden sollten, polarisiert. Um es ganz deutlich zu 

sagen: Photovoltaik muss möglichst vorrangig auf 

alle verfügbaren Dächer, als Überdachung auf 

versiegelte Flächen wie Parkplätze, an Lärm-

schutzwände und im landwirtschaftlichen Bereich 

auf benachteiligten Flächen, die für eine landwirt-

schaftliche Nutzung nicht mehr oder nur einge-

schränkt in Betracht kommen, sowie als Agri-

Photovaltik in eine Kombinutzung von Stromerzeu-

gung und Landwirtschaft installiert werden.  

(Beifall bei der SPD) 

Dabei haben wir aber diese Aufzählung nicht als 

Ranking zu verstehen. Nein, das muss ambitioniert 

parallel passieren! Die Tatsache, dass Vorbehalts-

gebiete für Landwirtschaft im LROP nicht aus-

drücklich von Freiflächen-PV-Anlagen ausgenom-

men werden, ermöglicht eine größtmögliche Flexi-

bilisierung, und gleichzeitig erlaubt diese Vorge-

hensweise die Flächensteuerung vor Ort in den 

Kommunen, also dort, wo sie hingehört. Eine kriti-

sche Abwägung über die Frage „Sinnvoll oder 

nicht?“ wird weiterhin stattfinden, gerade im Hin-

blick auf den konkurrierenden Flächenbedarf der 

Nahrungsproduktion. Zudem wird hierdurch ein 

sukzessiver Ausbau stattfinden, da können noch 

so viele Projektentwickler durch die Lande ziehen: 

Die Kommunen können immer nur einen Bebau-

ungsplan nach dem nächsten erarbeiten und be-

schließen.  

Abschließend kann ich meine Enttäuschung über 

dieses LROP allerdings nicht verhehlen. Das The-

ma großflächiger Einzelhandel außerhalb von 

Grundzentren, das so wichtig ist für die Partizipati-

on des ländlichen Raums, wurde von Beginn an - 

ich sage mal - mit langen Zähnen im Landwirt-

schaftsministerium begleitet. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch wenn Ministerin Otte-Kinast ihre große Sym-

pathie für dieses Thema immer wieder betonte und 

Staatssekretär Theuvsen versuchte, Brücken zu 

bauen, sind wir leider keinen Schritt vorangekom-

men. Ich möchte noch einmal betonen, dass es 

nicht darum geht, riesige Zentren auf dem Lande 

entstehen zu lassen, sondern darum, örtliche Nah-

versorgung zu ermöglichen, leerstehende Gebäu-

de nutzen zu können und Flächenbedarfe für die 

Ausstellung von Waren, die vom Markt gefordert 

werden, auch im ländlichen Raum erfüllen zu kön-

nen.  

Die Europäische Kommission sieht das übrigens 

genauso. Sie vertritt den Standpunkt, dass sich bei 

weniger restriktiven Vorgaben der Markt positiv 

entwickeln würde und die Einzelhändlerinnen und 

-händler am richtigen Standort mit dem geeigneten 

Konzept besser auf den Bedarf der Kunden vor Ort 

eingehen werden, was letztlich zu innovativeren 

und effizienteren Unternehmen führen würde. 

Mit unserem Antrag sind wir da - ich sage mal - die 

ersten Schritte gegangen. Es ist natürlich davon 

auszugehen, dass wir mit dem aktuellen Landes-

Raumordnungsprogramm eine Verordnung vor uns 

liegen haben, die u. a. aufgrund von Bundeshan-

deln in der nächsten Legislatur sehr schnell wieder 

angefasst werden wird. Vor diesem Hintergrund ist 

dieser Antrag durchaus hilfreich, weil er die ersten 

Schritte in diese Richtung für den großflächigen 

Einzelhandel beschreitet.  

Bedauerlich ist auch die Tatsache, dass es zu 

wenig Raum für eine parlamentarische Bearbei-

tung der Verordnung gab. So ließ das langwierige 

Verfahren dem federführenden Agrarausschuss 

keine Zeit mehr für eine eigene Landtagsanhö-

rung. Das ist auch der Grund dafür, weshalb das 

LROP-Novellierungsverfahren ohne eine eigene 
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Stellungnahme seitens der Regierungsfraktionen 

zur Kenntnis genommen wird.  

Dem Vorschlag zu einer Stellungnahme des Aus-

schusses von den Kolleginnen und Kollegen der 

FDP konnten und können wir so nicht folgen. Ich 

sehe durchaus gemeinsame Ziele, der Weg dorthin 

wird aber sehr unterschiedlich bewertet und gestal-

tet. Gerade beim bereits skizzierten Thema der 

Flexibilisierung der Nutzung von Freiflächen für 

Photovoltaik gibt es hier diametrale Ansätze. 

Dem Vorschlag, den Rohstoffabbau in bestehen-

den und neuen Abbaugebieten für den Rohstoff 

Gips zu erweitern, kann ebenfalls nicht gefolgt 

werden.  

Auch eine Stellungnahme der Grünen ist einge-

gangen. Dazu ist zu sagen, dass darin Forderun-

gen enthalten sind, die nicht Niederschlag in einem 

Raumordnungsprogramm finden. Es ist nicht Auf-

gabe der Raumordnung, Strategien für Gipsrecyc-

ling zu stärken, Gipsalternativen zu nutzen und 

den Bedarf an Naturgips zu reduzieren. Dass es 

solcher Strategien bedarf, sehe ich durchaus, al-

lerdings nicht in einem Landes-Raumordnungspro-

gramm.  

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

damit ist der Weg vorgezeichnet. Ich erwähnte es 

bereits: Wir werden die Novelle ohne Stellung-

nahme zur Kenntnis nehmen. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Logemann. - Es hat 

sich jetzt die Kollegin Miriam Staudte für Bünd-

nis 90/Die Grünen gemeldet. Frau Abgeordnete, 

bitte sehr! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es gibt ja das Sprichwort „Gut Ding 

will Weile haben“. Im Falle der Novelle des LROP 

kann man durchaus von „Weile“ sprechen. Es hat 

zwei Jahre gedauert, bis der erste Entwurf vorge-

legt wurde, dann gab es eine Anhörung mit so viel 

Kritik, dass noch ein zweiter komplett überarbeite-

ter Entwurf vorgelegt werden musste. Es hat dann 

letztlich noch einmal drei Jahre - also insgesamt 

fast fünf Jahre, fast die ganze Wahlperiode - ge-

dauert, bis sich die Landesregierung auf eine neue 

Verordnung verständigen konnte.  

Von „gut Ding“ kann man aber auf keinen Fall 

sprechen. Es ist gerade eben in der Rede ange-

klungen, und letztlich wer es bei jeder Beratung, 

die wir im Agrarausschuss dazu hatten, so, dass 

irgendjemand mehr oder weniger deutlich hat 

durchblicken lassen: Aber nach der Wahl muss 

das sofort wieder angefasst werden. - Letztlich 

kann es nicht sein, dass Themen, die durchaus 

schwierige Entscheidungen erfordern, immer bis 

kurz vor Ende der Wahlperiode aufgeschoben 

werden - wir haben jetzt das zweitletzte Plenum -, 

dann verständigt man sich noch schnell auf etwas, 

aber letztlich ist damit eigentlich niemand zufrie-

den. Wir haben in diesem Plenum schon, glaube 

ich, mindestens zum fünften Mal zu irgendeinem 

Thema gehört, dass man im Übrigen gleich nach 

der Wahl das jeweilige Thema noch einmal ange-

hen muss, weil die getroffene Lösung eigentlich 

keine Lösung ist. 

Es gibt durchaus Dinge, bei denen wir sagen, dass 

es in die richtige Richtung geht. Ich denke, es ist 

richtig, dass es eine grundsätzliche Öffnung für 

Freiflächen-Solaranlagen und Agri-Photovoltaik 

auch in den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft 

gibt. Es ist auch verständlich, dass Zielgrößen 

ausgegeben worden sind: insgesamt 65 GW Leis-

tung, die in Niedersachsen durch Solarenergie 

erreicht werden soll. Im Moment ist man hier bei 

unter 5 GW. Das macht deutlich, wo man hin 

muss. 

Es ist auch verständlich, dass gesagt wird, man 

möchte den größeren Teil dieser Leistung auf ver-

siegelten Flächen - auf Dächern, Lärmschutzwän-

den, Parkplätzen usw. - und den geringeren Teil 

auf Freiflächen realisieren; denn Freiflächen-

Solaranlagen können ja sehr günstig installiert 

werden. Aber ein Lenkungsinstrument fehlt kom-

plett. Das muss sich ja nicht unbedingt im Landes-

Raumordnungsprogramm wiederfinden. Aber es ist 

in den Diskussionen eben auch nicht deutlich ge-

worden, wie man ansonsten dieses Ziel, diese 

Steuerung erreichen möchte. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 

Haben Sie da einen Vorschlag?) 

Wir glauben auf jeden Fall, dass es an der Stelle 

mehr Detailvorgaben hätte geben müssen - auch 

in Bezug auf die Nutzung landwirtschaftlicher Flä-

chen -, dass man da vielleicht etwas differenzierter 

vorgeht. Aber ganz grundsätzlich ist natürlich rich-

tig: Es muss so viel, so schnell und parallel ausge-

baut werden - da gebe ich Frau Logemann absolut 
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recht -, dass man auf jeden Fall diese grundsätzli-

che Öffnung braucht. 

Auch beim Thema „Windkraft im Wald“ gibt es jetzt 

eine grundsätzliche Öffnung. Das ist neu. Sie ist 

zwar umstritten, aber, denke ich, grundsätzlich 

richtig. Ich glaube, aber auch hier sind die gemach-

ten Vorgaben - also überall außer auf den soge-

nannten historischen Waldstandorten - einfach 

nicht detailscharf genug. Letztendlich sind alle 

unzufrieden: sowohl der Naturschutz als auch die 

Waldbesitzenden und die Branche der erneuerba-

ren Energien. 

Man sieht auch jetzt schon die Absetzbewegung. 

Die CDU-Fraktion im Kreistag in Lüchow-Dannen-

berg hat schon einen Antrag eingereicht, mit dem 

Ausnahmen eingeführt werden sollen, um diese 

Regelung, wie sie hier von der Landesregierung 

vorgesehen ist, nicht akzeptieren zu müssen. 

Die Zielgrößen zu Windkraftvorrangflächen in Nie-

dersachsen sind bereits in den verschiedenen 

vorangegangenen Tagesordnungspunkten ausgie-

big diskutiert worden. Nur so viel an dieser Stelle: 

Es ist jetzt schon klar, dass die LROP-Zielgrößen 

eben nicht mit den Bundesregelungen und den 

dortigen Zielgrößen übereinstimmen. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 

Seit wann gibt es diese Windkraftvor-

rangflächen denn?) 

Da könnte man jetzt handeln - das wäre durchaus 

im Rahmen des Möglichen -, und könnte sagen, 

dass die Zielgröße nicht 1,7 % ist, sondern dass 

man wirklich die 2,2 % festlegt, die der Bund for-

dert. Sie wissen auch: Die Grünen in Niedersach-

sen sagen, es sind mit Blick auf die Potenzialflä-

chen auch 2,5 % möglich. An der Stelle muss Nie-

dersachsen als Windkraftland auch voranschreiten! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich glaube, man muss sich wirklich fragen, wo man 

hätte stehen können, wenn all diese Entscheidun-

gen schon vor zweieinhalb oder drei Jahren gefällt 

worden wären. Wie viele Agri-Photovoltaik-An-

lagen hätten wir schon? Wie viele Vorrangflächen 

Wind hätten wir eigentlich schon? Sie würden uns 

jetzt helfen, diese Energiesituation besser bewälti-

gen zu können. 

An dieser Stelle möchte ich noch einmal grund-

sätzlich sagen: Die Dramatik ist enorm! Wir bewe-

gen uns weltweit auf einem Erwärmungskorridor 

von plus 4 bis 6 °C. Das hört sich zwar nicht so viel 

an, und manche denken vielleicht, dass es hier 

dann ein bisschen wärmer wird und finden das 

schön. Aber zum Vergleich: Bei einer um 5 bis 

6 °C geringeren Durchschnittstemperatur gab es 

hier eine Eiszeit. 

Insofern kann sich jeder vorstellen, dass wir im 

Moment als Tanker unterwegs sind, aber schnell 

umsteuern und handeln müssen, um dem entge-

genzuwirken. Ich glaube, das ist dann nicht nur 

eine Frage von Leben und Überleben, sondern 

man kann sich auch die Frage stellen, ob unter 

solchen Verhältnissen überhaupt noch Demokratie 

gesichert ist. Insofern müssen wir alle Instrumente 

nutzen - ob es jetzt das Landes-Raumordnungs-

programm, das Klimagesetz oder sonstige Instru-

mente sind -, um die Energiewende so schnell wie 

möglich hinzubekommen. 

Auf die anderen Punkte kann ich nicht mehr ein-

gehen. Die finden Sie in unserer Stellungnahme. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Staudte. Für die FDP 

möchte der Fraktionsvorsitzende sprechen, 

Dr. Stefan Birkner. Bitte sehr! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Das Landes-Raumordnungsprogramm ist 

ja eines der zentralen Instrumente, mit der man in 

diesem Land Nutzungskonflikte, aber auch politi-

sche Vorstellungen, die eine Landesregierung 

eigentlich hat, steuert. Und da ist es schon bemer-

kenswert, Frau Ministerin - das ist auch an die 

Kolleginnen und Kollegen von der SPD und der 

CDU gerichtet -, dass es Ihnen eben nicht gelun-

gen ist, eine gemeinsame Vorstellung in diesem 

Land zügig zu entwickeln und in Politik umzuset-

zen. 

Das zeigt alleine schon das Verfahren, das Sie hier 

an den Tag gelegt haben. Es war von ständigen 

Verzögerungen geprägt, und es wurde deutlich, 

dass sich SPD und CDU in wesentlichen Fragen 

der Landesentwicklung einfach nicht einig sind. 

Seitens der SPD ist hier heute auch noch einmal 

angeklungen, dass man das alles sehr kritisch 

sieht und bedauert. Ich nenne nur das Stichwort 

„Rohstoffsicherung“. Diese Problematik ist auch 

nicht ausgeräumt. 
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Das ist einmal mehr ein Beleg dafür, dass diese 

Landesregierung es nie geschafft hat, eine ge-

meinsame Vorstellung und Idee davon zu entwi-

ckeln, was man eigentlich mit diesem Land poli-

tisch vorhat und wie man eigentlich Schwerpunkte 

setzen will. Inhaltlich genauso zerrissen ist nach 

unserer Einschätzung auch dieses Landes-Raum-

ordnungsprogramm. 

Im Übrigen zeigt sich dieses politische Unvermö-

gen, an der Stelle eine gemeinsame Idee zu ent-

wickeln, in dem Verfahren, was nicht nur durch 

massive Verzögerungen geprägt war, sondern 

auch in der Art und Weise, wie mit dem Landtag 

umgegangen wurde. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Ja, das ist 

richtig!) 

Das ist ein sehr bemerkenswerter Vorgang. Im 

Niedersächsischen Raumordnungsgesetz ist aus-

drücklich vorgesehen, dass uns Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben wird - das wird heute 

erfüllt, der Landtag wird nach Auffassung der Re-

gierungsfraktionen keine Stellungnahme abgeben. 

Das halten wir für falsch. Aber besonders bemer-

kenswert ist ja der Vorlauf.  

Eine Anhörung im Agrarausschuss ist zum Lan-

des-Raumordnungsprogramm nicht ermöglicht 

worden. Zu einem der zentralen Instrumente zur 

Steuerung von Konflikten und raumordnerischen 

Fragestellungen ist diesem Haus eine intensive 

inhaltliche Befassung durch SPD und CDU versagt 

worden. Das muss man so deutlich machen. 

Indem man eine Anhörung im Ausschuss nicht 

ermöglicht und stattdessen seitens der Landesre-

gierung einfach 566 Seiten Stellungnahmen über-

sendet und sagt, dass es das jetzt ist, wird man 

dem Anspruch, den der Gesetzgeber, also der 

Niedersächsische Landtag, im Niedersächsischen 

Raumordnungsgesetz, dem NROG, zum Ausdruck 

gebracht hat, in keiner Weise gerecht. Ich weiß 

nicht, was das eigentlich soll. Eigentlich ist es eine 

Farce, was Sie wieder einmal mehr aus dem Land-

tag machen. 

Die Geringschätzung dieser Landesregierung ge-

genüber diesem Parlament hat sich schon bei 

vielen anderen Gelegenheiten gezeigt; sie rückt 

bei diesem wichtigen Feld einmal mehr in das 

Zentrum und tritt hervor. Wir sind darüber sehr 

verärgert, aber auch sehr enttäuscht, weil es eben 

eine Missachtung des Parlamentes insgesamt ist.  

Ich glaube, Sie schaden damit am Ende auch sich 

selbst und Ihrer Rolle als Parlamentarier, wenn Sie 

keine Stellungnahme abgeben und wenn Sie keine 

öffentliche, nachvollziehbare Debatte mit Fachleu-

ten und Experten ermöglichen, die dazu kommen 

und ihre Belange darlegen. Vermutlich haben Sie 

das gemacht, weil Sie Sorge haben, dass sich die 

Zerstrittenheit dann noch mehr offenbart, und weil 

Sie einfach froh sind, dass Sie das Ding überhaupt 

irgendwie zusammenhalten können. An der Stelle 

ist von daher eigentlich jede Debatte schädlich. 

Deshalb ist das, was Sie hier vorlegen, offensicht-

lich nur ein Minimalkompromiss, der nicht in der 

Lage ist, die Zukunft Niedersachsens hinreichend 

zu prägen, der im Prinzip ein Ausweis des Versa-

gens dieser Landesregierung ist. 

Inhaltlich, meine Damen und Herren, haben wir im 

Ausschuss einen entsprechenden Entwurf für eine 

Stellungnahme vorgelegt, dem Sie erwartungsge-

mäß natürlich nicht gefolgt sind. Für uns sind dabei 

zwei Punkte besonders bedeutend. 

Wir wollen gerade mit Blick auf die weltweite Le-

bensmittelknappheit die Rolle der Landwirtschaft 

zur Lebensmittelproduktion besonders hervorge-

hoben sehen. Wir wollen die landwirtschaftlichen 

Produktionsflächen entsprechend geschützt sehen 

und halten nur solche Freiflächen für die Photovol-

taik geeignet, die landwirtschaftlich nur einge-

schränkt nutzbar sind. Das können Grenzertrags-

standorte sein, das können aber natürlich auch 

Moore oder andere kohlenstoffreiche Böden sein, 

auf denen eine Freiflächen-PV auch sicherlich 

angezeigt ist. Insbesondere in Naturschutzgebie-

ten halten wir entsprechende PV-Anlagen für 

sachgerecht. 

Abschließend - Herr Präsident, ich habe die Zeit im 

Blick, und bitte erlauben Sie mir noch, den letzten 

Punkt anzusprechen - ist natürlich der Rohstoffab-

bau ein Thema. Hier hätten wir uns eine klare Vor-

gabe zur Sicherung insbesondere des Gipsabbaus 

gewünscht. 

Wir müssen endlich wieder dazu kommen, dass 

wir die heimischen Rohstoffe auch wirklich nutzen. 

Es kann doch nicht so weitergehen, dass wir uns 

ständig und immer wieder darauf verlassen, dass 

sie schon irgendwo herkommen werden und wir 

uns aber über Standards dort keine Gedanken 

machen können. Gleichzeitig haben wir hier eine 

Rohstoffwirtschaft, die konkrete Bedarfe dargelegt 

hat. Doch die Landesregierung weicht dem aus, 

indem man einen Arbeitskreis gründet und die 

Dinge noch einmal betrachten will. Ich halte das für 
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wirklich problematisch; denn hier sind Zeiträume in 

die Planung aufzunehmen, die eben jetzt beginnen 

zu laufen, damit man dann auch die Rohstoffsiche-

rung tatsächlich sicherstellen kann. 

Ich möchte mir dann nicht die Klage anhören, dass 

es ja alles so teuer wird, weil wir plötzlich von wo-

anders Rohstoffe herholen müssen, obwohl wir sie 

hier vor der Tür haben. Dann haben wir auch die 

Verantwortung, diese zwar so umweltverträglich 

wie möglich, aber hier im Lande zu fördern. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Für die CDU nä-

hert sich bereits der Abgeordnete Helmut Dam-

mann-Tamke. Bitte sehr! 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Das Landes-Raumordnungs-

programm basiert auf einer Verordnung aus dem 

Jahr 1994. Seitdem ist es mehrfach aktualisiert 

worden. Zuletzt wurde es 2017 geändert. Aufgabe 

des LROP ist es, verbindliche Aussagen zu raum-

bedeutsamen Nutzungen zu machen und die na-

turgemäß oftmals widerstreitenden wirtschaftli-

chen, sozialen, kulturellen und ökologischen Inte-

ressen an den Raum aufeinander abzustimmen. 

Vor diesem Hintergrund ist es nahezu systembe-

dingt, dass es am Ende eines Beteiligungsprozes-

ses mit exakt 763 Stellungnahmen keine Endfas-

sung gibt, die von allen Seiten vorbehaltlos be-

grüßt werden kann. 

Über zweieinhalb Jahre, Frau Kollegin Staudte, hat 

sich dieser Beteiligungsprozess hingezogen. Am 

27. November 2019 ist die Bekanntmachung über 

die Eröffnung des Verfahrens erfolgt. 

Ich möchte an dieser Stelle den Mitarbeitern des 

Referats 303 in der Abteilung 3 des ML ausdrück-

lich meinen persönlichen Dank aussprechen. Ich 

glaube, ich spreche hier auch im Namen des Hau-

ses. Raumordner kommen immer nur dann in das 

Licht der Öffentlichkeit, wenn es Streit und Ärger 

gibt. Wenn sie ihrer Aufgabe nachkommen und 

alles im Konsens ist, dann nimmt niemand ihre 

Arbeit wahr. Deshalb von dieser Stelle aus mein 

ausdrücklicher Dank in Richtung der Mitarbeiter 

dort! 

Die uns jetzt zur Stellungnahme vorgelegte Ver-

ordnung ist wie keine andere zuvor von den Her-

ausforderungen geprägt, welche sich aus den 

Auswirkungen eines zügigen Ausbaus der erneu-

erbaren Energien ergeben. Alle meine Vorredner 

sind darauf eingegangen. Ich verzichte an dieser 

Stelle darauf, das ausdrücklich noch einmal her-

vorzuheben. 

Herr Kollege Birkner, bei der Rohstoffgewinnung 

bzw. beim Gipsabbau gab es im Verfahren durch-

aus unterschiedliche Signale, die nach Ihrer Auf-

fassung zu einem unzureichenden Ergebnis ge-

führt haben. Wir sehen das anders. Wir glauben, 

dass dieser Rohstoff auch weiterhin in ausreichen-

der Verfügbarkeit vorhanden sein wird. 

Beim Thema großflächiger Einzelhandel - die Kol-

legin Logemann ist darauf eingegangen - gibt es 

im Land Niedersachsen an der einen oder anderen 

Stelle durchaus Bedarf, den man aber sicherlich 

immer in Einzelfallentscheidungen prüfen muss. 

Am Ende des Tages blieben die wesentlichen 

Themenfelder übrig: das Thema Windenergie, 

allen voran das Thema Wind im Wald, und das 

Thema Freiflächen-PV. 

Parallel zu der Erarbeitung des Landes-Raumord-

nungsprogramms ist ein Runder Tisch zur Zukunft 

der Windenergie eingesetzt worden. Dieser hat 

Empfehlungen ausgesprochen. Umweltverbände 

und die kommunalen Spitzenverbände sind dabei 

breit beteiligt worden. Es sind Zielvorgaben ausge-

sprochen worden. Diese sind gerade mal zwei 

Jahre alt. Diese Zielvorgaben waren: 1,4 % der 

Landesfläche bis 2030 und 2,1 % ab 2030. Frau 

Kollegin Staudte, die von Ihnen in der Debatte 

erwähnten Zahlen der Bundesregierung sind 

14 Tage alt. Der zweite Teil des Paketes soll am 

6. Juli in die Zukunft gerichtet verabschiedet wer-

den. Bei einem Landes-Raumordnungsprogramm, 

das in einem so langen Beteiligungsprozess erar-

beitet wird, kann man nicht auf Zuruf auf der Ziel-

geraden sagen: „Ach, beim Bund hat sich etwas 

geändert, wir erhöhen mal eben nennenswert!“ 

Von daher ist es, glaube ich, allein dem Verfahren 

geschuldet, dass wir hier nicht zusammenkommen 

werden. 

(Gerald Heere [GRÜNE]: Und warum 

machen Sie das beim Klimagesetz 

anders?) 

Wir haben zugegebenermaßen eine nach wie vor 

zurückhaltende Öffnung für die Windenergie im 

Walde. Ich war von Ihren Ausführungen sehr be-
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eindruckt, Frau Staudte. Ich hoffe, dass nicht ir-

gendwann in ferner Zukunft irgendjemand mal auf 

diese Ausführungen zurückkommt und feststellt, 

dass wir beim Thema Wald zu großzügig waren. 

Gleichwohl ist es von den Koalitionären hier ein-

heitlich und übereinstimmend getragen worden, 

dass wir den Wald vorsichtig öffnen wollen. 

Ich komme nun zum eigentlichen Konfliktfeld. Ich 

gebe zu, das ist auch ein Konfliktfeld zwischen den 

Regierungsfraktionen. Ich habe den Eindruck, das 

ist auch ein Konfliktfeld, das in der Landesregie-

rung nicht abschließend ausgetragen wurde. Ich 

will dazu ein wenig ausholen. 

Ich bin Jahrgang 1961. Im Jahr 1961 standen für 

die Ernährung eines jeden Erdenbürgers 3 700 m² 

Ackerland zur Verfügung. Heute sind es noch 

1 800 m² - weniger als die Hälfte! Ohne das Fort-

schreiten des Klimawandels, einzig und allein auf-

grund der Bevölkerungsentwicklung auf diesem 

Globus wird dieser Wert am Ende dieses Jahrhun-

derts auf 1 100 m² abgesunken sein. Von daher ist 

es für mich eine Frage der Nachhaltigkeit und auch 

der Verantwortung gegenüber zukünftigen Genera-

tionen, dass wir bei einem der in Bezug auf die 

klimatischen Bedingungen sichersten und in Bezug 

auf die Fruchtbarkeit besten Böden, die wir über-

haupt auf der Welt haben - ich spreche von der 

Hildesheimer Börde und von der Magdeburger 

Börde -, keine Steuerungsinstrumente einziehen, 

um diese besten Böden in klimatisch optimalen 

Verhältnissen weiterhin der Ernährung vorzubehal-

ten und zu sichern. Ich meine, dass es ein Fehler 

ist, die Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft aus dem 

Suchhorizont für Freiflächen-PV herauszunehmen.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich finde es bemerkenswert, wenn ich mir die Stel-

lungnahmen der Verbände anschaue, dass BUND, 

NABU, das Niedersächsische Landvolk, die Land-

wirtschaftskammer und das ML im ersten Entwurf - 

das sind fünf stimmberechtigte Mitglieder im Len-

kungskreis „Niedersächsischer Weg“ - die Position, 

die ich hier gerade vortrage, ausdrücklich teilen 

und der sechste Stimmberechtigte im „Niedersäch-

sischen Weg“ sagt: „Das ist alles schön und gut! 

Ich trage auch weiterhin mantramäßig die Errun-

genschaften des ‚Niedersächsischen Weges‘ bei 

jeder Gelegenheit vor mir her! Aber das, was diese 

fünf Beteiligten im ‚Niedersächsischen Weg‘ an 

Papier und Stellungnahmen eingebracht haben, 

das wische ich mal eben vom Tisch!“ 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich glaube, dass wir mit dieser Haltung die Basis 

für den „Niedersächsischen Weg“ infrage stellen. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: So ist es!) 

Mir stellt sich auch die Frage, was eine solch um-

fangreiche Verbändebeteiligung in Zukunft noch 

wert ist, welches Signal wir dort aussenden, wenn 

die kommunalen Spitzenverbände, das Nieder-

sächsische Landvolk, der BUND, der NABU in 

einer seltenen Allianz eine einheitliche Stellung-

nahme abgeben, während diese Verbände sonst 

sehr konträr einander gegenüberstehen, aber 

wenn man dann sagt: „Das alles interessiert uns 

nicht!“ 

Vor diesem Hintergrund hatten wir das Problem, 

dass wir in einer gemeinsam abgestimmten Stel-

lungnahme an diesem einen Punkt in dieser Koali-

tion unterschiedliche Auffassungen haben und 

deshalb heute zu keiner gemeinsamen Stellung-

nahme gekommen sind. Alle anderen Punkte wer-

den von uns selbstverständlich weiter gemein-

schaftlich getragen. 

Die Stellungnahme der FDP-Fraktion unter den 

Nrn. 1 und 2 wäre für uns, wie ich eben dargestellt 

habe, theoretisch tragfähig. Die Nrn. 3 und 4 müs-

sen wir selbstverständlich ablehnen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Den Änderungsantrag der Grünen lehnen wir heu-

te auch ab. 

Von daher werden wir sicherlich mit der Mehrheit 

der Regierungsfraktionen heute dahin kommen, 

dass wir keine Stellungnahme zu diesem Entwurf 

der Landesregierung abgeben. Aber am Ende des 

Tages - - - 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Kommen Sie bitte zum Ende! 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Ich komme zum letzten Satz. 

Dies ist eine Verordnung. Das Parlament wird dazu 

in Form einer Aussprache beteiligt. Über die Ver-

ordnung selbst wird durch Regierungshandeln 

entschieden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dammann-Tamke. - Für 

die Landesregierung möchte noch die Landwirt-
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schaftsministerin sprechen. Frau Otte-Kinast, bitte 

sehr! 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Damen 

und Herren! Die Fortschreibung des Landes-

Raumordnungsprogramms ist kein Gewinnerthema 

- weder für eine Ministerin noch für einen Minister. 

Es wird permanent fortgeschrieben. Es ist auch 

immer ein großer Interessenkonflikt. 

Dieser Entwurf zur Änderung des Landes-Raum-

ordnungsprogramms liegt Ihnen vor. Der Stapel 

Papier liegt auch dort auf meinem Tisch. Das ist 

ein umfangreicher Entwurf. Er wird auf der Grund-

lage des Koalitionsvertrages ohnehin laufend auf 

Aktualität geprüft. Es gibt Rückmeldungen aus der 

Öffentlichkeit bei Planungsabsichten. Deswegen 

wird das auch immer wieder überarbeitet. 

Circa 800 Stellungnahmen aus Behörden und 

eben auch aus der Öffentlichkeit sind in diesen 

LROP-Entwurf eingeflossen. 

Auch ich möchte mich an dieser Stelle bei den 

Leuten in meinem Haus bedanken. Das war schon 

eine Nummer, das war eine Riesenherausforde-

rung, und das in der Corona-Zeit. Am 27. Novem-

ber 2019 war der Start, und 2021, zwei Jahre spä-

ter, mitten in der Pandemie, hatten wir uns mit all 

diesen Themen zu beschäftigen. Trotzdem sind wir 

so weit, wie wir heute sind. Das ist nicht selbstver-

ständlich. Herzlichen Dank! 

(Beifall bei der CDU) 

Was sind die Schwerpunkte der Fortschreibung 

des LROP? - Kernstück ist natürlich die vollständi-

ge Überarbeitung des Energiekapitels.  

Herr Birkner, wir haben uns nicht die Zeit genom-

men, das mit dem Parlament in den Ausschüssen 

akribisch zu diskutieren. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Warum ei-

gentlich nicht?) 

- Weil wir die Zeit nicht hatten.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Weil Sie sie 

verdaddelt hatten!) 

Alle reden vom Ukraine-Krieg, alle reden von ei-

nem Energieengpass, alle reden von einer Ener-

giewende.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das hatten 

Sie doch nie vor!) 

Ich hätte mich gefreut, wenn mein Vorgänger das 

Raumordnungsprogramm dahin gehend geändert 

hätte und wir bei den erneuerbaren Energien, beim 

Aufbau von Stromtrassen, beim Aufbau von Wind-

rädern schon viel weiter wären. Wir sind da, wo wir 

sind, und wir versuchen jetzt mit diesem Ent-

wurf - - - 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das war 

nicht der Krieg! Das war das Unver-

mögen zwischen Ihnen!) 

- Ja, dann werfen Sie mir Unvermögen vor! Ich 

habe ein breites Kreuz. Das nehme ich gern hin. 

Handballerin bin ich auch. Ich kann das auffangen. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das Un-

vermögen von SPD und CDU!) 

- Ich stehe aber für die Landesregierung hier. 

Deswegen ist es eben so, wie es ist.  

Wir mussten versuchen, uns zu einigen, um die 

Ausbauziele des Landes bei der Windenergie und 

auch bei der Photovoltaik voranzubringen. Wichti-

ge Anpassungen haben wir auch mit Blick auf die 

Ausbauziele des Bundes vornehmen müssen. 

Auch die Offshorewindenergie ist ja ein Rie-

senthema. Da ist auch unsere Landesraumord-

nung involviert.  

Das Energiekapitel ist in diesem Entwurf viel bes-

ser strukturiert. Die überarbeiteten Regelungen 

sollen die Anwendung des Raumordnungspro-

gramms vor Ort wirklich erleichtern und damit Pla-

nungen beschleunigen. Das wollen wir ja alle.  

Das LROP, das Ihnen jetzt im Entwurf vorliegt, ist 

also konsequent auf die Energiewende und auf die 

erneuerbaren Energien ausgerichtet. 

Eine Kernfrage war natürlich die windenergetische 

Nutzung von Wald. Einige wollten deutlich mehr 

Waldflächen für die Windenergienutzung, andere 

wollten Waldbereiche komplett ausgeschlossen 

halten. Deswegen gab es einen runden Tisch zur 

Zukunft der Windenergie. Im Ergebnis wurde dann 

von einer behutsamen Öffnung gesprochen, also 

von „gar nicht“ auf „behutsam aufmachen“.  

Natürlich, das war vor dem 24. Februar. Die Zeiten 

und die Lage haben sich geändert. Aber so schnell 

ist man eben nicht mit Entwürfen und Verbände-

anhörungen. Deswegen jetzt dieses Ergebnis des 

runden Tisches, das wir in diesem Entwurf 1 : 1 

umsetzen.  
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Je nachdem, wie der tatsächliche Ausbau der 

Windenergie verlaufen wird, können natürlich in 

zukünftigen LROP-Fortschreibungen permanent 

Anpassungen vorgenommen werden. 

Auch für den Ausbau der Freiflächen-PV hat sich 

das Land mit 22 500 ha sehr ehrgeizige Ziele ge-

steckt. Das ist mehr als die Fläche der Landes-

hauptstadt Hannover und eine riesige Herausfor-

derung sowohl für die Landwirtschaft als auch für 

unsere Kommunen. Denn schließlich werden mit 

dieser Regelung künftig alle Vorbehaltsgebiete 

Landwirtschaft - also auch zahlreiche Standorte mit 

hohem Ertragspotenzial - für die Freiflächen-

Photovoltaik geöffnet. 

Ich will natürlich nicht verheimlichen, dass das 

Landvolk, die kommunalen Spitzenverbände und 

auch die Naturschutzverbände - Helmut Dam-

mann-Tamke hat es bereits beschrieben - in einer 

Allianz von seltener Stärke gefordert haben, diese 

landwirtschaftlichen Produktionsflächen zu schüt-

zen. Deswegen, denke ich, müssen wir auch an 

dieser Stelle darauf hinweisen, dass wir in Zukunft 

genau beobachten müssen, wie sich der Stand 

rund um Ernährungsflächen entwickelt. Nah-

rungsmittelverknappung können wir uns alle nicht 

leisten. 

Auch Umweltschutz und Klimaschutz sind wichtige 

Punkte im LROP-Entwurf. Die Vorranggebiete 

Trinkwassergewinnung, der Biotopverbund und 

auch Natura 2000 wurden überprüft, aktualisiert 

und eingearbeitet. Auch die Vereinbarung zum 

„Niedersächsischen Weg“ spiegelt der LROP-Ent-

wurf wider. Aufgenommen wurden Grundsätze zur 

Reduzierung der Flächenversiegelung sowie zur 

Förderung des Ökolandbaus. 

Ich möchte auch noch ganz kurz etwas zum The-

ma Gips sagen: Die Festlegungen für den Land-

kreis Göttingen mussten geändert werden, da die-

se nicht mehr den rechtlichen Anforderungen ent-

sprachen. Die Landesregierung sieht derzeit kei-

nen akuten Handlungsbedarf, die Vorranggebiete 

Rohstoffgewinnung zeitnah zu erweitern. Wir ha-

ben uns auf die aktuelle Datengrundlage berufen 

und werden ein Gutachten vergeben. MU, MW und 

ML haben sich darauf verständigt. 

Dass die Rohstoffe hier bei uns in Europa, aber 

auch gerade in Deutschland sicher sein müssen, 

hat seit dem 24. Februar wieder an Fahrt aufge-

nommen. Jeder und jede, der oder die ein Windrad 

bauen will, weiß, dass dazu ein Fundament gehört 

und dass auch Gips dazugehört. Das werden wir 

natürlich alle miteinander im Blick behalten müs-

sen. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Ab-

schluss. Bei Fragen der Raumordnung kommen 

viele verschiedene Nutzungsinteressen ins Spiel. 

Es geht wirklich darum, tragfähige Kompromisse 

zu finden, um Niedersachsen, was die Raumord-

nung angeht, nachhaltig zu entwickeln. Wenn alle 

ein bisschen knurren, dann haben wir halbwegs 

einen Kompromiss hingekriegt. Würden die einen 

sich freuen und die anderen heulen, dann wäre, 

glaube ich, irgendetwas falsch gelaufen in der 

Raumordnung. Es ist doch das Ziel raumordneri-

scher Planungen, zu versuchen, alle Interessen 

irgendwie unter einen Hut zu bekommen, um unser 

Land an verschiedenen Punkten ein bisschen nach 

vorne zu bringen.  

Das ist uns mit diesem Entwurf gelungen. Darüber 

bin ich echt froh. Ich würde mich freuen, wenn Sie 

mittragen würden, was die Landesregierung Ihnen 

hier vorlegt.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der SPD - Die Ministerin nimmt 

das Wasserglas vom Redepult mit) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Das ist alles möglich. Das geht aufs Haus. 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 

liegen mir nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wie bereits erwähnt, liegen die Beschlussempfeh-

lung des Ausschusses, der zufolge der Landtag 

auf die Abgabe einer Stellungnahme verzichten 

möge, und der Änderungsantrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen vor, der eine Stellungnah-

me des Landtages zum Ziel hat. Ich gehe von Ih-

rem Einverständnis aus, dass wir zunächst über 

den Änderungsantrag abstimmen. Falls dieser 

abgelehnt wird - erst dann -, stimmen wir anschlie-

ßend über die Beschlussempfehlung des Aus-

schusses ab. 

Wir kommen also zur Abstimmung über den Ände-

rungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in 

der Drucksache 18/11445.  

Wer dem Änderungsantrag zustimmen will, den 

bitte ich um ein Handzeichen. - Das ist die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen und sonst niemand. Ge-

genprobe! - Das sind - fast? - alle anderen. Gibt es 

eine Enthaltung? - Dann waren das Zweite alle
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anderen. Damit ist der Änderungsantrag von 

Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. Ihm wurde also 

nicht gefolgt. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Be-

schlussempfehlung des Ausschusses.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

in der Drucksache 18/11391 zustimmen und auf 

die Abgabe einer Stellungnahme verzichten will, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Das sind SPD, 

CDU und drei fraktionslose Kollegen. Wer ist da-

gegen? - Das sind FDP, Bündnis 90/Die Grünen 

und ein fraktionsloser Kollege. Gibt es Enthaltun-

gen? - Die sehe ich nicht. Das Erste war die Mehr-

heit. Damit ist der Landtag der Beschlussempfeh-

lung des Ausschusses gefolgt, und es wird keine 

Stellungnahme abgegeben. 

Bevor es mit Tagesordnungspunkt 26 weitergeht, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, nehmen wir hier 

oben kurz einen Wechsel vor. 

(Vizepräsident Matthias Möhle über-

nimmt den Vorsitz)

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 26: 

Abschließende Beratung: 

Zusammenarbeit mit Schottland intensivieren - 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU - Drs. 18/10949 - Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Bundes- und Europaangelegen-

heiten und Regionale Entwicklung - Drs. 18/11392

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unver-

ändert anzunehmen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Ich eröffne die Beratung und rufe die erste Redne-

rin auf: für die Fraktion der SPD die Kollegin Im-

macolata Glosemeyer. 

(Immacolata Glosemeyer [SPD]: Herr 

Scharrelmann sollte als Erster reden!) 

- Herr Scharrelmann wollte als Erster ran? Das ist 

mir auch recht. Wenn Sie sich dahin gehend eini-

gen, dann bitte, Herr Scharrelmann! Kommen Sie 

zu mir! Sie haben das Wort. 

Marcel Scharrelmann (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Es ist schön, wenn man so gut 

zusammenarbeitet. Dann spielt die Reihenfolge 

der Redebeiträge nur eine untergeordnete Rolle. 

Die Zusammenarbeit mit Schottland intensivieren, 

den Austausch zwischen Niedersachsen und 

Schottland stärken - der vorliegende Antrag ist 

Ergebnis einer Delegationsreise des Ausschusses 

für Bundes- und Europaangelegenheiten auf die 

Britischen Inseln im Jahr 2019. 

Insofern freue ich mich ganz besonders, dass wir 

dieses Thema aufgenommen haben und heute in 

die finale Abstimmung bringen werden. Ich bin 

positiv gestimmt. Die Ausschussberatungen waren 

allseits konstruktiv und wohlwollend. 

Ich möchte aber an dieser Stelle auch die Chance 

nutzen, noch einmal zu betonen: Mit „parlamenta-

rischem Jugendaustausch“ meinen wir als Antrag-

steller nicht nur den Austausch zwischen den 

Hochschulen Schottlands und Niedersachsens. 

Zwischen ihnen findet dank der Initiative unseres 

Wissenschaftsministers Björn Thümler bereits ein 

reger und intensiver Austausch statt. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Wir möchten den Austausch mit diesem Antrag 

noch breiter aufstellen und ihn schon in der Se-

kundarstufe II beginnen. Als Beispiel dient uns das 

parlamentarische Austauschprogramm des Bun-

destags und der Vereinigten Staaten von Amerika. 

Den von Ministerpräsident Weil und Wissen-

schaftsminister Thümler initiierten Austausch über 

das European Centre for Advanced Studies zwi-

schen der University of Glasgow und der Leupha-

na Universität Lüneburg unterstützen wir fraktions-

übergreifend. Auch die Ausweitung auf die Sekun-

darstufe II, mit der die Zusammenarbeit auf eine 

viel breitere Basis gestellt wird, kann man nur un-

terstützen. Gerade in diesen Zeiten sind alle Maß-

nahmen zur Völkerverständigung von besonderer 

Bedeutung. 

Das Thema Jugendaustausch konnte bei der De-

legationsreise des Ministerpräsidenten nach 

Schottland leider nicht ganz zur Sprache gebracht 

werden. Deswegen möchte ich die Landtagspräsi-

dentin, Frau Andretta, bitten, es trotz des Auslau-

fens der Legislaturperiode bei der Präsidentin des 

schottischen Parlaments zeitnah zur Sprache zu 

bringen, damit wir diese Initiative im Rahmen der 

nächsten Haushaltsberatungen losgelöst von den 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10501-11000/18-10949.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11392.pdf
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nächsten Regierungskonstellationen zeitnah ab-

schließen können und damit ein echter, ein richti-

ger parlamentarischer Jugendaustausch zwischen 

Niedersachsen und Schottland Realität werden 

kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Scharrelmann. - Dann wage ich 

jetzt den zweiten Versuch, der Kollegin Glosemey-

er das Wort zu erteilen. Bitte sehr! 

Immacolata Glosemeyer (SPD): 

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Ich fange meine Rede 

etwas anders an, weil mein Kollege zu Beginn 

schon auf unseren Antrag eingegangen ist. 

Ich freue mich: Vor einigen Tagen sind Moldau und 

die Ukraine zu EU-Beitrittskandidaten ernannt 

worden. Mit diesem historischen Schritt stellt sich 

die europäische Gemeinschaft noch enger an die 

Seite des von Russland völkerrechtswidrig ange-

griffenen Landes. Damit zeigen die Europäerinnen 

und Europäer unmissverständlich, dass sie an der 

Seite all derer stehen, die an Freiheit und Demo-

kratie glauben.  

Diese Entscheidung wird insbesondere den Ukrai-

nerinnen und Ukrainern Mut machen, dass sich ihr 

Kampf gegen die russische Aggression lohnt und 

dass in ihrem Land bald wieder bessere Zeiten 

anbrechen werden. Beide Länder haben in den 

nächsten Jahren einen schwierigen Weg vor sich, 

ihre staatlichen Strukturen an die europäische 

Anforderung anzupassen. Aber es ist vor allem für 

die junge Bevölkerung ein sehr positives Zeichen, 

dass ihre Zukunft in der Europäischen Union lie-

gen wird. 

Damit komme ich zu unserem Antrag. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Frieden ist in 

diesen Zeiten aktueller und wichtiger denn je. 

Schul- und Jugendaustausche sind konkrete Frie-

densprojekte und Zukunftsarbeit. Leider ist der 

Austausch mit England und Schottland durch den 

Brexit und durch den Ausstieg aus dem Erasmus-

Programm nicht mehr so ohne Weiteres möglich. 

Ich durfte den Ministerpräsidenten mit einer Wirt-

schaftsdelegation nach England und Schottland 

begleiten. Ja, die Universität konnten wir nicht 

besuchen. Aber es gab auch noch andere Gesprä-

che. Gerade von den Handelsverbänden wurde 

deutlich gemacht, welche konkrete Auswirkung das 

Einstellen des Erasmus-Programms auf die Wirt-

schaft hat. Der Spracherwerb auf beiden Seiten 

und das Verständnis der jeweiligen Kultur hatten 

auch positive Auswirkungen auf die Bekämpfung 

des Fachkräftemangels. Das ist jetzt leider zurück-

gegangen. 

In den Gesprächen, die unser Ministerpräsident 

geführt hat, wurde deutlich, dass in Schottland 

große Potenziale für eine Zusammenarbeit im 

Bereich der erneuerbaren Energien liegen. Diese 

Zusammenarbeit hat durch den Krieg Russlands 

gegen die Ukraine noch einmal an Relevanz ge-

wonnen. Deshalb ist es gerade auch für uns von 

großem Interesse, dass unsere Zusammenarbeit 

ausgebaut wird und wir auf die Jugend setzen. 

Des Weiteren gibt uns das Referendum Hoffnung, 

dass dort auch ein stärkerer Austausch stattfinden 

kann. Wir hoffen, dass es positiv ausfallen wird. 

Und an die FDP gerichtet: Ich habe lesen können, 

dass Ihr Wahlprogramm unseren Antrag direkt 

enthält. Ich freue mich sehr, dass Sie vielleicht 

positiv mitstimmen können.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Frau Glosemeyer. - Die FDP wird 

sich gleich äußern können; denn der nächste Red-

ner ist der Kollege Brüninghoff. 

Thomas Brüninghoff (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Frau Glosemeyer, wir stimmen nicht posi-

tiv, aber auch nicht negativ ab. Das kann ich Ihnen 

schon einmal vorab sagen. 

CDU und SPD haben einen Antrag vorgelegt, des-

sen Inhalt, so denke ich, in den demokratischen 

Fraktionen auf Zustimmung trifft. Allerdings hatte 

ich bereits in der ersten Beratung anklingen las-

sen, dass uns als Freie Demokraten die Inhalte zu 

undifferenziert und zu allgemein sind. Es werden 

allgemeine Forderungen gestellt, welche nach 

meiner Kenntnis unkritisch sind und problemlos 

hätten umgesetzt werden können, auch ohne ge-

sonderten Antrag im Landtag und Bitten an die 

Landesregierung. 

Wie wir in den Beratungen festgestellt haben, ist 

dies auch bereits der Fall. Ministerin Honé hat 

inzwischen Kontakt nach Schottland aufgenom-
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men. Der Antrag befindet sich also bereits in der 

Umsetzung. Ich frage ich mich, warum wir noch 

zustimmen sollen, wenn die Inhalte des Antrags 

doch bereits umgesetzt werden. 

Um es zusammenzufassen: Ich halte den Antrag 

für unkritisch, aber nicht für konkret genug, und die 

Inhalte des Antrags befinden sich jetzt in der Um-

setzung. Aus diesem Grunde können wir dem An-

trag nicht zustimmen und werden bei der Enthal-

tung bleiben. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Brüninghoff. - Nächste Rednerin 

ist Eva Viehoff für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen. 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 

vorliegende Antrag ist durchaus unterstützenswert, 

und deshalb werden wir als Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen ihm auch zustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung von Burkhard Jasper 

[CDU]) 

Gerade angesichts der besonderen Bedingungen, 

unter denen Großbritannien aus der EU ausgetre-

ten ist - nämlich dass, wenn ich das richtig sehe, 

die Schottinnen und Schotten das gar nicht woll-

ten -, ist es wichtig, den Kontakt zu Schottland 

aufrechtzuerhalten und mit der Regionalregierung 

über den parlamentarischen Jugendaustausch zu 

sprechen, ihn zu entwickeln und ihn dann auch 

umzusetzen. 

Uns allen ist doch klar, dass es angesichts der 

aktuellen und zukünftigen Herausforderungen be-

sonders wichtig ist, das gegenseitige Verständnis 

und den Zusammenhalt weiter zu fördern. Und wie 

gelänge dies besser als mit einem Jugendaus-

tausch? Vor diesem Hintergrund ist es besonders 

schade, dass den Ländern Großbritanniens die 

Teilnahme am Erasmus-Programm nicht mehr 

möglich ist - und ist es besonders gut, dass wir uns 

auf den Weg machen, ein entsprechendes Pro-

gramm mit Schottland zu vereinbaren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das sieht man auch an den aktuellen Entwicklun-

gen. Wir wissen ja nicht, was mit Boris Johnson 

und seiner Regierung passiert, aber gestern lief 

die Meldung über den Ticker, dass Schottland 

erneut ein Unabhängigkeitsreferendum anstrebt. 

Auch darüber wird der Austausch mit Schottland 

umso wichtiger. 

Deshalb, wie gesagt, ist es wichtig, dieses Pro-

gramm auf den Weg zu bringen. Ein solches Pro-

gramm mit Schottland zu entwickeln, ist der richti-

ge Weg zu einer Regionalpartnerschaft. 

Ich war zwar nicht bei der Ausschussreise dabei - 

weil ich damals noch nicht europapolitische Spre-

cherin meiner Landtagsfraktion war -, aber ich war 

selbstverständlich schon in Schottland. Ich glaube, 

dass gerade dieses Land mit seiner Besonderheit 

eine enge Zusammenarbeit mit Niedersachsen 

verdient hat. Ich freue mich darauf, bald eine Um-

setzung dieser wirklichen guten Idee zu sehen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke sehr, Frau Viehoff. - Für die Landesregie-

rung hat sich jetzt vertretungsweise der Kultusmi-

nister, Grant Hendrik Tonne, gemeldet. Bitte sehr! 

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Landesregierung begrüßt den Entschließungs-

antrag und unterstützt seine Zielrichtung uneinge-

schränkt. Die Zusammenarbeit mit Schottland zu 

intensivieren und dabei insbesondere den Jugend-

austausch zu stärken, ist auch für uns ein wichti-

ges Anliegen. Ich finde, es ist auch ein völlig richti-

ges Anliegen. 

Es wurde schon darauf hingewiesen: Der Brexit mit 

all seinen negativen Auswirkungen hat dazu ge-

führt, dass es zu deutlich weniger Zusammenar-

beit, zu deutlich weniger Jugendaustausch ge-

kommen ist. Insbesondere die junge Generation 

wird in den Möglichkeiten beschnitten, die bei-

spielsweise das Programm „Erasmus+“ an großen 

Bereicherungen mit sich bringt. 

Nicht nur wir wünschen uns ein starkes Miteinan-

der und ein Mehr an Zusammenarbeit. Auch die 

Bürgerinnen und Bürger in Schottland wünschen 

sich das. Sie haben sich nämlich mit einer großen 

Mehrheit von 62 % gegen den Brexit ausgespro-

chen. 

Mehr Zusammenarbeit statt weniger ist ein wichti-

ges Zeichen, gerade in der heutigen Zeit. Von 

daher ist es sehr gut gewesen, dass Ministerpräsi-
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dent Weil mit Frau Ministerin Honé und Frau Land-

tagspräsidentin Dr. Andretta unsere Freundinnen 

und Freunde in Schottland besucht hat. Ich habe 

dem Vorsitzenden des Kultusausschusses zuge-

sagt, dass ich auch die Reise des Kultusausschus-

ses nach Schottland als ein sehr positives Beispiel 

erwähne. All das dient eben auch der Verständi-

gung und der Zusammenarbeit. 

(Ulf Thiele [CDU]: Habe ich erwähnt, 

dass der Haushaltsausschuss auch 

da war?) 

- Und auch der Haushaltsausschuss, okay. Dann 

erwähnen wir den auch noch. 

(Ulf Thiele [CDU]: Der Wissen-

schaftsminister auch noch!) 

Meine Damen und Herren, ich will ausdrücklich 

auch noch die Stärkung des Jugendaustausches 

hervorheben. Die junge Generation hat in noch 

größerem Umfang dafür votiert, in der EU zu blei-

ben. Sie ist proeuropäisch aufgestellt. Deswegen 

lohnt jede Anstrengung, den Austausch miteinan-

der zu fördern.  

Ich hatte „Erasmus+“ angesprochen: Wir sehen, 

dass die Anzahl der Studierenden aus dem König-

reich deutlich zurückgeht. All das ist eine schlechte 

Entwicklung, sodass wir gut beraten sind, wenn 

das alles über die europäische Ebene nicht mehr 

möglich ist, auch über nationale Programme nach-

zudenken und auch um deren Finanzierung zu 

ringen, um diesen Austausch wiederherzustellen.  

Wir wollen diesen Weg weitergehen. Bereits am 

1. Juli erwarten wir eine schottische Delegation bei 

uns. Wir freuen uns darüber. Deswegen muss es 

grundsätzlich das Ziel sein, unsere Beziehungen 

zu Schottland - gerade mit Blick auf die Jugend - 

zu stärken. Vielfalt als Gewinn zu sehen, Solidari-

tät untereinander zu stärken und für Grundwerte 

wie Frieden, Freiheit und Europa einzustehen, ist 

vor dem Hintergrund der internationalen Lage das 

Gebot der Stunde.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke sehr, Herr Minister.  

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. Ich 

schließe die Beratung, und wir kommen zur Ab-

stimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 

der CDU in der Drucksache 18/10949 unverändert 

annehmen will, den und die bitte ich um ein Hand-

zeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Das ist nicht 

der Fall. Gibt es Enthaltungen? - Bei Enthaltung 

eines fraktionslosen Abgeordneten und der Frakti-

on der FDP ist der Antrag mit großer Mehrheit 

angenommen worden. - Vielen Dank. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 27: 

Abschließende Beratung: 

a) Innovation durch Vielfalt, Chancengerechtig-

keit durch Freiheit - Öffentliche und freie Schu-

len im fairen Wettbewerb - Antrag der Fraktion 

der FDP - Drs. 18/5858 - b) Schulen in freier Trä-

gerschaft finanziell und rechtssicher zukunfts-

fest aufstellen - Antrag der Fraktion der SPD und 

der Fraktion der CDU - Drs. 18/11197 - Beschluss-

empfehlung des Kultusausschusses - 

Drs. 18/11428

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU un-

verändert anzunehmen und den Antrag der Frakti-

on der FDP abzulehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Ich eröffne die Beratung. Der erste Redner wird 

von der Fraktion der CDU der Kollege Christian 

Fühner sein. Bitte sehr! 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Christian Fühner (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die letzten fünf Jahre dieser 

Legislaturperiode, aber auch schon in der letzten 

Legislaturperiode ist vielfach über die Frage der 

Finanzhilfen für die Schulen in freier Trägerschaft 

debattiert und auch intensiv gestritten worden.  

Ich glaube, man kann heute aber schon sagen, 

dass partei- und fraktionsübergreifend bei diesem 

Thema in weiten Teilen großer Konsens besteht - 

ein großer Konsens, wenn es darum geht, dass die 

Erkenntnisse da sind, dass die Finanzhilfe in der 

aktuellen Form in Niedersachsen nicht mehr aus-

reicht und dass auch die Berechnung nicht mehr 

zeitgemäß ist.  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05858.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11197.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11428.pdf


Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  140. Plenarsitzung am 29. Juni 2022 

13151

Weitgehende Einigkeit besteht auch darin, dass wir 

zeitnah eine transparente Neuregelung brauchen.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Und wir brauchen eine faire Finanzhilfe, die die 

freien Schulen gleich unterstützt. Was ist damit 

gemeint? - Aus unserer Perspektive ist vor allen 

Dingen gemeint, dass die Betriebskosten or-

dentlich abgebildet werden, dass Funktionsstellen 

einberechnet werden, Einrechnungsstunden, 

Schulsozialarbeit, IT-Administration und auch die 

Förderung des Ganztagsangebots.  

CDU und SPD zeichnen mit diesem Antrag einen 

Weg auf, wie wir die wertvolle Arbeit der Schulen 

in freier Trägerschaft langfristig auf eine solide 

Basis stellen wollen, wie sie aktuell nicht mehr 

gegeben ist.  

Verehrte Kolleginnen und Kollege, ich will gerne 

auf die letzte Plenardebatte zu diesem Thema und 

auch zu dem Antrag eingehen. Da ist von den 

Grünen, von Julia Willie Hamburg, kritisiert wor-

den, dass wir nicht gemeinsam versuchen, einen 

entsprechenden Antrag auf den Weg zu bringen, 

um zu überlegen, wie wir die Themen in Zukunft 

abarbeiten können. Ich verstehe die Kritik, dass 

man gesagt hat: Ihr macht hier ein Versprechen für 

die Zukunft, wir wollen das gemeinsam machen. - 

Die Bemühungen sind dagewesen. Ich finde es 

wirklich auch ein bisschen schade, dass wir das 

am Ende nicht hinbekommen haben. Wir haben in 

der letzten Woche weder von den Grünen noch 

von der FPD irgendwas gehört, obwohl wir verein-

bart haben, dass wir da noch zueinanderkommen. 

Die Einigung, die wir heute hätten erzielen können, 

ist nicht zustande gekommen. Ich finde, das wäre 

ein gutes Signal für die Schulen in freier Träger-

schaft gewesen. Das hat leider nicht geklappt. 

Mit den Verbänden, verehrte Kolleginnen und Kol-

legen, haben wir die letzten Monate sehr intensive 

Gespräche gehabt. Ich möchte an dieser Stelle 

meinen Dank betonen für die guten und auch kon-

struktiven Gespräche, für den gegenseitigen fairen 

Austausch bei diesem Thema, dass wir das jetzt 

auch hinbekommen haben - mit dem Letter of In-

tend, den die Regierung vorgelegt hat, aber eben 

auch mit diesem Entschließungsantrag von SPD 

und CDU. Deswegen auch ein großes Dankeschön 

für die letzten Monate und die guten Gespräche. 

Ich will sehr deutlich sagen: Das ist hier heute kein 

Abschluss, sondern das ist ein Startpunkt, von 

dem aus es weitergehen muss, dass die Finanzhil-

fe reformiert wird, dass wir die Finanzhilfe auf eine 

faire Basis stellen und die Schulen in freier Träger-

schaft unterstützen. Ich möchte, dass wir eine 

Betriebskostenermittlung zeitnah umsetzen, um 

Vergleichbarkeit zu schaffen. 

Und ja, ich will auch zugeben, dass die Kritik ge-

rechtfertigt ist, dass dieser Antrag ein Kompromiss 

ist. Es gab viele Gespräche über den richtigen 

Weg. Ich finde, dass es diese Kompromisse am 

Ende des Tages nicht verdient haben, schlechtge-

redet zu werden. Herr Försterling hat letztes Mal 

gesagt: Augenwischerei, Nebelkerzen. - Nein, das 

ist ein guter Kompromiss! Dieser Kompromiss ist 

eine Basis, auf der man weiterarbeiten kann. Ich 

glaube, dass das in der nächsten Legislaturperiode 

auch umgesetzt werden kann. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der SPD)  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wie geht es 

jetzt weiter? - Ich glaube, das hängt von allen Din-

gen davon ab, wie ernst das gemeint ist, was an 

diesem Redepult in den letzten Monaten dazu 

gesagt worden ist, wie es nach der Landtagswahl 

weitergeht. Ja, wir sind uns in weiten Teilen einig, 

und dann gilt es eben auch, dieses Thema nach 

den Wahlen weiter zu forcieren, es nicht in die 

Schublade zu legen, sondern diese Finanzhilfe 

zeitnah nach den Wahlen auf Grundlage unseres 

Entschließungsantrags zu reformieren.  

Ich kann für unsere CDU-Fraktion sehr deutlich 

sagen: Wir nehmen das Thema ernst, und wir sind 

bereit, es auch kurzfristig anzugehen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der SPD) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Fühner. - Der nächste Redner 

ist für die Fraktion der FDP der Abgeordnete Björn 

Försterling. Bitte sehr! 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Der Kollege Fühner hat es schon gesagt, 

und der Kollege Politze würde es auch sagen: 

Natürlich haben wir in den letzten Wochen immer 

wieder darüber gesprochen, ob es nicht sinnvoll 

wäre - wie auch in der Vergangenheit in diesem 

Haus durchaus üblich -, eine gemeinsame Ent-

schließung auf den Weg zu bringen. Aber am En-

de des Tages muss man sich tatsächlich auch 

kritisch die Frage stellen: Wie weit hätten wir ei-
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gentlich mit unseren Forderungen, die wir schon 

vor über zwei Jahren in den Niedersächsischen 

Landtag eingebracht haben, noch zurückweichen 

müssen, um hier eine Einigung zu erzielen? - 

Ziemlich weit. 

Das, was Sie als Startpunkt für eine neue Finanz-

hilfe der Schulen in freier Trägerschaft in der vor-

letzten Plenarwoche dieser Legislaturperiode vor-

stellen, ist ja kein Startpunkt, sondern das ist der 

Ausdruck davon, dass Sie es bisher in dieser Le-

gislaturperiode nicht geschafft haben, etwas Hand-

festes für eine Finanzhilfereform für die Schulen in 

freier Trägerschaft auf den Weg zu bringen. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Ich will nur kurz skizzieren, wo die Differenzen 

einfach zu groß sind.  

(Christian Fühner [CDU]: Das sind sie 

nicht!) 

Sie schaffen es nicht, noch in dieser Legislaturpe-

riode ein Gutachten dazu in Auftrag zu geben, wie 

hoch denn die tatsächlichen Schülerkosten im 

staatlichen System sind, was ja die Grundlage für 

eine Finanzhilfereform der Schulen in freier Trä-

gerschaft sein muss, damit eben eine Angleichung 

stattfindet: Was kostet ein Schüler im System der 

freien Schulen den Staat, und was kostet ein 

Schüler im staatlichen System?  

Wir müssen konstatieren, dass das Land Nieder-

sachsen erhebliche Finanzmittel durch die Schulen 

in freier Trägerschaft einspart, weil sie eben deut-

lich weniger Geld ausgeben pro Schüler als für 

Schülerinnen und Schüler im staatlichen System. 

Dazu ein Gutachten in Auftrag zu geben, wäre 

wenigstens ein wirklicher Startpunkt für eine Fi-

nanzhilfereform gewesen. 

(Zustimmung von Julia Willie Ham-

burg [GRÜNE]) 

Wir haben dann lange darüber diskutiert, ob Sie 

bereit sind, eine dynamische Finanzhilfeformel zu 

entwickeln. Auch das war schwierig mit Ihnen zu 

machen. Wir brauchen aber diese Dynamik, damit 

künftige Schulgesetzänderungen oder Änderungen 

in der Zuweisung von Zusatzbedarfen oder Ähnli-

chem automatisch in einer Finanzhilfeformel abge-

deckt werden. 

Wir brauchen auch die Aussage, dass auch Schu-

len in freier Trägerschaft die Zusatzbedarfe refi-

nanziert bekommen. Wir haben von Ihnen keine 

Rückmeldung auf den Wunsch bekommen, die 

Zusatzbedarfe entsprechend in diesen Entschlie-

ßungsantrag aufzunehmen. 

Wir müssen darüber reden, dass die Wartefrist 

Neugründungen von Schulen verhindert. Wir ha-

ben eben noch mit der AWO darüber gesprochen, 

dass viele Träger in der Pflegeausbildung bereit 

wären, neue Pflegeschulen auf den Weg zu brin-

gen, aber die dreijährige Wartefrist ein Problem 

darstellt.  

Wir brauchen schnellere Genehmigungsverfahren. 

Ich habe letzte Woche einen Schulträger besucht, 

der sagte, er wartet seit über zwei Jahren auf die 

Genehmigung der Teilzeitausbildung für Erziehe-

rinnen und Erzieher. Wir brauchen Erzieherinnen 

und Erzieher! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Kultusministerium und das Regionale Landes-

amt verschleppen aber diese Neugründung einer 

Schule in freier Trägerschaft, die nach genau die-

sem Bedarf Erzieherinnen und Erzieher ausbildet. 

(Glocke des Präsidenten) 

Sie haben die Schulen in freier Trägerschaft in 

dieser Legislaturperiode weitestgehend mit den 

Stornokosten der Klassenfahrten alleingelassen.  

Sie sind jetzt wieder nicht bereit, die Corona-

Sonderzahlung auch in die Finanzhilfe zu übertra-

gen, damit auch Schulen in freier Trägerschaft 

ihren Lehrkräften diese Corona-Sonderzahlung 

zahlen können. 

Stattdessen machen Sie jetzt ein Quereinsteiger-

programm zur Sicherstellung der Unterrichtsver-

sorgung an staatlichen Schulen, was auf genau die 

Lehrkräfte abzielt, die Sie in den letzten Jahren 

nicht haben wollten, die von Schulen in freier Trä-

gerschaft eingestellt wurden. Und jetzt locken Sie 

diese Lehrkräfte mit einer vereinfachten Verbeam-

tung raus aus der Schule in freier Trägerschaft, um 

die Unterrichtsversorgung an staatlichen Schulen 

zu erhöhen. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Ja, 

richtig!) 

Aber ich kann Ihnen eines sagen: Wenn die Reak-

tion der Schulen in freier Trägerschaft ist, die 

Schule einfach dichtzumachen, dann haben Sie 

ein richtiges Problem. Dann wird es nämlich auch 

noch teurer. 

(Zustimmung von Susanne Victoria 

Schütz [FDP] - Julia Willie Hamburg 

[GRÜNE]: Sehr richtig!) 
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Vizepräsident Matthias Möhle: 

Sie müssen jetzt zum Schluss kommen, Herr Kol-

lege. 

Björn Försterling (FDP): 

Insofern kann man sagen: Wir haben am Ende des 

Tages nicht eingesehen, warum wir uns eigentlich 

für Ihre Politik am Ende dieser Legislaturperiode 

vereinnahmen lassen müssen. Sie hätten mehr tun 

können und müssen für die Schulen in freier Trä-

gerschaft und insbesondere für die Schülerinnen 

und Schüler dieser Schulen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erhält jetzt 

die Kollegin Julia Willie Hamburg das Wort. Bitte 

sehr! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Försterling hat einen Großteil 

der Problematik schon ausgeführt.  

Ich möchte Ihnen explizit sagen: Ich bin dankbar 

dafür, dass wir uns noch mal zusammengesetzt 

haben, dass wir versucht haben, gemeinsame 

Lösungen zu finden. Und doch müssen wir einge-

stehen, dass über Monate ein Letter of Intent ver-

handelt wurde, bei dem gesagt wurde: Ihr seid 

nicht dabei. - Das war eine bewusste Entschei-

dung. Wir haben darauf hingewiesen. Dann wur-

den Entscheidungen getroffen. Jetzt kamen wir mit 

Änderungen, worauf Sie natürlich zu Recht sagten: 

Nein, das widerspricht ja dem Letter of Intent. - Da 

muss ich Ihnen deutlich sagen: Ja, gut, man kann 

das eine machen. Man kann sagen, es gibt diesen 

Letter of Intent. Oder man kann das andere ma-

chen und sagen: Wir wollen uns unter den Fraktio-

nen einigen. - Das sind die zwei Wege, die es gibt. 

Sie haben sich vornehmlich dafür entschieden, 

diesen Letter of Intent als das Verhandlungser-

gebnis, welches maßgeblich ist, zu betrachten. 

Das können Sie entscheiden, macht aber natürlich 

eine Verhandlung zwischen den Fraktionen deut-

lich schwieriger. 

Ich möchte eingestehen, dass Sie sehr wohl ge-

sagt haben: Die Schulen von besonderer pädago-

gischer Bedeutung, das müssen wir nicht definie-

ren. - Da wären Sie mir entgegengekommen. Das, 

finde ich, ist ein gutes Signal. Darüber sollten wir in 

der nächsten Legislaturperiode unbedingt reden. 

Aber Sie haben bei einem der wichtigsten Punkte, 

nämlich der Anerkennung von Sprachförderung, 

Inklusion, Ganztag in der Finanzhilfe, gesagt: Bei 

einer entsprechenden Dynamisierung machen Sie 

so nicht mit.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da muss ich 

Ihnen deutlich sagen, dass wir hier seit vielen Jah-

ren - schon unter Rot-Grün - darüber geredet ha-

ben, dass wir wissen, dass es die freien Schulen 

nicht schaffen werden, ein qualitativ hochwertiges 

Angebot im Sinne von Inklusion und Sprachförde-

rung zu gewährleisten, wenn sie das nicht in ihrer 

Finanzhilfe abgebildet bekommen, liebe Kollegin-

nen und Kollegen. Eine Zustimmung zu einem 

Antrag, ohne dass das gewährleistet ist, ist mit den 

Grünen einfach nicht zu machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung bei der FDP - Björn Förster-

ling [FDP]: Und mit der FDP auch 

nicht!) 

- Und mit der FDP auch nicht, die ja, wie Herr 

Försterling sagte, die Handlungsbedarfe auch 

schon sehr deutlich beschrieben hat. Sie waren ja 

keine Überraschung. Sie lagen auf dem Tisch, und 

Herr Försterling hat sich die Arbeit gemacht, diese 

zu formulieren. Die Reaktion war aber ein Antrag, 

der in weiten Teilen dann doch zahnlos daher-

kommt.  

Ich möchte Ihnen ein weiteres Problem nennen: 

die Frage der Einstellungsmöglichkeiten. Ich hatte 

auch darauf hingewiesen, als wir uns ausgetauscht 

haben, dass die freien Schulen extreme Schwie-

rigkeiten haben werden, wenn Sie diese ganzen 

Vorgaben dazu machen, was sie für Einstellungen 

mitbringen müssen, und dass es in der jetzigen 

Situation des Fachkräftemangels für die Schulen 

schlichtweg unmöglich wird, Personal einzustellen. 

Wenn wir alle ehrlich miteinander sind, wissen wir 

auch, dass das Verfahren mit der Landesschulbe-

hörde dazu führt, dass diese Leute dann im regulä-

ren Schuldienst und eben nicht bei der freien 

Schule landen. Auch das ist eine Wahrheit und am 

Ende eine Ungleichbehandlung, die unserer Mei-

nung nach so nicht in Ordnung ist und die wir hät-

ten ändern wollen. Auch da waren Sie zum jetzi-

gen Zeitpunkt nicht gesprächsbereit, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen. Auch das hat die Einigung 

an dieser Stelle deutlich erschwert. 
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Wir müssen ja nicht rauf- und runterdiskutieren, 

warum wir uns am Ende nicht einigen konnten. Es 

war schon der Eindruck, dass Sie einfach diesen 

Letter of Intent hatten und fanden, dass wir immer 

und immer wieder Neuformulierungen vorschlagen 

könnten, worauf wir dann immer wieder hören 

durften, dass das nicht geht. Das ist einfach eine 

Atmosphäre, die nicht gerade Einigungsfähigkeit 

zeigt. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Die Handlungsbedarfe 

liegen auf dem Tisch. Herr Fühner hat gerade 

deutlich gemacht, er will sie bearbeiten. Ich denke, 

auch Herr Politze wird gleich deutlich machen, 

dass er in der nächsten Legislaturperiode eine 

Menge umsetzen will.  

Gerade die Frage der Schülerkosten und die Fra-

ge, wie wir die freien Schulen gut voranbringen 

können, ist eine, die uns eint. Ich sage Ihnen aber 

deutlich: Dieser Letter of Intent braucht eine finan-

zielle Absicherung. Es braucht nicht nur dieses 

Lippenbekenntnis. Sie waren nicht bereit, das in 

den Haushalt einzustellen. Deswegen stellen Sie 

da mal wieder einen ungedeckten Scheck auf die 

Zukunft aus, wobei wir mit Spannung sehen wer-

den, was davon Sie in einer nächsten Legislatur-

periode umsetzen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung bei der FDP) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Frau Hamburg. - Ja, mal sehen, was 

Herr Politze dazu sagt. Er bekommt jetzt nämlich 

das Wort. Bitte sehr! 

Stefan Politze (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Angela Merkel hätte wahrscheinlich gesagt: Wir 

schaffen das! - Das wäre die Antwort darauf, liebe 

Julia Hamburg. Aber wir schaffen das auch. Ich bin 

mir ziemlich sicher, dass die nächste Landesregie-

rung mit dem Kultusminister Grant Hendrik Tonne 

und dem Ministerpräsidenten Stephan Weil die 

Schulen in freier Trägerschaft immer weiterentwi-

ckeln und sich diesem ernsthaften Thema weiter 

widmen wird, 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Bei 

den vielen ungedeckten Schecks 

glaube ich nicht, dass Herr Tonne Mi-

nister bleiben wird!) 

weil Schulen in freier Trägerschaft - das haben 

Herr Försterling und auch die Kollegin Hamburg 

herausgestellt - ein wichtiger Bestandteil des 

Schulsystems in Niedersachsen sind. Wir können 

ihnen sehr dankbar sein, dass sie Schule in Nie-

dersachsen bereichern. 

Ich habe so wie der Kollege Fühner eine etwas 

andere Wahrnehmung dessen, was wir versucht 

haben, am Ende noch gemeinsam hinzubekom-

men. Ich habe das nicht so kritisch wahrgenom-

men, dass keine Einigung erzielbar ist, sondern 

Sie haben ein paar Punkte in einem letzten Ge-

spräch formuliert, und ein paar Punkte hätten wir 

auch mit aufgenommen. Aber der Gesprächsfaden 

ist einfach abgerissen. Es gab weder ein „Wir ma-

chen das nicht zusammen“ noch ein „Wir versu-

chen, das zusammen zu machen“ - das war jeden-

falls meine Wahrnehmung -, sondern einfach keine 

Rückmeldung mehr. Das gehört am Ende auch 

dazu. Aber sei’s drum.  

Ich nehme wahr, wir alle wollen gemeinsam auch 

in der Zukunft an dem Thema weiterarbeiten. 

Deswegen bin ich sehr dankbar, dass wir, nach-

dem seit 2004 die Gespräche mit der AGFS lau-

fen - das sind immerhin 18 Jahre -, jetzt mal zu 

einem Kompromiss mit der AGFS gekommen sind 

und einen Letter of Intent mit ihr vereinbart haben. 

Den haben sie unterschrieben, und das haben sie 

ja freiwillig gemacht und nicht gezwungenerma-

ßen,  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

ist nicht freiwillig!) 

sondern sie sind einen Kompromiss mit dem Land 

Niedersachsen eingegangen, der ihnen eine deut-

liche Verbesserung beschert. Das gehört auch 

dazu. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Die 

können doch ohne das Geld gar nicht 

arbeiten! Das ist doch nicht freiwillig!) 

Dieser Kultusminister hat aus seinem Haushalt 

knapp 20 Millionen Euro in die Hand genommen, 

um Verbesserungen herbeizuführen - keine Schule 

schlechter zu stellen als vorher, Schulsozialarbeit 

und Ganztag mitzudenken, IT-Administration mit-

zudenken usw. usf.  

Aber natürlich gehört dazu, wenn man weg vom 

Referenzschulmodell will hin zu einer Formelbe-

rechnung, dass das auch haushalterisch abgesi-

chert werden muss. Um ein geordnetes Haushalts-

verfahren hinzubekommen, braucht man auch 

einen geordneten Prozess. Dass das vom Som-
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mer - jetzt - bis zur Landtagswahl nicht klappt, ist 

uns allen gemeinsam klar, weil wir gar nicht die 

Fristen einhalten würden, um die Finanzhilfe jetzt 

neu zu berechnen.  

Deswegen ist es natürlich ein Vertrag auf die Zu-

kunft. Aber ich finde, es ist ein guter Vertrag auf 

die Zukunft, dass wir an dieser Stelle entsprechend 

tätig werden. Auch die Betriebskosten sind ein 

Punkt, der in die Berücksichtigung hineingehört. 

Das haben alle anderen Redner im Vorfeld auch 

gesagt. In unserem Antrag ist darauf hingewiesen 

worden, dass ein wichtiger Bestandteil die Schul-

geldfreiheit für die heilpädagogischen Berufe ist 

und dass die mittelfristige Finanzplanung die 

Schulgeldbefreiung für die sozialpädagogischen 

Bildungsgänge insgesamt enthalten wird. 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Herr Politze, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin Julia Willie Hamburg? 

Stefan Politze (SPD): 

Ja, natürlich. Auf jeden Fall.  

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Bitte sehr! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Politze, für das Zulassen der 

Zwischenfrage. 

Vor dem Hintergrund, dass Herr Weil A 13 für alle 

Lehrkräfte angekündigt hat, Sie jetzt den Letter of 

Intent unterschrieben haben, Herr Tonne mit den 

Schulleitungen ebenfalls eine Art Letter of Intent 

unterschrieben hat, ein großes Entlastungspaket 

für Lehrkräfte angekündigt hat und auch die dritte 

Kraft in Kitas, wie wir im Kultusausschuss gehört 

haben, ab 2027 noch nicht finanziell abgesichert 

ist, frage ich Sie, ob Sie einmal kalkuliert haben, 

wie viel diese ungedeckten Schecks eigentlich in 

der nächsten Legislaturperiode kosten. 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Bitte sehr! 

Stefan Politze (SPD): 

Also: In Summe habe ich diesen Scheck nicht 

kalkuliert. Aber wir werden in den Haushaltsplan-

beratungen, die nach der Landtagswahl folgen, 

diesen aus Ihrer Sicht ungedeckten Scheck als 

gedeckten Scheck einlösen und eine gesicherte 

Finanzplanung für all diese Projekte einstellen. Da 

können Sie ganz sicher sein, liebe Kollegin Ham-

burg. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Abschließend möchte ich sagen, dass ich Ihnen 

allen gemeinsam für die konstruktiven Beratungen 

im Ausschuss sehr dankbar bin. Gerade das The-

ma Schulen in freier Trägerschaft war für uns ein 

nicht immer leicht handhabbares Thema. Wir ha-

ben eine Gemeinsamkeit bei dem gemeinsamen 

Entschließungsantrag zur inklusiven Schule ge-

funden. Wir haben es hier versucht, aber nicht 

ganz hinbekommen. Es war jedoch festzustellen, 

dass die Differenzen in der Bildungspolitik jeden-

falls deutlich geringer geworden sind und das, was 

Herr Försterling mal als Schulfrieden beschworen 

hat, jedenfalls in Niedersachsen deutlich weiter 

gewachsen ist.  

Deswegen mache ich mir keine Sorge über gute 

Schule: mit dem Kultusminister, mit dem Minister-

präsidenten, aber auch mit klugen Bildungspoliti-

kern in Niedersachsen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Nächster Redner ist der fraktionslose Kollege 

Christopher Emden. 

Christopher Emden (fraktionslos): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Schulen in freier Trägerschaft sind ein bisschen 

das, was man sich unter Oasen in der Bildungs-

wüste vorstellen muss. Ich danke deshalb aus-

drücklich allen Menschen, die in Schulen in freier 

Trägerschaft arbeiten, die damit sicherstellen, dass 

noch ein bisschen von dem hohen Anspruch übrig 

geblieben ist, den man eigentlich haben sollte, 

nämlich die Kinder und Jugendlichen in diesem 

Land einer vernünftigen Bildung zuzuführen. Sie 

leisten eine ganz tolle Arbeit, zumal es eben kei-

nen fairen Wettbewerb gibt. Bisher sind die Schu-

len in freier Trägerschaft eigentlich fortwährend 

benachteiligt. Wir haben das eben auch schon in 

Teilen anklingen gehört. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 

möchte das einmal an einem Beispiel aus meinem 

direkten Umfeld festmachen. Unser Ältester ist 

jetzt inzwischen in der elften Klasse eines nieder-

sächsischen Gymnasiums. Er hat ungefähr ein 

Fünftel Unterrichtsausfall. Das zweite Fünftel sei-
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nes Unterrichts besteht darin, dass unambitionierte 

Lehrer irgendwelche Filme vorführen, die die Schü-

ler dann gucken dürfen. Gelernt wird da nicht. Ge-

lernt wird lediglich bei ungefähr 60 % des Unter-

richts. 

Hinzu kommt, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, dass wir gerade aus Hochschulen immer 

wieder hören, dass das Bildungsniveau bei Abitu-

rienten, die in Hochschulen anfangen, heute bei 

Weitem nicht mehr das ist, was es noch vor eini-

gen Jahren war. Ich kann das auch selbst festma-

chen: Wenn ich vergleiche, was er heute an Stoff 

hat und wie sein Bildungsstand ist, dann ist das 

vergleichbar mit dem, was ich in der neunten Klas-

se im Gymnasium hatte. - Das heißt also, das ist 

ein riesiger Unterschied. 

(Zuruf von Björn Försterling [FDP]) 

Wenn man sich dann anschaut, wie es bei Schulen 

in freier Trägerschaft aussieht: Da gibt es nicht ein 

Fünftel Unterrichtsausfall. Da gibt es ein anderes 

Mitnehmen, ein anderes Begleiten der Schüler. Es 

gibt eine Unterstützung der Schüler. Es gibt häufig 

eben auch einen deutlich besseren Inhalt der Stof-

fe, die man vermittelt. Wir sehen daran sehr deut-

lich, wie wichtig die Schulen in freier Trägerschaft 

sind. 

Sagen wir es so: Es steht uns allen gut zu Gesicht, 

wenn wir nicht bloß diese wichtige Rolle akzeptie-

ren - das wurde heute auch immer wieder gesagt -, 

sondern wenn man diese Schulen entsprechend 

auch in anderer Form unterstützt, sodass sie gut 

arbeiten können. 

Wenn man sich mit Lehrkräften von Schulen in 

freier Trägerschaft unterhält, dann erfährt man, 

dass sie z. B. die finanzielle Intransparenz monie-

ren, dass sie monieren, dass die Finanzen undyna-

misch sind, dass sie monieren, dass diese nicht 

nachvollziehbar sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, genau 

da müssen wir hin. Das will ja auch der FDP-

Antrag durchaus in die richtige Richtung schieben. 

Der Antrag der Großen Koalition springt hier mei-

ner Meinung nach viel zu kurz und bleibt auch zu 

nebulös. Denn für eine vernünftige Finanzplanung 

ist es ebenso wichtig, dass die Schulen in freier 

Trägerschaft genau wissen, woran sie finanziell 

sind, dass sie nicht immer wieder neu nachrech-

nen müssen und von heute nicht bis morgen den-

ken können, weil sie nicht wissen, ob das Geld, 

das sie benötigen, dann auch kommt.  

Sie brauchen Verlässlichkeit, sie brauchen Trans-

parenz, und sie brauchen eben auch eine nach-

vollziehbare und belastbare Finanzhilfe. Da ist 

weitaus mehr zu machen, als das bisher der Fall 

ist. 

Vielen Dank. 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Emden. - Zu einer Kurzinterven-

tion auf Ihren Redebeitrag hat sich der Kollege 

Lasse Weritz gemeldet. Bitte sehr, Herr Weritz! 

Lasse Weritz (CDU): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Das, was wir gerade 

gehört haben, kann man beim besten Willen nicht 

so stehen lassen.  

Herr Emden, das Lied, was Sie gerade auf das 

allgemeinbildende Schulsystem in staatlicher Trä-

gerschaft gesungen haben, ist wirklich allen in 

Schule Beschäftigten gegenüber eine Unver-

schämtheit gewesen, und das kann man so nicht 

stehen lassen. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei 

den GRÜNEN und bei der FDP) 

Im Übrigen lade ich als Vorsitzender des Kultus-

ausschusses Sie ein: Wenn Sie so ein hohes Inte-

resse an dem Thema haben, können Sie gerne in 

den Kultusausschuss kommen und mitdebattieren. 

Dann hätten wir mal einen Fraktionslosen, der den 

Mund aufmacht und auch mal was sagt;  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

wissen Sie ja nicht, ob er dann auch 

was sagt!) 

denn in der ganzen Thematik haben wir nieman-

den von den Fraktionslosen auch nur mit einem 

einzigen Wort gehört. Das können Sie gerne in 

den Protokollen nachlesen. Sich dann hierhin zu 

stellen und so eine Rede zu halten, ist eine Unver-

schämtheit gewesen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei 

den GRÜNEN und bei der FDP) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Herr Emden wird antworten.  

Bevor das passiert, würde ich den interfraktionellen 

Gesprächskreis rund um die Kollegen Schönecke 

und Brinkmann doch bitten, dem weiteren Verlauf 
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der Diskussion vielleicht außerhalb des Plenar-

saals zu folgen. 

(Zuruf) 

- Es war ausgesprochen wichtig. Das ist mir abso-

lut klar, Herr Kollege. 

Bitte, Herr Emden! 

Christopher Emden (fraktionslos): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Weritz, das ist 

mal wieder so typisch. Wenn man Kritik übt, wenn 

man Dinge hinterfragt, wenn man zum Nachden-

ken anregen will, dann kommt bei Ihnen: Das ist 

eine Unverschämtheit. Damit tun Sie immer alles 

ab. Das habe ich in den fünf Jahren hier immer 

wieder erlebt. Sobald man Kritik äußert, sobald 

man einmal den Finger in die Wunde legt, heißt es: 

Das ist eine Unverschämtheit. Das ist eine Krän-

kung für diejenigen, die davon - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: Natürlich haben Sie 

die beleidigt!) 

- Ich habe doch niemanden beschimpft. Wo kom-

men wir denn dahin? 

(Ulf Thiele [CDU]: Doch, haben Sie! 

Haben wir alle gehört!) 

Ich habe Ihnen einfach gesagt, wie es in meinem 

direkten persönlichen Umfeld aussieht. Und das 

gibt nun mal durchaus Grund und Anlass zum 

Nachdenken und zum Überlegen, ob man das 

nicht besser machen kann. Man muss doch mal 

bereit sein, sich mit der vorherrschenden Situation 

auseinanderzusetzen. Man muss doch bereit sein, 

damit zu Lösungen zu kommen, und kann nicht 

einfach sagen: Sie haben jetzt geschimpft, weil Sie 

Kritik geübt haben. Das ist doch überhaupt gar 

kein Niveau.  

Es geht hier darum, dass wir - und das kann man 

gar nicht wegdiskutieren - riesige Probleme in die-

sem Bildungsland, in unserer Bildungswelt haben. 

Wir haben riesige Probleme, was es anbetrifft, 

Kindern überhaupt eine vernünftige Schulausbil-

dung zukommen zu lassen. Die gibt es. Fragen Sie 

mal Hochschullehrer, wie die Situation ist! Fragen 

Sie Arbeitgeber, wie Sie Situation da ist! Es ist nun 

einmal Fakt, dass sich das Bildungsniveau in den 

letzten Jahrzehnten deutlich verschlechtert hat, 

nicht zuletzt aufgrund dieser ideologiegetriebenen 

sozialdemokratischen Bildungspolitik. Das ist nun 

einmal Fakt. Das kann man nicht wegreden. Da 

muss man Lösungen finden, und ein Teil dieser 

Lösungen sind eben Schulen in privater Träger-

schaft. 

Vielen Dank. 

(Zustimmung bei fraktionslosen Ab-

geordneten) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

So, jetzt hat, vielleicht abschließend, der Kultusmi-

nister Grant Hendrik Tonne für die Landesregie-

rung das Wort. 

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Bis zum letzten Redebeitrag wollte ich 

beginnen, indem ich mich für eine Debatte bedan-

ke, die auch gerne kritisch sein darf, aber im We-

sentlichen an der Sache orientiert gewesen ist.  

Herr Emden, ich kann Ihnen sagen, was nicht geht: 

Sich hierhin zu stellen und pauschal zu sagen, ein 

Fünftel der Lehrkräfte ist unambitioniert, ist schlicht 

und ergreifend respektlos. Das lassen wir hier nicht 

stehen, und das lassen wir uns auch nicht bieten, 

um das ganz deutlich zu sagen. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei der FDP - Zuruf von der CDU: So 

ist es! - Christopher Emden [fraktions-

los]: Wortwörtlich?) 

- Das haben Sie wortwörtlich so gesagt. Und das 

begründen Sie dann mit: „Ich sage Ihnen mal, wie 

die Lage ist.“ Möglicherweise nehmen Sie die Lage 

so wahr. Ich kann Ihnen aber sagen, ich vermute 

auch einen Unterschied hinsichtlich der Frage, 

welche Expertise Ihnen zugetraut wird. Da besteht 

ein großer Unterschied zwischen Ihrer und unserer 

Wahrnehmung. Das ist der nächste Unterschied an 

dieser Stelle. 

Meine Damen und Herren, in dem Antrag von SPD 

und CDU findet sich wieder: „Die Schulen in freier 

Trägerschaft sind in Niedersachsen eine wertvolle 

Bereicherung für das Schulsystem.“ Ich glaube, bei 

dieser Feststellung sind wir uns einig. „Sie tragen 

mit ihren unterschiedlichen religiösen, weltan-

schaulichen und pädagogischen Verortungen zur 

Vielfalt der Bildungsangebote und der Bildungs-

landschaft in Niedersachsen bei.“ Das gilt übrigens 

auch in der Frage von Weiterentwicklung von Bil-

dungsangeboten. Damit ist auch das ein sehr 

wertvoller Beitrag. 
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Es ist auch ebenso unstrittig - anhand der Zahlen -, 

dass sie sich einer großen Beliebtheit erfreuen. 

Wenn man sich den Zeitraum der vergangenen 

20 Jahre anschaut, stellt man fest, dass die Schu-

len in freier Trägerschaft im allgemeinbildenden 

Bereich einen Anstieg um 10 000 Schülerinnen 

und Schülern und im berufsbildenden Bereich ei-

nen Anstieg um 12 000 Schülerinnen und Schülern 

verzeichnen konnten. 

Wir können sehen, dass wir auch durch die An-

strengungen, beispielsweise in diversen Bereichen 

Schulgeldfreiheit einzuführen, das Angebot an den 

freien Schulen stärken konnten. Die dort vorhan-

denen Ausbildungsgänge und Angebote werden 

entsprechend wahrgenommen. Ich darf als ein 

Beispiel die sozialpädagogischen Ausbildungen 

nennen. Da sind an den freien Schulen zahlreiche 

Schulplätze zusätzlich erschlossen worden. 

Meine Damen und Herren, auch bei zukunftsorien-

tierten Aufgaben und Herausforderungen wie der 

Digitalisierung, dem Ausbau des Ganztagsangebo-

tes und auch der inklusiven Beschulung leisten die 

freien Schulen einen bedeutsamen Beitrag. Dies 

gilt genauso für die jüngsten Herausforderungen, 

die sich gezeigt haben, sei es im Rahmen der  

COVID-19-Pandemie oder auch bei der Aufnahme 

von Kindern und Jugendlichen aus der Ukraine. 

Sie finden dort schnell einen Platz und haben dort 

eine Stütze und einen Halt nach dieser schwieri-

gen Zeit. 

Deshalb ist es auch so wichtig, dass für die Arbeit 

von freien Schulen ein guter finanzieller und auch 

ein schulrechtlich verlässlicher Rahmen sicherge-

stellt ist. Ich lege Wert auf die Feststellung, dass 

wir die freien Schulen bei all den Bemühungen in 

dieser Wahlperiode, bei allen Verordnungen, die 

es gab - ich erinnere an die Vereinbarungen im 

Zuge der Pandemie und im Zusammenhang mit 

dem DigitalPakt -, stets und ständig mitbedacht 

und mitberücksichtigt haben. Auch dies gilt es, 

zukünftig zu gewährleisten. 

Die im Grundgesetz und in der Niedersächsischen 

Verfassung verankerte Verpflichtung des Staates 

zur finanziellen Unterstützung der freien Schulen 

muss und wird auch fortlaufend auf ihre Aktualität 

hin überprüft und angepasst. Die Reform der Fi-

nanzhilfe ist ein unstrittig langer Weg. Bei mir ist an 

der einen oder anderen Stelle der Gedanke aufge-

kommen: Wenn alle behaupten, es hätte alles 

auch viel schneller gehen können, dann hätte man 

es doch zu früheren Zeiten schon längst machen 

können! Herr Politze hat darauf hingewiesen, dass 

seit 2004 darum gerungen wird. Das mag ein Indiz 

dafür sein, dass es dann eben doch nicht ganz so 

einfach ist, wie es hier gelegentlich in Beiträgen 

kolportiert wird. 

Wir haben jetzt eine Vereinbarung gefunden, wie 

diese Finanzhilfe weiterentwickelt werden soll. 

Deshalb ist auch der Letter of Intent ein so wichti-

ger Schritt. Nach all diesen Jahren der Debatten 

haben wir damit eine Vereinbarung, wie es weiter-

gehen soll, sodass das gesichert ist und wir damit 

eine Grundlage haben, eben nicht wieder eine 

Rolle rückwärts zu machen und möglicherweise 

wieder alles auf null setzen zu müssen. 

Mit dem Ihnen vorliegenden Entschließungsantrag 

von SPD und von CDU wird der Reformprozess für 

eine transparente, für alle Beteiligten nachvollzieh-

bare und für eine an die Erfordernisse der Zeit 

angepasste Berechnung der Finanzhilfe vorange-

trieben. Damit ist der Auftakt für die gesetzgeberi-

sche Reform der Finanzhilfe erfolgt, die den Anfor-

derungen an ein modernes Schulleben Rechnung 

trägt. 

Das sind alles Punkte, die im Antrag der FDP-

Fraktion - wie ich finde - so nicht zu erkennen sind. 

Da ist diese Gesamtlinie nämlich nicht enthalten. 

Deshalb richte ich meinen herzlichen Dank an die 

Regierungsfraktionen und bitte um Zustimmung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Wir sind am Ende der Beratungen und kommen 

zur Abstimmung zu Nr. 1 der Beschlussempfeh-

lung. Dabei handelt es sich um den Antrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU. 

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion der SPD und 

der Fraktion der CDU in der Drucksache 18/11197 

unverändert annehmen will, den bitte ich um ein 

Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der CDU 

und der SPD. Gegenstimmen? - Das sind die Frak-

tionen der FDP und Bündnis 90/Die Grünen sowie 

die fraktionslosen Abgeordneten. Gibt es Enthal-

tungen? - Das ist nicht der Fall. Insofern ist der 

Beschlussempfehlung gefolgt worden. 

Es folgt die Abstimmung zu Nr. 2 der Beschluss-

empfehlung.  

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion der FDP in der 

Drucksache 18/5858 ablehnen will, den bitte ich 
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um ein Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der 

CDU und der SPD. Gegenstimmen? - Es gibt keine 

Gegenstimmen. Gibt es Enthaltungen? - Enthal-

tungen von der FDP und der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen. Insofern wurde auch hier der Be-

schlussempfehlung gefolgt. 

Damit können wir den Tagesordnungspunkt 27 

verlassen. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 28: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Ausführungsgesetzes zum 

Transplantationsgesetz - Gesetzentwurf der 

Landesregierung - Drs. 18/10835 - Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung - Drs. 18/11417

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-

wurf mit Änderungen anzunehmen. 

Die mündliche Berichterstattung hat der Abgeord-

nete Burkhard Jasper übernommen. Bitte sehr, 

Herr Kollege! 

Burkhard Jasper (CDU), Berichterstatter: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Da ich weiß, dass der Landtag gerne ei-

nem mündlichen Bericht zuhört, wenn kurz der 

Beratungsverlauf erläutert wird, möchte ich mich 

entsprechend verhalten. 

Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und 

Gleichstellung empfiehlt Ihnen in der Drucksache 

18/11417 einstimmig, den Gesetzentwurf mit den 

aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen Ände-

rungen anzunehmen. Der mitberatende Ausschuss 

für Rechts- und Verfassungsfragen hat sich dieser 

Empfehlung ebenfalls einstimmig angeschlossen. 

Der direkt an die Ausschüsse überwiesene Ge-

setzentwurf wurde im federführenden Ausschuss 

von einem Vertreter des Fachministeriums einge-

bracht und erläutert. Der Entwurf dient der Anpas-

sung des niedersächsischen Ausführungsgesetzes 

an Änderungen des Transplantationsgesetzes des 

Bundes. 

Zu den vorgesehenen Änderungen hat der Aus-

schuss eine schriftliche Anhörung durchgeführt. 

Ich will hier nur kurz auf die wichtigste Empfehlung 

des Ausschusses eingehen: 

Hinsichtlich der Erfassung von Daten insbesondere 

zu Todesfällen mit primärer und sekundärer Hirn-

schädigung und der Übermittlung dieser Daten an 

die Koordinierungsstelle empfiehlt der Ausschuss 

eine über die Entwurfsfassung hinausgehende 

Anpassung an das Bundesrecht. Die Sicherstel-

lung der elektronischen Erfassung und vierteljährli-

chen Übermittlung dieser Daten an die Koordinie-

rungsstelle soll künftig - dem Bundesrecht entspre-

chend - durch die Entnahmekrankenhäuser und 

nicht mehr durch die Transplantationsbeauftragten 

erfolgen. Die vom Ausschuss hierzu empfohlene 

Regelung findet sich in § 2. Die Transplantations-

beauftragten haben auf der Grundlage des Bun-

desrechts künftig Einzelfallanalysen dieser Daten 

vorzunehmen. 

Hinsichtlich der Einzelheiten dieser empfohlenen 

neuen Regelung und hinsichtlich der weiteren vom 

Ausschuss empfohlenen Änderungen, die vor al-

lem der Präzisierung dienen und zum Teil redakti-

oneller Natur sind, gebe ich meinen Bericht zu 

Protokoll. 

Sehr geehrte Damen und Herren, im Namen des 

federführenden Ausschusses bitte ich Sie nun, der 

Beschlussempfehlung zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD so-

wie Zustimmung bei den GRÜNEN) 

(Zu Protokoll:)

Den vom Ausschuss empfohlenen Änderungen 

liegen im Einzelnen die folgenden Erwägungen 

zugrunde: 

Zu Artikel 1 (Änderung des Niedersächsischen 

Ausführungsgesetzes zum Transplantationsge-

setz): 

Zu Nr. 0/1 (§ 1): 

Die Formulierung entspricht im Wesentlichen § 1 

des geltenden Rechts. Im Hinblick auf notwendige 

Anpassungen wegen der im Entwurf vorgesehe-

nen Änderungen empfiehlt der Ausschuss jedoch, 

die Vorschrift anzupassen und insgesamt neu zu 

fassen: 

Der bisherige Verweis auf die Regelungen zur 

Freistellung der Transplantationsbeauftragten soll 

bei der Neufassung entfallen, da § 3 des geltenden 

Rechts gestrichen wird und daher die Freistellung 

der Transplantationsbeauftragen in Entnahme-

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10501-11000/18-10835.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11417.pdf
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krankenhäusern in diesem Gesetz nicht mehr ge-

regelt wird (sondern nur noch im Transplantations-

gesetz des Bundes - TPG -). 

Zudem soll ein Verweis auf die neu aufgenomme-

ne Regelung zur Ausgestaltung des § 9 a Abs. 2 

Satz 1 Nr. 6 TPG aufgenommen werden; auf die 

Ausführungen zur folgenden neuen Nr. 0/2 und zu 

Nr. 3 wird verwiesen. 

Zu Nr. 0/2 (§ 2): 

In Nr. 0/2 empfiehlt der Ausschuss die Aufnahme 

eines neuen § 2. Dem liegt Folgendes zugrunde: 

In Nr. 3 des Entwurfs ist eine Änderung des bishe-

rigen § 4 Abs. 2 vorgesehen. Der geltende § 4 

Abs. 2 sieht vor, dass die Transplantationsbeauf-

tragten eine quartalsweise Dokumentation primärer 

oder sekundärer Hirnschädigungen erstellen und 

diese an die Koordinierungsstelle übermitteln müs-

sen.  

Zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Nieder-

sächsischen Ausführungsgesetzes im Jahr 2018 

gab es jedoch weder die Regelung in § 9 a Abs. 2 

Satz 1 Nr. 6 TPG noch die Regelungen in § 9 b 

Abs. 2 Nr. 5 und § 11 Abs. 1 b TPG, sodass die 

Dokumentation und deren Übermittlung seinerzeit 

als Aufgabe der Transplantationsbeauftragten 

ausgestaltet worden war. 

Nunmehr sieht § 9 a Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 TPG da-

von abweichend vor, dass das Entnahmekranken-

haus sicherzustellen hat, dass die Daten zu Todes-

fällen mit primärer oder sekundärer Hirnschädi-

gung sowie weitere Daten erfasst und mindestens 

einmal jährlich der Koordinierungsstelle übermittelt 

werden. Hieran knüpfen Verpflichtungen der Koor-

dinierungsstelle an (vgl. § 11 Abs. 1 b TPG).  

Die Transplantationsbeauftragten haben demge-

genüber nach § 9 b Abs. 2 Nr. 5 TPG die Aufgabe, 

eine Auswertung der Daten im Wege der Einzel-

fallanalyse durchzuführen. Diese soll vornehmlich 

der Verbesserung der klinikinternen Strukturen 

dienen (vgl. BT-Drs. 19/6915, S. 30). 

Die bisherige Regelung in § 4 Abs. 2, die durch 

den Entwurf nur hinsichtlich der Verpflichtung zur 

Verwendung eines elektronischen Verfahrens 

(„TransplantCheck“) angepasst werden soll, passt 

nach Auffassung des Ausschusses nicht mehr zu 

diesen neuen und differenzierten bundesrechtli-

chen Regelungen. Dem geltenden § 4 Abs. 2 ähn-

liche Regelungen in anderen Bundesländern sind 

nach Novellierung der entsprechenden Gesetze 

zur Anpassung an das Bundesrecht - soweit er-

sichtlich - nicht beibehalten worden.  

Der Ausschuss empfiehlt zwar, an der bisherigen 

vierteljährlichen Erfassung und Übermittlung der 

Daten und an der Verpflichtung zur Nutzung des 

elektronischen Verfahrens festzuhalten, diese Ver-

pflichtungen aber in eine den § 9 a Abs. 2 Satz 1 

Nr. 6 TPG ausgestaltende Regelung in das Gesetz 

aufzunehmen.  

Das sieht der empfohlene neue § 2 vor. Der Aus-

schuss geht dabei - den Ausführungen des Fach-

ministeriums folgend - davon aus, dass das Land 

befugt ist, über die bundesrechtlichen Mindestan-

forderungen zur Übermittlung („mindestens einmal 

jährlich“) hinauszugehen und - wie bisher für die 

Transplantationsbeauftragten vorgesehen - eine 

Verpflichtung zur vierteljährlichen Übermittlung zu 

regeln.  

Die grundsätzliche Verpflichtung zur elektroni-

schen Übermittlung unter Einhaltung des von der 

Koordinierungsstelle vorgegebenen Verfahrens 

entspricht der zu § 4 Abs. 2 Satz 2 g. F. im Entwurf 

vorgesehenen Änderung und soll auch für die 

Übermittlung durch die Entnahmekrankenhäuser 

gelten. 

§ 4 Abs. 2 des geltenden Rechts soll in der Folge 

gestrichen werden. Dies schließt es nach Auffas-

sung des Ausschusses nicht aus, dass die Ent-

nahmekrankenhäuser zur Erfüllung ihres Sicher-

stellungsauftrages nach § 9 b Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 

innerhalb ihrer Aufgabenzuständigkeit eine ent-

sprechende Verantwortlichkeit der Transplantati-

onsbeauftragen festlegen könnten (vgl. BT-Drs. 

19/6915, S. 27). 

Zu Nr. 1 (bisheriger § 2; jetzt § 3): 

Der Ausschuss empfiehlt zum Änderungsbefehl 

eine redaktionelle Korrektur. 

Zu Buchstabe a (Absatz 1): 

Dem Wort „Erreichbarkeit“ fehlt nach der im Ent-

wurf vorgesehenen Streichung des Verweises auf 

den bisherigen Satz 1 der sprachliche Bezug. Der 

bisherige Verweis soll daher durch die Worte „einer 

oder eines Transplantationsbeauftragten“ ersetzt 

werden. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3): 

Nach § 9 b Abs. 1 Satz 1 TPG muss - anders als 

bisher - stets mindestens eine Transplantationsbe-

auftrage oder ein Transplantationsbeauftragter 

bestellt werden, die oder der eine ärztliche Qualifi-
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kation hat. Hiervon dürfen landesrechtliche Rege-

lungen nicht abweichen. Daneben können aber 

weitere Transplantationsbeauftragte bestellt wer-

den, die nicht zwingend Ärztinnen oder Ärzte sein 

müssen (vgl. Begründung zur Änderung des TPG, 

BT-Drs. 19/6915, S. 28). 

Die nach dem Entwurf unverändert gebliebene 

Regelung zur notwendigen Qualifikation der 

Transplantationsbeauftragten in Niedersachsen 

könnte nach Auffassung des Ausschusses nun-

mehr in dem Sinne missverstanden werden, dass 

mit ihr von dem Erfordernis der ärztlichen Qualifi-

kation mindestens einer oder eines Transplantati-

onsbeauftragten abgewichen werden soll. Dies ist 

jedoch nicht beabsichtigt. Vielmehr soll die bisheri-

ge - nicht ärztliche - Qualifikation nur dann ausrei-

chen, wenn neben einer Ärztin oder einem Arzt in 

einem Entnahmekrankenhaus weitere Transplanta-

tionsbeauftragte bestellt werden. 

Die Empfehlungen dienen daher dazu, dieses - 

dem Bundesrecht entsprechende - Regelungsziel 

eindeutiger zu formulieren. Die bisherige Nennung 

der „Gesundheits- und Krankenpflegerinnen“ bzw. 

„Gesundheits- und Krankenpfleger“ soll dabei 

durch die dem Pflegeberufegesetz (PflBG) ent-

sprechende Bezeichnung „Pflegefachfrau“ bzw. 

„Pflegefachmann“ (vgl. § 1 Abs. 1 PflBG) ersetzt 

werden. Diese Formulierung umfasst aufgrund 

einer im Pflegeberufegesetz vorgesehenen Über-

gangsvorschrift auch die bisherigen „Gesundheits- 

und Krankenpflegerinnen“ bzw. „Gesundheits- und 

Krankenpfleger“ (vgl. § 64 i. V. m. § 1 Abs. 1 

PflBG). 

Zu Nr. 2 (bisherige § 3): 

Der Ausschuss empfiehlt eine redaktionelle An-

passung infolge der Änderung der Paragrafenrei-

henfolge (bisheriger § 2 wird neuer § 3; der bishe-

rige § 4 „rückt nicht auf“). 

Das Fachministerium hat dem Ausschuss zu der 

Regelung ergänzend erläutert, dass für den Um-

fang der Freistellung (§ 9 b Abs. 3 Sätze 2 bis 4 

TPG) von gemeinsamen Transplantationsbeauf-

tragten das jeweilige Anstellungskrankenhaus 

verantwortlich sei. Dabei ergebe sich der Umfang 

der Freistellung aus der Summe aller beteiligten 

Krankenhäuser und deren Intensivbetten. Eine 

entsprechende Regelung dazu solle in den Ver-

einbarungen nach § 9 b Abs. 4 Satz 2 TPG erfol-

gen. 

Zu Nr. 3 (§ 4): 

Der Ausschuss empfiehlt zum einleitenden Ände-

rungsbefehl eine redaktionelle Anpassung infolge 

der Änderung der Paragrafenreihenfolge. 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2): 

Der Ausschuss empfiehlt eine Anpassung an die 

im Bundesrecht in § 9 b Abs. 2 Nr. 3 TPG geänder-

te Formulierung. 

Zu Buchstabe b (bisheriger Absatz 2): 

Auf die Ausführungen zu Nr. 0/2 (neuer § 2) wird 

verwiesen. Der bisherige Absatz 2 soll gestrichen 

werden. 

Zu Buchstabe c (bisheriger Absatz 3; jetzt Ab-

satz 2): 

Absatz 3 des geltenden Rechts wird infolge der 

empfohlenen Streichung des bisherigen Absat-

zes 2 neuer Absatz 2.  

Der Inhalt der Regelung überschneidet sich aller-

dings mit § 9 b Abs. 1 Sätze 5 und 6 TPG. Das 

Fachministerium hat hierzu erläutert, dass die bis-

herigen Regelungen die Gewährleistungen des 

§ 9 b Abs. 1 Sätze 5 und 6 TPG ergänzen und 

damit nach § 9 b Abs. 4 Satz 1 TPG näher ausge-

stalten sollen (z. B. im Falle der Nr. 2 dadurch, 

dass die Transplantationsbeauftragten nicht nur 

ein Zugangsrecht zu den Intensivstationen, son-

dern zu allen für die Organ- und Gewebespende 

relevanten Bereichen haben). Das wird durch die 

empfohlene Änderung des einleitenden Satzteils 

des (neuen) Absatzes 2 deutlicher. 

Zu Buchstabe d (bisheriger Absatz 4; jetzt Ab-

satz 3): 

Der Ausschuss empfiehlt eine redaktionelle Ände-

rung infolge der Streichung des Absatzes 2. 

Zu Nr. 4 (§ 5): 

Zu den Buchstaben a (Absatz 1 Satz 1) und b (Ab-

satz 3): 

Der Ausschuss empfiehlt redaktionelle Änderun-

gen infolge der vorgeschlagenen Einfügung eines 

neuen § 2. 

Zu Nr. 5 (§ 6 Abs. 2): 

Der Ausschuss empfiehlt eine redaktionelle Ände-

rung infolge der vorgeschlagenen Einfügung eines 

neuen § 2. 
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Zu Nr. 6 (bisherige §§ 7 und 8; jetzt §§ 6 und 7): 

Die in der Entwurfsfassung vorgesehene Änderung 

wird infolge der Einfügung eines neuen § 2 ent-

behrlich. 

Zu Nr. 7 (§ 8): 

Von den geltenden Übergangsregelungen haben 

sich die bisherigen Absätze 2 und 3 durch Zeitab-

lauf erledigt. Der Ausschuss empfiehlt, diese zu 

streichen. Der Wortlaut der Regelung soll zudem 

insgesamt neu gefasst werden: 

Zunächst soll die Formulierung in Satz 1 „Inkraft-

treten dieses Gesetzes“ durch das konkrete Datum 

(nämlich: 1. Januar 2019) ersetzt werden, um 

Missverständnisse im Hinblick auf das Inkrafttreten 

dieser Novelle zu vermeiden. Im Übrigen dient die 

empfohlene Formulierung der Klarstellung, dass 

die Voraussetzungen des § 9 b Abs. 1 Satz 1 TPG 

im Entnahmekrankenhaus in jedem Fall eingehal-

ten werden müssen. Es muss also auch dann eine 

ärztliche Transplantationsbeauftragte oder ein 

ärztlicher Transplantationsbeauftragter vorhanden 

sein, wenn die oder der vor dem 1. Januar 2019 

erstmals bestellte Transplantationsbeauftragte 

diese Qualifikation nicht aufweist. Die Übergangs-

vorschrift soll an dieser bundesrechtlichen Vorgabe 

nichts ändern. 

Das neu aufgenommene Wort „erstmals“ dient der 

Klarstellung, da nach Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 

des geltenden Rechts eine erneute Bestellung der 

(erstmals) vor dem 1. Januar 2019 bestellten 

Transplantationsbeauftragten erforderlich war. Die 

erneute Bestellung muss mittlerweile erfolgt sein, 

sodass auch Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 des gel-

tenden Rechts in die empfohlene Formulierung 

nicht aufgenommen worden ist. 

Satz 2 entspricht Absatz 1 Satz 2 des geltenden 

Rechts. Allerdings empfiehlt der Ausschuss anstel-

le der Formulierung „innerhalb von vier Jahren 

nach Inkrafttreten dieses Gesetzes“ die Aufnahme 

des konkreten Datums (1. Januar 2023). 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Kollege Jasper.  

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 

dass dieses Gesetz ohne eine allgemeine Aus-

sprache verabschiedet werden soll. - Dazu höre 

und sehe ich keinen Widerspruch.  

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf:  

Artikel 1. - Hierzu liegt uns eine Änderungsempfeh-

lung des Ausschusses vor. Wenn Sie dieser Emp-

fehlung folgen möchten, bitte ich Sie jetzt um ein 

Handzeichen. - Das sind, soweit ich es sehen 

kann, alle. Gibt es Gegenstimmen? - Enthaltun-

gen? - Das ist beides nicht der Fall. Insofern sind 

Sie der Änderungsempfehlung einstimmig gefolgt. 

Artikel 2. - Unverändert. 

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.  

Wir kommen zur Schlussabstimmung.  

Wenn Sie dem Gesetzentwurf Ihre Zustimmung 

geben wollen, dann bitte ich Sie jetzt, sich von 

Ihrem Platz zu erheben. - Es sieht so aus, als sei-

en das alle. Wenn es Gegenstimmen gibt, dann 

bitte ich, nun aufzustehen. - Es erhebt sich nie-

mand. Gibt es Enthaltungen? - Auch das ist nicht 

der Fall. Dann war das einstimmig. - Vielen Dank. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 29: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Gesetzes zur Ausführung des 

Neunten und des Zwölften Buchs des Sozial-

gesetzbuchs - Gesetzentwurf der Fraktion der 

SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/11130 - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Sozia-

les, Gesundheit und Gleichstellung - Drs. 18/11423

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-

wurf mit Änderungen anzunehmen.  

Die mündliche Berichterstattung hat der Abgeord-

nete Uwe Schwarz übernommen.  

(Unruhe) 

- Vielleicht kann die Beratung auf der, von mir aus 

gesehen, rechten Seite nach draußen verlegt wer-

den.  

Bitte sehr, Herr Schwarz! 

Uwe Schwarz (SPD), Berichterstatter: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Gleich-

stellung empfiehlt Ihnen in der Drucksache 

18/11423, den Gesetzentwurf mit den aus der 

Beschlussempfehlung ersichtlichen Änderungen 

anzunehmen. Diese Beschlussempfehlung erfolgte 

im Ausschuss einstimmig. Die mitberatenden Aus-

schüsse für Rechts- und Verfassungsfragen sowie 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11130.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11423.pdf
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für Haushalt und Finanzen haben sich dieser Emp-

fehlung - ebenfalls einstimmig - angeschlossen. 

Der Gesetzentwurf wurde direkt an die Ausschüs-

se überwiesen und im Sozialausschuss von einem 

Vertreter des Sozialministeriums eingebracht. 

Mit dem Gesetzentwurf werden für Niedersachsen 

diejenigen Kommunen, die örtliche Träger der 

Sozialhilfe nach dem SGB XII sind, auch als zu-

ständige Träger des Sofortzuschlags nach 

§ 145 SGB XII bestimmt. 

Die neue Leistung eines Sofortzuschlags ist auf 

Bundesebene kurzfristig mit Gesetz vom 23. Mai 

dieses Jahres eingeführt worden. Es handelt sich 

um einen Zuschlag in Höhe von 20 Euro pro Mo-

nat, der vorübergehend ab dem 1. Juli 2022 bis zur 

Einführung einer Kindergrundsicherung an Kinder, 

Jugendliche und junge Erwachsene ergeht, die 

Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II, dem 

SGB XII, dem Bundesversorgungsgesetz oder 

dem Asylbewerberleistungsgesetz haben oder für 

die ein Kinderzuschlag nach § 6 a des Bundeskin-

dergeldgesetzes gezahlt wird.  

Hieraus ergibt sich nun ein landesgesetzlicher 

Handlungsbedarf, weil nach dem Bundesrecht die 

für die Ausführung der Regelungen zum Sofortzu-

schlag zuständigen Träger nach Landesrecht zu 

bestimmen sind. Diese landesrechtliche Trägerbe-

stimmung nimmt der Gesetzentwurf vor; außerdem 

enthält er weitere ergänzende Ausführungsbe-

stimmungen, etwa zur Möglichkeit der Heranzie-

hung kreis- und regionsangehöriger Gemeinden 

zur Aufgabenwahrnehmung.  

Bei den vom Ausschuss für Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung zu dem Gesetzentwurf empfoh-

lenen Änderungen handelt es sich vorwiegend um 

Änderungen der Regelungssystematik. Insbeson-

dere wird im Hinblick auf die neue zusätzliche Leis-

tung des Sofortzuschlags die Einführung eines 

neuen, eigenständigen Paragrafen empfohlen. Im 

Übrigen handelt es sich bei den Änderungsemp-

fehlungen des Ausschusses um Folgeänderungen 

oder Änderungen eher redaktioneller Art. 

Vor diesem Hintergrund gebe ich meinen weiteren 

Bericht zu den einzelnen Änderungsempfehlungen 

zu Protokoll und bitte um Zustimmung zur vorge-

legten Beschlussempfehlung. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

(Zu Protokoll:) 

Den empfohlenen Änderungen liegen im Einzelnen 

die folgenden Erwägungen zugrunde: 

Zu Artikel 1 (Änderung des Niedersächsischen 

Gesetzes zur Ausführung des Neunten und des 

Zwölften Buchs des Sozialgesetzbuchs): 

Zu Nr. 0/1 - neu - (Überschriften des Zweiten Teils 

und des Ersten Kapitels des Zweiten Teils): 

Bei der empfohlenen neuen Nr. 0/1 handelt es sich 

um redaktionelle Folgeänderungen zu der Empfeh-

lung, nach § 3 einen neuen § 3 a einzufügen, in 

welchem die örtlichen Träger der Sozialhilfe auch 

zu Trägern des Sofortzuschlags nach § 145 

SGB XII bestimmt werden (vgl. hierzu die Ände-

rungsempfehlung in Nr.  2/1 und die dazugehörige 

Erläuterung sowie die Erläuterung zu den Nrn. 1 

und 2). 

Zu Nr. 1 (§ 2 Abs. 2 Satz 2): 

Der Ausschuss empfiehlt, die Regelung (hier) zu 

streichen und sie aus systematischen Gründen im 

Zuge einer neuen eigenständigen Regelung zur 

Trägerschaft für den Sofortzuschlag nach § 145 

SGB XII in einem neuen § 3 a wieder aufzugreifen 

(vgl. die Änderungsempfehlung unter Nr. 2/1). In 

der Entwurfsfassung bleibt nämlich unklar, in wel-

chem Verhältnis die Sozialhilfe nach dem SGB XII 

und der Sofortzuschlag nach § 145 SGB XII bzw. 

in welchem Verhältnis die jeweiligen Trägerschaf-

ten und die sie regelnden Bestimmungen stehen. 

Im Einzelnen:  

Anlass des vorliegenden Gesetzentwurfs ist, dass 

die für die Ausführung der Regelungen zum So-

fortzuschlag nach § 145 SGB XII zuständigen Trä-

ger nach dessen Absatz 4 Satz 1 nach Landes-

recht bestimmt werden (vgl. ausführlich die Ent-

wurfsbegründung, S. 1 ff.). Eine Anwendung (ins-

besondere) der bundesrechtlichen Regelung über 

die Träger der Sozialhilfe in § 3 SGB XII wird inso-

weit ausdrücklich ausgeschlossen (vgl. § 145 

Abs. 4 Satz 2 SGB XII). Dennoch enthält der vor-

liegende Gesetzentwurf keine explizite Regelung 

zur Trägerschaft des im Bundesrecht neu vorge-

sehenen Sofortzuschlags. Vielmehr sieht er mit der 

vorliegenden Entwurfsregelung lediglich vor, die 

Leistung des Sofortzuschlags nach § 145 SGB XII 

in § 2 Abs. 2 Satz 2 zu ergänzen. § 2 Abs. 2 in der 

Fassung des vorliegenden Gesetzentwurfs regelt 

aber nicht die Träger der Leistung nach § 145 

SGB XII, sondern - nach wie vor - in Bezugnahme 

auf § 3 SGB XII (vgl. den Klammerzusatz nach der 
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Überschrift) allein die (örtlichen) Träger der Sozial-

hilfe (s. Satz 1 in der geltenden Fassung, der von 

dem Gesetzentwurf unberührt bleibt). Insoweit 

bleibt das dem Gesetzentwurf zugrunde gelegte 

Verhältnis zwischen Sozialhilfe und Sofortzuschlag 

aber unklar. Zwar könnte man meinen, dass da-

nach die nach dem Bundesrecht erforderliche lan-

desrechtliche Bestimmung der für den Sofortzu-

schlag nach § 145 SGB XII zuständigen Träger - 

vergleichbar der Rechtslage bei den BuT-

Leistungen nach den §§ 34 ff. SGB XII (s. § 34 c 

SGB XII) - in § 2 zu sehen ist. Dies würde dann 

aber bedeuten, dass dem Gesetzentwurf zugrunde 

gelegt wäre, dass der Sofortzuschlag nach § 145 

SGB XII der Sozialhilfe nach dem SGB XII unterfie-

le und die Aufgabe als solche daher unmittelbar 

den Trägern der Sozialhilfe obläge (dazu noch 

sogleich). Diesem Verständnis steht im Hinblick 

auf den Gesetzentwurf aber bereits entgegen, 

dass § 2 Abs. 2 Satz 2, wonach die örtlichen Trä-

ger ihre Aufgaben insoweit als Pflichtaufgaben im 

eigenen Wirkungskreis erfüllen, in der Entwurfs-

fassung die hier nun auch Erwähnung findende 

Leistung des Sofortzuschlags nach § 145 SGB XII 

systematisch gleichrangig neben die Aufgaben des 

örtlichen Trägers der Sozialhilfe stellt. Dieses 

gleichrangige „Nebeneinander“ findet sich im Übri-

gen auch in den weiteren Entwurfsregelungen, 

insbesondere in § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 in der 

Entwurfsfassung. 

Tatsächlich ist nicht ganz eindeutig, ob die Leis-

tung nach § 145 SGB XII zu den Leistungen der 

Sozialhilfe gehören soll oder nicht: So wird der 

Sofortzuschlag in der Begründung des betreffen-

den Gesetzentwurfs des Bundes verschiedentlich 

als neue Leistung des Dritten Kapitels des SGB XII 

bezeichnet (vgl. BT-Drs. 20/1411, insbesondere 

S. 20, ähnlich auch S. 2, 14 und 24), welches die 

Hilfe zum Lebensunterhalt und damit klassische 

Leistungen der Sozialhilfe regelt. Allerdings ist die 

den Anspruch begründende Regelung von Anfang 

an nicht im Dritten Kapitel des SGB XII, sondern 

am Ende des Gesetzes in § 145 SGB XII verortet 

worden; auch war nie vorgesehen, § 145 in § 8 

SGB XII, der die Leistungen der Sozialhilfe im 

Einzelnen benennt, aufzuführen (vgl. Artikel 3 des 

Gesetzentwurfs, BT-Drs. 20/1411, S. 8 f.; die BuT-

Leistungen gemäß den §§ 34 ff. SGB XII sind hin-

gegen in das Dritte Kapitel integriert). Zudem wird 

in der Begründung zum Bundesgesetzentwurf 

auch wiederholt ausgeführt, dass es sich bei dem 

für die verschiedenen Rechtskreise (SGB II, 

SGB XII, Asylbewerberleistungsgesetz, Bundes-

kindergeldgesetz, Bundesversorgungsgesetz) vor-

gesehenen Sofortzuschlag um eine neue und zu-

sätzliche Leistung handele (vgl. BT-Drs. 20/1411, 

S. 12, 16), die vorübergehend bis zur Einführung 

einer Grundsicherung erbracht werde (BT-Drs. 

20/1411, S. 12, 24) und die Lebensumstände und 

Chancen bedürftiger Kinder und Jugendliche ver-

bessern solle (BT-Drs. 20/1411, S. 12, 16). Anders 

als die ebenfalls in den jeweiligen Rechtskreisen 

vorgesehenen Einmalzahlungen an erwachsene 

Leistungsberechtigte aus Anlass der COVID-19-

Pandemie (BT-Drs. 20/1411, S. 1, 18, 24 f.) soll die 

zusätzliche Leistung insoweit auch nicht der De-

ckung eines konkreten Bedarfs dienen: Die zum 

Existenzminimum gehörenden Bedarfe würden 

bereits durch die derzeit geltenden Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhalts gedeckt. Bis zur 

Einführung einer Kindergrundsicherung ergänze 

der Sofortzuschlag die erforderlichen Leistungen 

zur Sicherung des Lebensunterhalts um einen 

zusätzlichen Betrag, der unabhängig von der gel-

tenden Höhe der Regelbedarfe oder anderer Be-

darfe erbracht werde (BT-Drs. 20/1411, S. 17, 24). 

Entsprechend unterliegt der Sofortzuschlag auch 

nicht der Einkommens- und Vermögensanrech-

nung. 

Vor diesem Hintergrund ist der Ausschuss der 

Ansicht, dass der Sofortzuschlag nach § 145 

SGB XII zwar eine Leistung nach dem SGB XII, 

aber keine (klassische) Leistung der Sozialhilfe 

nach dem SGB XII darstellt. Wenn es sich insoweit 

aber nicht um (klassische) Sozialhilfe handelt, soll 

die erforderliche landesrechtliche Bestimmung der 

Träger des Sofortzuschlags nicht im Zusammen-

hang mit der landesrechtlichen Bestimmung der 

Träger der Sozialhilfe in § 2, sondern ausdrücklich 

und gesondert in einer neuen Regelung normiert 

werden. 

Der Ausschuss empfiehlt daher, einen neuen § 3 a 

einzufügen, in dem die Trägerbestimmung für den 

Sofortzuschlag getroffen und in dessen Rahmen 

dann auch der Charakter als Pflichtaufgabe im 

eigenen Wirkungskreis geregelt wird (vgl. die neue 

Nr. 2/1), und die vorliegende Entwurfsregelung im 

Gegenzug zu streichen. 

Zu Nr. 2 (§ 3 Abs. 2): 

Vgl. zunächst die Erläuterung zu Nr. 1. Aus den 

dort genannten Gründen wird eine gesonderte 

Bestimmung der für den Sofortzuschlag zuständi-

gen Träger in einem neuen § 3 a vorgeschlagen 

(vgl. Nr. 2/1), sodass die vorliegende Entwurfsre-

gelung entfällt. 
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Zu Nr. 2/1 (§ 3 a) 

Aus den in der Anmerkung zu Nr. 1 dargelegten 

Gründen soll die Bestimmung der Träger des So-

fortzuschlags nach § 145 SGB XII gesondert in 

einem neuen § 3 a erfolgen. Die insoweit empfoh-

lene Regelung in Absatz 1 Satz 1 beruht auf einem 

Formulierungsvorschlag des MS. Die Bezugnahme 

auf die örtlichen Träger der Sozialhilfe (statt einer 

direkten Bestimmung der Landkreise, kreisfreien 

Städte und der Region Hannover) erfolgt im Hin-

blick auf den das Sozialleistungsrecht durchzie-

henden Grundsatz der Leistungsgewährung aus 

einer Hand und vor dem Hintergrund, dass die 

Anspruchsvoraussetzungen für den Sofortzuschlag 

nach § 145 SGB XII an Leistungsansprüche Min-

derjähriger in der Sozialhilfe nach dem SGB XII 

anknüpfen, für deren Erfüllung eben die örtlichen 

Träger der Sozialhilfe zuständig sind (vgl. auch die 

Entwurfsbegründung, S. 3).  

Soweit die empfohlene Formulierung dabei neben 

der Bestimmung der Trägerschaft auch die aus-

drückliche Festlegung der (sachlichen) Zuständig-

keit der Träger des Sofortzuschlags („zuständige 

Träger“) vorsieht, ist dies zwar nicht eigentlich 

erforderlich. Denn die sachliche Zuständigkeit der 

genannten Träger ergibt sich hier bereits daraus, 

dass sie allein als Aufgabenträger bestimmt sind 

(anders bei der Trägerschaft der Sozialhilfe mit 

ihren zwei Ebenen). Der Ausschuss möchte den-

noch zum Zwecke der Klarstellung auch an der 

ausdrücklichen Zuständigkeitsbestimmung (vgl. 

auch Nr. 2 des Entwurfs) festhalten. 

Die Regelung in Satz 2 greift die Entwurfsregelung 

in Nr. 1 des Entwurfs wieder auf, die dort aus sys-

tematischen Gründen zur Streichung empfohlen 

wurde. 

Absatz 2 regelt die örtliche Zuständigkeit. Für die 

Träger der Sozialhilfe ist die örtliche Zuständigkeit 

nicht landesgesetzlich geregelt, sondern in § 98 

SGB XII. Dieser findet aber auf die - nach § 145 

Abs. 4 Satz 1 nach Landesrecht zu bestimmen-

den - Träger des Sofortzuschlags keine Anwen-

dung, sodass hierfür eine gesonderte Bestimmung 

in das Landesgesetz aufgenommen werden muss. 

Dabei soll sich die örtliche Zuständigkeit des Trä-

gers des Sofortzuschlags nach der örtlichen Zu-

ständigkeit für die Leistungen der Sozialhilfe rich-

ten, zu denen nach § 145 Abs. 1 Sätze 2 und 3 

SGB XII der Sofortzuschlag erfolgt. Dies wird 

durch die empfohlene Regelung umgesetzt. 

Der Ausschuss empfiehlt zudem, in Absatz 3 eine 

Vorschrift anzufügen, mit der allgemein geregelt 

wird, dass die nachfolgenden für die örtlichen Trä-

ger geltenden (systematisch passenden) Regelun-

gen sinngemäß auch für die Träger des Sofortzu-

schlags nach § 145 SGB XII gelten, jedenfalls 

soweit dort nichts anderes bestimmt ist (vgl. hierzu 

auch Nr. 4 des Entwurfs). Dies dient der Vermei-

dung einer entsprechenden Ergänzung in jeder 

einzelnen dieser Vorschriften. Eine solche Ergän-

zung wäre anderenfalls etwa erforderlich für den in 

Nr. 3 des Gesetzentwurfs auch entsprechend ge-

änderten § 4 Abs. 1, aber beispielsweise auch für 

den von der Entwurfsfassung nicht berührten § 6 

Abs. 2 und 3 oder § 10 Abs. 1. 

Zu Nr. 3 (§ 4 Abs. 1): 

Die empfohlene Streichung der Entwurfsregelung 

in Nr. 3 ist eine Folgeänderung zu der unter Nr. 2/1 

empfohlenen Regelung in § 3 a Abs. 3, mit der die 

sinngemäße Anwendbarkeit der für die örtlichen 

Träger der Sozialhilfe geltenden Vorschriften auf 

die Träger des Sofortzuschlags angeordnet wird 

(vgl. auch die dortige Erläuterung). Diese Bestim-

mung erfasst auch § 4 Abs. 1 und macht die vor-

liegende Entwurfsregelung entbehrlich. 

Insoweit empfiehlt der Ausschuss im Übrigen auch, 

es hinsichtlich der Frage der Heranziehung kreis- 

oder regionsangehöriger Gemeinden durch die 

Träger des Sofortzuschlags bei einer Ermessens-

vorschrift zu belassen. Der Anregung von Teilen 

der in der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 

Spitzenverbände zusammengeschlossenen Ver-

bände, eine Regelung einzuführen, nach der die 

Ausführung des § 145 SGB XII von der bestehen-

den Heranziehung der kreisangehörigen Kommu-

nen umfasst ist, sofern diese für die Erbringung 

von laufenden Leistungen der Hilfe zum Lebensun-

terhalt nach dem SGB XII herangezogen sind (vgl. 

Vorlage 1, S. 1), soll im Hinblick auf die von der 

Selbstverwaltungsgarantie geschützte Organisati-

onshoheit der Kommunen nicht gefolgt werden, 

zumal die Stellungnahme der in der Arbeitsge-

meinschaft vertretenen Verbände insoweit auch 

nicht einheitlich erfolgt ist. 

Zu Nr. 4 (§ 22 Abs. 3): 

Die Änderungsempfehlung erfolgt aus systemati-

schen Gründen.  

Absatz 3 des § 22 bestimmt u. a. die Aufwendun-

gen, die nach dem vorgehenden Absatz 2 der ge-

genseitigen Beteiligung zwischen den örtlichen 

und dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe unter-
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liegen. Die Aufwendungen für den Sofortzuschlag 

nach § 145 SGB XII sollen nach dem Gesetzent-

wurf hingegen nicht in die gegenseitige Beteiligung 

miteinbezogen werden. Nach der den Änderungs-

empfehlungen des Ausschusses zugrunde geleg-

ten Systematik unterfällt aber die Leistung des 

Sofortzuschlags gar nicht der (klassischen) Sozial-

hilfe und wird auch von den betreffenden Gebiets-

körperschaften nicht als örtliche Träger der Sozial-

hilfe, sondern als Träger der eigenständigen Auf-

gabe „Leistung des Sofortzuschlags nach § 145 

SGB XII“ gewährt. Allerdings wird mit dem vom 

Ausschuss empfohlenen neuen § 3 a Abs. 3 ange-

ordnet, dass die für die örtlichen Träger der Sozi-

alhilfe geltenden Regelungen grundsätzlich auf die 

Träger des Sofortzuschlags sinngemäß Anwen-

dung finden. Insofern könnte man auf die Idee 

kommen, dass dies auch für § 22 Abs. 2 gelten 

könnte, obwohl es im Hinblick auf die Träger des 

Sofortzuschlags nur eine „Ebene“ gibt und eine 

gegenseitige Beteiligung mit einer weiteren Trä-

gerebene bezogen allein auf den Sofortzuschlag 

daher nicht möglich ist. Der Ausschuss möchte 

aber sicherstellen, dass die Aufwendungen für den 

Sofortzuschlag nach § 145 SGB XII nicht, auch 

nicht irrtümlich, in die gegenseitige Beteiligung 

nach § 22 Abs. 2 miteinbezogen werden. Daher 

soll insoweit „etwas anderes“ im Sinne des neuen 

§ 3 a Abs. 3 geregelt werden. Dies wird mit dem 

empfohlenen neuen Satz 2, der die Anwendbarkeit 

des § 22 Abs. 2 insoweit explizit ausschließt, um-

gesetzt. 

Zu Artikel 1/1 (Neubekanntmachung): 

Durch die in Artikel 1 Nrn. 0/1 und 2/1 empfohle-

nen Änderungen werden Überschriften geändert 

und ein neuer Paragraph eingefügt; diese Ände-

rungen müssen sich am Ende dann auch in der 

dem Gesetz vorangestellten Inhaltsübersicht wie-

derfinden. Nach den Hinweisen der Staatskanzlei 

zur einheitlichen rechtsförmlichen Gestaltung der 

Entwürfe von Gesetzen und Verordnungen (s. dort 

unter I. 12.6) ist in Fällen wie dem vorliegenden für 

die Anpassung der Inhaltsübersicht eine Ermächti-

gung zur Neubekanntmachung erforderlich. Diese 

wird mit dem vorliegend empfohlenen neuen Arti-

kel 1/1 ergänzt. Die Fassung der Regelung ent-

spricht derjenigen in den Hinweisen der Staats-

kanzlei unter I. 12.10. und enthält zur Sicherheit 

auch die Ermächtigung, bei der Neubekanntma-

chung etwaige Unstimmigkeiten des Wortlauts zu 

beseitigen. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten): 

Der Ausschuss empfiehlt, das Gesetz - anders als 

im Gesetzentwurf vorgesehen - rückwirkend in 

Kraft treten zu lassen und die Regelung zum In-

krafttreten entsprechend zu fassen. Diese Empfeh-

lung trägt dem Umstand Rechnung, dass das Juni-

Plenum, in welchem der Gesetzentwurf verab-

schiedet werden soll, in der Zeit vom 28. Juni bis 

zum 1. Juli 2022 stattfinden wird. Eine Verkündung 

des Gesetzes vor dem 1. Juli 2022 wäre damit 

zwar rein theoretisch möglich, aber aufgrund des 

dann erforderlichen sehr gedrängten Ablaufs orga-

nisatorisch aufwendig und vermehrt fehleranfällig. 

Demgegenüber hält der Ausschuss ein rückwir-

kendes Inkrafttreten des Gesetzes für rechtlich 

unproblematisch. Dieses dürfte zudem auch nur 

wenige Tage umfassen. 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke sehr, Herr Schwarz, für Ihren Bericht.  

Wir steigen in die Einzelberatung ein. Ich rufe auf: 

Artikel 1. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung 

des Ausschusses vor. Wenn Sie ihr zustimmen 

wollen, bitte ich Sie jetzt um Ihr Handzeichen. Das 

sieht einstimmig aus. Gibt es Gegenstimmen? - 

Stimmenthaltungen? - Der Änderungsempfehlung 

des Ausschusses wurde einstimmig gefolgt. 

(Unruhe) 

- Herr Kollege Prange, es stört, wenn Sie sich un-

terhalten. Wir befinden uns mitten in den Abstim-

mungen. Das ist nicht besonders lustig.  

Artikel 1.1. - Auch hierzu liegt uns eine Ände-

rungsempfehlung des Ausschusses vor. Wenn Sie 

ihr folgen können, bitte ich Sie wiederum um Ihr 

Handzeichen. - Auch das war einstimmig, meine 

ich. Gibt es Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? 

- Der Änderungsempfehlung des Ausschusses 

wurde einstimmig gefolgt. 

Artikel 2. - Auch hierzu liegt uns eine Änderungs-

empfehlung des Ausschusses vor. Wenn Sie ihr 

zustimmen, bitte ich Sie wiederum um Ihr Hand-

zeichen. - Es folgen CDU, FDP, Bündnis 90/Die 

Grünen, SPD und die Fraktionslosen. Ich frage 

sicherheitshalber: Gibt es Gegenstimmen? - 

Stimmenthaltungen? - Beides ist nicht der Fall. 

Insofern haben Sie auch dieser Änderungsempfeh-

lung des Ausschusses einstimmig zugestimmt. 

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.  
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Wir kommen zur Schlussabstimmung.  

Wenn Sie dem Gesetzentwurf zustimmen möch-

ten, bitte ich Sie, sich vom Platz zu erheben. - Gibt 

es Gegenstimmen? - Das ist nicht der Fall. Gibt es 

Enthaltungen? - Auch das sehe ich nicht. Insofern 

haben Sie den Gesetzentwurf einstimmig ange-

nommen. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 30: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag 

zwischen dem Freistaat Bayern und dem Land 

Niedersachsen zur Änderung der Staatsverträ-

ge über die Zugehörigkeit der niedersächsi-

schen Architekten zur Bayerischen Architek-

tenversorgung - Gesetzentwurf der Landesregie-

rung - Drs. 18/11251 - Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 

Digitalisierung - Drs. 18/11424

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-

wurf unverändert anzunehmen.  

Die mündliche Berichterstattung hat die Abgeord-

nete Thordies Hanisch übernommen, der ich das 

Wort erteile. Bitte sehr, Frau Kollegin! 

Thordies Hanisch (SPD), Berichterstatterin: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Der Ausschuss für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung empfiehlt Ihnen 

in der Drucksache 18/11424, den Gesetzentwurf 

unverändert anzunehmen. Diese Beschlussemp-

fehlung kam sowohl im federführenden Ausschuss 

als auch im mitberatenden Ausschuss für Rechts- 

und Verfassungsfragen einstimmig zustande. 

Der Gesetzentwurf wurde direkt an die Ausschüs-

se überwiesen und im federführenden Ausschuss 

von einem Vertreter des Fachministeriums einge-

bracht und erläutert. 

Es geht um die Zustimmung zu einer Änderung der 

beiden Staatsverträge mit dem Freistaat Bayern, 

durch die seit Jahrzehnten die Mitgliedschaft der 

niedersächsischen Architektinnen und Architekten 

in der Bayerischen Architektenversorgung geregelt 

ist. 

Hintergrund der Änderung ist die Juniormitglied-

schaft in der Architektenkammer. Die Juniormit-

gliedschaft haben wir im letzten Jahr für die Absol-

ventinnen und Absolventen, die ihre berufsprakti-

sche Tätigkeit begonnen haben, im Niedersächsi-

schen Architektengesetz geschaffen. - Sie erinnern 

sich. 

Nun geht es darum, durch die Änderung der 

Staatsverträge dafür zu sorgen, dass die Junior-

mitgliedschaft in der Architektenkammer auch zur 

Mitgliedschaft in der berufsständischen Versor-

gungseinrichtung führt. Zukünftig soll ein Junior-

mitglied, sobald es bei der Architektenkammer 

eingetragen ist, automatisch Mitglied der Bayeri-

schen Architektenversorgung werden. 

Diese Änderung der Staatsverträge zur Architek-

tenversorgung ist im federführenden Ausschuss 

auf einhellige Zustimmung gestoßen. Von der 

Durchführung einer Anhörung hat der Ausschuss 

abgesehen, um das Verfahren zu beschleunigen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, im Namen 

des federführenden Ausschusses bitte ich Sie nun, 

der Beschlussempfehlung zuzustimmen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und besten 

Dank an den Gesetzgebungs- und Beratungs-

dienst für die Unterstützung. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Frau Hanisch, für Ihren Bericht.  

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 

dass auch dieser Gesetzentwurf ohne allgemeine 

Aussprache verabschiedet werden soll. - Ich höre 

keinen Widerspruch.  

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf: 

Artikel 1 einschließlich Staatsvertrag. - Unverän-

dert.  

Artikel 2. - Unverändert.  

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.  

Wir kommen zur Schlussabstimmung.  

Wenn Sie dem Gesetzentwurf zustimmen können, 

bitte ich Sie, sich vom Platz zu erheben. - Das sind 

alle. Ich frage vorsichtshalber nach Gegenstim-

men. - Sie gibt es nicht. Ich frage auch nach Ent-

haltungen. - Auch sie gibt es nicht. Damit ist das 

Gesetz einstimmig so beschlossen worden. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11251.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11424.pdf
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Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 31: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Landeswahlgesetzes und der 

Niedersächsischen Landeswahlordnung - Ge-

setzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion 

der CDU - Drs. 18/11332 - Beschlussempfehlung 

des Ausschusses für Inneres und Sport - 

Drs. 18/11425 - Änderungsantrag der Fraktion der 

SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/11455

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-

wurf mit Änderungen anzunehmen.  

Die mündliche Berichterstattung hat der Abgeord-

nete Deniz Kurku übernommen. Bitte sehr, Herr 

Kurku! 

Deniz Kurku (SPD), Berichterstatter: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 

Ausschuss für Inneres und Sport empfiehlt Ihnen in 

der Drucksache 18/11425 einstimmig, den Ge-

setzentwurf mit den aus der Beschlussempfehlung 

ersichtlichen Änderungen anzunehmen. Dem hat 

sich der mitberatende Ausschuss für Rechts- und 

Verfassungsfragen angeschlossen. 

Der direkt an die Ausschüsse überwiesene Ge-

setzentwurf hat zum Ziel, die Kreiswahlleitungen 

bei der Organisation der Briefwahl zu entlasten. 

Der Anteil der mit Wahlschein Wählenden ist in 

den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. Dabei 

hat sich der Trend zur Briefwahl als Auswirkung 

der COVID-19-Pandemie weiter verstärkt. Daher 

soll mit dem Entwurf die Möglichkeit für die Kreis-

wahlleitungen geschaffen werden, sich dadurch zu 

entlasten, dass die Auszählung der Briefwahl im 

Wahlkreis durch Anordnung auf einzelne Gemein-

den verlagert werden kann. Eine vergleichbare 

Regelung ist schon seit längerer Zeit im Bundes-

wahlgesetz vorhanden. Der wesentliche Unter-

schied der empfohlenen Regelung zum Bundes-

recht besteht jedoch darin, dass eine Aufgabenver-

lagerung wegen der damit verbundenen Belastun-

gen ohne Einvernehmen der jeweils betroffenen 

Gemeinde nicht möglich ist. 

Die zu § 25 Abs. 4 Sätze 4 bis 6 NLWG empfohle-

nen Änderungen sollen dazu dienen, das beab-

sichtigte Regelungsziel klarer zu fassen. 

Die zu Satz 4 empfohlene Fassung soll verdeutli-

chen, dass die bei einer Gemeinde zu bildenden 

Briefwahlvorstände neben die für die übrigen Ge-

meinden des Wahlkreises weiterhin zuständigen, 

von der Kreiswahlleitung zu bildenden Briefwahl-

vorstände treten, um diese zu entlasten. 

Die im Entwurf vorgesehene Konstellation, dass 

eine Gemeinde „federführend“ für mehrere weitere 

Gemeinden tätig werden soll, soll zum besseren 

Verständnis in einem eigenen Satz 5 abgebildet 

werden. Des Einverständnisses dieser weiteren 

Gemeinden bedarf es nicht, weil der mit der Durch-

führung der Briefwahl verursachte Arbeitsaufwand 

nur bei der federführenden Gemeinde anfällt. 

Satz 6 soll ergänzend zum Entwurf klarstellen, 

dass die infolge einer entsprechenden Anordnung 

für die Berufung der gemeindlichen Briefwahlvor-

stände zuständigen Gemeinden entsprechend des 

§ 25 Abs. 2 und 3 zu unterstützen sind. 

Über die Beschlussempfehlung des federführen-

den Ausschusses für Inneres und Sport hinaus 

liegt Ihnen inzwischen in der Drucksache 18/11455 

noch ein Änderungsantrag der Fraktionen von 

SPD und CDU vor. Der Grund dafür ist zum einen, 

dass durch eine weitere Änderung des § 48 Abs. 3 

NLWG ausgeschlossen werden soll - - - 

(Unruhe) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Ich muss Sie einmal kurz unterbrechen, Herr Kol-

lege. - Dieser Plenarsaal ist nur halb voll, aber es 

ist voll laut, weil hier überall irgendwelche Gesprä-

che stattfinden. Das ist lästig, weil man hier oben 

den Redner kaum versteht.  

(Karl-Heinz Bley [CDU] und Christoph 

Bratmann [SPD] sprechen miteinan-

der) 

Die hören das gar nicht. - Kollegen Bley und Brat-

mann, gehen Sie doch bitte raus!  

So, Herr Kurku, bitte sehr, fahren Sie fort! 

Deniz Kurku (SPD), Berichterstatter: 

Danke.  

Der Grund dafür ist zum einen, dass durch eine 

weitere Änderung des § 48 Abs. 3 NLWG ausge-

schlossen werden soll, dass eine Gemeinde zu-

ständig für die Verfolgung und Ahndung von Ord-

nungswidrigkeiten in Bezug auf den Kreiswahlvor-

stand werden kann. Zum anderen soll die Be-

zeichnung der Stelle, die in den Fällen der neuen 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11332.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11425.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11455.pdf
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Regelung in § 25 Abs. 4 NLWG an die Stelle der 

Kreiswahlleiterin oder des Kreiswahlleiters tritt, 

korrigiert werden. Dies macht formal umfangreiche 

Änderungen erforderlich, die aber letztlich alle auf 

der falschen Bezeichnung der betreffenden Stelle 

im Gesetzentwurf und in der Beschlussempfehlung 

beruhen.  

Im Namen des federführenden Ausschusses für 

Inneres und Sport bitte ich Sie nun, der Beschlus-

sempfehlung in der Fassung des Änderungsantra-

ges der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU zuzustimmen. 

Ich bedanke mich bei allen hier für Ihre Aufmerk-

samkeit. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Kurku.  

Sie haben es schon gesagt: In der Drucksache 

18/11455 liegt ein entsprechender Änderungsan-

trag vor, der eine völlig neue Fassung des Arti-

kels 2 vorsieht. Wir werden das gleich in der Ein-

zelberatung besprechen.  

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 

dass dieses Gesetz ohne allgemeine Aussprache 

verabschiedet werden soll. - Ich höre keinen Wi-

derspruch.  

Wir können dann zur Einzelberatung kommen. Ich 

rufe auf: 

Artikel 1 Nr. 1. - Dazu gibt es eine Änderungsemp-

fehlung des Ausschusses. Wenn Sie der Ände-

rungsempfehlung zustimmen wollen, bitte ich Sie 

um Ihr Handzeichen. Das sind die Fraktionen SPD, 

CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP. Gibt es 

Gegenstimmen? - Das ist nicht der Fall. Gibt es 

Enthaltungen? - Bei Enthaltung von fraktionslosen 

Abgeordneten sind Sie der Änderungsempfehlung 

des Ausschusses mit großer Mehrheit gefolgt.  

Artikel 1 Nr. 2. - Auch hierzu liegt uns eine Ände-

rungsempfehlung des Ausschusses vor. Wenn Sie 

der Empfehlung folgen wollen, bitte ich Sie um Ihr 

Handzeichen. - Das sind wieder weitestgehend 

alle. Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es Enthaltun-

gen? - Bei Enthaltung einiger fraktionslosen Abge-

ordneten sind Sie auch dieser Empfehlung mit 

großer Mehrheit gefolgt. 

Artikel 1 Nr. 3. - Hierzu gibt es einen Änderungsan-

trag der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU. Das ist die eben angesprochene Drucksache 

18/11455. Wenn Sie diesem Antrag folgen möch-

ten, bitte ich Sie um Ihr Handzeichen. - Das 

scheint mir einstimmig. Gibt es Gegenstimmen? - 

Oder Enthaltungen? - Bei Enthaltung einiger frakti-

onsloser Abgeordneter ist diesem Antrag der Frak-

tion der SPD und der Fraktion der CDU gefolgt 

worden.  

Artikel 2. - Auch hierzu liegt uns ein Änderungsan-

trag der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU in der Drucksache 18/11455 vor. Wenn Sie 

diesem Antrag folgen wollen, bitte ich Sie jetzt um 

Ihr Handzeichen. - SPD, CDU, Bündnis 90/Die 

Grünen, FDP, einige fraktionslose Abgeordnete 

haben auch zugestimmt, wie ich gerade noch ge-

sehen habe. Gibt es Gegenstimmen? - Das ist 

nicht der Fall. - Gibt es Enthaltungen? Bei einigen 

fraktionslosen Abgeordneten.  

Artikel 3. - Unverändert. 

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.  

Wenn Sie dem Gesetzentwurf Ihre Zustimmung 

geben wollen, bitte ich Sie, jetzt aufzustehen. - Das 

sind ganz viele. Gibt es Gegenstimmen? - Das ist 

nicht der Fall. Enthaltungen? - Gibt es bei den 

fraktionslosen Abgeordneten auf der von mir aus 

gesehenen rechten Seite. Nichtsdestotrotz haben 

Sie diesen Gesetzentwurf mit großer Mehrheit 

angenommen.  

Wir kommen zum letzten Tagesordnungspunkt für 

den heutigen Tag. Das ist der zurückgestellte Ta-

gesordnungspunkt.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 22: 

Abschließende Beratung: 

a) Moorschutz = Artenschutz + Klimaschutz. 

Moore als natürliche Kohlenstoffspeicher erhal-

ten und eine nachhaltige Nutzung fördern - 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/10170 - b) Gemeinsam für einen erfolg-

reichen Moor- und Klimaschutz - Moorböden 

nutzen und schützen, Rahmenbedingungen 

schaffen und den ländlichen Raum bei der 

Maßnahmenplanung mitnehmen - Antrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - 

Drs. 18/11260 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Umwelt, Energie, Bauen und Klima-

schutz - Drs. 18/11365

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10001-10500/18-10170.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11260.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/11001-11500/18-11365.pdf
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Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU un-

verändert anzunehmen und den Antrag der Frakti-

on Bündnis 90/Die Grünen abzulehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Ich eröffne die Beratung und erteile dem Abgeord-

neten Christian Meyer für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen das Wort. Bitte sehr, Herr Mey-

er! 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Intakte Moore sind unsere 

besten Klimaschützer, unsere besten Wasser-

schützer und auch unsere besten Artenschützer. 

Aber sie sind massiv von der Zerstörung bedroht. 

Wir haben in den Ausschussberatungen mitge-

kriegt, dass das Thünen-Institut mittlerweile davon 

ausgeht, dass durch die Moorzerstörung 20 % der 

Treibhausgasemissionen in Niedersachsen aus 

Mooren kommen. Ein Fünftel der schädlichen 

Emissionen kommt also aus einer falschen Moor-

nutzung.  

In der letzten Woche veröffentlichte die Neue Os-

nabrücker Zeitung einen Artikel mit der Überschrift 

„Klimakiller Torf: Statt Ausstieg weiterer Abbau - 

wie kann das sein?“. Es geht darum, dass in Nie-

dersachsen eine ganze Reihe von Torfabbauan-

trägen - im Emsland, in Cloppenburg, in Vechta - 

vor der Genehmigung stehen, obwohl man doch 

eigentlich daraus aussteigen will. Denn die rot-

schwarze Landesregierung hat noch kurz nach der 

Bundestagswahl mit Frau Klöckner, die da noch im 

Amt war, eine gemeinsame Bund-Länder-Verein-

barung zum Moorschutz unterzeichnet. Frau Otte-

Kinast, Sie haben das unterschrieben. Darin sind 

330 Millionen Euro vom Bund für die Renaturie-

rung von Torfbewirtschaftungsprojekten vorgese-

hen, und im Gegenzug - so steht es da drin - ha-

ben die Länder das gemeinsame Ziel unterschrie-

ben, keine neuen Anträge zum Torfabbau mehr zu 

genehmigen. 

Aber das ist irgendwie ein Lippenbekenntnis ge-

worden. Denn diese Anträge stehen vor der Tür. 

SPD und CDU haben die Rechtslage nicht geän-

dert. Die Abbauanträge der Torfindustrie laufen 

anscheinend weiter durch. Deshalb erwarte ich, 

dass die Agrarministerin einmal erklärt, warum sie 

die Vereinbarung mit der Bundesagrarministerin, 

keinen neuen Torfabbau zu genehmigen und ge-

gebenenfalls Gesetze zu ändern, unterschreibt, 

und dann aber anscheinend in vielen Landkreisen 

weiterhin klimaschädlicher Torfabbau genehmigt 

werden soll.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist ja schön, dass Sie jetzt auf den letzten Drü-

cker vieles von unserem Antrag übernommen ha-

ben. Sie sprechen sich jetzt für ambitionierte Kli-

maziele für Moorböden aus, um beim Moorschutz 

endlich voranzukommen. Nur sind beim Klimage-

setz, das Sie gestern neu gefasst haben, keinerlei 

Klimaziele für Moorböden enthalten. Selbst die 

Absichtserklärung, landeseigene Moorflächen 

künftig klimagerecht zu verwalten, wird in der Be-

gründung gleich wieder kassiert: Sie seien schon 

in einem sehr guten Zustand, man könne da nicht 

viel machen und außerdem habe man dafür auch 

keine Finanzmittel. 

Die wenigen Projekte, die es für die Wiedervernäs-

sung von Mooren gibt, schleppen sich dahin. Wir 

kennen das Projekt Hannoversche Moorgeest hier 

in der Region Hannover. Dort hat die EU sogar 

angedroht, sozusagen die Fördermittel, die dort 

bereitgestellt worden sind, von der Region und 

vom Land Niedersachsen zurückzufordern, weil 

man die Ziele, die dort vereinbart worden sind, 

nicht erreicht hat. Deshalb bin ich froh, dass es 

jetzt endlich vorangeht. Aber auch dort hat es sehr, 

sehr lange gedauert. 

Wir meinen, es geht besser. Wir brauchen einen 

echten Neustart für den Erhalt der Moore. Wir sind 

ja deutlich weiter. Ich bin froh, dass das Landvolk 

mittlerweile auch sagt, dass wir dort vorankommen 

müssen. In wenigen Wochen findet ja auf Einla-

dung des Landvolkes eine große Moorschutzta-

gung in Bremen mit Bundeslandwirtschaftsminister 

Cem Özdemir statt. Minister Lies und Ministerin 

Otte-Kinast sind dort auch zugegen. Dort wird es 

darum gehen, wie wir endlich den großen Wurf 

hinkriegen, um mit den Landwirten die schädliche 

Wirkung bei Mooren und Torfböden zu vermindern 

und endlich mit ambitioniertem Klimaschutz auf 

den Torfböden loszulegen. Denn wie Sie richtig 

schreiben, ist Niedersachsen das Moor- und das 

Torfland Nummer eins. Dieses Land ist aber auch 

bedroht. Deshalb müssen wir hier gemeinsam 

etwas tun. 

Ich bin froh, dass im Antrag von SPD und CDU 

jetzt eine Einsicht deutlich wird. Aber wenn man 

die Forderungen durchschaut, dann fragt man 

sich, warum diese viereinhalb Jahre zu spät kom-

men. 
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Es darf nicht bei Runden Tischen und Prüfaufträ-

gen bleiben. Sie schreiben, man müsste mal prü-

fen, welche Organisationseinheit den Moorschutz 

eigentlich voranbringen will. Wir schlagen Ihnen 

vor, eine Landesmoorgesellschaft zu gründen, die 

sowohl Fördermittel einwirbt als auch zusammen 

mit den Landwirten, mit den Torfabbauunterneh-

men, die sich zu Torfschützern entwickeln sollen, 

und mit den Umweltverbänden einen großen Wurf 

macht, um auch in diesem Bereich - dem Moor-

schutz - Niedersachsen zu einem Vorbild werden 

zu lassen. 

Wir müssen auch über Moorstandorte für Freiflä-

chen-Photovoltaik reden. Dies kann stark dazu 

beitragen, Emissionen zu vermindern. Ich bin sehr 

froh, dass die Ampelkoalition auf der Bundesebene 

diesbezüglich eine Öffnung vorgenommen hat. 

Wir müssen über Torfersatzstoffe im Gartenbau 

reden. Die Landwirtschaft muss sich in Richtung 

Paludikulturen entwickeln. Wir müssen den Gar-

tenbau dazu bringen, insgesamt weniger Torf zu 

verwenden. Deshalb der Appell - 

(Glocke des Präsidenten) 

- Dreißig Sekunden habe ich noch!  

- an alle, möglichst torffreie Blumenerden zu ver-

wenden. Die gibt es von niedersächsischen Her-

stellern. Niemand braucht Torf, um Blumen herzu-

stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir müssen als Land auch Vorbild sein und auch 

mit Blick auf die Kommunen dafür sorgen, dass wir 

selber als Land keinen Torf verwenden. Wir sollten 

dem Beispiel von Großbritannien folgen, das seit 

mehreren Jahren bei allen Ausschreibungen da-

rauf achtet, dass auf die Verwendung von Torf 

verzichtet wird. Da könnte das Land Vorbild sein 

und unsere Moore zu besseren Klimaschützern 

und Artenschützern machen. 

Danke fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke, Herr Meyer. - Es folgt der Abgeordnete 

Marcus Bosse für die Fraktion der SPD. 

Marcus Bosse (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es war wirklich eine intensive Bera-

tung, und sie hat tatsächlich auch ein bisschen Zeit 

gebraucht. Unterm Strich, denke ich, kann man 

aber feststellen, dass man auch vor dem Hinter-

grund der Anhörung und der Beratung im Fach-

ausschuss zu einem guten Kompromiss zwischen 

Umwelt- und Landwirtschaftsministerium gekom-

men ist. 

Niedersachsen ist nun mal das moorreichste Bun-

desland in Deutschland. Wir tragen deshalb eine 

besondere Verantwortung für den Schutz der Moo-

re. Als sensible Ökosysteme haben sie eine hohe 

Bedeutung für den Wasserhaushalt, den Natur-

schutz und natürlich auch die Biodiversität. 

Moorschutz ist natürlich auch - das hat Kollege 

Meyer auch gesagt - Klimaschutz, und zwar richti-

ger Klimaschutz. Neben dem Schutz und der Re-

generation der noch vorhandenen naturnahen 

Moore geht es vor allen Dingen um eine regionale 

Wertschöpfung auf unseren Moorflächen. Wir 

schaffen das, indem wir die vorhandenen Eckpunk-

te des Moorschutzprogramms weiterentwickeln. 

Unsere Ziele sind der Schutz der verbleibenden 

natürlichen Moore, die Revitalisierung von Mooren 

ohne Nutzung und die natur- und klimaverträgliche 

Nutzung von bewirtschafteten organischen Böden. 

Weil niedersächsische Moore zum Großteil auch 

land- und forstwirtschaftlich genutzt werden, set-

zen wir bei der Bewirtschaftung von Moorflächen 

auf die Kooperation von Landwirtschaftsbetrieben, 

Forschungseinrichtungen und Technikentwicklung 

für den Klima- und natürlich auch für den Boden-

schutz, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

70 % der Fläche der niedersächsischen Hoch- und 

Niedermoore sind landwirtschaftlich genutzt und 

damit eine Existenzgrundlange für eine Vielzahl 

von Betrieben. Nachdem die Moorstandorte in der 

Vergangenheit nutzbar gemacht worden sind, ha-

ben sich darüber hinaus vielfach dörfliche Struktu-

ren auch im Bereich von Moorstandorten gebildet, 

die den ländlichen Raum in Niedersachsen durch-

aus prägen. Dessen muss man sich bei der Dis-

kussion bewusst sein. 

Daraus resultiert eine besondere Verantwortung 

Niedersachsens beim Moor- und Klimaschutz ge-

genüber den betroffenen Menschen und natürlich 

auch den Flächenbesitzern.  

Um die Moor- und Klimaziele zu erreichen, muss 

des Weiteren das Aktionsprogramm „Niedersäch-

sische Moorlandschaften“ noch weiter konkretisiert 

werden. Darauf bin ich schon kurz eingegangen.  
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Seitens der zuständigen Landesdienststellen wur-

den auf landeseigenen Flächen in Moorgebieten 

Maßnahmen zur Renaturierung bzw. zur Herstel-

lung naturnaher Wasserhaushalte - teilweise auch 

im Rahmen der EFRE-Förderrichtlinie - durchge-

führt. 

Darüber hinaus tragen zahlreiche weitere Akteure 

vor allem bei den kommunalen Gebietskörper-

schaften und anderen Körperschaften sowie Stif-

tungen, verschiedenen Verbänden und diversen 

Einrichtungen mit vielfältigen Aktivitäten zur Errei-

chung der Ziele des Programms bei. 

Gleichermaßen wird durchaus deutlich, dass ein 

sehr hoher Bedarf zur weiteren Verwirklichung der 

Ziele des Programms bestehen bleibt. Das ist 

schon in Anbetracht der Flächennutzung und des 

Flächenumfangs der Moore und weiterer kohlen-

stoffreicher Böden mit Klimaschutzfunktion, die in 

Niedersachsen ca. 10 % der Landesfläche ein-

nehmen, durchaus nachvollziehbar. Insbesondere 

zeigt sich ein Erfordernis im Hinblick auf die ver-

bleibenden Treibhausgasemissionen auf die nie-

dersächsischen Moore.  

Durch die Weiterentwicklung der Vorgaben zum 

Klimaschutz - im Bundes-Klimaschutzgesetz, aber 

auch im Niedersächsischen Klimagesetz, das wir 

gestern hier beschlossen haben, oder auch durch 

das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zum 

Klimaschutz - ergibt sich - da waren wir schon fast 

so weit, dass die Fraktion der Grünen hätten mit-

stimmen können; zumindest hatte sie es angedeu-

tet - eine nochmals erhöhte Dringlichkeit bei dieser 

Aufgabe zum Schutz unserer Moore in Nieder-

sachsen und, ich denke, auch in der gesamten 

Bundesrepublik Deutschland. 

Man muss immer darauf hinweisen, wie wichtig die 

Moore hier bei uns sind und dass wir sie unbedingt 

schützen müssen. Darum, denke ich, ist uns mit 

diesem Antrag ein guter Kompromiss gelungen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Bosse. - Nächster Redner ist 

Dr. Frank Schmädeke für die Fraktion der CDU. 

Bitte sehr! 

Dr. Frank Schmädeke (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Meyer, Sie haben gerade wirk-

lich viel Theorie vorgetragen. Vergessen Sie nur 

nicht, auch aufzuzeigen, wie Sie in dem Prozess 

hin zu mehr Moorschutz die Betroffenen mitneh-

men wollen! 

(Beifall bei der CDU) 

Ich selbst bin stolz darauf, dass ich den Antrag der 

Regierungsfraktionen von CDU und SPD hier in 

den Landtag einbringen durfte und ihn jetzt auch 

zur Abstimmung stellen darf. Ich bin seit fünf Jah-

ren Vorsitzender im Flurbereinigungsverfahren 

Lichtenmoor, welches sich u. a. zum Ziel gesetzt 

hat, gemeinsam nachhaltige Moor- und Klima-

schutzmaßnahmen zu erarbeiten und umzusetzen. 

Zuvor, meine Damen und Herren, habe ich über 

vier Jahre einen 22-köpfigen Arbeitskreis zur Vor-

bereitung der zukunftsweisenden Neugestaltung 

des Lichtenmoores geleitet. Ich weiß also sehr 

genau, worüber ich spreche, und ich bin diesbe-

züglich Überzeugungstäter bei der gemeinsamen 

Umsetzung des Machbaren. 

(Beifall bei der CDU - Axel Miesner 

[CDU]: Hört, hört!) 

Das unterscheidet uns, glaube ich. Genau diesen 

Pfad der gemeinsamen Umsetzung eines machba-

ren und damit erfolgreichen Moorschutzes im Sin-

ne nachhaltigen Klimaschutzes zeigt unser Antrag 

auf. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen der Grü-

nen, wundern Sie sich jetzt nicht! Nicht nur als 

Vorlage mit Blick auf meine weiteren Ausführungen 

möchte ich Ihnen an dieser Stelle ganz herzlich 

zum 40-jährigen Jubiläum Ihrer Landtagsfraktion 

gratulieren. 

(Beifall bei der CDU - Gerald Heere 

[GRÜNE]: Danke schön!) 

Vierzig Jahre! Da sollte man meinen, Sie wüssten 

inzwischen auch, dass es vom Entwurf hin zum 

Gesetz ein langer Weg ist, weil viele Dinge über-

legt und geprüft und vor allem viele Menschen 

beteiligt werden sollen und müssen, damit das, 

was der Landtag dann beschließen möge, passt 

und wirkt. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Wir 

reden doch immer über Bürokratieab-

bau!) 

Genau das wollen wir mit unserem Antrag errei-

chen: ein Gesetz, das passt und darum auch wir-

ken kann. 
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Trotzdem, meine Damen und Herren, schreiben 

Sie - ich glaube, es war Frau Byl - in Ihrer Presse-

mitteilung vom 13. Juni 2022, die Landesregierung 

wolle sich „nun erst auf den letzten Metern der 

Wahlperiode für besseren Moorschutz ausspre-

chen“.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Das ist 

gerade zeitlich so!) 

Das wollen wir tatsächlich! Aber, um im Bild zu 

bleiben: Wir sind schon einige Kilometer bis hier-

her gegangen, um das Ziel zu erreichen, nämlich, 

unsere Moorböden, wo möglich, nachhaltig zu 

schützen und Rahmenbedingungen zu schaffen, 

die den ländlichen Raum bei der Maßnahmenpla-

nung mitnehmen. 

Meine Damen und Herren, beim nachhaltigen 

Moorschutz gibt es einfach keinen Platz für Ideolo-

gen! Moor- und Naturschutz kann nur gelingen, 

wenn wir die Menschen, die Eigentümer und Be-

wirtschafter der Flächen sind, über die wir verfügen 

wollen, auch beteiligen. 

Das ist kein leeres Land, über das wir sprechen. 

Es ist die Heimat, das Eigentum und die Lebens-

grundlage von Menschen, denen Gesellschaft und 

Politik mindestens 70 Jahre lang ins Heft geschrie-

ben haben, unter meist schwierigsten Bedingun-

gen ihren Beitrag zur Sicherstellung der Ernährung 

zu leisten.  

Es ist schlicht nicht richtig, wenn Sie in Ihrer Pres-

semitteilung schreiben, dass in den vergangenen 

fünf Jahren nichts passiert sei, um den Erhalt der 

Moore zu verbessern. 

Richtig ist allerdings, dass wir da anfangen, wo wir 

mit den zur Verfügung stehenden Mitteln das meis-

te erreichen können, z. B. in bestehenden Schutz-

gebieten und landwirtschaftlich weniger intensiv 

genutzten oder gar ungenutzten Flächen, durch 

die ganzheitliche Anpassung des Wasserregimes 

und Optimierung der Wasserhaltung. 

Um zu einem guten Ergebnis zu kommen, meine 

Damen und Herren, müssen wir keine zusätzliche 

Landgesellschaft gründen. Wenn wir den von 

Ihnen angekündigten effizienten großen Wurf ma-

chen wollen, dann müssen und werden wir zu-

nächst unzählige Privatbesitzer häufig kleinster 

Moorparzellen und die im Moor wirtschaftenden 

landwirtschaftlichen Betriebe im wahrsten Sinne 

des Wortes an die Hand nehmen, um jeweils vor 

Ort gemeinsam kooperative Lösungen für den 

Moor-, Klima- und Artenschutz zu erarbeiten. Dafür 

gibt es bereits gelungene Beispiele, die einen 

ganzheitlichen Ansatz einer Moorwiedervernäs-

sung unter Einbindung aller regionalen Akteure 

und der Betroffenen vor Ort erfolgreich umsetzen, 

wie z. B. in meinem geliebten Lichtenmoor bei mir 

vor der Haustür. Es kann doch nicht sein, dass 

Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von den 

Grünen, nicht klar ist, dass solche Prozesse zum 

Teil über Jahre hinweg entwickelt werden müssen. 

Meine Damen und Herren, wer sich ernsthaft mit 

der Wiedervernässung von Mooren beschäftigt, 

der weiß auch, dass z. B. ein Eingriff in das Vorflut-

regime, also in Gräbensysteme, bzw. in die Was-

serhaltung fast immer auch Auswirkungen auf 

benachbarte Siedlungsstrukturen hat. Spätestens 

dann, meine Damen und Herren, wenn man das 

erkannt hat, geht es nicht mit großen Schritten eilig 

voran, sondern man braucht eine Menge Zeit und 

viele Gespräche, um Vertrauen zu gewinnen und 

Lösungen zu finden. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: So ist es!) 

Denn allein die Befürchtung, nasse Kellerräume zu 

bekommen, wirkt in den sensiblen Prozessen der 

Wiedervernässung wie ein Habichtschlag im Hüh-

nergehege.  

Um diese Herausforderungen zu lösen, werden 

unter Beteiligung aller Akteure im ländlichen Raum 

bereits seit Jahren Instrumente wie die modernen 

etablierten ökologischen Flugbereinigungsverfah-

ren angewendet. Mit diesen Verfahren werden 

Prozesse in Bewegung gesetzt, die am Ende zwar 

Zeit kosten, aber gute und vor allen Dingen nach-

haltige Ergebnisse für Mensch und Natur erarbei-

ten. 

Wir sind längst auf einem praktikablen Weg des 

Moor- und Klimaschutzes unterwegs. Diesen Weg 

haben wir erfolgreich eingeschlagen, und wir wol-

len ihn, wie in unserem Antrag beschrieben, wei-

tergehen. 

Ich danke Ihnen allen für Ihre Aufmerksamkeit und 

bitte, unserem Antrag zuzustimmen. Den nicht 

ausgereiften Antrag der Grünen sollten Sie ableh-

nen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Dr. Schmädeke. - Der nächste 

Redner hat sich schon auf den Weg gemacht: 

Horst Kortlang für die Fraktion der FDP. 
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Horst Kortlang (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Gestern haben die Fraktionen von SPD und CDU 

die Änderung des Niedersächsischen Klimageset-

zes beschlossen. Bei den beiden Anträgen, die wir 

heute in der Beratung abschließen, geht es auch 

um Klimaschutz. Es geht konkret um unsere Moor-

böden. Fachlich wird von „kohlenstoffreichen Bö-

den“ gesprochen. Es geht also nicht um die Koh-

lenstoffspeicher, die in deutlich tieferen Schichten 

liegen. 

In der Krise, in der wir uns befinden und die sich 

noch stärker zuspitzen kann, werden die Begehr-

lichkeiten deutlich, ob man nicht doch, um dem 

Kollaps der Wirtschaft und dem Erkalten der 

Wohneinheiten entgegenzuwirken, die Kohlen-

stoffvorräte, die in unseren Regionen noch verbor-

gen sind, bergen kann. - Ich höre schon das Rau-

nen. Das wird ja nicht so gerne gehört. Aber wir 

müssen trotzdem darüber nachdenken. 

Ich kann mich gut an die Erzählungen in zurücklie-

genden Zeiten erinnern, dass insbesondere nach 

dem Krieg ziemlich alles brennbare Material ge-

sammelt wurde und so mancher Baum fiel. Wie ich 

den Marktanalysen entnehmen kann, ist jeder 

Ofen, der bei der Anlieferung im Laden ankommt, 

schon verkauft. Sie können also kaum welche 

erstehen. Die Menschen bereiten sich also auf die 

schlechte Zeit vor. 

Wie ich schon im November bei der Einbringung 

des Antrags der Grünen ausgeführt habe, kann es 

nicht darum gehen, hier eine heile Welt zu be-

schreiben und auf anderen Kontinenten durch 

unsere Nachfrage ein Vielfaches in der Umwelt zu 

zerstören 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Das findet 

ja statt!) 

- doch, das kann man so sehen - und ein Vielfa-

ches an Kohlendioxid freizusetzen. 

(Zuruf von Miriam Staudte [GRÜNE]) 

- Schimpfen Sie nicht! Das ist so. Sie müssen sich 

den Tatsachen stellen. 

Ich hatte damals die globale Sicht eingefordert und 

Sie und uns dazu gedrängt, uns mehr darum zu 

kümmern, hier die Ideen der neuen Techniken mit 

umzusetzen bzw. diese zu entwickeln, um die 

Probleme weltweit anzugehen und ausräumen zu 

können. 

Als Praktiker setze ich auf das gerade Gesagte 

und nicht auf viel Papier und noch mehr Vorschrif-

ten; das erschwert es nur. Wenn wir die Menschen 

nicht mitnehmen, ist jedes Papier wertlos. 

Die FDP-Fraktion wird daher der Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses folgen und den Antrag 

von Bündnis 90/Die Grünen ablehnen. 

Ich komme nun noch zum Antrag der Fraktionen 

der SPD und der CDU. Sie loben 300 Millionen 

Euro Fördergelder und übernehmen - zum Teil 

etwas abgeschwächt - die Forderungen des vor-

genannten Antrags. Sie sollten aber bedenken, 

dass wir das Thema global denken müssen - ich 

sagte das schon -; denn nur mit Lösungen, die 

global umgesetzt werden, werden wir das Ziel 

erreichen, die mittlere Jahrestemperatur nur noch 

um 1,5 Grad anwachsen zu lassen. Im Grunde ist 

wieder ein halbes Jahr vergangen, ohne diesem 

Ziel wirklich näher gekommen zu sein. Der Mee-

resspiegel wird steigen, und die Deiche werden 

den Sturmfluten in absehbarer Zeit nur schwer 

widerstehen können. Demgegenüber ist die Krise, 

auf die wir gerade zusteuern, harmlos. Um es ganz 

deutlich zu sagen: Den Klimaschutz, also die 

1,5 Grad und weniger, schaffen wir nur, wenn wir 

global und im großen Rahmen als Weltgemein-

schaft denken und wir unsere Technik dafür zur 

Verfügung stellen. 

Gerade wir hier in Niedersachsen haben die Ver-

antwortung und die Pflicht, die Techniken zu ent-

wickeln und zur Marktreife zu bringen, damit sie 

weltweit eingesetzt werden können. Den wirksa-

men Klimaschutz bewirken wir nur damit. In diese 

Projekte muss das Geld fließen. Ich hoffe sehr, 

dass wir die Ideengeber mit neuem Mut ausstatten 

können, wenn wir signalisieren, wir leiten die För-

dermittel in diese überlebenswichtigen Projekte. 

Meine Damen und Herren, in der Hoffnung, nicht 

nur die Notwendigkeit des Handelns in dem Vorge-

tragenen dargestellt zu haben, sondern auch in 

diesem Sinne etwas zu bewirken, wird die FDP-

Fraktion nicht mit Nein stimmen, sondern sich 

diesmal enthalten. Gestern war es ja anders. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Kortlang. - Nun folgt für die Lan-

desregierung der Umweltminister Olaf Lies. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das ist der letz-

te Tagesordnungspunkt heute! - Zuruf 
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von der SPD: Die letzte Chance für 

heute!) 

- Lassen Sie sich nicht beeindrucken, Herr Minis-

ter! Wir wissen ganz genau: Bis zum Parlamentari-

schen Abend sind noch anderthalb Stunden Zeit. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Bitte sehr! 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, dass man das Thema Klimaschutz 

noch einmal grundsätzlich betrachten muss. 

(Heiterkeit - Sebastian Zinke [SPD]: 

Der ist ja bei Ihnen in guten Händen, 

Herr Minister!) 

Aber ich glaube auch: So weit muss es jetzt nicht 

kommen. 

Zunächst einmal darf ich mich ganz herzlich für die 

Debatte und auch für die Argumente bedanken.  

Lieber Horst Kortlang, ich will eines sagen: Die 

Deiche sind sicher! Bei Ihnen klang das gerade ein 

bisschen anders. Ich möchte den Menschen, die 

das gehört haben, die Sorge nehmen, dass die 

Deiche nicht sicher sind. Im Gegenteil, wir bauen 

sie als Klimadeiche tatsächlich schon 50 cm höher, 

als wir das bisher gemacht haben. Das zeigt, glau-

be ich, die Notwendigkeit. Dahin zielen auch dieser 

Antrag und die Entscheidung. 

Wir dürfen die unterschiedlichen Krisen, in denen 

wir gerade sind, nicht gegeneinander abwägen. 

Wir können nicht sagen: „Wir haben jetzt eine 

Energiekrise, deswegen haben wir keine Klimakri-

se mehr“ oder „Wir haben eine Ernährungskrise, 

deswegen können wir uns nicht um Moorschutz 

kümmern!“ Wir müssen es schaffen - ich glaube, 

das ist eine sehr große Herausforderung für unse-

re Gesellschaft -, diese unterschiedlichen Krisen, 

die für sich genommen schon dramatisch sind und 

in wesentlichen Teilen jetzt auch noch zusammen-

treffen, gemeinsam zu lösen. Das halte ich für 

ganz wichtig. Deswegen ist das Thema Klima-

schutz ganz elementar, und deswegen ist der Bei-

trag, den der Moorschutz leisten kann, natürlich ein 

ganz wesentlicher. 

Wenn ich Horst Kortlang richtig verstanden habe, 

muss es uns darum gehen, technologische Frage-

stellungen zu entwickeln, die wir weltweit nutzen 

können, aber lokal trotzdem Moorschutz machen. 

So habe ich das verstanden. Ich glaube, genau 

das ist die Herausforderung. Denn den Moorschutz 

machen wir hier vor Ort. Wir können einen elemen-

taren Beitrag dazu leisten, die Treibhausemissio-

nen deutlich zu minimieren und zu senken und 

damit ein Beispiel zu geben, und das machen wir 

auch. 

Ein gutes Beispiel ist die Hannoversche Moorge-

est. Ich habe es hier schon einmal ausgeführt. Die 

Hannoversche Moorgeest zeigt uns aber auch in 

dramatischer Art und Weise, wie herausfordernd 

das ist: relativ kleine Teilstücke, die unterschiedli-

chen Eigentümern gehören. In anderen Gebieten 

kann man die heutigen Eigentümer früherer Torf-

gebiete, wo man Torf stechen konnte, nicht einmal 

mehr ausfindig machen. Wir werden eine Lösung 

dafür finden müssen. Das auf Kleinsträumen im 

Dialog zu lösen, ist kaum möglich, zumal wenn wir 

die Leute gar nicht finden, mit denen wir in den 

Dialog treten müssten. Wir müssen also sehen, 

wie wir damit umgehen. 

In der Hannoverschen Moorgeest hatten wir auch 

mit einer ganzen Reihe sehr langwieriger Klagen 

zu tun. Wir haben uns bis zum Schluss - ich glau-

be, das war klug - bemüht, ein Verfahren zu schaf-

fen, in dem wir die Akzeptanz der Beteiligten ha-

ben und keine Enteignungen vornehmen. Das 

wäre sicherlich der andere Weg. Aber wenn wir 

den Menschen Angst vorm Moorschutz machen, 

haben wir keine Lösung. Wir müssen sie dabei 

mitnehmen. Deswegen ist der Weg richtig. Aber so 

viel Zeit, wie wir gebraucht haben, können wir nicht 

bei jeder Umsetzung eines Moorschutzprojekts in 

unserem Land brauchen. Das wäre zu aufwendig. 

Jetzt brauchen wir einen vernünftigen Ansatz - das 

verstehe ich als das Ziel dieses Antrages -, um die 

mehr als 10 % der Fläche, die wir haben, in den 

Blick zu nehmen und zu entscheiden, wie wir damit 

umgehen wollen. 

Ich glaube, als einer der ersten Punkte ist eine 

Potenzialstudie und -analyse notwendig - ich hatte 

dazu verschiedene Dialogrunden, auch mit der 

Landwirtschaft -, um herauszufinden, an welchen 

Stellen, auf welchen Flächen im Land welche Po-

tenziale vorhanden sind, Treibhausemissionen 

deutlich zu minimieren.  

Denn darum geht es uns ja dabei: dafür zu sorgen, 

dass wir weniger Treibhausgasemissionen haben. 

Auf bisher intensiv genutzten Flächen könnten 20 

bis 30 t CO2-Äquivalente pro Jahr und Hektar ge-

spart werden. Bei der Umstellung auf moorscho-

nende Bewirtschaftung wären es immer noch 5 bis 

10 t CO2-Äquivalente pro Hektar und Jahr. 
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Genau das müssen wir in den Blick nehmen - eine 

Potenzialstudie, wo in Niedersachsen welche Mög-

lichkeiten bestehen -, und das mit den Partnern 

zusammen. Partner dabei sind die Flächeneigen-

tümer.  

Dabei ist die Landwirtschaft ein ganz starker Part-

ner. Wir wissen aus vielen Gesprächen, dass die 

Landwirte sich Sorgen machen, dass die heutige 

Bewirtschaftung ihrer Flächen morgen nicht mehr 

möglich ist und es zu einer Entwertung ihrer 

Grundstücke kommt, ohne dass es dafür eine Ent-

schädigung gibt.  

Das müssen wir angehen. Wir müssen sicherstel-

len, dass der Wert der Flächen für den Landwirt 

erhalten bleibt. Wir müssen dann die Entscheidung 

treffen, ob wir diese Flächen kaufen, ob wir sie in 

die Bewirtschaftung nehmen, ob wir für die Ton-

nenäquivalente bezahlen. Wenn der Einzelne 

durch die Bewirtschaftung 5 bis 10 t spart, dann - 

das ist seine Vorstellung - müssten die erwirtschaf-

teten Negativemissionen eigentlich bezahlt wer-

den.  

Das muss man sich einmal überlegen. Das ist alles 

schwierig, weil wir das eigentlich nicht anrechnen 

können. Aber diese Lösungen brauchen wir, damit 

wir Akzeptanz finden, damit das funktioniert. 

Dabei spielt tatsächlich - deswegen habe ich das 

gesagt - auch die Landesverwaltung eine große 

Rolle. Das heißt, die Diskussion darüber, wie wir 

das machen, ist gut. Ich glaube, Christian Meyer 

weiß das am besten. 

Lieber Herr Meyer, das Thema Flurbereinigung ist 

dabei ein ganz entscheidender Punkt.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Das wur-

de unter Rot-Grün gemacht!) 

- Genau.  

Die Flurbereinigung müssen wir weiterentwickeln; 

denn sie ist relativ aufwendig. Aber sie ist natürlich 

eine Chance, auf der einen Seite dem Landwirt 

eine Perspektive zu eröffnen und auf der anderen 

Seite die Flächen freizubekommen, die wir brau-

chen. Auch das wird also ein ganz wesentliches 

Instrument sein. 

Wie kommen wir weiter voran? - Die Bund-Länder-

Zielvereinbarung, die am 20. Oktober veröffentlicht 

wurde, setzt natürlich auf Freiwilligkeit. Aber wir 

würden uns etwas vormachen, wenn wir meinen 

würden, dass die Freiwilligkeit das Programm für 

die nächsten Jahrzehnte und die Unendlichkeit ist. 

Ich glaube vielmehr, dass der Zeitraum der Freiwil-

ligkeit endlich sein wird. Ihn müssen wir nutzen, 

um alle mitzunehmen, damit nicht nachher Ent-

scheidungen über die Köpfe hinweg getroffen wer-

den müssen. 

Gerade wurde der Deutsche Naturschutztag eröff-

net, der hier in Hannover stattfindet. Er ist ein toller 

Erfolg. Über 1 200 Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer sind da. Sie beschäftigen sich mit nahezu 

allen Fragen, die auch wir hier gemeinsam disku-

tiert haben, u. a. auch mit dem natürlichen Klima-

schutz und mit dem 4-Milliarden-Euro-Projekt, das 

die Ampelregierung jetzt aufgelegt hat.  

Ich finde, das ist eine gute Entscheidung: 4 Milliar-

den Euro für die nächsten vier Jahre. Das ist für 

uns eine Riesenchance, machbare Projekte von 

wirklich nennenswerter Größenordnung umzuset-

zen und zu realisieren. Zumindest ist mein Ein-

druck, dass wir in Niedersachsen mit diesen Mit-

teln eine Menge bewegen können und damit sehr 

schnell einen entscheidenden Beitrag zum Klima-

schutz leisten können. 

Insofern tragen wir mit den heutigen Diskussionen 

und dem heutigen Beschluss auch dem „Nieder-

sächsischen Weg“, den wir gemeinsam beschlos-

sen haben, Rechnung. Auch der „Niedersächsi-

sche Weg“ spricht von klimaschonender Bewirt-

schaftung durch die Landwirtschaft. Wir brauchen 

auch hier die Flächeneigentümer und gerade die 

Landwirtschaft als Partner. Wir brauchen sie als 

Partner, wo sie selber ihre Bewirtschaftung fortset-

zen. Wir brauchen sie aber auch als verständnis-

volle Partner, wenn man mit Verfahren dafür sorgt, 

dass Flächen zukünftig möglicherweise nicht mehr 

landwirtschaftlich genutzt werden können - aber 

das bitte auf Augenhöhe und nicht über die Köpfe 

der Beteiligten hinweg. 

Insofern vielen Dank für die heutige Entschließung! 

Ich glaube, dass sie uns auf einen klaren Kurs 

bringt und wir die Chance haben, einen hoffentlich 

sehr großen Anteil der 4 Milliarden Euro des Bun-

des nach Niedersachsen in die Umsetzung des 

Moorschutzes zu holen und damit mit den Projekt-

partnern und den Landeigentümern wirklich gute 

Projekte auf den Weg zu bringen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Minister.  
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Ich schließe die Beratung. 

Wir kommen zu den Abstimmungen, zunächst 

einmal zu Nr. 1 der Beschlussempfehlung. 

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion der SPD und 

der Fraktion der CDU in der Drucksache 18/11260 

unverändert annehmen will, den bitte ich um ein 

Handzeichen. - Das sind CDU, SPD und einige 

fraktionslose Abgeordnete. Gibt es Gegenstim-

men? - Gegenstimmen beim Bündnis 90/Die Grü-

nen. Gibt es Enthaltungen? - Enthaltungen bei der 

CDU und einigen fraktionslosen Abgeordneten. 

(Zurufe: Bei der FDP!) 

- Entschuldigung, bei der FDP und einigen frakti-

onslosen Abgeordneten. Das war jetzt nicht bös 

gemeint. 

(Björn Försterling [FDP]: Alles gut! 

Das war nicht schlimm! Nicht schön, 

aber nicht schlimm! - Heiterkeit) 

Insofern stelle ich fest, dass Sie der Beschluss-

empfehlung mit Mehrheit gefolgt sind. 

Wir kommen zur Abstimmung zu Nr. 2 der Be-

schlussempfehlung.  

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung folgen 

und damit den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen in der Drucksache 18/10170 ablehnen will, 

den und die bitte ich um ein Handzeichen. - Das 

sind die FDP, die CDU, Fraktionslose und die 

SPD. Gibt es Gegenstimmen? - Gegenstimmen 

beim Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es auch Enthal-

tungen? - Das ist nicht der Fall. Insofern ist auch 

dieser Beschlussempfehlung mit großer Mehrheit 

gefolgt worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind am Ende 

der heutigen Beratungen. Wir sehen uns morgen 

früh wieder. Ich wünsche jetzt viel Spaß bei all 

dem, was Sie noch zu tun haben. 

Schluss der Sitzung: 18.16 Uhr. 
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